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181. Sitzung 

Bonn, den 19. Juni 1975 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung ergänzt werden um die in 
der Ihnen vorliegenden Liste aufgeführten Vorla-
gen: 

Beratung des Berichts und des Antrags des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu den von der Bundesregierung zur 
Unterrichtung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kommission für 

eine Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften an den Rat über Beziehungen zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den assoziierten über-
seeischen Ländern und Gebieten (ÜLG) 

eine Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über 
die Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete mit 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

einen Entwurf eines Abkommens über den Handel mit den 
überseeischen Ländern und Gebieten mit Erzeugnissen, die 
unter die Zuständigkeit der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl fallen 

— Drucksachen 7/3569, 7/3784 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. von Dohnanyi 

Beratung des Berichts und des Antrags des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu dem von der Bundesregierung zur 
Unterrichtung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den 
Abschluß eines Abkommens über handelspolitische Zusammen-
arbeit zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Sri Lanka 
— Drucksachen 7/3459, 7/3785 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Russe  

Beratung des Berichts und des Antrags des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommission für eine Verord-
nung (EWG) des Rates zur Anpassung der in Artikel 13 Absatz 9 
von Anhang VII des Statuts der Beamten der Europäischen Ge-
meinschaften vorgesehenen Sätze der Tagegelder für Dienst-
reisen 
— Drucksachen 7/3615, 7/3787 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schäfer (Tübingen) 

— Es erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Nach § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung soll der 
Bundesbericht Forschung V (Forschungspolitischer 
Teil und Faktenteil — Drucksache 7/3574 —) dem 
Ausschuß für Forschung und Technologie — feder-
führend — und dem Haushaltsausschuß — mitbe-
ratend — überwiesen werden. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 2 a) und b) der heutigen Tagesord-
nung auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Berufsbildungs-
gesetzes (BBiG) 
— Drucksachen 7/3714, 7/3732 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/

-

CSU betr. weitere Reform der beruflichen 
Bildung 
— Drucksache 7/3746 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Das Wort zur Begründung zu Punkt 2 a) hat Herr 
Bundesminister Rohde. 

Rohde, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
In Erfüllung der Regierungserklärung von Bundes-
kanzler Helmut Schmidt und auch der Erwartung der 
Fraktionen des Deutschen Bundestages hat die Bun-
desregierung einen Gesetzentwurf zur Reform der 
beruflichen Bildung vorgelegt. Sie hat damit Vor-
aussetzungen für konkreten Fortschritt in einer der 
schwerwiegendsten gesellschaftspolitischen Fragen 
geschaffen, denen sich heute Industrieländer gegen

-übersehen. Wir sind heute mit der Frage nach der 
Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung im Gesamt-
bildungssystem und nach einer besseren Sicherung 
des Ausbildungsplätzeangebots für die jungen Men-
schen konfrontiert. In einer solchen Zeit zählen nicht 
mehr allgemeine Thesen und Erwägungen, sondern 
nur noch präzise Vorschläge. 

Die Debatte, die wir im vergangenen Jahr im 
Deutschen Bundestag über die weitere Entwicklung 
der Berufsbildung geführt haben, endete seinerzeit 
mit der einmütigen Auffassung, daß es mit kosme-
tischen Korrekturen nicht mehr getan sei, sondern 
daß im Hinblick auf die sich abzeichnenden Struk-
turprobleme des beruflichen Bildungssystems wei-
terführende Lösungen gefunden werden müßten. Be-
reits in den Erörterungen des Bundesrates habe ich 
darauf hingewiesen, daß der Entwicklung unserer 
Volkswirtschaft und unserer gesellschaftlichen Ord-
nung insgesamt schwerer Schaden zugefügt würde, 
wenn die Reform nicht zustande käme. 

(Beifall bei der SDP und der FDP) 
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Bundesminister Rohde 
Denn die wirtschaftlichen Aufgaben, denen sich ein 
hochindustrialisiertes Land wie die Bundesrepublik 
angesichts weltwirtschaftlicher Veränderungen und 
auch neuer Formen internationaler Arbeitsteilung 
gegenübersieht, sind nur durch ein breites Potential 
qualifizierter Arbeitskräfte zu bewältigen. 

Es ist nicht zu verkennen, daß soziale Stabilität 
und Gerechtigkeit auch abhängen von Chancen-
gleichheit im Bildungswesen und vom Vertrauen der 
Bevölkerung in dieses Prinzip. Das Bildungssystem 
geriete auf Dauer aus den Fugen, wenn weiterhin 
Gymnasien und Hochschule allein der „Königspfad" 
zu allen Privilegien blieben. 

(Beifall bei der SDP und der FDP) 

Wenn es nicht gelingt, ,die berufliche Bildung, die 
für die überwiegende Mehrheit der Jugendlichen 
der Weg ins Arbeitsleben ist, zu einem gleichge-
wichtigen und gleichwertigen Bestandteil des Bil-
dungssystems zu machen, dann wäre dies die 
Bankrotterklärung gegenüber den unbestrittenen 
Zielen von Chancengleichheit, Leistungsfähigkeit 
und Durchlässigkeit. Wir können es uns weder wirt-
schaftlich noch sozial und politisch leisten, unser Bil-
dungswesen in Elitebildung und Bildungswege zwei-
ter Klasse zu polarisieren. 

Wer heute dem Rat folgt, alles so laufen zu las-
sen, wie es ist, der gefährdet nicht nur unser Berufs-
bildungssystem mit seinen beiden Lernorten Betrieb 
und Schule, sondern er riskiert auch schwere Ver-
werfungen im Gesamtbereich von Bildung und Be-
schäftigung. Wenn tatenlos abgewartet wird, ma-
növriert sich das praxisbezogene und praxisorien-
tierte berufliche Bildungssystem in die Gefahren-
zone hinein. Ich bitte den Deutschen Bundestag um 
Verständnis dafür, daß ich mich deshalb im Bundes-
rat mit Nachdruck gegen jeden Versuch gewandt 
habe, die Reform der beruflichen Bildung zeitlich 
und politisch bis in die 80er Jahre hinein zu ver-
schieben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Eines zeichnet sich allerdings heute schon ab: Die 
Beratungen im Deutschen Bundestag, die wir heute 
aufnehmen, fangen unter anderen und, wie ich sagen 
möchte, besseren Voraussetzungen an, als sie im 
Bundesrat mit dem Antrag der CDU/CSU-regierten 
Länder geendet haben. Das war ein Antrag, der in 
allgemeinen und widersprüchlichen Erwägungen 
steckengeblieben war und der sich im ganzen ge-
sehen mit pauschalen Urteilen über den Entwurf der 
Bundesregierung begnügte, ohne eigene Vorstellun-
gen unid Auffassungen der Antragsteller selbst dar-
zulegen. Bei der Bundesratsdebatte waren noch jede 
Form der staatlichen Kontrolle in der beruflichen 
Ausbildung, 'die Regelungen in der Weiterbildung, 
die Vorschläge für differenziertere Strukturen in der 
Berufsausbildung, die bessere Abstimmung der Aus-
bildungsinhalte durch eine zentrale Stelle auf Bun-
desebene, die Bundeseinheitlichkeit der Ausbil-
dungsordnung und vor allem auch das Bestreben, 
in dieser Legislaturperiode eine Finanzierungsrege-
lung im beruflichen Bildungssystem zu erreichen, auf 
scharfe Kritik der CDU/CSU-regierten Länder gesto-
ßen. Ich stelle heute fest, daß es in diesen Fragen 

sichtbare Auffassungsunterschiede zwischen Bundes-
tag und Bundesrat gibt. 

Das zeigt sich nicht nur in den Stellungnahmen 
der Koalition und in der Regierungsvorlage. Das 
macht auch der Antrag der Opposition deutlich. In-
sofern ist das weitgehende Nein der Bundesrats-
mehrheit der CDU/CSU-regierten Länder in meinen 
Augen weder sachlich noch politisch von Bestand. 

(Beifall bei der SDP und der  FDP) 

Der Mehrheitsantrag im Bundesrat hat sich nicht, wie 
manche meinten, als ein Einschnitt, sondern als eine 
Episode in der Reformdebatte erwiesen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

In einer eingehenden Stellungnahme hat die Bun-
desregierung — auch zur Information für die heu-
tige Debatte — in jedem Punkt nachgewiesen, wa-
rum der Antrag der Bundesratsmehrheit nicht den 
Anforderungen entspricht, die  an die Qualität eines 
Beitrages zur Reformdebatte in dieser Zeit zu stel-
len sind. Wir hoffen, daß diese detaillierte Stellung-
nahme zu einer Versachlichung beiträgt. Daß diese 
Hoffnung nicht unbegründet ist, entnehme ich auch 
dem Antrag der Opposition im Deutschen Bundes-
tag, der sich offensichtlich in einer Reihe von Punk-
ten von der Auffassung der Bundesratsmehrheit 
distanziert. 

In Hinblick darauf, daß von mancher Seite in den 
letzten Monaten die Notwendigkeit einer Reform 
durch Gesetz überhaupt bestritten worden ist, will 
ich nunmehr zusammengerafft wesentliche Aus-
gangspositionen für die Regierungsvorlage nennen. 

Erstens. Bereits bei der Verabschiedung des gel-
tenden Berufsbildungsrechts im Jahre 1969 hat der 
Gesetzgeber zu erkennen gegeben, daß in einer ab-
sehbaren Zeit weitere Reformschritte folgen müssen. 
Sein Interesse richtete er dabei insbesondere auf die 
Fragen der Finanzierung, indem er einstimmig eine 
unabhängige Sachverständigenkommission zur Un-
tersuchung der gegenwärtigen Finanzierungsstruk-
turen und zur Ausarbeitung von Vorschlägen ein-
setzte. Wenn wir in der Vorbereitung des Gesetz-
entwurfs mit Energie und Nachdruck Finanzierungs-
fragen aufgegriffen haben, dann nicht aus persön-
lichen Intentionen und Auffassungen, sondern dar-
um, weil wir uns verpflichtet fühlten, einer Linie zu 
folgen, die der gesamten Deutsche Bundestag bereits 
1970 in einmütig gefaßten Beschlüssen vorgezeich-
net hatte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Bei den inhaltlichen Regelungen hat sich 
inzwischen herausgestellt, daß im geltenden Recht 
keine zulängliche Gestaltung der Berufsausbildung 
nach Grund- und Fachbildung angelegt ist und vor 
allem auch für Lernbehinderte und für Lernschwache 
keine angemessenen Ausbildungswege geschaffen 
werden konnten. 

Drittens. Die berufliche Weiterbildung, die allein 
schon durch die Ausgaben der Bundesanstalt für Ar-
beit in den letzten Jahren eine neue Dimension er-
halten hat, ist in dem Gesetz von 1969 nur als Merk-
posten mit einem Paragraphen erwähnt, aber nicht 
konzeptionell ausgearbeitet. 
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Viertens. Die Vorschriften über die Ausbilderqua-

lifizierung, über die Kontrolle der Berufsausbildung, 
über die Prüfungen und den Fernunterricht und vor 
allem auch über die Eignung der Ausbildungsstätten 
bedürfen nach den Erfahrungen der letzten Jahre 
einer praxisorientierten und qualitativ fundierten 
Ausformung. 

Fünftens. Die Abstimmung der Ausbildungsinhalte 
zwischen Betrieb und Schule ist inzwischen nach 
Auffassung aller Beteiligten völlig unzureichend. 
Bisher, meine Damen und Herren, gibt es noch nicht 
einen bundeseinheitlichen Rahmenlehrplan für die 
Berufsschulen in der Bundesrepublik. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Die Erarbeitung von Ausbildungsordnungen dauert 
fünf bis zehn Jahre. Wenn wir das gegenwärtige 
Verfahren fortsetzten, würden wir für die heute vor-
handenen Berufe erst im Jahre 2000 neue Pläne für 
Schule und Betrieb haben, von der Entwicklung 
neuer Ausbildungsgänge ganz zu schweigen. Diese 
Feststellung ist nicht überzogen, sondern entspricht 
den Erfahrungen, die wir in den letzten Jahren auf 
diesem Felde gemacht haben. 

Sechstens. Die Instrumente der Vorausschau sind 
völlig unzulänglich. Wir haben nach dem geltenden 
Recht nicht die mindesten Voraussetzungen statisti-
scher und anderer Art zu unserer Verfügung. Das 
ist auch ein Grund dafür, daß in der deutschen Of-
fentlichkeit alljährlich die Frage nach der Zahl der 
Ausbildungsplätze wie ein Lotteriespiel empfunden 
wird. 

Siebtens ist eine entscheidende Sorge die Entwick-
lung des Ausbildungsplätzeangebots. Es ist nicht 
erst, wie manche meinen und wie von einigen in der 
öffentlichen Debatte behauptet wird, in den letzten 
Jahren zurückgegangen, sondern entwickelt sich seit 
anderthalb Jahrzehnten rückläufig. Die Hauptgründe 
dafür liegen in strukturellen Veränderungen, die 
ihren Einfluß auch unabhängig vom Gang der Re-
formdebatte auf die Angebotsseite gehabt haben. 
Der Angebotsrückgang zeichnete sich bereits in einer 
Zeit ab, in der wirtschaftliche Expansion und Hoch-
konjunktur herrschten. 

Neben der strukturellen und konjunkturellen Ab-
hängigkeit kommt nun aber hinzu, daß die Nach-
frage nach Ausbildungsplätzen in  den  nächsten Jah-
ren von geburtenstarken Schulabgängerjahrgängen 
beeinflußt werden wird. Insgesamt steht also vor 
uns die Sorge, daß auf der einen Seite die seit ein-
einhalb Jahrzehnten rückläufige Kurve des Ausbil-
dungsplätzeangebotes und auf der anderen Seite die 
Kurve wachsender Nachfrage durch stärkere Schul

-

abgängerjahrgänge in der Zukunft immer mehr in 
Konflikt miteinander geraten. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Wegen der fehlenden finanziellen Absicherung 
unserer beruflichen Ausbildung war es bisher nicht 
möglich, die Erosionserscheinungen im Ausbildungs-
plätzeangebot aufzuhalten. Ein Gesetzgebungspro-
zeß kann in dieser Zeit an einer so zentralen Erfah-
rung nicht vorbeigehen. Meine Damen und Herren,  

es trifft zu: Die bisherigen Instrumente und Mög-
lichkeiten haben sich als unzulänglich erwiesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Achtens. Ein wesentliches Kennzeichen der Ausbil-
dungsstruktur liegt auch darin, daß mehr als die 
Hälfte aller Jugendlichen in Kleinbetrieben ausge-
bildet wird, darunter allein 400 000 in Betrieben bis 
zu 9 Beschäftigten. Diese Betriebe brauchen für die 
Zukunft ergänzende und stützende Hilfen. 

Wer heute in der Öffentlichkeit behauptet, die be-
stehenden Strukturmängel seien ohne ein neues Ge-
setz zu beheben, der muß sich die Frage gefallen 
lassen, warum er dann nicht entsprechend handelt 
und warum die Mängel nicht abgebaut werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Entwicklungslinien, die ich aufgezeigt habe 
und die wesentlicher Anlaß für den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung sind, zeigen nach unserer Auf-
fassung, daß die berufliche Bildung nicht allein mit 
Appellen und kurzfristigen und gelegentlichen Inter-
ventionen qualitativ und quantitativ für die Zukunft 
abgesichert werden kann. 

Aufbauend auf dieser Erfahrung enthält der Re-
gierungsentwurf inhaltlich folgende grundlegende 
Ziele. 

Erstens besteht unsere grundlegende Orientierung 
darin, die berufliche Bildung zu einem gleichwertigen 
Bestandteil des Gesamtbildungssystems zu machen. 
Das drückt sich insbesondere darin aus, daß die Ab-
schlüsse der Berufsbildung künftig, meine Damen 
und Herren, Abschlüsse der Oberstufe unseres Bil-
dungswesens sein sollen. 

(Dr. Gölter (CDU/CSU) : Was ist denn damit 
erreicht?!) 

Daran wird zwar Kritik aus dem Bereich der Länder 
geübt. Allerdings ist demgegenüber festzustellen, 
daß die Schule nicht allein Maßstab für das Bildungs-
wesen sein kann. Wenn der Anspruch auf Gleich-
wertigkeit ernst genommen werden soll, dann muß 
er auch die im Gesetz enthaltenen Ausbildungswege 
und Lernorte mit einbeziehen. 

Ich bin mir bewußt, daß mit diesem Ziel ein hoher 
Anspruch an alle Träger der beruflichen Bildung 
gestellt wird. Dazu bedarf es nicht nur dieses Re-
formgesetzes, sondern auch eines wirkungsvollen 
Ausbaus der Berufsschulen. Unter Einfluß und Ini-
tiative des Bundes sind dafür in der Bund-Länder-
Kommission zwei wichtige Weichenstellungen voll-
zogen worden: zum einen durch den Kosten- und 
Finanzierungsplan von Bund und Ländern für die 
Bildungsausgaben bis 1978, in dem die Berufsschule 
zum ersten Mal in so deutlicher Akzentuierung Prio-
rität erhalten hat; zum anderen durch den neuen 
Stufenplan für die berufliche Grundbildung und für 
die überbetrieblichen Ausbildungsstätten, die damit 
endlich aus dem Streit der Meinungen herausgezo-
gen worden sind und ihre Anerkennung nunmehr 
durch die gemeinsame Unterschrift von Bund und 
Ländern erhalten haben. Der Bund hat begonnen, 
diese Verpflichtungen einzulösen, indem er z. B. für 
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den Bau dieser überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
allein im Jahre 1975 rund 150 Millionen DM für 
die Träger zu günstigen Konditionen bereitstellt. 

Im ganzen gesehen hat die Bund-Länder-Kommis-
sion im Stufenplan für die berufliche Bildung präzise 
ausformuliert, was der Antrag der Opposition heute 
an allgemeinen Erwägungen für die Weiterentwick-
lung der Berufsschulen im Blick auf Behinderte, auf 
Hauptschüler ohne Abschluß oder im Blick auf das 
Berufsgrundbildungsjahr enthält. 

Der vorliegende Gesetzentwurf regelt ferner das 
Verhältnis von breitangelegter Grundausbildung 
und darauf aufbauender Fachbildung für alle Aus-
bildungsberufe. Damit wird die Konsequenz aus der 
Tatsache gezogen, daß wir junge Menschen für eine 
sich dynamisch verändernde Wirtschaft ausbilden 
und sie nicht allein auf schmalspuriges Spezialwis-
sen hin orientieren wollen. 

Von grundlegender Bedeutung ist auch das neue 
Konzept für die berufliche Weiterbildung. Es ermög-
licht, weiterführende Bildungsgänge zu entwickeln, 
erhöht damit die Attraktivität beruflicher Bildung, 
stärkt ihre Gleichwertigkeit und schafft Vorausset-
zungen dafür, ebenfalls auf praxisbezogenen Aus-
bildungswegen und nicht nur in weiterführenden 
Schulen ein hohes Qualifikationsniveau zu errei-
chen. Hiermit werden Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, das vielzitierte „Baukastensystem" von 
aufeinander bezogenen Bildungsgängen zu verwirk-
lichen und auf diese Weise mehr Chancengleichheit 
zu ermöglichen. In zahlreichen Gesprächen, die wir 
mit Weiterbildungsexperten in den letzten Wochen 
geführt haben, ist deutlich geworden, daß es sich 
bei unserem Entwurf um ein offenes und differen-
ziertes Konzept handelt, das den Bedürfnissen der 
Praxis Rechnung trägt. 

Ein wesentlicher Fortschritt des Gesetzes liegt 
auch darin, daß sein Geltungsbereich erweitert wor-
den ist, z. B. durch die Einbeziehung von Behinder-
ten und der Seeschiffahrt sowie des Strafvollzugs 
und der Erziehungshilfe. In Zukunft soll es möglich 
sein, für die Behinderten Ausbildungswege zu konzi-
pieren, die einmal ihre Vorbildung und die Art ihrer 
Behinderung berücksichtigen, zum anderen aber auch 
in normale Ausbildungsverhältnisse hineinführen 
sollen. 

Mit diesem Gesetz wird somit zugleich ein we-
sentlicher Beitrag zur Rehabilitation geleistet. Es 
ergänzt gleichsam die Anstrengungen, die von der 
Bundesregierung im sozialpolitischen Bereich für die 
Behinderten unternommen worden sind. Wir wol-
len sowohl durch bildungspolitische als auch durch 
sozialpolitische Mittel dazu beitragen, daß endlich 
die Besenbinder- und Bürstenmacher-Philosophie, un-
ter der die Behinderten über Jahrzehnte gelitten ha-
ben, in die Vergangenheit hinabsinkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Um die Durchlässigkeit zwischen Industrie und 
Handwerk und damit sowohl die berufliche als auch 
die wirtschaftliche Mobilität zu erhöhen, ermöglicht 
der Gesetzentwurf, künftig einheitliche Ausbildungs-
ordnungen bei gleichen oder verwandten Berufen für 
beide Bereiche zu schaffen. 

Die von uns weiterentwickelten Vorschriften zur 
inhaltlichen Ausgestaltung von Berufsausbildung 
und Weiterbildung sind in den vergangenen Mona-
ten von manchen Seiten mit sehr widersprüchlichen 
Begriffen wie „praxisfern" und „bürokratisch" auf 
der einen und „Atomisierung und Zersplitterung 
der Ausbildung" auf der anderen bedacht worden. 
Wir werden uns hiermit in den Ausschußberatungen 
bei der Behandlung der verschiedenen Paragraphen 
im einzelnen auseinandersetzen und dabei klarstel-
len, daß solche pauschalen Vorwürfe im Entwurf 
keine Stütze finden. Im übrigen wäre es ein großer 
Gewinn, wenn wir in der Berufsbildungsdebatte 
von der pauschalierenden Sprache endlich herunter-
kämen und uns konkreten Sachverhalten zuwenden 
würden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Wie künftig eine bessere Abstimmung 
der Ausbildungsinhalte in Betrieb und Schule sicher-
gestellt werden kann, ist inzwischen eine Kernfrage 
in der Diskussion um die Berufsbildung geworden. 
Sie muß von allen ernst genommen werden, die 
nicht Verschulung oder Verstaatlichung wollen, son-
dern von den beiden Lernorten Betrieb und Schule 
ausgehen und praxisorientierte Bildungsprinzipien 
sichern wollen. Eine Berufsbildung, die über die 
Betriebe und Schulen zugleich vollzogen wird — wie 
das in unserem Lande der Fall ist — und zudem 
noch eingebettet ist in die Strukturen unseres föde-
ralistischen Bildungssystems, kann überhaupt nur 
dann funktionieren, wenn ihre Inhalte nicht ausein-
anderlaufen und die für diese Inhalte Verantwort-
lichen — das sind Bund und Länder — ein befriedi-
gendes Maß von Kooperation verwirklichen. 

Wenn jeder nur seine Karte ausreizt oder gar, 
wie es im Antrag der Bundesratsmehrheit der Fall 
ist, auch noch die Bundeseinheitlichkeit der außer-
schulischen, also der betrieblichen Ausbildung in 
Frage gestellt wird, 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

kann das nur zu Lasten der Zukunft des dualen 
Systems gehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das fehlte uns eigentlich noch, daß wir neben einer 
Fülle unterschiedlicher Rahmenlehrpläne für die Be-
rufsschulen auch noch länderbezogene Ausbildungs-
ordnungen für Bäcker, Werkzeugmacher und Elek-
triker hätten. 

Solchen Fehlentwicklungen will die Bundesregie-
rung begegnen. Ziel ihrer organisatorischen Vor-
stellungen sind Kooperation und Konzentration: 
Kooperation, indem öffentliche Verantwortung auf 
der einen sowie Mitverantwortung und Mitgestal-
tung der an der beruflichen Bildung Beteiligten auf 
der anderen Seite miteinander verbunden werden; 
und Konzentration, indem durch die Zusammenfas-
sung der heute zahlreichen Gremien, die sich mit 
Abstimmungsfragen beschäftigen, die Entscheidungs-
wege im beruflichen Bildungssystem übersichtlich 
und kürzer werden. 

Im Bundesrat habe ich dargelegt — ich will das 
hier nicht im einzelnen wiederholen —, wie schwer- 
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fällig und bürokratisch die Abstimmungsprozesse 
heute sind, die eine erhebliche Zahl von Institutio-
nen, Kontakt- und Koordinierungsgremien im Be-
ziehungsfeld zwischen Bund und Ländern durchlau-
fen müssen. Der Gesetzentwurf enthält den Vor-
schlag, in Zukunft mit einem Bundesinstitut für be-
rufliche Bildung eine gemeinsame Adresse zu schaf-
fen, unter der alle an der beruflichen Bildung Be-
teiligten zu erreichen sind. Das sind Bund und Län-
der, Arbeitgeber und Gewerkschaften sowie Berufs-
bildungsforschung und Berufsbildungspraxis, die 

 unmittelbarer als heute in die Erarbeitung der Aus-
bildungsinhalte einbezogen werden sollen. Zum 
erstenmal haben damit Ausbilder und Lehrer einen 
gesetzlichen Anspruch zur fachlichen Mitarbeit. Ihr 
Sachverstand und ihr Engagement sollen dabei zur 
Geltung gebracht werden. 

Mit dem Bundesinstitut für berufliche Bildung 
wird ein so hohes Maß von Konzentration und, wie 
ich überzeugt bin, auch Effektivität in der Entwick-
lung von Ausbildungsinhalten, in der Planung, Ab-
stimmung und Zusammenarbeit erreicht, wie es auf 
einem anderen Wege schwerlich ermöglicht werden 
könnte. 

Mit dem Vorwurf der Bürokratisierung ist dieser 
Vorschlag zur Konzentration in der Berufsbildung 
nicht aus der Welt zu schaffen. Bürokratisch und 
kostspielig sind die heutigen Verhältnisse, 

(Beifall bei der SPD) 

die hohen Zeitaufwand, Reibungsverluste in der 
Grauzone der Gremien zwischen Bund und Ländern 
und Fehlentwicklungen mit allen finanziellen Konse-
quenzen beinhalten. 

Nun wissen wir, daß die Vorschläge des Bundes-
instituts für die Berufliche Bildung, die es in bezug 
auf die Ausbildungsinhalte machen wird, nicht un-
mittelbar geltendes und bindendes Recht für Bund 
und Länder sein können. Diesem Sachverhalt trägt 
unser Vorschlag Rechnung: gleichsam parallel zum 
Gesetzesverfahren ein Verwaltungsabkommen zwi-
schen Bund und Ländern abzuschließen, mit dem ge-
setzlich nicht regelungsfähige Verfahrensfragen über 
das gemeinsame Inkraftsetzen neuer Ausbildungs-
inhalte zwischen Bund und Ländern vereinbart wer-
den sollen. 

Unser Vorschlag bedeutet also insgesamt und 
konkret: in dem Bundesinstitut durch Zusammenarbeit 
von Berufsbildungspraxis und Berufsbildungsfor-
schung die Empfehlungen für Ausbildungsinhalte in 
Betrieb und Schule zu erarbeiten und durch das 
Verwaltungsabkommen dafür zu sorgen, daß sich 
Bund und Länder über das gemeinsame Inkraftset-
zen verständigen. Wenn dieses Mindestmaß der Ko-
operation nicht erreicht wird, dann müssen dieje-
nigen, die das nicht wollen, sagen, wie sich dann 
eigentlich das duale Ausbildungssystem, das sich auf 
Betrieb und Schule, auf Bundes- und Länderkompe-
tenzen stützt, in Zukunft weiterentwickeln soll. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Probst [CDU/ 
CSU]: Das sagen wir schon!) 

Aus dem Antrag der Opposition ersehe ich — da-
mit komme ich, Herr Probst, zu Ihrem Einwand —, 

daß auch sie eine zentrale Stelle auf Bundesbene für 
notwendig hält. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Aber verfassungs

-

konform!) 

Insofern ist das wenigstens ein Schritt vorwärts ge-
genüber dem Antrag des Bundesrates und der Mehr-
heit der CDU/CSU-regierten Länder. Meine Frage 
aber ist, ob durch Ihren — im einzelnen noch nicht 
präzisierten — Vorschlag wirkliche Partnerschaft 
aller Beteiligten und eine sinnvolle Aufgabenerfül-
lung erreicht werden können. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] Nur so!) 

Wir haben den Eindruck gewonnen, daß durch diesen 
Antrag Arbeitgeber, Arbeitnehmer und andere nicht 
mitgestaltend in die Verantwortung einbezogen, son-
dern auf reine Beratungsfunktionen abgedrängt wer-
den sollen 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Irrtum! — Dr. Göl

-

ter [CDU/CSU] : Dann ist Ihnen nicht zu 
helfen!) 

und daß die Ergebnisse der gemeinsamen Arbeit zu 
unverbindlichen Empfehlungen herabgestuft wer-
den. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Man kann lesen 
oder nicht! Das ist die Frage!) 

Es wird auch kein zulänglicher Raum für Forschung 
und Umsetzung gelassen. Ferner würden die be-
stehenden Bundeskompetenzen, zumindest tenden-
ziell, zugunsten einer gesetzlich nicht gefestigten 
Zentralstelle ausgehöhlt. Man muß im Ernst fragen, 
ob dadurch mehr Einheitlichkeit und zügigere Ent-
scheidungsprozesse in der beruflichen Bildung er-
zielt würden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Das geht nur ge

-

meinsam, nicht allein!) 

Im einzelnen will ich die Debatte darüber, Herr 
Kollege Probst, nicht vertiefen, 

(Dr. Gölter [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

aber mit meinen Einwänden andeuten, welche Fra-
gen uns beim Vergleich des von der Regierung vor-
geschlagenen Bundesinstituts für berufliche Bildung 
und der allgemeinen Aussage der Opposition über 
eine zentrale Stelle in den Ausschußberatungen, die 
vor uns stehen, beschäftigen werden. 

Im Zusammenhang mit der Organisationsstruktur 
der beruflichen Bildung will ich darauf hinweisen, 
daß auf der Landesebene die Entwicklungsmöglich-
keiten und Aufgabenstellungen des Berufsbildungs-
ausschusses entsprechend den Erfahrungen der letz-
ten Jahre verstärkt werden sollen. Den Ländern 
wird die Möglichkeit eröffnet, darüber hinausge-
hende Formen der Kooperation in einer Landes-
anstalt für berufliche Bildung zu entwickeln. Die 
Opposition wird mit diesem unseren Vorschlag 
sicherlich den Vorwurf der Zersplitterung verbin-
den. Auf der einen Seite wird uns der Vorwurf ge-
macht, daß wir den Ländern nicht genügend Ge-
staltungsmöglichkeiten in der Organisation auf ihrer 
sie besonders beschäftigenden Ebene eröffnen, und 
wenn wir dann auf der anderen Seite, wie das im 
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Gesetzentwurf der Fall ist, ein flexibleres Angebot 
machen, wird genau das umgekehrte Bedenken und 
der Vorwurf der Zersplitterung erhoben. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Der Gerechte muß 
viel leiden, was?) 

— Ja, wenn Sie uns mit dem Vorwurf der Zersplit-
terung kommen, dann würden wir uns bei anderer 
Gelegenheit einmal über die konkrete Ausformung 
des föderalistischen Bildungssystems in der Bundes-
republik unterhalten. 

(Beifall bei der SPD und der FPD — Dr. 
Gölter [CDU/CSU] : Herr Kühn spricht dann 

für die SPD-regierten Länder!) 

Sehr viel differenzierter — Herr Kollege Gölter, 
jetzt will ich ja etwas Freundliches zum Antrag der 
Opposition sagen —, 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Danke!) 

anders als in den Bundesratsberatungen stellt sich 
heute im Bundestag die Frage nach den Rechten der 
Berufsbildungsausschüsse in den zuständigen Stel-
len, den Kammern, dar. Auch der Antrag der Opposi-
tion geht über die Auffassungen der CDU/CSU-regier-
ten Länder hinaus. Soweit es die Rechte des Berufs-
bildungsausschusses für Regelungen in der Berufs-
bildung, für die Anstellung von Ausbildungsbera-
tern, für deren Berichterstattung sowie für Haushalts-
fragen angeht und soweit es die Frage der Kontrolle 
der Ausbildungsbetriebe betrifft, zeigen Regierungs-
entwurf sowie auch die Vorlage der Opposition Ge-
meinsamkeiten auf, die nach meiner Auffassung im 
Gesetzgebungsverfahren zu konkreten Ergebnissen 
geführt werden können. Die Prüfungsausschüsse 
werden in Zukunft staatlich berufen — eine Erwar-
tung, die wir auch dem Berufsbildungsantrag der 
Opposition vom März vergangenen Jahres entnom-
men haben, Herr Kollege Gölter. 

Drittens. Ein zentrales Thema ist — ich habe es 
einleitend erwähnt —, wie in Zukunft mit Hilfe 
eines Finanzierungsinstrumentariums eine bessere 
Absicherung des Angebots von Ausbildungsplätzen 
erreicht werden kann. Wer auf diesem Felde Vor-
schläge unterbreitet, sieht sich widersprüchlichen 
Einwänden und Angriffen ausgesetzt. Dem einen ist 
das Finanzierungsvolumen nicht weitgehend genug, 
und dem anderen ist ein solcher Gedanke von vorn-
herein suspekt. Insofern kann man nicht von der 
Gesamtablehnung der Finanzierungsregelung spre-
chen. Wir haben es hier vielmehr mit ganz unter-
schiedlichen Auffassungen der sozialen Gruppen in 
unserer Gesellschaft zu tun. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Ein „gewisser 
Minister"!) 

Inzwischen hat auch die Opposition in ihrem An-
trag die Frage nach der Finanzierung aufgeworfen. 
Sie hat es aber nur bei der Frage belassen. Eine 
Antwort finden wir bei ihr nicht. Sie läßt Parlament 
und Öffentlichkeit völlig im unklaren darüber, in 
welcher Weise finanziellen Notwendigkeiten ent-
sprochen werden soll. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Wenn Sie, Herr Kollege, keinen Fraktionsvorschlag 
vorlegen können, weil Sie innerhalb der Opposi-
tion in dieser Sache nicht zu einer Einigung gekom-
men sind, so sollten doch wenigstens die Bildungs-
politiker der CDU in der Fraktion — die CSU macht 
da ohnehin nicht mit, wie wir wissen — die Grund-
linien ihrer mehrfach angekündigten Finanzierungs-
vorstellungen darlegen. Es wäre interessant, wenn 
Sie die in den vergangenen Wochen viel zitierte 
Schublade endlich einmal, und sei es nur ein Stück, 
öffnen würden. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Das würde Ih-
nen so passen!) 

— Herr Kollege, das ist ein bemerkenswerter Ein-
wurf, den Sie gemacht haben: „Das könnte Ihnen so 
passen!" Finden Sie nicht, daß es bei der ernsten 
Situation im Bereich der Ausbildungsplätze und 
ihrem Zusammenhang mit Finanzierungsfragen im 
Grunde genommen eine politische Pflicht der Oppo-
sition wäre, hätte sie Beiträge, sie auf den Tisch zu 
legen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dieser Einwurf: „Das könnte Ihnen so passen!", hat 
doch den Verdacht in sich, als solle hier in einer 
ganz wichtigen Frage nur mit taktischem Kalkül ge-
spielt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Soweit es das Finanzierungsinstrumentarium in 
der Regierungsvorlage angeht, orientiert es sich an 
einem wesentlichen Kriterium der Berufsbildung, 
nämlich an der Nachfrage der schulentlassenen Ju-
gendlichen nach Ausbildungsplätzen. So wichtig 
auch in meinen Augen ein Lastenausgleich zwischen 
Betrieben mit hohen und solchen mit geringen oder 
völlig fehlenden Ausbildungsleistungen ist, so muß 
doch jedes Finanzierungssystem darüber hinaus auch 
die Frage beantworten, wie es das Angebot von 
Ausbildungsplätzen zu stärken in der Lage ist. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Das ist die Frage!) 

Unser System ist zur Sicherung des Normalfalles 
und nicht allein als Notfallfinanzierung gedacht. Der 
Normalfall ist in unseren Augen ein ausreichendes 
Angebot an Ausbildungsplätzen. Wenn nicht minde-
stens 12,5 % mehr Ausbildungsplätze angeboten als 
nachgefragt werden, sollen Mittel erhoben werden, 
die zur Schaffung zusätzlicher und zur Stabilisie-
rung vorhandener Ausbildungsplätze, zum Abbau 
spezifischer sektoraler und regionaler Mangellagen 
und zur Leistungsfähigkeit überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten beitragen sollen. Im einzelnen berück-
sichtigt das Finanzierungssystem bei seinen Um-
lagekriterien auch die Ausbildungsanstrengungen 
der Betriebe; es wirkt insofern nicht undifferenziert, 
sondern enthält auch Elemente des Ausgleichs zwi-
schen ausbildenden und nicht ausbildenden Betrie-
ben. 

Die Bundesregierung nimmt die Diskussionen über 
die Einzelheiten des Finanzierungssystems ernst; sie 
sollen in die Beratungen der Parlamentsausschüsse 
einfließen. Aber eines will ich hier deutlich unter-
streichen: Aus unserer Sicht kann und darf nicht 
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auf eine ergänzende überbetriebliche Finanzierung 
der Ausbildung verzichtet werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit der allgemeinen Aussage „Wir werden noch 
alles prüfen" kann sich der Gesetzgeber angesichts 
der Ausbildungsplatzsorgen heute nicht mehr aus 
der Affäre ziehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Opposition versuchte bisher, mit dem Vor-
wurf der Bürokratisierung die Notwendigkeit eines 
Finanzierungsinstrumentariums herabzusetzen und 
mit allgemeinen Vorwürfen einer Diskussion über 
den konkreten Inhalt einer Regelung auszuweichen. 
Im Gesetzentwurf wird klargelegt, daß wir keine 
neuen Erhebungsbürokratien schaffen, sondern Ein-
richtungen und Möglichkeiten der Berufsgenossen-
schaften nutzbar machen und daß die Ausgabe der 
Mittel in engem Zusammenhang mit der Berufsbil-
dungspraxis erfolgen soll. 

Ich bin gespannt darauf — vielleicht nicht nur 
ich —, wie die Opposition einen kontinuierlichen 
Lastenausgleich zwischen den Betrieben schaffen 
will — ohne Fondsbildungen und Verwaltungsauf-
wand, wie sie sagt — und welche Vorschläge sie 
für die Stimulanz zusätzlicher Ausbildungsplätze 
parat hat. Bisher tappen alle im dunklen. Vieles in 
den allgemeinen Darlegungen im CDU/CSU-Antrag 
erinnert mich an die Quadratur des Kreises, weil 
ich den Verdacht nicht loswerde, daß darin Leitsätze 
aufgestellt worden sind, die sich inhaltlich gegen-
seitig ausschließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Für die vorausschauende Entwicklung 
der Berufsausbildung und für die Finanzierung wol-
len wir in Zukunft ein besseres Datenwerk schaffen. 
Es wäre für alle ein großer Fortschritt, wenn nicht 
Jahr für Jahr — wie das heute der Fall ist — Staat, 
Jugendliche, Eltern und Öffentlichkeit mit spek-
takulären und spekulativen Zahlen über das Aus-
bildungsangebot überrascht und belastet würden. 
Wir bekommen die Zahlen von den zuständigen 
Stellen, wann diese das und wie diese das für rich-
tig halten. Mit diesen Zahlen wird auch in die Be-
rufsbildungsdiskussion politisch eingegriffen. 

In Zukunft soll Jahr für Jahr ein Berufsbildungs-
bericht vorgelegt werden, in dem für Fachleute und 
Öffentlichkeit in gleicher Weise die qualitativen und 
die quantitativen Entwicklungstendenzen doku-
mentiert werden. Dieses Hauptbuch für die beruf-
liche Bildung kann auch wesentliche Aufgaben in 
der Information und in der Berufsberatung erfüllen. 

Ein in Inhalt, Organisation und Finanzierung so 
umfassendes Gesetz, wie wir es vorgelegt haben, 
das zudem noch für ein flexibles Ausbildungssystem 
konzipiert ist, kann nicht alle wichtigen Tatbestände 
durch Gesetz ein für allemal festschreiben. Dies und 
nichts anderes ist der Grund für die Zahl der Rechts-
verordnungen, die der Entwurf ermöglicht. Daß sie 
verfassungsrechtlich abgesichert sind, hat auch der 
Rechtsausschuß des Bundesrates nicht bezweifelt. 
Wenn Sie von der Opposition uns im Laufe der Aus-

schußberatungen nachweisen können, an welcher 
Stelle eine Rechtsverordnung überflüssig erscheint, 
werden wir mit Ihnen darüber ernsthaft diskutieren; 
Weltanschauungsfragen sind das nicht. 

Ein abschließendes Wort sei mir gestattet. Wer 
sich eine Reform der beruflichen Bildung heute und 
nach der Berufsbildungsdebatte, so wie sie sich in 
den letzten Jahren entwickelt hat, vornimmt, gerät 
damit in ein Feld unterschiedlicher Auffassungen, 
Interessen und zugespitzter Widersprüche. Er kann 
nicht erwarten, daß er unter solchen Voraussetzun-
gen in jedem Punkt die Zustimmung aller Beteilig-
ten findet. Diese Erfahrung hat nicht nur die Bun-
desregierung gemacht. In gleicher Weise hat sie 
auch die Opposition des Parlaments bei ihrem An-
trag nachvollziehen müssen. Zu dem Oppositions-
antrag liegen inzwischen außerordentlich kritische 
Stellungnahmen von der Wirtschaft über die Ge-
werkschaften bis hin zur Jungen Union und anderen 
vor. Die Stunde der Wahrheit kommt eben dann, 
wenn man konkret wird und aus den Wolken all-
gemeiner Darlegungen heraustritt. Wer sich in den 
Reihen der Opposition in den letzten Wochen aus-
schließlich an den Auffassungen einer Gruppe 
— z. B. der Wirtschaftsverbände — orientiert hat, 
muß jetzt an deren Reaktion auf den CDU/CSU-
Antrag feststellen, daß Einseitigkeit weder belohnt 
noch belobigt wird. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Meine Damen und Herren, der Inhalt der kriti-
schen Anmerkungen der Wirtschaftsverbände zu 
dem Antrag der Opposition ist nahezu deckungs-
gleich mit den Texten, die wir seit Monaten zu der 
Regierungsvorlage erhalten. Da gibt es offensicht-
lich einige, die sich noch nicht einmal die Mühe 
machen, die Texte umzuformulieren. Ein Vergleich 
mit den 60er Jahren zeigt, daß eine Reihe der The-
sen, die heute gegen die Regierungsvorlage kri-
tisch eingewandt werden, bis in die Formulierung 
hinein den Vorwürfen entsprechen, die z. B. dem 
früheren Minister Katzer bei dem damaligen Berufs-
bildungsgesetz gemacht worden sind. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Ich habe mich in den letzten Wochen unter dem 
Eindruck dieser sogenannten Papiere der Wirtschaft 
oft gefragt, ob dahinter wirklich die Wirtschaft und 
die ausbildenden Betriebe stehen oder ob es nicht 
vielmehr eine Handvoll Leute sind, die seit Jahren 
dieselben Ressentiments formulieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Gölter [CDU/CSU]: Oder Herr Friderichs!) 

Jedenfalls kann der Gesetzgeber das, was er zu tun 
hat, nicht auf das abstellen, was ihm in dieser 
professionellen Neinsager-Philosophie angeboten 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie argumen-
tieren jetzt gegen die FDP?) 

Meine Damen und Herren, ich werde nicht zu 
denen gehören, die solche kritischen Stellungnah-
men, wie sie gegenüber den Anträgen der Opposi-
tion geäußert worden sind, selbstzufrieden regi-
strieren. Wenn sich Probleme und Schwierigkeiten 
so abzeichnen, wie das heute in der Berufsausbil- 
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dung der Fall ist, reicht es eben nicht aus, nur 
widersprüchliche Interessen und Auffassungen zu 
sammeln und zu zitieren. Dann muß der Staat — dies 
ist seine Funktion, seine Pflicht und seine Auf-
gabe — seine ausgleichende und, wo Ausgleich 
wegen des Widerspruchs der Interessen nicht zu 
erreichen ist, auch seine ordnende Funktion wahr-
nehmen. Alles andere wäre opportunistisch. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir auf die zentrale Frage nach der Zu-
kunft des größten Teils der jungen Generation 
— immerhin gehen 75 % eines Altersjahrgangs 
durch die berufliche Bildung ins Arbeitsleben — 
keine Antwort finden, die kräftige Impulse und 
neue Voraussetzungen für einen Reformprozeß 
schafft, sind Chancen über Jahre hinweg vertan. 
Nicht allein die wirtschaftlichen Aufgaben, denen 
sich ein hochindustrialisiertes Land wie die Bundes-
republik gegenübersieht, sondern auch soziale Sta-
bilität sowie Chancengleichheit im Bildungswesen 
hängen entscheidend von den Fortschritten in der 
beruflichen Bildung ab. 

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme des Stän-
digen Ausschusses für Beschäftigungsfragen in der 
Europäischen Gemeinschaft über die Probleme von 
Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungsdefiziten in 
Europa müssen als Signal gewertet werden. Ändert 
sich am hohen Stand der Jugendarbeitslosigkeit in 
Europa nichts, wird dies eine schwere soziale und 
politische Hypothek für die Gemeinschaft. 

Im Vergleich zu anderen Ländern zeigt sich 
heute, daß die Bundesrepublik, was die Ausbil-
dungszahlen der Jugendlichen angeht und auch die 
Qualität der Ausbildung betrifft, noch immer einen 
Vorsprung besitzt. Anlaß zur Sorglosigkeit aber be-
steht nicht. Vielmehr gilt es, die Chance zu nutzen, 
durch einen konzentrierten und zügigen Gesetzge-
bungsprozeß im Sinne einer Gemeinschaftsaufgabe 
aller Verantwortlichen das Fundament für beruf-
liche Bildung und damit auch für Arbeitsplatz-
sicherheit und soziale Sicherheit von Millionen von 
Menschen in unserem Lande zu stärken. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
bevor wir in der Tagesordnung fortfahren, begrüße 
ich sehr herzlich eine Delegation beider Häuser des 
australischen Parlaments in der Bundesrepublik 
Deutschland. Es ist ein Gegenbesuch, den diese 
Delegation macht. Alles Gute für Ihren Aufenthalt 
hier! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Aus-
sprache. Darin ist auch die Begründung des CDU/ 
CSU-Antrags eingeschlossen. 

Bitte schön, Herr Abgeordneter Dr. Gölter! 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr vereherten Damen und Herren! Der Deutsche 
Bundestag hat genau vor einem Jahr, im Juni 1974, 
letztmals ausführlich über berufliche Bildung dis-
kutiert. Grundlage der damaligen Debatte war der 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU vom März 1974. 
Mit diesem Antrag hatten wir unsere Position in den 
Grundzügen dargelegt. Der Antrag war Alternative 
zu der Berufsbildungspolitik der Koalition, die bis 
Frühjahr 1974 nichts anderes war als ein einziger 
hakenschlagender ideologischer Slalomlauf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erinnere an den Bildungsbericht des Jahres 
1970, der das Heil in erster Linie in der Einschmel-
zung der beruflichen Bildung in die Gesamtschule 
gesehen hatte, verbunden mit der Studienberechti-
gung für die größtmögliche Zahl. 

(Zuruf von der SPD: Schlicht unwahr!) 

Ich erinnere an die Markierungspunkte des Spät-
jahres 1973, die das Ziel der Verschulung durch die 
Vorstellung einer weitgehenden Verstaatlichung er-
gänzt und übertroffen haben. Bereits im Juni 1974, 
in der damaligen Debatte, wurde deutlich, daß 
diese ideologisch durchsäuerte Bildungspolitik an 
der Realität, an den entscheidenden Problemen und 
an allen Betroffenen vorbei betrieben worden war. 

(Wehner [SPD] : Das entscheidende Problem 
ist die CDU allein!) 

Die Rede, die Bundesminister Rohde im Juni 1974 
gehalten hat, war das Eingeständnis des Scheiterns 
der vorhergegangenen Politik der Koalition. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : So ist 
es!) 

Auch Teilen der Koalition war allmächlich klarge-
worden, daß die jahrelange Polemik gegen die be-
triebliche Ausbildung, 

(Wehner [SPD]: Das ist doch Quatsch!) 

die Zielsetzung, Ausbildung im Betrieb schrittweise 
zu reduzieren und durch schulische Formen zu er-
setzen, 

(Wehner [SPD] : Das ist doch Unfug!) 

zu immer fragwürdigeren Ergebnissen führen wür-
den. 

(Wehner [SPD] : Das ist Entstellung! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Das, was man jahrelang als Ziel angestrebt hatte, 
war nämlich tatsächlich eingetreten: ein Rückgang 
an Ausbildungsbereitschaft und der Ausbildungs-
möglichkeiten in der Wirtschaft. 

(Wehner [SPD]: Dachten Sie!) 

Ist die Zeit vom Sommer 1974 bis Sommer 1975 
wirklich genutzt worden? Hat die Bundesregierung 
in ihrem Verantwortungsbereich die Konsequenzen 
gezogen? Ist der verantwortliche Minister bei der 
Verwirklichung der Zielsetzungen, die er im Juni 
1974 nannte und die im wesentlichen unsere Zu-
stimmung gefunden hatten, wirklich weitergekom-
men? 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Ja!) 

Trotz mancher Bemühungen, z. B. in der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung, ist die Bi-
lanz der letzten zwölf Monate für die Bundesregie-
rung eindeutig negativ. Die Bundesregierung steht 
in der Berufsbildungspolitik nicht nur vor dem 
Scheiterhaufen der Illusionen vergangener Jahre; 
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sie hat sich zusätzlich in den letzten zwölf Monaten 
den Blick für die Notwendigkeiten verstellt, indem 
sich die Kräfte der Verantwortlichen in Regierung 
und Koalitionsfraktionen auf einen ermüdenden 
Streit um ein neues Gesetz konzentriert haben. Die 
Illusionen vergangener Jahre sind offensichtlich 
durch die Illusion abgelöst worden, ein neues Ge-
setz werde alle, zum Teil selbstfabrizierten, Pro-
bleme auf einmal lösen, als handle es sich dabei 
um eine Wundertüte, die man nur zu öffnen brau-
che, und die Augen aller Beteiligten erstrahlten wie 
die eines fünfjährigen Kindes. 

(Wehner [SPD] : Das nennen Sie berufliche 
Bildung?) 

Oder sollte es sich bei der Propagierung dieser 
Wundertüte gar nicht um eine Illusion handeln? Ist 
am Ende der nach außen an den Tag gelegte Kin-
derglaube, ein neues Gesetz vertreibe die Jugend-
arbeitslosigkeit, sichere in allen Regionen der Bun-
desrepublik Deutschland ein gleichbleibendes Über-
angebot an qualifizierten Ausbildungsplätzen aus-
schließlich in sogenannten Zukunftsberufen, sichere 
somit jedem Jugendlichen unabhängig von Eignung 
und Einsatz den richtigen Ausbildungsplatz, nichts 
anderes als ein vorweggenommener Beitrag zum 
Konzept des Bundestagswahlkampfs 1976? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wäre unhöflich, der Koalition jeden Sachver-
stand in der Berufsbildung absprechen zu wollen. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

Da ich dies nicht kann und nicht will, Herr Wehner, 
scheidet als Antwort doch aus, die Koalition hege 
wirklich die Illusion, ein neues Gesetz beseitige 
alle Probleme. 

(Wehner [SPD] : Wie kann man „Illusion" 
und „wirklich" zusammen nennen?) 

Wenn dies aber richtig ist, dann bleibt doch nur die 
Antwort, daß die Koalition wider besseres Wissen 
den Eindruck zu erwecken versucht, ein neues 
Gesetz sei ein Allheilmittel. 

Worum geht es in der Berufsbildungspolitik? Was 
haben Bundestag und Bundesregierung in enger Zu-
sammenarbeit mit den Regierungen der Länder in 
den nächsten 12 Monaten zu leisten? 

Vorrangiges Ziel ist die Sicherung eines quanti-
tativ ausreichenden Angebots an qualifizierten Aus-
bildungsplätzen sowie die Verwirklichung der 
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner 
Bildung. Mit dieser Formulierung hat die Bundes-
tagsfraktion der CDU/CSU die Zielsetzungen des 
einstimmig verabschiedeten Antrags zusammenge-
faßt, mit denen wir den Antrag vom vergangenen 
Frühjahr ergänzt haben und mit dem wir jetzt er-
neut unsere Alternative zur Regierungspolitik vor-
legen. 

(Zuruf von der SPD: Alternative?) 

In den kommenden Jahren wird die Nachfrage 
nach Ausbildungsplätzen über die Nachfrage des 
Jahres 1974/75 weit hinausgehen. Die geburten-
starken Jahrgänge 1962 folgende kommen auf un-
ser Ausbildungssystem zu. Zusätzlich stellen wir  

bereits jetzt eine zunehmende Nachfrage nach Aus-
bildungsplätzen durch Realschüler und Abiturienten 
fest. Die immer deutlicher werdende Skepsis gegen-
über Abitur und Studium wird diese Entwicklung 
verstärken. Die Verpflichtung, auch bildungsschwä-
cheren Jugendlichen eine abgeschlossene Ausbil-
dung zu ermöglichen und sie nicht nur auf von der 
konjunkturellen Entwicklung abhängige Hilfstätig-
keiten zu verweisen, kommt hinzu. 

Dieses Ziel eines erheblich ausgeweiteten Ausbil-
dungsplatzangebots kann aber nur erreicht werden, 
wenn alles geschieht, um die Ausbildungsbereit -
schaft aller zur Ausbildung qualifizierten Betriebe zu 
stärken, wenn der breite Fächer der Ausbildungsbe-
triebe gerade in der mittelständischen Wirtschaft 
nicht nur erhalten bleibt, sondern wenn sich auch Be-
triebe, die die Ausbildung in den letzten Jahren ein-
gestellt haben, erneut dieser Aufgabe unterziehen. 

Warum haben viele Betriebe in den letzten Jahren 
die Ausbildung eingestellt? Die systematische Kam-
pagne, die in kaum einem anderen Bereich unserer 
Gesellschaft eine Parallele gefunden hat, hat in er-
heblichem Umfang zum Rückgang der Ausbildungs-
bereitschaft beigetragen. 

Eine weitere Antwort liegt in der Tatsache, daß 
in neuen Ausbildungsordnungen zum Teil überhöhte 
Anforderungen gestellt wurden. Dafür einige Bei-
spiele: Der stärkste Rückgang des Ausbildungsplatz-
angebots ist in den kaufmännischen Berufen einge-
treten. Wenn dem jungen Bankkaufmann und dem 
Versicherungskaufmann in der Ausbildung Kennt-
nisse aller wichtigen arbeits- und sozialrechtlichen 
Bestimmungen vermittelt werden sollen, wenn der 
junge Versicherungskaufmann — ich zitiere wört-
lich — „Grundkenntnisse der internationalen wirt-
schaftlichen Zusammenschlüsse", also der sogenann-
ten Multis, aufweisen muß, wenn dem jungen Bank-
kaufmann 117 Arbeitsbereiche abschließend vermit-
telt werden sollen, darunter viele, deren Kenntnis 
sich erst im Laufe einer mehrjährigen Banktätigkeit 
schrittweise erwerben läßt, wenn Kenntnisse in der 
automatischen Datenverarbeitung sowohl beim Ver-
sicherungskaufmann wie beim Bankkaufmann zwin-
gende Voraussetzungen sind, 

(Zuruf von der SPD: Halten Sie das für 
überflüssig?) 

obwohl in vielen kleineren Banken und Zweigstellen 
von Versicherungen keine Datenverarbeitungsanla-
gen vorhanden sind, 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

dann wird die Ausbildungsordnung zur Ausbildungs-
verhinderungsordnung, vor allem in der mittelstän-
dischen Wirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. Oet-
ting [SPD] : Wer hat die denn beantragt?) 

— Entschuldigung, es ist doch keine Frage für mich, 
wer die gemacht hat. Diejenigen, die sie gemacht 
haben, haben überzogen; daran waren alle Beteilig-
ten schuld. 

(Dr.-Ing. Oetting [SPD] : Das sieht aus, als 
hätte die Regierung das gemacht!) 
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Wenn aus dem Starkstromelektriker ein Energie-
geräteelektroniker mit entsprechenden Anforderun-
gen gemacht wird, sollte sich doch keiner wundern, 
wenn in einem mir sehr genau bekannten Kammer-
bezirk die Zahl der Ausbildungsbetriebe von 88 auf 
16 zurückgeht. Und auch von diesen 16 Ausbil-
dungsbetrieben bildet rund ein Dutzend nur noch 
deshalb aus, weil die ach so vorzüglichen Anforde-
rungen der Ausbildungsordnung weitherzig ausge-
legt werden, und zwar weitherzig im Interesse der 
Jugendlichen und ihrer Ausbildungsplätze. 

(Seiters [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Die Anforderungen der einzelnen Ausbildungs-
ordnungen werden nicht im Gesetz festgelegt. Auch 
wenn es uns gelänge, meine Damen und Herren, in 
größter Harmonie zwischen den Parteien, den Ge-
werkschaften, der Wirtschaft und den Lehrern ein 
wunderbares Berufsbildungsgesetz zu verabschie-
den, wenn .aber andererseits bei der Erarbeitung 
vieler Ausbildungsordnungen weiter nach dem 
Motto verfahren würde: „Gibt es noch irgend etwas, 
was wir zum Nachteil der höheren Ehre dieses Be-
rufes vergessen haben könnten?", dann wird auch 
das wunderbare Gesetz gar nichts nützen; die Zahl 
der Ausbildungsplätze wird zurückgehen, weil Be-
triebe gar nicht mehr ausbilden dürfen. 

Die Schlußfolgerung: Ein Gesetz hilft gar nichts, 
wenn berufliche Bildung in Distanz und im Affekt 
gegen die Arbeitswelt betrieben wird. Seit Jahren 
scheint der Stolz vieler Verantwortlicher gerade bei 
der Erarbeitung der Ausbildungsordnungen darin zu 
liegen, so praxis- und so berufsfern wie nur irgend 
möglich vorzugehen. 

Ein zweites Beispiel für die notwendig begrenzte 
Wirkung jedes Gesetzes: Auch wenn es in einem 
Gesetz gelänge, eine von allen akzeptierte Form der 
Finanzierung zu finden, wenn andererseits aber die 
Ausbildung im Betrieb durch Ausbildungsordnungen 
oder — wie geschehen — durch überzogene Ausbil-
dereignungsverordnungen erschwert oder unmöglich 
gemacht wird, werden die Betriebe die Ausbildung 
einstellen müssen, auch wenn ihnen ein Kosten-
ersatz angeboten wird. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ein drittes Beispiel. Das Ausbildungsplatzangebot 
unterliegt in gewissem Umfang auch Schwankungen 
der allgemeinen konjunkturellen Entwicklung. Wenn 
in einer tiefgreifenden Rezession, wie der vorliegen-
den, Betriebe, und zwar in erster Linie mittelständi-
sche Betriebe, schließen müssen, dann bringt dies 
zwangsläufig in vielen Fällen auch eine Reduzierung 
des Ausbildungsplatzangebots mit sich. 

Ein Berufsbildungsgesetz kann doch weder Ersatz 
sein für Konjunkturpolitik, noch kann es Arbeits-
marktpolitik oder regionale Strukturpolitik ersetzen. 
Auch das ausgefeilteste Instrumentarium eines Be-
rufsbildungsgesetzes ist machtlos angesichts der für 
Jugendliche entscheidenden Frage, ob in einer be-
stimmten Region ein ausbildungsintensiver Betrieb 
angesiedelt werden kann oder — da sich diese Frage 
zu unserem gemeinsamen Bedauern derzeit nicht 

mehr stellt — ob ein ausbildungsintensiver Betrieb 
am Leben bleibt. 

Ein viertes Beispiel für die begrenzte Wirkung 
eines Gesetzes: Ob die berufliche Bildung wirklich 
zu einer gleichwertigen Alternative zur allgemei-
nen Bildung, zu Abitur und Studium wird, ob der 
jungen Generation auch über berufsbezogene Bil-
dungsgänge Aufstiegs- und Lebenschancen eröffnet 
werden, hängt doch nicht davon ab, daß man in 
ein Gesetz hineinschreibt, die Berufsbildungsab-
schlüsse seien Abschlüsse der Oberstufe des Bil-
dungswesens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das hängt doch davon ab, ob es zu einer umfassen-
den Berufs- und Laufbahnreform kommt. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Berufs- und Laufbahnreform unter dem Gesichts-
punkt einer fairen Chance berufsbezogener Bil-
dungsgänge wird immer mehr zu dem Prüfstein der 
Gestaltungs- und Leistungsfähigkeit des Bundes. 
Berufs- und Laufbahnreform findet, wenn ich es 
recht sehe, jedoch auch in dieser Legislaturperiode 
nicht statt. 

Ein fünftes Beispiel: Wer mit Ausbildern und Leh-
rern redet und Berufsbildung nicht nur in der Form 
von Parteitagsresolutionen betreibt, erfährt immer 
wieder, daß die mangelnde Abstimmung zwischen 
Ausbildungsordnungen und Rahmenlehrplänen der 
Berufsschule immer mehr zum bedrückendsten Pro-
blem wird. Damit sind Bund und Länder gleicher-
maßen angesprochen; denn beide sind gemeinsam 
verantwortlich dafür, daß berufliche Bildung als ein-
heitliches Konzept für Betrieb und Schule gestaltet 
werden kann. 

(Zuruf von der FDP: So ist die Verfassung!) 

Bislang funktioniert die Zusammenarbeit nicht 
ausreichend. Ein Beispiel unter vielen ist die man-
gelnde Abstimmung zwischen beruflicher Grund-
bildung und beruflicher Fachbildung. 

Kernstück einer wirksamen Berufsbildungspolitik 
ist in der Tat eine reibungslose Zusammenarbeit, 
eine reibungslose Abstimmung der Maßnahmen von 
Bund und Ländern für Betrieb und Schule. Aber 
selbst die Bundesregierung ist doch bereit, zuzu-
geben, daß diese Zielsetzung über ein Berufsbil-
dungsgesetz des Bundes nicht erreicht werden kann. 
Die Behauptung vom Allheilmittel Berufsbildungs-
gesetz hält, wie sich weiter an einer Fülle von Bei-
spielen nachweisen ließe, einer sachlichen Über-
prüfung nicht stand. Berufsbildungspolitik darf sich 
gerade nicht in einer gläubigen Heilserwartung ge-
genüber einem Gesetz erschöpfen. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Die entscheidende Frage, ob die Betriebe zur Aus-
bildung motiviert werden oder nicht, hängt ab von 
einer vernünftigen staatlichen Ordnungspolitik und 
dem Klima des Vertrauens und der Sachlichkeit, 
das unter den Betroffenen geschaffen wird. Ein Bei-
rufsbildungsgesetz ist somit nur ein Baustein. 

Wo eine Neufassung des Berufsbildungsgesetzes 
von 1969 jedoch sinnvoll sein könnte, wird die Bun- 
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desregierung unseres Erachtens den Anforderungen 
nicht gerecht. Ich will dies an Hand der wichtigsten 
Bestandteile unseres Antrags in der Gegenüberstel-
lung zum Regierungsentwurf verdeutlichen. 

Erstens. Eine Novellierung des Berufsbildungsge-
setzes muß in dem grundsätzlichen Teil die Zielvor-
stellung, die der Erstausbildung zugrunde liegt, in 
überschaubarer Form zum Ausdruck bringen. Sie 
muß die Grundstrukturen der beruflichen Erstaus-
bildung, soweit sie durch Ausbildungsordnungen zu 
regeln ist, verbindlich vorschreiben. Sie muß ins-
besondere eine klare Gliederung nach dem Prinzip 
der Stufenausbildung sichern. Nach unserer Auffas-
sung sollen dabei, auf der jeweiligen Grundbildung 
aufbauend, zweijährige Ausbildungsgänge, dreijäh-
rige Ausbildungsgänge und zweijährige Ausbil-
dungsgänge mit aufbauender einjähriger Stufe mög-
lich sein. Die Zielsetzung verbindlicher Festlegung 
der Grundstrukturen würde eine begrenzte Novel-
lierung der grundsätzlichen Bestimmungen des Be-
rufsbildungsgesetzes von 1969 rechtfertigen. 

Bei einem Vergleich des geltenden Gesetzes, ver-
abschiedet von der Großen Koalition unter Feder-
führung von Hans Katzer, und des Regierungsent-
wurfs stellt sich jedoch nicht nur heraus, daß diese 
Zielsetzung nicht erreicht wird, vielmehr beseitigt 
der Regierungsentwurf auch die vorhandene Klar-
heit und Übersichtlichkeit. Er ist gegenüber dem 
Gesetz von 1969 ein eindeutiger Rückschritt. Er 
schlägt einen Weg ein, der zwangsläufig zur Atomi-
sierung der Ausbildung führen muß. 

In dem für die Bewertung des Gesetzes — hin-
sichtlich der Struktur der Erstausbildung — ent-
scheidenden zweiten Kapitel jongliert die Bundes-
regierung in einem beängstigenden Umfang mit un-
klaren und teilweise widersprüchlichen Begriffen: 
Teilabschlüsse, Teilprüfungen, Zwischenprüfungen, 
Teile von Teilprüfungen, Teile von Abschlußprüfun-
gen, ausbildungsbegleitende Leistungsnachweise 
und was dergleichen mehr ist, erhalten einen Stel-
lenwert, daß man sich besorgt fragt, wer in Zukunft 
mit wieviel Personal mit diesen Teilabschnitten fer-
tig werden sol l.  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man fragt sich besorgt, welche Komplikationen dies 
zwangsläufig für die Übersichtlichkeit und Praktika-
bilität eines bis heute noch im wesentlichen ehren-
amtlichen Prüfungsverfahrens haben muß. 

Der Regierungsentwurf erreicht somit gerade 
nicht, was die Bundesregierung als Zielsetzung vor-
gibt, nämlich die Absicherung des Ausbildungsplatz-
angebots. Nur noch, so befürchten wir, hauptamt-
liche Spezialisten in großen Betrieben werden in 
der Lage sein, den auf diesen Begriffssalat zwangs-
läufig folgenden Verordnungswirrwarr zu über-
blicken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung reagiert auf den Vorwurf, 
diese Perspektive führe unweigerlich zu einem er-
heblichen bürokratischen Aufwand, wie eine in 
ihrer Ehre zu Recht bescholtene alte Jungfrau. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD — Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : 

Ein schönes Bild!) 

— Schönes Bild, gell? — Ich wiederhole: Im Inter-
esse der Auszubildenden und der Ausbilder, im In-
teresse der kleinen und mittleren Ausbildungsbe-
triebe ist nach Auffassung der CDU/CSU eine No-
vellierung des Berufsbildungsgesetzes nur dann 
sinnvoll, wenn in verständlicher, wenigstens für die 
Ausbilder lesbarer Form die Perspektive der Erst-
ausbildung klargemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Stiften von Verwirrung kann jedoch beim be-
sten Willen nicht als Konzeption bezeichnet werden. 

Im Zusammenhang mit der Zielsetzung des  Ge-
setzentwurfs eine kurze Bemerkung zum Stellen-
wert der überbetrieblichen Ausbildung. Wir unter-
streichen die Bedeutung überbetrieblicher Einrich-
tungen als Ergänzung der betrieblichen Ausbildung, 
vor allem in der mittelständischen Wirtschaft. Wir 
können jedoch nicht zustimmen, daß der Regierungs-
entwurf entgegen allen offiziellen Erklärungen die 
überbetrieblichen Einrichtungen zu einem eigen-
ständigen dritten Lernort verselbständigt, wie dies 
aus dem Wortlaut des § 4 zweifelsfrei hervorgeht, 
wenn Sprache überhaupt noch einen Sinn haben soll. 

Da die Bundesregierung darüber hinaus vorsieht, 
daß durch Rechtsverordnungen eine generelle Zu-
weisung der Ausbildung an überbetriebliche Aus-
bildungsstätten vorgenommen werden kann und 

 Teilverträge mit überbetrieblichen Ausbildungsstät-
ten abgeschlossen werden können, besteht die Ge-
fahr, daß die überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
in der Konzeption ,des Regierungsentwurfs zum Ve-
hikel des Abbaues betrieblicher Ausbildung werden. 

Zweitens. Wegen der sachlichen und der politi-
schen Bedeutung darf ich als nächstes auf die Vor-
stellungen der CDU/CSU eingehen, wie die kardi-
nale Frage der Abstimmung von Ausbildungsord-
nungen und Rahmenlehrplänen gelöst werden soll. 

Wir schlagen einstimmig eine Vereinbarung von 
Bund und Ländern vor, die zur Errichtung einer von 
Bund und Ländern gemeinsam getragenen Zentral-
stelle für berufliche Bildung führen soll. Unter 
gleichberechtigter Mitwirkung der Vertreter der 
Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Lehrer an 
berufsbildenden Schulen, die von der Bundesregie-
rung durchgängig nicht berücksichtigt worden sind, 
sind in dieser Zentralstelle die Ausbildungsordnun-
gen und Rahmenlehrpläne gemeinsam zu erarbeiten 
und aufeinander abzustimmen. Der Erlaß von Rah-
menlehrplänen durch die Länder und von Ausbil-
dungsordnungen durch den Bund muß nach unserer 
Auffassung die vollzogene Abstimmung in der Zen-
tralstelle zur Voraussetzung haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So wird das 
gemacht!) 

Die Zentralstelle für berufliche Bildung soll darüber 
hinaus den Bund in allen wesentlichen Fragen der 
beruflichen Bildung beraten; ich verzichte auf die 
Aufführung im einzelnen. 

Wir gehen davon aus, daß nur eine gleichbe-
rechtigte und gleichgewichtige Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern zum Erfolg führen kann. Wir 
fordern daher die Bundesregierung auf, umgehend 
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in Verhandlungen mit den Ländern einzutreten, um 
noch im Laufe dieses Jahres auf der Grundlage 
unserer Vorstellung zu einer Vereinbarung zu kom-
men, deren den Bund bindende Teile, soweit nötig 
und möglich, in ein novelliertes Berufsbildungsge-
setz übernommen werden könnten. 

(Engholm [SPD] : Herr Gölter, schauen Sie 
einmal auf die Bundesratsbank!) 

Wir befürchten, daß die Bundesregierung ihren 
Vorschlag eines Bundesinstituts für Berufsbildung 
zuerst im Bundestag von der Mehrheit absegnen 
lassen will, um dann mit den Ländern zu verhan-
deln, in welcher Form durch eine das Berufsbil-
dungsgesetz ergänzende Vereinbarung die Abstim-
mung gesichert werden kann. Der von der Bundes-
regierung unterbreitete Vorschlag des Bundesinsti-
tuts ist nichts anderes als der institutionalisierte 
Konflikt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die SPD-geführten Länder sprechen dies hinter ver-
schlossenen Türen aus; wir sagen es unverhohlen: 
Die Länder sollen im Konzept der Bundesregierung 
überspielt und an die Wand gedrückt werden. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig! — Pfeifer [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Vorschlag eines Länderausschusses innerhalb 
des Bundesinstituts, dessen Mitglieder dann in 
anderer Funktion wieder für die Abstimmung mit 
dem Bund, in dessen Institut sie ja ansonsten arbei-
ten, zuständig sein sollen, zeigt doch, daß dieser 
Vorschlag zum Scheitern verurteilt sein wird. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Aber 
raffiniert angelegt!) 

Gerade in dieser Frage angesichts des weitgehen-
den, von der CDU/CSU vorgeschlagenen Konzepts 
einer Zentralstelle wird sich zeigen, ob die Bun-
desregierung mit dem Entwurf wirklich mehr will 
als einen Beitrag zum Jahr 1976 und dessen Aus-
einandersetzungen. Daß der Regierungsentwurf, wie 
sich im Bundesrat erwiesen hat, noch nicht einmal 
mit den SPD-geführten Bundesländern, geschweige 
denn mit den von der CDU/CSU regierten, ausführ-
lich erörtert worden ist, zeigt ein merkwürdiges 
Verständnis von Kooperation. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nur „beifällige Bejahung eines unabgestimmten und 
unausgegorenen Konzepts" wird als Kooperation an-
erkannt. Widerspruch wie im Bundesrat wird mit 
„staatszersetzender Obstruktion" gleichgesetzt, um 
ein Wort des rheinland-pfälzischen Kultusministers 
Bernhard Vogel aus der Bundesratsdebatte aufzu-
greifen. 

Drittens. Das Konzept der CDU/CSU sichert, daß 
— um jetzt ein Wort von Bundesminister Rohde aus 
der Bundesratsdebatte aufzunehmen — der „Gre-
miendschungel" verhindert wird. 

Nach unseren Vorstellungen wird auf Bundes-
ebene lediglich eine einzige Einrichtung zuständig 
sein; der Gesetzentwurf der Bundesregierung jedoch 
macht neben dem Bundesinstitut nach wie vor das 

davon getrennte Abstimmungsverfahren mit den 
Ländern notwendig. 

Auf Landesebene darf es nach Auffassung der 
CDU/CSU nicht zu einer unterschiedlichen Entwick-
lung kommen, die in dem einen Land einen Lan-
desausschuß, in dem anderen Land eine Landes-
anstalt mit zwangsläufig erheblichem Aufwand zur 
Folge hat und damit die bundeseinheitliche Organi-
sationsstruktur zerstört. Ich verweise darauf, daß 
alle Bundesländer in den Beratungen der Aus-
schüsse des Bundesrates gegen die Einführung einer 
Landesanstalt erhebliche Bedenken geäußert haben. 

In Abweichung vom Regierungsentwurf müssen 
unseres Erachtens im Landesausschuß für Berufsbil-
dung, der ja als Beratungsorgan der Landesregie-
rung fungieren soll, neben den Vertretern der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer die Lehrer an be-
rufsbildenden Schulen gleichberechtigt beteiligt wer-
den. 

(Wüster [SPD] : Nur Beratungsorgan!) 

Von besonderer Bedeutung im Konzept der CDU/

-

CSU ist die Aufforderung an die Länder, in wich-
tigen Fragen, also beispielsweise beim Erlaß der 
Rahmenlehrpläne für das berufsbildende Schulwe-
sen, das Votum des Landesausschusses einzuholen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Zu sagen ha

-

ben sie nichts?!) 

— Och, Herr Schäfer, Sie haben den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Berufsbildung ja nun sicher 
nicht durchgelesen; 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Ich frage ja 
nur!) 

dazu haben Sie ja gar nicht die Zeit. Ich nehme 
Ihnen das gar nicht übel. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Erneuter Zuruf 
des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]) 

— Lesen Sie einmal unseren Antrag durch! 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Beantworten 
Sie meine Frage! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Auf der regionalen Ebene sieht das Konzept der 
CDU/CSU in Übereinstimmung mit allen Bundeslän-
dern vor, auf Bezirksausschüsse zu verzichten. Der 
Bezirksausschuß ist überflüssig, seine Einführung 
beinhaltet lediglich die Gefahr der Zersplitterung der 
Beratung, der Kompetenzüberschreitungen und der 
uneinheitlichen Organisationsstruktur. Der Berufs-
bildungsauschuß der zuständigen Stelle muß nach 
den Forderungen der CDU/CSU zu gleichen Teilen 
aus Vertretern der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer 
und der Lehrer an berufsbildenden Schulen zusam-
mengesetzt sein. 

(Zander [SPD] : Aber zu sagen haben darf er 
nichts!) 

Besonderen Wert legt die CDU/CSU auf eine durch 
die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes abzu-
sichernde Vertretung der Ausbilder. Wir schlagen 
daher vor, daß in der Regel die Hälfte der Vertreter 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer über die 
Ausbildereignung verfügen soll. Im Vergleich zur 
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geltenden gesetzlichen Regelung schlägt die CDU/

-

CSU eine Ausweitung der Kompetenzen des Berufs-
bildungsausschusses vor. Es sind dies im einzelnen: 
Mitwirkung bei der Bestellung und Abberufung von 
Ausbildungsberatern sowie der anderen Beschäftig-
ten der Kammern, die überwiegend mit wesentlichen 
Aufgaben der Berufsbildung befaßt sind; Mitwir-
kung bei der Erstellung des Haushaltsplans der 
Kammer betreffend die Mittel für die Berufsbildung; 
Berichtspflicht der Ausbildungsberater auf Antrag 
eines Viertels der Mitglieder des Berufsbildungsaus-
schusses. 

Die CDU/CSU lehnt es jedoch ab, daß durch den 
Berufsbildungsausschuß der Kammer — wie im Re-
gierungsentwurf vorgesehen — auch die allgemei-
nen Verwaltungsanweisungen erlassen werden, 
durch die alle im Verwaltungsbereich tätigen Mit-
arbeiter gebunden würden. Ihr Erlaß muß zwangs-
läufig das originäre Recht jener Organe sein, die für 
die Verwaltung der zuständigen Stelle insgesamt die 
Verantwortung tragen. 

Viertens. Im Interesse der Sicherung der Ausbil-
dungsqualität schlägt die CDU/CSU vor, daß durch 
die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes die 
Voraussetzung für eine ebenso unkomplizierte wie 
die Kompetenzen klar abgrenzende Regelung des 
Verhältnisses von staatlicher Kontrolle und zustän-
digen Stellen geschaffen wird. Die Zulassung der 
Ausbildungsbetriebe und der Entzug der Ausbil-
dungserlaubnis sollen nach unseren Vorstellungen 
von den zuständigen Stellen nach bundeseinheit-
lichen Richtlinien vorgenommen werden. Es soll auch 
in Zukunft Aufgabe der zuständigen Stellen sein, 
die Ausbildungsbetriebe zu beraten sowie für die 
Erfüllung der sachlichen und personellen Vorausset-
zungen und die Einhaltung der vorliegenden Aus-
bildungspläne Sorge zu tragen. 

(Wüster [SPD] : Bei uns auch!) 

Werden von dem Beauftragten der zuständigen 
Stelle festgestellte Mängel nicht in zumutbarer Zeit 
behoben, so soll nach unseren Vorstellungen die zu-
ständige Stelle die Ausbildungserlaubnis umgehend 
entziehen können. 

(Zander [SPD]: Das ist ja ein Rückschritt!) 

Diese Regelung ist eine eindeutige Ausweitung 
der Kompetenzen der Kammern im Interesse einer 
schnellen und wirksamen Sicherung der Ausbil-
dungsqualität. Wir wissen, daß der Entzug der Aus-
bildungserlaubnis die Kammern heute und nach dem 
Regierungsentwurf auch in Zukunft auf ein oft lang-
wieriges, bürokratisches Verfahren verweist. 

Wir treten — über den Regierungsentwurf hinaus-
gehend — für die Einrichtung einer von der Tätig-
keit der Kammern getrennten staatlichen Kontrolle 
ein. Die nach Landesrecht zuständige Behörde soll 
die Erfüllung der gesetzlichen und sonstigen Vor-
schriften durch die Ausbildungsbetriebe überprüfen. 
Die Länder sollen dafür Sorge tragen, daß die zu-
ständigen Behörden personell in der Lage sind, in 
ausreichendem Umfang Stichproben vorzunehmen. 

(Wüster [SPD] : Haben Sie das mit dem Bun

-

desrat abgestimmt?!) 

Wir wissen, daß dieser Vorschlag in den Ländern 
zu einem personellen Mehraufwand führt. Wir haben 
uns trotz der dadurch bedingten Bedenken einstim-
mig entschlossen, dieses Konzept im Deutschen 
Bundestag einzubringen. 

Fünftens. Um so notwendiger ist es unseres Er-
achtens, bei der Errichtung der Prüfungsausschüsse 
auf personalintensiven und zeitraubenden Aufwand 
zu verzichten. Während wir noch in unserem An-
trag Drucksache 7/1908 vom März des vergange-
nen Jahres die Berufung der Mitglieder der Prü-
fungsausschüsse durch die zuständige staatliche Be-
hörde vorgesehen hatten, haben wir uns jetzt für 
eine Berufung durch die Kammern entschieden. Die 
Berufung der Mitglieder von 17 000 Prüfungsaus-
schüssen durch die Länder bzw. ihre Stellen würde 
einen erheblichen Verwaltungs- und Kostenaufwand 
mit sich bringen, ohne daß sich im Vergleich zur 
heutigen gesetzlichen Regelung der Berufung durch 
die Kammern Veränderungen ergäben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Behaup

-

tung!) 

Denn auch die staatliche Stelle wäre auf die Vor-
schläge der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani-
sationen angewiesen; davon abzuweichen, fehlen 
jener staatlichen Stelle der Überblick und die Per-
sonalkenntnis. 

Sechstens. Ich verweise nachdrücklich auf das 
Kapitel C II unseres Antrags, das auf die Sonder-
formen der Ausbildung, insbesondere auf die Not-
wendigkeit verstärkter Maßnahmen zugunsten lei-
stungsschwacher und behinderter Jugendlicher, ein-
geht. Den besonderen Formen des Berufsgrundschul-
jahres für leistungsschwache Jugendliche, durchge-
führt durch die Länder, und den berufsvorbereiten-
den Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit kommt 
gerade angesichts der Erfahrungen der letzten zwölf 
Monate in Zukunft noch größere Bedeutung zu. 
Bund und Länder müssen dieser Aufgabe Priorität 
zumessen. Die soziale Verpflichtung ist so eindeutig, 
daß anderes gegebenfalls zurückstehen muß, wenn 
dies Voraussetzung der Finanzierung dieser Sonder-
aufgaben sein sollte. 

(Zuruf von der SPD: Das wollen auch wir 
nicht!) 

Wir begrüßen, daß die Bundesregierung in ihrem 
Entwurf besondere Vorschriften für die Berufsbil-
dung Behinderter vorgesehen hat. Diesem Abschnitt 
wird wegen seiner Bedeutung im federführenden 
Ausschuß ein eigenes Anhörverfahren gewidmet. 

Siebtens. Eine kurze Bemerkung zu dem Komplex 
„Weiterbildung"! Wir unterstreichen die Bedeutung 
der Fort- und Weiterbildung, in deren Rahmen 
breitgefächerte Bildungsangebote zur Verfügung 
gestellt werden müssen, um den Erwerb höherer be-
ruflicher Qualifikationen, die sogenannte Aufstiegs-
bildung, sowie die Anpassung an neue Erkenntnisse, 
Technologien und wirtschaftliche Veränderungen, 
die sogenannte Anpassungsbildung, zu ermöglichen. 

(Zuruf von der SPD: Was ist denn das? — 
Weitere Zurufe von der SPD) 
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— Lesen Sie einmal die Paragraphen am Anfang 
Ihres Gesetzentwurfs; dort wird auch in dieser Rich-
tung differenziert. — Der Bereich der „Anpassungs-
bildung", also der Anpassung an neue Erkenntnisse, 
Technologien und wirtschaftliche Veränderungen, 
muß von der Verschiedenartigkeit des Personen-
kreises und damit von der Notwendigkeit eines 
breitgefächerten Bildungsangebots ausgehen. Damit 
entzieht sich die „Anpassungsbildung" weitgehend 
einem über Rahmenvorschriften hinausgehenden 
staatlichen Ordnungsanspruch. 

In Gegensatz dazu ist für den Bereich der „Auf-
stiegsbildung" eine staatliche Normierung ange-
bracht. Diese Normierung hat nach dem Prinzip der 
Pluralität von der gewachsenen, bewährten Viel-
falt sowohl von Trägern als auch von Angeboten 
auszugehen. Sie muß sich über allgemeine Rahmen-
vorschriften hinaus im wesentlichen auf die Siche-
rung einheitlicher Standards für berufliche Qualifi-
kationen beschränken. 

Der Vorschlag der Bundesregierung, der ohne jede 
Differenzierung zwischen „Aufstiegs-" und „Anpas-
sungsbildung" den gesamten Komplex der Fort- und 
Weiterbildung spiegelbildlich zur Erstausbildung 
regeln will, führt zwangsläufig zu einer „Weiter-
bildungspersonaleignungsverordnung" und ist im 
Ergebnis ein brillantes Arbeitsbeschaffungspro-
gramm für arbeitslose Volks- und Sozialwirte, So-
ziologen, Politologen und Juristen. Die Zielsetzung 
der totalen Perfektion, die hier zum Ausdruck 
kommt, wird nicht eine Ausweitung des Angebots 
zur Folge haben — im Gegenteil: sie wird die unver-
zichtbare freie Initiative im gefährlichen Umfang 
strangulieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Genau!) 

Achtens. Wir bejahen die Notwendigkeit einer 
verbesserten Berufsbildungsstatistik. Das Kapitel 
„Planung und Statistik" des Regierungsentwurfs 
allerdings ist eine seltene statistische Orgie. 

(Zuruf von der SPD: Wie ist es denn in 
Ihrem Antrag?) 

Bis auf die Haarfarbe der Aus- und Weiterzubilden-
den wird alles erfragt, was nur irgendwie erfragt 
werden könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das saß aber!) 

Dies bedeutet, daß einzelne Kammerbezirke pro 
Jahr mehrere Millionen Daten zur Verfügung stel-
len müssen — angesichts einer Ausgangssituation, 
die durch Computer weitgehend überhaupt nicht er-
faßt ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Regierungsentwurf legt einen kostenaufwen-
digen Maximalkatalog fest, der lediglich im nach-
hinein durch Rechtsverordnung eingeschränkt wer-
den kann, statt sich auf unbedingt erforderliche 
statistische Daten zu beschränken. 

Es ist selbstverständlich, daß in den Ausschüssen 
des Bundestages von der Regierung detaillierte Un-
terlagen über die durch derartige Vorschriften si

-

cherlich entstehenden personellen Mehraufwendun-
gen erwartet werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

Neuntes. In der Frage der Finanzierung hat die 
Fraktion der CDU/CSU noch nicht abschließend Stel-
lung genommen. 

(Zuruf von der SPD: Mager!) 

Wir geben das zu. Ich sage das ganz offen. Nach 
Auffassung der Fraktion ist noch nicht schlüssig 
nachgewiesen, daß ein Finanzierungssystem über-
haupt geeignet ist, die Ausbildungsbereitschaft der 
Betriebe zu stärken, oder, anders formuliert, daß 
ein Finanzierungssystem in den kommenden Jahren 
eine Ausweitung des Ausbildungsplatzangebotes 
fördert. 

(Zuruf von der SPD: Was soll denn dann 
die lange Rede! — Lachen bei der CDU/ 

CSU) 

Unabhängig von der Entscheidung in der Grund-
satzfrage hat die Bundestagsfraktion vor allem die 
Möglichkeiten eines kontinuierlichen Lastenaus-
gleichs diskutiert. Ein solcher Lastenausgleich läßt 
sich in verschiedenen Formen bewerkstelligen. Eine 
davon ist der Vorschlag, der von einem mittelstän-
dischen Unternehmer im Bezirk der Industrie- und 
Handelskammer Augsburg zuerst in Diskussion ge-
bracht wurde, einen Lastenausgleich mit Hilfe der 
Berufsgenossenschaften durchzuführen. So ist im 
übrigen der Name „Augsburger Modell" entstanden. 

Unsere Fraktion wird keinen Vorschlag unterbrei-
ten 

(Rappe [Hildesheim] [SPD]: Bravo!) 

— einen Augenblick, Herr Kollege Rappe; hören Sie 
den Satz zu Ende — und keiner Vorstellung zu-
stimmen, die in irgendeiner Form zu Fondsbildungen 
führt. Jeder Fonds ist mit einem erheblichen Ver-
waltungsaufwand verbunden, jeder Fonds beseitigt 
keine Probleme, sondern schafft sie erst, wenn die 
Auseinandersetzungen über die Einzelheiten der 
Steuerung einsetzen. 

Stellen Sie sich vor, meine Damen und Herren, 
wir hätten in den letzten Jahren das Vergnügen ge-
habt, mit einem Fonds arbeiten zu dürfen. Weiße-
Kragen-Berufe im Bereich der Computer, der Elek-
tronik und der Fernmeldetechnik wären als Lieb-
lingskind der planenden Steuerer auf die Förder-
liste gesetzt worden. Die Dienstleistungsberufe des 
Handwerks, die für die Lebensqualität der Bürger 
nicht minder wichtig sind, wären auf die Aussterbe

-liste einer angeblichen Vergangenheit gesetzt wor-
den. 

Der Vorschlag der Bundesregierung, wie er im Re-
gierungsentwurf seinen Niederschlag findet, trägt 
alle Spuren eines nicht lebensfähigen Kompromisses. 
Er ist mit einem erheblichen bürokratischen Auf-
wand verbunden. Er ist in der zeitlichen Durchfüh-
rung langwierig und bedeutet keinerlei Hilfe für die 
Ausbildungsbetriebe. 

(Zuruf von der SPD: Was soll man denn 
statt dessen machen?!) 
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Zunächst muß — so schlägt die Bundesregierung 
vor — die Berufsbildungsstatistik den Notfall nach-
weisen. 

(Zuruf von der SPD: Wir wollen doch keine 
Statistik!) 

Es wäre reizvoll, jetzt über die Notfallgrenze zu 
diskutieren, die aus unserer Sicht sehr willkürlich 
auf 12,5 % Überangebot angesetzt ist. Warum ei-
gentlich nicht auf 8, 10, 15 oder 17,5 %. 

(Engholm [SPD] : Wieviel?!) 

Welches sind die Kriterien, die die Bundesregierung 
gerade veranlaßt haben, 12,5 % anzusetzen? Steht 
hinter der Sache wirklich mehr als das arithmetische 
Mittel zwischen Herrn Rohde und Herrn Friderichs? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sehr wahr! Bravo!) 

Zurück zum Verfahren. Wenn die Notfallgrenze 
erwiesen ist, erläßt die Bundesregierung eine Rechts-
verordnung. Auf deren Grundlage müßten die Be-
rufsgenossenschaften Beiträge einziehen. Diese über-
weisen dann die Mittel an das Bundesinstitut für 
Berufsbildung, in dem mit Sicherheit ein nicht enden 
wollender Streit über die Kriterien der Vergabe aus-
bricht. 

(Wüster [SPD] : An die Lastenausgleichs

-

bank!) 

Wenn die Betriebe ihre Anträge eingebracht haben 
— die Formulierung des § 88 vermittelt einen klei-
nen Vorgeschmack von dem Papieraufwand, der mit 
der ganzen Sache verbunden ist —, dann verteilt das 
Bundesinstitut die Mittel über die Lastenausgleichs

-

bank. 

Frühestens zwei Jahre nach Feststellung des soge-
nannten Notfalls bekommen dann die Betriebe die 
Unterstützung, über deren bescheidene Höhe sie 
sich allerdings füglich sehr wundern werden. Mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln soll nämlich 
eine solche Fülle von Maßnahmen finanziert wer-
den, daß für die einzelne Maßnahme gar kein nen-
nenswerter Beitrag mehr übrigbleibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Der bürokratische Aufwand und die damit verbun-
dene finanzielle Belastung wird für manchen Be-
trieb größer sein als der Gegenwert, der ihm auf 
Grund der Weisheit der Bundesregierung zugewie-
sen wird. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit genau der Argumentation, die ich vortrage, ge-
hen Mitglieder der Bundesregierung, vielleicht bis 
hinein in die jüngsten Tage, in bestimmten Häusern 
ein und aus und sagen, man solle dem doch zustim-
men, weil mindestens zwei Jahre vergingen; vor 
1979 passiere ja mit absoluter Sicherheit nichts. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Wer hat denn das ge

-

sagt?) 

— Erkundigen Sie sich einmal. 

Die Bilanz: Das Finanzierungsmodell der Bundes-
regierung wird weder im Jahre 1976 noch im Jahre 

1977 und auch nicht im Jahre 1978 eine einzige müde 
Mark zur Förderung auch nur eines einzigen Aus-
bildungsplatzes locker machen. Das Modell der Bun-
desregierung ist ungeeignet, zur Sicherung des Lehr-
stellenangebotes auch nur den geringsten Beitrag zu 
leisten. Wenn das aber selbst von Mitgliedern der 
Bundesregierung ganz offensichtlich so gesehen 
wird, dann, finde ich, sollte man sich bei den Vor-
würfen gegenüber der Opposition ein wenig zurück-
halten. 

Ich fasse zusammen. Für die Berufsbildungspolitik 
der kommenden Jahre gibt es nur einen einzigen 
sachgerechten Maßstab: die Sicherung eines aus-
reichenden Angebots an qualifizierten Ausbildungs-
plätzen im Interesse der Berufs- und Lebenschancen 
der jungen Generation, im Interesse der zukünftigen 
wirtschaftlichen und sozialen Leistungsfähigkeit un-
seres Staates. Wir legen einen Initiativantrag vor, 
der sich an diesen Maßstäben orientiert und sie in 
das weitere Beratungsverfahren einbringt. 

(Zuruf von der SPD: Der  ist sehr mager!) 

Der Gesetzentwurf der Koalition muß im Ansatz 
und in der Ausgestaltung als Fehlschlag bezeichnet 
werden. Er geht an den Interessen der Betroffenen 
und den sich daraus ergebenden Notwendigkeiten 
vorbei. Er verbessert die Chancen auf qualifizierte 
Ausbildung für den einzelnen Jugendlichen nicht; 
für den Ausbilder wird er vor allen Dingen in sei-
nem Grundsatzteil, dem zweiten Kapitel, zu einer er-
heblichen Belastung werden. 

(Seiters [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Wir erfüllen mit unserem Initiativantrag die bei 
der Behandlung der beruflichen Bildung auf uns zu-
kommende Verantwortung. Wir werden unserer Ver-
antwortung auch im weiteren Verfahren im einzel-
nen gerecht werden. Es wird der Koalition nicht ge-
lingen, uns aus dieser Verantwortung herauszupole-
misieren. 

(Zuruf von der FDP: Hineinzupolemisieren!) 

Wir meinen, es liegt jetzt an der Koalition, zu zei-
gen — vor allen Dingen in einigen sehr wesentlichen 
Fragen wie Abstimmung zwischen Bund und Län-
dern —, ob sie in der beruflichen Bildung wirklich 
mehr will, als jetzt einen Beitrag für das Jahr 1976 
zu leisten, ob sie wirklich ein Gesetz will oder ob 
sie sogar darauf hinsteuert, gar kein Gesetz zu wol-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Sonst brächten wir keinen Gesetzent-

wurf ein!) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Engholm. 

Engholm (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin gewiß kein Phlegmatiker. Aber 
wie jemand zu so früher Stunde einer so hohen Mo-
torik fähig ist, ringt mir doch ein ungläubiges Stau-
nen ab. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Gölter [CDU/ 
CSU] : Gesundheit!)  
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Herr Kollege Gölter, wir sind uns gewiß darin einig, 
daß die Kraft der Argumente nicht unbedingt hoch-
gradig mit  der Lautstärke, in der sie vorgetragen 
werden, korreliert. 

(Seiters [CDU/CSU] : Aber Ihre Zwischen

-

rufe waren viel lautstärker!) 

Ein zweites vorweg: Ich finde es immer schade, 
wenn jemand eine bildungspolitische Debatte im 
Bundestag — und Bildungspolitiker haben es in die-
sem Hause nicht leicht — mit einer politischen 
Pflichtübung beginnt, um der anderen Seite nun un-
bedingt wieder etwas in den Kaffee zu schütten, das 
wie Arsen aussieht. Ich finde das bedauerlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte gerne sagen, Herr Kollege Dr. Gölter: 
Bellende Hunde beißen nicht. Aber ich könnte dann 
mit dem strengen Ohr der Präsidentin in Konflikt 
geraten; deswegen lasse ich das. Ich bin der Mei-
nung, daß wir uns in den Ausschußberatungen auf 
sehr viel nüchternerer Basis zusammenraufen kön-
nen. 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat 
in seiner Regierungserklärung im vergangenen Jahr 
ausgeführt: 

Wir wollen für unsere jungen Menschen nicht 
weniger, sondern mehr Ausbildungsplätze in 
Werkstätten und Büros, die  eine qualifizierte 
Berufausbildung ermöglichen. 

Weiterentwicklung der beruflichen Bildung heißt 
nicht Verschulung. Uns geht es darum, eine 
sinnvolle Aufgabenteilung und Zusammenarbeit 
von Betrieb, Schule und — soweit notwendig — 
auch von überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
zu erreichen. 

(Beifall bei der  SPD) 

Das heißt konkret: Herstellung eines quantitativ 
ausreichenden Ausbildungsplatzangebots bei hoher 
Qualität in einem dualen System, in dem die Ko-
operation großgeschrieben wird. Das ist präzise die 
Kurzfassung der Motive des von der Bundesregie-
rung vorgelegten Gesetzentwurfes, mit dem sie ihre 
Ankündigung in die Praxis umsetzt. 

Daß es dem Bundesbildungsminister trotz zahllo-
ser Fußangeln, die ihm gelegt worden sind, gelun-
gen ist, in relativ kurzer Zeit einen so kompletten 
Gesetzentwurf vorzulegen, erfordert, meine ich, den 
Respekt dieses Hauses. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ob er auf Kritik unbedingt wie eine „gezierte Jung-
frau" reagiert, wie vorhin gesagt wurde: Ich habe 
gesehen, daß es ihn schwer getroffen hat, aber ich 
nehme an, er wird mit solchen Vorwürfen fertig 
werden. 

Meine Damen und Herren, der  Gesetzentwurf der 
Regierung stellt den vorläufigen Abschluß einer lan-
gen und für die Berufsbildung ganz gewiß leidvol-
len Bildungsgeschichte dar. Wir alle wissen, daß 
sich im Geiste und in der Konsequenz des Neuhuma-
nismus geschichtlich eine unüberbrückbare Kluft 
zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung erge-
ben hat. In diesem Prozeß ist der allgemeinen Bil

-

dung, und dies heißt im Sprachgebrauch des Alltags: 
den höheren Bildungsgängen, ein eindeutiger Vor-
rang zugeordnet worden. Das heißt, daß eine Min-
derheit unseres Volkes im Laufe der Bildungsge-
schichte bis zum heutigen Tage ,den Zugang zu allen 
Spitzenpositionen von Wirtschaft und Gesellschaft 
gehabt hat. Derjenige Teil der Gesellschaft, der die 
Majorität ausmacht, ist beruflich verwertbar ausge-
bildet, aber bildungspolitisch immer nur als Rest-
posten dieser Gesellschaft betrachtet worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Zustand hat sich auch nach 1945 im we-
sentlichen nicht geändert, denn die herrschende 
Mehrheit im Deutschen Bundestag hat Berufsbil-
dungspolitik mehr als ein Problem der Gewerbeför-
derung denn als eines der demokratischen Chancen-
gleichheit betrachtet. Erst durch die Größe Koalition 
— dies soll deutlich gesagt werden — wurde 1969 
zum erstenmal in der Bildungsgeschichte der Deut-
schen ein Berufsbildungsgesetz verabschiedet, das 
die Belange der Mehrheit der jungen Menschen be-
rücksichtigte, nämlich die Belange der Lehrlinge in 
unserem Lande. Dies ist, um es deutlich zu sagen, 
ein eindeutiges Verdienst der Sozialausschüsse und 
der Sozialdemokraten gemeinsam, und dieses Ge-
setz hat ganz gewiß als ein erster Versuch erheb-
liche Fortschritte gegenüber dem davor bestehenden 
gesetzlosen Zustand gebracht. So hat es erstmals 
strengere Ausbildungseignungskriterien zugrunde 
gelegt, so hat es die Überwachung und Kontrolle 
der Ausbildung verbessert, und es hat den Arbeit-
nehmern erstmals in der Geschichte Mitwirkungs-
rechte im System der beruflichen Bildung zuerkannt. 
Das waren Fortschritte, gemessen am Zustand davor. 

Allein, dieses Gesetz aus dem Jahre 1969, das 
Gesetz der Großen Koalition, hat eine ganze Reihe 
uns heute bedrückender Fragen nicht lösen können 
und kann sie auch heute nicht beantworten. Dazu 
gehören Fragen nach der hochgradigen konjunktu-
rellen, strukturellen und Kostenanfälligkeit des Aus-
bildungsplatzangebotes; dazu gehört die Frage 
nach dem ungelösten Problem der langen und häufig 
ergebnislosen Abstimmungsprozesse zwischen Bund 
und Ländern und damit in der Konsequenz zwischen 
Betrieb und Schule; dazu gehören die unheilvollen 
sektoralen und regionalen Unterschiede in der 
Quantität, aber auch in der Qualität des Berufsbil-
dungsangebots. Wir können doch in diesem Hause 
— zumindest auf Unionsseite — nicht so tun, als 
hätte es in den letzten Jahren nicht vier oder fünf 
namhafte Analysen über die Qualität der Ausbil-
dung gegeben — Alex-Studie, WEMA-Studie etc. 
etc. —, wobei wir alle zugeben müssen, daß die 
Ergebnisse dieser Untersuchungen ein erschrecken-
des Bild von der Qualität der Ausbildung in deut-
schen Landen offenbart haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dieses Problem wird vom alten Gesetz ebenfalls 
nicht mehr vollends zu lösen sein. Hinzu kommt 
die völlig unzureichende Zahlen-, Daten- und Fak-
tenlage. Wer weiß denn heute, wie der Ausbil-
dungsmarkt im Detail aussieht, und wer kann den 
jungen Menschen auf ihre Fragen eine Antwort ge- 
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ben, wie sich der Ausbildungsmarkt morgen und 
übermorgen entwickeln wird? Hinzu kommt die 
immer noch erschreckende Benachteiligung der be-
ruflichen gegenüber der allgemeinen Bildung, die 
wir mit dem alten Gesetz nicht beseitigen können. 
— Dies waren einige wenige Hinweise zu Proble-
men, die mit dem Gesetz von 1969 nicht zu lösen 
sind. 

Ich meine aber auch festhalten zu müssen, daß die 
deutsche Wirtschaft und die Kammerorganisationen 
einschließlich ihrer Dachverbände, die ja ein hohes 
Maß an autonomer Verantwortung in der Ausbil-
dung gehabt haben, keine entsprechenden Antwor-
ten auf diese uns seit langem bekannten Fragen ge-
ben konnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb: Zwangsläufig und als Konsequenz der heu-
tigen Lage setzt hier ein erhebliches Stück öffent-
licher Verantwortung ein, und öffentliche Verant-
wortung heißt zunächst einmal Verantwortung des 
Gesetzgebers, des Bundestages. Meine Damen und 
Herren, wir dürfen es nicht hinnehmen, daß Jugend-
liche heute quasi als Bittsteller vor Werkstoren und 
Bürotüren stehen und um einen Ausbildungsplatz 
betteln müssen; das gibt es heute in bestimmten Be-
reichen unserer Gesellschaft, ist aber einer hoch

-

entwickelten Gesellschaft wie der unseren unwürdig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Aber so weit habt ihr's 
mit eurer Politik gebracht! — Das ist eure 

Politik! — Sie tragen doch dazu bei!) 

Und ich meine, es ist einer hochorganisierten Ge-
sellschaft ebenso unwürdig, daß wir die Antworten 
auf die Fragen nach Gegenwart und Zukunft der 
Ausbildungsmarktentwicklung aus dem Kaffeesatz 
herauslesen müssen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie hätten viele Jahre die Chance gehabt, in die-
sem Hause mit großen Mehrheiten statistische 
Grundlagen zu schaffen, die das verhindern. 

(Seiters [CDU/CSU] : Bei uns gab es nicht 
diese Ausbildungsplatzprobleme! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Seit wann gibt es denn 
Jugendarbeitslosigkeit? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Wenn hier jemand in unqualifizierten Zwischen-
rufen der Meinung ist, diese Situation sei ein Pro-
dukt unserer Politik, 

(Seiters [CDU/CSU]: So ist es!) 

dann braucht er sich nur die statistische Entwick-
lung des Schrumpfens der Zahl der Ausbildungs-
plätze anzuschauen. Wir wissen, daß ein gutes Drit-
tel der Ausbildungsplätze allein im Verlaufe der 
wirtschaftlichen Konzentration zunichte gemacht 
worden ist, und niemand wird doch wohl behaupten 
wollen, daß der Konzentrationsprozeß seit 1945 von 
unserer Regierung betrieben worden ist. Das wäre 
doch Nonsens! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Sie machen es sich sehr einfach! 
— Nicht so sehr die Konzentration wie die 

Inflation! 8 000 Pleiten!) 

Wenn wir diese Probleme lösen wollen, brauchen 
wir neue gesetzliche Ansätze, und ich meine, wir 
müssen diese Probleme lösen, weil ihre Folgen, die 
ja jedes Jahr rund 1,5 Millionen junge Menschen 
bedrücken, uns alle im Endeffekt überrollen werden. 

Je weniger Menschen in dieser Gesellschaft qua-
lifiziert ausgebildet werden, um so mehr soziale 
Deklassierung in unserem Lande wird es geben — 
mit unabschätzbaren individuellen und sozialen Fol-
gekosten und -risiken für den einzelnen und für die 
Gesellschaft. Ich meine, die, die davon betroffen 
werden, werden mit Recht an den Postulaten, die 
aus diesem Hause immer wieder nach draußen hin-
ausgerufen werden — an den Postulaten wie Frei-
heit und Gleichheit —, zweifeln. Wenn sie anfan-
gen, daran zu zweifeln, geht das an die Legitima-
tionsbasis unserer demokratischen Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich denke, wir befin-
den uns heute ganz objektiv in einer Phase, in der 
die Selbstregulierungsmechanismen der Vermittlung 
von Ausbildungsqualifikationen in ihren alten, her-
gebrachten Formen den gesellschaftlichen Ansprü-
chen nicht mehr genügen. Der wirtschaftliche Fort-
schritt, der gesellschaftliche Fortschritt, die Zukunft 
der Gesellschaft und die Glaubwürdigkeit der De-
mokratie stehen auf dem Spiel, wenn es diesem 
Hause nicht gelingt, kollektiv eine Antwort auf die 
Herausforderungen zu geben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/-
CSU: Nicht kollektiv, sondern individuell!) 

Wir sind der Meinung, daß wir ein neues Gesetz 
benötigen, und wir glauben auch, daß das Gesetz, 
das von der Bundesregierung vorgelegt worden ist, 
eine tragfähige Grundlage für die Beratungen die-
ses Hauses sein wird. Die Sozialdemokraten haben 
vier wichtige Kriterien, an denen sie die Qualität 
des vorliegenden Gesetzentwurfs messen. 

Das erste Kriterium ist einfach, und jeder muß es 
begreifen. Es heißt: Wir müssen für alle Jugend-
lichen einen Beitrag zu einem ausreichenden, quan-
titativ und qualitativ ausgewogenen Ausbildungs-
platzangebot leisten. Jeder junge Mensch muß ent-
sprechend seinen Fähigkeiten und Neigungen, wenn 
er diesen Wunsch hat, einen Ausbildungsplatz erhal-
ten können. 

Das zweite Kriterium: Die Ausbildung muß wei-
terhin qualifiziert betrieben werden, weil wir nur 
mit qualifiziert ausgebildeten Menschen den Pro-
blemen der wissenschaftlich-technischen Zukunft 
begegnen können und weil wir nur mit einer hoch-
qualifizierten Ausbildung die Mobilität des Arbeit-
nehmers und damit seinen Status und den seiner 
Familie auf Dauer sichern können. 

Wir wollen drittens erreichen, daß alle beteiligten 
Partner — dies sind die Länder und der Bund, die 
Arbeitgeber und die Arbeitnehmer — kooperativ 
miteinander verfahren, d. h. daß sie von dem bishe-
rigen Egoismus herunterkommen und lernen, solida-
risch, gemeinsam Bildungspolitik zwischen Passau 
und Flensburg zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Viertens. Das Gesetz muß nach unserer Auffas-

sung einen Beitrag dazu leisten, daß der Berufsbil-
dung ein höherer, d. h. ein gleichwertiger Positions-
wert im gesamten Bildungssystem zuerkannt wird. 

Wenn wir mit Hilfe dieser vier Kriterien den 
Gesetzentwurf durchleuchten, kommen wir zu dem 
Ergebnis, daß er nicht nur verfassungskonform ist 
— ernsthafte Zweifel daran hat ja auch der Bundes-
rat nicht geäußert —, sondern daß er auf viele der 
bislang ungelösten Fragen konkrete Antworten gibt. 
Ich will nur vier Antworten des Gesetzentwurfes 
herausgreifen, weil sie praktische Probleme berüh-
ren, auf deren Lösung draußen viele junge Men-
schen warten. 

Erstens trägt dieser Gesetzentwurf dazu bei, durch 
ein abgewogenes und begrenztes Finanzierungs-
instrumentarium einen nachfrageorientierten Ausbil-
dungsmarkt herzustellen. Nachfrageorientiert — 
d. h. zugunsten derjenigen, die in der schwächeren 
Position sind und heute einen Ausbildungsplatz su-
chen. Das ist eine echte sozialdemokratische Position, 
die wir unterstützen und fördern. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Gibt es auch eine 
unechte?) 

— Ich will auf den Zwischenruf eingehen. Die CDU/

-

CSU hat zu diesem Punkt gesagt, sie werde bei der 
Finanzierung abwarten und prüfen. Angesichts der 
Probleme unserer Tage heißt das, daß die CDU/ 
CSU bereit ist, eine mögliche Katastrophe in Kauf zu 
nehmen, in der Hoffnung, das dann eintretende 
Chaos sei hinterher noch verwaltbar. Ich halte das 
für eine pure Illusion. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Klein? 

Engholm (SPD) : Ich möchte erst noch den Gedan-
ken zu Ende führen und hinzufügen, daß dieser Ge-
setzentwurf zum erstenmal einen konkreten Ansatz-
punkt bietet, mit dem alljährlichen Vabanquespiel 
mit den Auszubildenden Schluß zu machen. Die Lehr-
platzsuche — das hat der Minister deutlich gesagt — 
darf für die Betroffenen nicht zum Lottospiel wer-
den. Deshalb begrüßen wir den Ansatz dieses Ge-
setzes. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/

-

CSU: Das ist doch Ihre schlechte Regie

-

rungspolitik!) 

Präsident Frau Renger: Herr Dr. Klein, bitte sehr! 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Engholm, übersehen Sie hier nicht zwei Dinge, näm-
lich erstens, daß Ihr Gesetzentwurf, selbst wenn die 
Finanzierungsregelung gut wäre, was sie aber nach-
weislich nicht ist, erst 1978 in  Kraft treten kann 

(Zuruf von der SPD: Wo ist denn der Nach

-

weis?) 

und Sie mit diesem Gesetzentwurf überhaupt keinen 
Beitrag zur Lösung der aktuellen Probleme 1975 und 
1976 leisten, und zweitens, daß Sie zu unserem Vor-
schlag eines Dringlichkeitsprogramms für 1975 und 
1976 in diesem Hause überhaupt keine Alternative 
entwickelt haben? 

(Wehner [SPD] : Sind Sie noch Student, weil 
Sie so falsch fragen? Sie können nicht fra

-

gen! Sie kommen mir vor wie ein Student! 
Akademischer Arbeitnehmer oder so!) 

Engholm (SPD) : Ich habe nichts dagegen, daß je-
mand lange Fragen und auch mehrere Fragen zu-
gleich stellt. Dies halte ich für vertretbar. Mir geht 
es darum, noch einmal deutlich auf folgendes hinzu-
weisen: Die Regierung hat einen konkreten Gesetz-
entwurf mit einer konreten, faßbaren, überprüfbaren 
Regelung vorgelegt. Die  Unionsparteien — und die-
sen gehören Sie, wenn ich mich nicht irre, an, Herr 
Kollege Klein — haben gesagt, sie wollten erst ein-
mal abwarten und prüfen und verschieben, d. h., sie 
betreiben eine Politik mit dem Blick auf 1985 oder 
1990, wenn ich das richtig sehe. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Sie wisse doch, daß das 
gar nicht tragbar ist!) 

Wenn Sie diese Finanzierungsregelung — das habe 
ich Ihrer Frage entnommen — für nicht ausreichend 
halten, muß ich Ihnen in aller Bescheidenheit sagen: 
Der Spatz in der Hand ist besser als die von Ihnen 
versprochene Taube auf dem Dach des Jahres 1980. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Klein [Stolberg] 
[CDU/CSU] : Was haben Sie denn für 1975/

-

1976 zu bieten? — Wehner [SPD] : Als der 
Katzer auf dem Dach! — Weiterer Zuruf 
von der SPD: Die Regierung handelt doch!) 

Präsident Frau Renger: Eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Westphal. — Bitte schön! 

Westphal (SPD) : Herr Kollege Engholm, würden 
Sie mir bestätigen, daß die Zwischenphase bis zum 
Inkrafttreten einer Regelung, wie sie hier im Gesetz 
vorgeschlagen ist, erstens durch eine Reihe von Maß-
nahmen ausgefüllt ist, um überbetriebliche Ausbil-
dungsstätten zu fördern — wir haben dafür 150 Mil-
lionen DM allein im Etat dieses Jahres vorgesehen 
—, und daß — zweitens — der Haushaltsausschuß 
neben der Förderung des Baus und der Einrichtung 
solcher Stätten in einem begrenzten Zeitraum von 
vier Jahren z. B. auch eine laufende Finanzierung 
ermöglicht hat? 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Engholm (SPD) : Ich kann das nur bestätigen. Die 
wenigen Bildungspolitiker, die sich auf der rechten 
Seite dieses Hauses aufhalten, wissen auch, 

(Seiters [CDU/CSU] : Meinen Sie die FDP?) 

daß sich die Mittel für überbetriebliche Ausbildungs-
maßnahmen im Haushalt „vermehrfacht" haben, daß 
es eine Fülle von Programmen der Bundesanstalt für 
Arbeit gibt und daß auch im Programm der „Mobili- 
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tätszuschüsse" eine ganze Reihe von Ausbildungs-
maßnahmen gefördert worden sind. Dies war nur 
eine Zusatzbemerkung zu dem, was ich vorher ge-
sagt habe. 

Das zweite, meine Damen und Herren — ich 
komme wieder zur Sache zurück —, ist: Durch die 
Schaffung des von uns vorgeschlagenen Bundesin-
stituts für Berufsbildung und die Eingliederung der 
Forschung in dieses Institut wird, meine ich, zum 
erstenmal eine reale Chance der Abstimmung zwi-
schen Bund und Ländern und damit der Abstimmung 
der Ausbildungsinhalte zwischen Schule und Betrieb 
angeboten. Wir bieten hier den vier beteiligten Part-
nern an, gleichberechtigt in ein neues System der 
Kooperation einzusteigen und sich in diesem Sy-
stem solidarisch zu üben. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Was haben Sie gesagt? 
„Solidarisch zu üben"?) 

Wir bieten ihnen damit die Chance, zum erstenmal 
sichtbar von der egoistischen Kirchturmspitze ihrer 
Interessenpolitik herunterzukommen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Dies ist ein Angebot, bei dem sich die Partner unter 
Wahrung ihrer jeweils eigenen Verantwortung be-
währen können. 

Drittens. Dieser Gesetzentwurf ist bildungspoli-
tisch ein Fortschritt, weil er der Berufsbildung ins-
gesamt einen höheren Rang im Bildungssystem zu-
ordnet. Nicht nur durch die Einbettung der Ausbil-
dungsabschlüsse in die Oberstufe des Bildungswe-
sens oder durch die Aufwertung der Prüfungen, son-
dern auch durch die enge Verknüpfung der Ausbil-
dung mit der Weiterbildung im Rahmen eines Bau-
kastensystems wird erstmals ein durchgängiges, der 
Tendenz nach lebenslanges Lernen ermöglicht. Ich 
halte das für einen erheblichen Fortschritt. 

Viertens kümmert sich dieser Gesetzentwurf um 
die besonders benachteiligte Gruppe der Behinder-
ten. Wir wissen, es entspricht guter sozialdemokra-
tischer Tradition, wo man Behinderte integrieren 
kann, dies auch zu tun. Ich halte diesen Schritt für 
sinnvoll. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das Recht auf Ausbil-
dung in einer Gesellschaft gehört zu den unverzicht-
baren Elementen und Ansprüchen menschlicher Exi-
stenz. Wir wissen, daß sich die Industriegesellschaft 
nur von den Menschen bewältigen läßt, die eine 
breite Qualifikation, und zwar nicht nur technischer, 
sondern auch kommunikativer Art, besitzen, damit sie 
in den Stand gesetzt werden, mit ihren eigenen und 
den Problemen der Gesellschaft fertig zu werden und 
diese Gesellschaft frei mitzugestalten. Dies mag der 
Auffassung der CDU/CSU widersprechen; ich lasse 
das dahingestellt sein. Es ist unsere Vorstellung. Der 
Gesetzentwurf leistet einen kleinen Beitrag in genau 
diese Richtung. Damit ist nicht alles bildungspolitisch 
abgedeckt. Aber ich meine, die Richtung, in die die-
ser Gesetzentwurf zielt, stimmt haargenau. 

Lassen Sie mich zu einem anderen Punkt kom-
men. Die Union wird nun sagen — Herr Gölter hat 

damit angefangen —, dies alles, was wir tun, was 
die Regierung vorgelegt habe, sei der falsche Weg. 
Von den Wirtschaftsverbänden und den Kammer-
Dochorganisationen wissen wir bereits, daß sie der 
Meinung sind, dies sei ohnehin alles überflüssig. Ich 
glaube, daß gerade darin die Chance dieses Gesetz-
entwurfs liegt. Er verspricht weder zuviel noch zu-
wenig, und er verbindet problemorientierten Reali-
tätssinn mit bildungspolitischer Perspektive. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Er verspricht gar 
nichts!) 

Sie sollten das ernthaft überdenken. Er ist eine Platt-
form, auf der sich möglicherweise die widerstrei-
tenden Gruppen und Interessen einigen könnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Kritik, meine Damen und Herren, ist gut, Kritik ist 
notwendig. Aber was sich die Verbände der  Wirt

-

schaft — ich meine jetzt ausdrücklich die Verbände, 
nicht die Betriebe —, die Kammern und die Kam-
merdachorganisationen in den letzten Monaten ge-
leistet haben, ist sachlich ebenso dünn, wie es in 
vielen Fragen politisch eine ausgesprochene Zu-
mutung war. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Wust von Verdächtigungen aus diesem Bereich, 
der Wust von Unterstellungen, von Klischees und 
Vorurteilen läßt für den neutralen Beobachter nur 
eine Schlußfolgerung zu: Den Funktionären in den 
Wirtschaftsverbänden geht es weniger um eine bes-
sere Ausbildung als allein um die Weckung von 
Emotionen gegen diese Regierung schlechthin. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Gölter [CDU/CSU]: Beifall auch bei der 
FDP! — Zuruf von der CDU/CSU: Haben 
Sie das Herrn Friderichs auch schon ein

-

mal gesagt?) 

Wer wider besseres Wissen — und das haben 
diese Funktionäre getan — den vorliegenden Ge-
setzentwurf als einen Hebel zur Verstaatlichung, 
zur Verschulung, zur Bürokratisierung bezeichnet 
— wider besseres Wissen! —, der hat nichts anderes 
im Sinn, als nackte Interessen durchzusetzen: die 
Interessen der Erhaltung des Status quo, damit sich 
möglichst wenig verändert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer Briefe schreibt wie jüngst die fünf Spitzen-
verbände der Wirtschaft — unter Umgehung des 
zuständigen Fachministers an den Bundeskanzler — 
und dabei kaum verhüllt Pressionen gegen das Ge-
setz androht, das von einem frei gewählten Parla-
ment verabschiedet werden muß, der mißt Berufs-
bildung allein mit der ökonomischen Elle und der 
Elle seiner Machtinteressen. Das aber ist nicht un-
sere Elle und nicht die der Auszubildenden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Gölter [CDU/CSU] : Das erzählen Sie mal 

Friderichs!) 

Ich meine, daß auch die Resolutionen zahlreicher 
Kammerorganisationen, die inzwischen unsere 
Tische überflutet haben, bei der Debatte über die 
Sache wenig hilfreich sind. In diesen Resolutionen 
wird das geltende Gesetz von 1969 als ausreichend 
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bezeichnet. Ich möchte die Kammer-Mächtigen fra-
gen, ob sie die Resolutionen, die sie in Auflagen 
von Hunderttausenden im Lande kursieren lassen, 
denn vorher mit den zuständigen Berufsbildungs-
ausschüssen, wie das Gesetz es vorsieht, abgestimmt 
haben. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Sie haben es nicht getan, meine Damen und Herren. 
So ernst nimmt man bei denen das Gesetz, das wir 
heute haben. Dies wirft ein bezeichnendes Schlag-
licht auf die Glaubwürdigkeit der Argumentation 
der Industrie- und Handelskammern. 

Ich erlaube mir hierzu eine letzte Frage: ob es 
nicht ein Mißbrauch des öffentlich-rechtlichen Sta-
tus der Kammern ist, wenn diese in einigen Fällen 
eindeutig zu politischen Kampfinstrumenten degra-
diert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist nicht die Vorstellung des Gesetzgebers bei 
der Verleihung des öffentlich-rechtlichen Status ge-
wesen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Meinen Sie den 
DGB?) 

— Ich wäre gern bereit, wenn mir die Zeit nicht 
davonliefe, Herr Kollege Probst, über die Haltung 
des DGB einiges zu sagen. Sie hat gegenüber den 
soeben genannten Gruppen den Vorzug, konkret zu 
sein und bereits in Gesetzesformulierungen hinein-
zugehen. Darüber werden wir an anderer Stelle noch 
zu reden haben. 

Meine Damen und Herren, nach dem ganzen 
Wust von Verdächtigungen, den uns Funktionäre 
— ich wiederhole: Funktionäre — von Wirtschafts-
verbänden und Kammern in den letzten Monaten 
an den Kopf geworfen haben, ist es notwendig, zu 
sagen, daß für Sozialdemokraten und Freie Demo-
kraten berufliche Bildungspolitik eben keine „Kam-
mermusik" ist 

(Reddemann [CDU/CSU] : Blechmusik!) 

und daß die sozialliberalen Fraktionen nicht die poli-
tischen und parlamentarischen Agenten von Kam-
merinteressen sind. Das sollten sich die Herren hin-
ter die Ohren schreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer die bloße Negation zum Inhalt seiner Politik 
macht, verliert auf Dauer den Anspruch auf Glaub-
würdigkeit. Das gilt nicht nur für die Verbandsbüro-
kratien der Wirtschaft, sondern in einem guten Ma-
ße auch für die Haltung der CDU/CSU-Mehrheit 
im Bundesrat. Die undifferenzierte Ablehnung des 
Gesetzentwurfs — darauf hat der Bundesbildungs-
minister hingewiesen — wird nichts weiter sein als 
eine vergessenswerte Episode in der Bildungsge-
schichte, weil sich dankenswerterweise nicht einmal 
die Unionsparteien in diesem Hause die Meinung 
der Bundesratsmehrheit zu eigen gemacht haben. 
Das zeigt die Qualität jener Meinung. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Abschluß kommen. Nachdem das Kuratorium der 
deutschen Wirtschaft für Berufsbildung am gestrigen 

Tage auch den CDU/CSU-Antrag zur Berufsbildung 
als unbrauchbar und papierkorbreif verworfen hat 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und das Kuratorium es nicht einmal für nötig be-
funden hat — die beiden sind ja in dieser Beziehung 
nicht unbedingt zerstritten —, den Verriß auch noch 
sachlich zu begründen, geht mein abschließender 
Appell an die Unionsparteien. Ich empfehle Ihnen, 
und zwar ernsthaft: Schielen Sie nicht mehr nach 
der falschen Seite. Beifall werden Sie dort nicht er-
halten; was Sie von dieser Seite erwartet, ist allen-
falls noch Verriß oder Spott. Je weiter Sie zur Seite 
der Wirtschaftsverbände schielen, desto mehr wird 
Ihre berufsbildungspolitische Sehkraft gelähmt sein. 

Deshalb bieten wir Ihnen an, auf der Basis des 
vorliegenden Gesetzentwurfs gemeinsam nach einem 
der Sache dienenden Weg zur Verbesserung des 
Ausbildungssystems in unserer Republik zu suchen. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU]: Zu gütig!) 

Diese Angebot ist ernst gemeint und gilt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Dr. Gölter [CDU/CSU]) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Diskussion um das Berufsbil-
dungsgesetz hat in den beiden vergangenen Jahren 
einen sehr wechselvollen Verlauf genommen. Wenn 
dieser nun vorliegende Entwurf von keiner Seite 
wirklich begrüßt wird, so sollte das niemanden, der 
sich mit diesem Themenbereich befaßt, überraschen. 
Zu vielfältige, widerstreitende Interessen sind zu be-
rücksichtigen, so die der Bildungspolitik, der Wirt-
schaftspolitik, der Wirtschaftsverbände, der Gewerk-
schaften, der Auszubildenden, der Ausbildenden und 
letztendlich des Bundes und der Länder. 

Nachdem sich noch vor zwei Jahren wohl fast alle 
darauf verständigen konnten, daß das jetzige Berufs-
bildungsgesetz dringend der Reform bedürfe, spre-
chen heute nicht ganz unerhebliche Teile aus Wirt-
schaft und Politik davon, daß mit unserer Berufs-
ausbildung doch wohl alles in Ordnung sei. 

Tatsache ist nach wie vor, daß berufliche Bildung 
im Verhältnis zur allgemeinen Bildung einen schlech-
ten Ruf genießt. Eltern, die etwas auf Sozialprestige 
halten und ihren Kindern Verdienst- und Aufstiegs-
chance sichern wollen, werden sie wohl kaum in die 
betriebliche Berufsausbildung schicken wollen. Die-
ses gilt es zu verändern. 

Bei der Reform der beruflichen Bildung geht es um 
die Bildungs- und Berufschancen von 1,6 Millionen 
Jugendlichen, von denen sich 1,4 Millionen in einem 
betrieblichen Ausbildungsverhältnis befinden, wäh-
rend die übrigen ohne eine berufliche Ausbildung 
als Jungarbeiter ins Berufsleben eingetreten sind. 
Für diese Mehrheit der Jugendlichen, die man viel-
leicht einmal zu Recht die „vergessene Mehrheit" ge-
nannt hat, gilt es, die Berufsbildungs- und Lebens-
chancen zu verbessern. Wenn heute rund 70 % der 
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zur Zeit arbeitslosen Jugendlichen im Alter von 15 
bis 19 Jahren keinen Berufsabschluß haben, macht 
dies gerade deutlich, wie notwendig eine qualifi-
zierte schulische und berufliche Bildung ist. 

Berufsbildungspolitik von heute ist gleichzeitig 
Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Sozialpolitik von 
morgen. Eine gute berufliche Bildung kann in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung zwar keine absolute 
Arbeitslosenversicherung sein, aber doch dazu bei-
tragen, daß der Arbeitsplatz sicherer wird. Der not-
wendige Strukturwandel unserer Wirtschaft erfor-
dert diesen Wandel vollziehende Arbeitnehmer. 

Die Ziele der Berufsbildung sind heute umfassen-
der als früher. Berufliche Bildung soll die Jugend-
lichen auf das Erwerbsleben, d. h. auf die sich rasch 
ändernden Anforderungen im Beruf, vorbereiten. Sie 
haben aber auch Staatsbürger in unserer Gesellschaft 
heranzubilden. 

Zur Herstellung der Gleichwertigkeit von allge-
meiner und beruflicher Bildung gehört nach Auffas-
sung der FDP, daß die berufliche Bildung sich an den 
gleichen allgemeinen Maßstäben orientiert wie das 
übrige Bildungssystem. Wir brauchen, wie im Bil-
dungsgesamtplan von allen Ländern — mit Aus-
nahme allerdings von Bayern — festgestellt wurde, 
eine engere Abstimmung und Verzahnung zwischen 
den beiden Bildungsbereichen. Die berufliche Bil-
dung darf keine Sackgasse bleiben, wie sie es bisher 
ist. Sie muß den Jugendlichen motivieren und ihm 
ermöglichen, weiter zu lernen. Die Verbindung von 
beruflicher Erstausbildung und Weiterbildung im 
sogenannten Baukastensystem, wie es der Regie-
rungsentwurf vorsieht, entspricht dieser Forderung. 

Die berufliche Bildung ist eine öffentliche Aufgabe. 
Der Staat trägt auch in diesem Bereich eine Verant-
wortung. Es darf für ihn kein Alibi sein, daß im 
Regelfall private Unternehmen die Ausbildungsver-
träge abschließen und so unter anderem über das 
Ausbildungsplatzangebot entscheiden. Zur Klarstel-
lung muß allerdings hier gesagt werden, daß die 
staatliche Verantwortung für diesen Bildungsbereich 
nichts, aber auch gar nichts mit der Verstaatlichung 
der betrieblichen beruflichen Bildung zu tun hat. 

Für die FDP ist der Regierungsentwurf des Berufs-
bildungsgesetzes eine geeignete und gute Grundlage 
für die weitere parlamentarische Beratung. Die an-
gestrebte Berufsbildungsverwaltung faßt den Wild-
wuchs der bisherigen Zuständigkeiten zusammen 
und ermöglicht, falls die Länder zu Kooperation be-
reit sind, die Abstimmung von Ausbildungsordnun-
gen und Rahmenlehrplänen. 

Nun ist der Vorbereitung dieses Gesetzes laufend 
der Vorwurf parallel gegangen, die sozialliberale 
Koalition würde eine ungerechtfertigte Bürokratie 
aufbauen. Nun, wer hat schon etwas für Bürokratien 
übrig, erst recht dann, wenn sie uneffektiv, über-
flüssig und dann dementsprechend kostspielig sind? 
Was trifft nun wirklich zu? Die Organisation ist 
kein Selbstzweck, sondern sie muß die zu bewälti-
genden Aufgaben möglichst effektiv lösen. Aller-
dings kann wohl kein Zweifel daran gelassen wer-
den, daß die Organisation auch benutzt wurde, um 
vielleicht Machtansprüche durchzusetzen. 

Die Aufgaben stellen sich wie folgt dar: 

Erstens. Die öffentliche Verantwortung muß 
sichergestellt werden, d. h., der Staat und die Regie-
rung und die Parlamente dürfen sich aus ihrer Ver-
antwortung für diesen Bereich nicht herausstehlen. 

Zweitens. Die Beteiligung der Betroffenen muß 
sichergestellt sein. 

Drittens. Die Zusammenarbeit von Bund und Län-
dern muß organisiert werden. 

Viertens. Der Verwaltungsaufbau muß effektiv 
und praxisnah sein. 

Fünftens. Künftige Entwicklungen müssen recht-
zeitig erkannt werden können, damit man geeignete 
Maßnahmen im Sinne der Auszubildenden einleiten 
kann. 

Wie stellt sich nun heute der Wildwuchs der Gre-
mien dar, die sich mit beruflicher Bildung befassen? 
Wir haben den Deutschen Bildungsrat, die Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung, die Kul-
tusministerkonferenz, das Bundesinstitut für Berufs-
bildungsforschung, den Bundesausschuß für Berufs-
bildung, die Bundesanstalt für Arbeit, das dort ange-
gliederte Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung; schließlich sind der Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft, die Fachminister des Bun-
des, die Ministerien der Länder zuständig — und, 
und, und. Besonders ausgeprägt ist dann noch die 
Institutionalisierung der Abstimmung von Ausbil-
dungsordnungen und Rahmenlehrplänen. Die Zusam-
menfassung der wesentlichen Aufgaben und Organe 
in einem Bundesinstitut für Berufsbildung ist also 
eine notwendige Vereinfachung der Verwaltung. 
Wer dies als „Bürokratisierung" bezeichnet, verläßt 
sich auf das Unwissen der Bürger und führt selbst 
die betroffenen Betriebe irre. 

Im Rahmen der Diskussion des Berufsbildungsge-
setzes von 1969 wurde das Fehlen von Daten über 
die Kosten der betrieblichen Ausbildung bemängelt. 
Auf Antrag der SPD und FDP wurde dann eine unab-
hängige Sachverständigenkommission eingesetzt, 
die die Kosten und Möglichkeiten der Finanzierung 
prüfen sollte. Die nun vorliegende Untersuchung 
zeigt, daß je nach Beruf unterschiedlich erhebliche 
Kosten für die Betriebe anfallen. Berufliche Bildung 
ist für die Wirtschaft Investition. Dies bedeutet 
aber gleichzeitig, daß dieser Teil unseres Bildungs-
systems konjunkturabhängig ist. Die damit zusam-
menhängenden Probleme und die Auswirkungen auf 
das Ausbildungsplatzangebot sind gerade in den 
letzten Jahren sehr deutlich geworden. Die stei-
genden Anforderungen an die Qualität der Ausbil-
dung sind auch mit steigenden Kosten verbunden. 
Das kann zu bestimmten Zeiten zur Verknappung 
des Ausbildungsplatzangebots führen, und auch dies 
gilt es im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes auf-
zufangen. 

Ein Berufsbildungsgesetz muß deshalb auch ein 
Finanzierungssystem mit einbeziehen. Dieses hat 
die Aufgabe, bestehende Ausbildungsplätze zu er-
halten, aber gerade auch für den steigenden Bedarf 
zusätzliche Plätze zu schaffen. Hierfür kann unserer 
Meinung nach die Wirtschaft insgesamt zur Umlage 
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der anfallenden Kosten herangezogen werden. Das 
vorgesehene Finanzierungssystem greift allerdings 
erst, wenn das Ausbildungsplatzangebot unter eine 
Schwelle sinkt. 

Die FDP wird unter dem Gesichtspunkt „Wie 
schaffe ich in den nächsten Jahren ein ausreichen-
des Angebot von qualitativ hochwertigen Ausbil-
dungsplätzen?" diese Maßnahmen prüfen. Dabei 
muß unserer Meinung nach sichergestellt sein, daß 
der Jugendliche noch eine Auswahl von Berufen 
hat und kleinere und mittlere Betriebe — darunter 
besonders das Handwerk —, die heute die Hauptlast 
der Ausbildung tragen, von den Kosten besonders 
entlastet werden. 

Die Diskussion um die Finanzierung ist mit be-
sonderen Emotionen geführt worden. Man braucht 
sich deshalb wohl auch nicht zu wundern, wenn die 
CDU/CSU bis heute noch keine Lösung anbietet. 
Herr Gölter, Sie werden zugeben, daß Zeit genug 
dazu gewesen wäre, aber vermutlich war da wohl 
keine Einigung in Ihren Reihen zu erzielen. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Sie sollten einmal in 
Ihren Reihen darüber diskutieren!) 

Eine Partei, die sich als unfähig erweist, solche 
Fragen zu beantworten, dürfte wohl kaum eine 
Alternative zu dieser Regierung der sozialliberalen 
Koalition sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Gölter [CDU/CSU] : Mir kommen die Trä

-

nen! Ich bin gerührt!) 

Meine Damen und Herren, im Zusammenhang mit 
dem Finanzierungssystem ist es von besonderer Be-
deutung, zu wissen, wann Verknappungen an Aus-
bildungsplätzen relativ zur Nachfrage eintreten wer-
den. Der Berufsbildungsplanung und -statistik 
kommt deshalb eine besondere Bedeutung zu. Der 
Bund ist hierbei aber in besonderem Maße auf die 
Zusammenarbeit mit den Ländern und der Wirt-
schaft angewiesen. Von deren Unterstützung wird es 
also im wesentlichen abhängen, ob rechtzeitig Maß-
nahmen eingeleitet werden können, wenn sich ein 
Mangel abzeichnet. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Dann 
müßt ihr sie aber anders behandeln!) 

Während der Ausschußberatungen wird meine 
Fraktion eine Reihe zusätzlicher Fragen eingehend 
prüfen. Die Aufteilung der Kompetenz zwischen 
Bund und Ländern erfordert eine sorgfältige Ab-
stimmung. Das leidige Abstimmungsproblem zwi-
schen Ausbildungsordnungen des Bundes und Rah-
menlehrplänen der Länder für die beruflichen Schu-
len ist voll befriedigend eigentlich nur zu lösen, 
wenn man dem Bund auch für den schulischen Teil 
die Rahmenkompetenz zugestünde. Darauf können 
wir uns aber weder mit der SPD noch mit der CDU/

-

CSU verständigen. 

(Wüster [SPD]: Ihr baut Kompetenzen ab!) 

Der Bund will nun im Rahmen seiner Möglichkeiten 
einen Beitrag zu diesem Problem leisten, indem er 
den Ländern nicht nur den Abschluß eines Abkom-
mens vorschlägt, sondern ihnen zugleich anbietet, 
in seinem Kompetenzbereich, nämlich dem der be

-

trieblichen Ausbildung, wirksam mitzuentscheiden. 
Die Hoffnung, daß die Länder dies ihrerseits durch 
ein Angebot zur Kooperation honorieren würden, 
ist leider bisher nicht begründet. Diese Kooperation 
sicherzustellen werden wir aber als eine wesentliche 
Aufgabe ansehen. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Reihe von Rechts-
verordnungen vor, die sich sicherlich nicht vermei-
den lassen. Wir werden aber versuchen, das Berufs-
bildungsgesetz bereits im Gesetzgebungsverfahren 
so konkret auszugestalten, daß sich das Rechtsver-
ordnungsunwesen tatsächlich auf das Notwendige 
beschränkt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sehr 
gut! — Dr. Gölter [CDU/CSU] : Wir werden 

behilflich sein!) 

Die überbetrieblichen Ausbildungsstätten sind für 
,die FDP keine dritte Säule der beruflichen Bildung. 
Sie ergänzen den betrieblichen Teil der Ausbildung 
überall dort, wo der Betrieb selbst einen erforder-
lichen Lernschritt nicht anbieten kann. Überbetrieb-
liche Ausbildungsstätten sind insoweit geeignet, 
auch solchen Betrieben die Ausbildung zu ermögli-
chen, die den Anforderungen der Ausbildungsord-
nungen nicht voll gewachsen sind. 

(Wüster [SPD]: Sehr richtig!) 

Im Rahmen der Mitbestimmung der Betroffenen 
in den Gremien auf Bundes-, Landes- und Kammer-
ebene werden wir besonders das Stimmrecht der 
Lehrer prüfen. Da meine Fraktion bereits im Jahre 
1969 im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes das 
Stimmrecht der Lehrer gefordert hat, nehmen wir 
mit Befriedigung zur Kenntnis, daß sich die CDU/ 
CSU darauf nun offenbar verständigt hat. Auf Kam-
merebene werden wir auch die Möglichkeit ausloten, 
inwieweit die Betroffenen selbst, z. B. die Auszubil-
denden, in den Berufsbildungsausschüssen vertre-
ten sein können. 

Die steigende Qualität der Ausbildung erfordert 
die besondere Beachtung der Probleme der Sonder-
schüler und Hauptschüler ohne Hauptschulabschluß. 
Der Aufgabe, ihre Integration sicherzustellen sowie 
besondere Bildungsangebote bereitzuhalten, wird 
in den Beratungen eine besondere Bedeutung zu-
kommen. 

Das Berufsbildungsgesetz, meine Damen und Her-
ren, geht von der Mitbestimmung der Verbände in 
den Berufsbildungsgremien aus. Man kann dann 
mit gewisser Berechtigung von den Verbänden wohl 
auch erwarten, daß man etwas auf ihr Wort geben 
kann. In meinen zahlreichen Diskussionsveranstal-
tungen hatte ich nicht immer den Eindruck, daß sich 
die Betriebe von ihren Spitzenverbänden angemes-
sen vertreten sehen. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die Homogenität, die die Spitzenverbände zeigen, 
entspricht keineswegs der Interessenlage aller Be-
triebe. Diese Homogenität der Aussagen war nicht 
zugleich auch eine Garantie für die Kontinuität der 
Aussagen. 

Als z. B. die „Markierungs-Punkte" als erste 
Grundlage der  Diskussion eingebracht worden wa- 
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ren, wurden diese mit dem pauschalen Urteil, es 
handele sich um eine Verschulung, Verstaatlichung 
oder Verbürokratisierung, abgelehnt. Später, als 
neue Entwürfe von dem damals neuen Minister 
Rohde diskutiert wurden, erfreuten sich die „Mar-
kierungs-Punkte" und ihre wesentlichen Ansätze bei 
der Wirtschaft großer Beliebtheit. 

Oder: Mit Recht hat die Wirtschaft es beklagt, daß 
auch die Schule ein gehörig Maß von Verantwortung 
für die schlechte Qualität der beruflichen Bildung 
trage. Es wurde bemängelt, daß in vielen Ländern 
nicht zwei Berufsschultage, sondern nur ein Berufs-
schultag angeboten wurde. Als die Länder ihrerseits 
nun endlich dazu übergingen, zwei Berufsschultage 
in der Woche anzubieten, war es die lange Abwe-
senheit ,der Auszubildenden vom Betrieb, die mit 
ein Grund für den Rückgang der Ausbildungsplätze 
sei. So die Argumentation der Wirtschaftsverbände. 

Oder ein drittes Beispiel: Die Ausbildungsord-
nungen werden gemeinsam mit den Fachverbänden 
der Wirtschaft erarbeitet. Nicht selten sind es ge-
rade die Fachverbände der Wirtschaft, die auf eine 
gute Qualität der Ausbildung dringen; keine Aus-
bildungsordnung wird gegen ihren Willen erlassen. 
Oft stellt sich dann aber in der Praxis heraus, daß 
sie entweder zu detailliert oder nicht in allen Be-
reichen haltbar sind. Dieses ist dann allerdings — so 
sagt man — nur auf das Wirken dieser Regierung 
zurückzuführen, nicht aber auf das Wirken der 
Fachverbände. Wenn die Verbände Mitsprache be-
anspruchen, sollten sie ihren Mitgliedern gegenüber 
für ihre Entscheidungen auch einstehen 

(Wüster [SPD] : Sehr richtig!) 

und nicht von ihrer Mitverantwortung ablenken. 
Dazu sollten sie sich auch nicht des Sprachrohrs des 
CDU-Sprechers hier bedienen. 

Ich habe mich bisher noch nicht zu den Einzelhei-
ten des CDU-Antrags geäußert. Nun kann ich im 
Augenblick überhaupt nicht abschätzen, welchen 
Stellenwert dieser Antrag hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Gölter, es wird Sie sicherlich nicht verwun-
dern, wenn ein Teil der Vorschläge, die die CDU/ -
CSU macht, dort, wo sie konkret werden, sehr wohl 
meine Zustimmung finden könnte, etwa was das 
Stimmrecht der Lehrer oder die Rechte der Berufs-
ausbildungs-Ausschüsse betrifft. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Lassen Sie das 
nicht Herrn Grüner hören!) 

Dieser Antrag steht im krassen Gegensatz zu der 
Haltung der CDU/CSU -Länder im Bundesrat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vielfalt!) 

Welch glückliche Opposition, kann man da nur 
sagen, wenn auf der einen Seite Herr Kohl, Herr 
Gölter, Herr Katzer mit ihrer Klientel mit dem An-
trag in der Hand, den ihre Fraktion im Bundestag 
eingebracht hat, diskutieren können, während auf 
der anderen Seite Herr Strauß, Herr Stoltenberg, 
Herr von Bismarck oder sicherlich Herr Maier mit 
der ablehnenden Haltung der CDU/CSU -regierten 
Bundesländer argumentieren können. Ich frage mich 

in diesem Zusammenhang wirklich, wie lange sich 
die Wähler der CDU/CSU noch für so dumm verkau-
fen lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht aufregen! 
— Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Bleiben 

Sie auf dem Teppich!) 

Oder sollte man daraus etwa Rückschlüsse auf das 
Bildungsniveau in der Bundesrepublik Deutschland 
ziehen können? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Mehr 
Niveau, bitte! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Lassen Sie sie doch reden! Das 

kennen wir doch!) 

Beschäftigen Sie sich einmal mit den unterschied-
lichen Zungen in Ihrer Partei! Ich habe zwar viel 
für Pluralismus übrig, allerdings sollte man doch ein 
bißchen Solidarität innerhalb einer Partei erwarten 
können. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Denken Sie ein

-

mal an Ihren Landesverband, Frau Kol

-

legin!) 

Dieses Berufsbildungsgesetz kann leider nur den 
betrieblichen Teil der Ausbildung regeln, da der 
Bund lediglich hierfür die Kompetenz hat. Es wird 
also allein auf die Kooperationsbereitschaft der Län-
rer ankommen, ob die Verzahnung mit dem schu-
lischen Teil Wirklichkeit wird. 

Wir werden es nicht schaffen, ein Gesetz zu ma-
chen, das keine Kritik erfährt; ein solches Gesetz 
kann es nicht geben, denn zu widerstreitende Inter-
essen sind berührt. Berechtigte Interessen zu be-
rücksichtigen und einen Interessenausgleich her-
zustellen, das gilt es während der Beratungen anzu-
streben. Die FDP-Fraktion ist dazu bereit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort  hat  'der Herr 
Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In der Regierungserklärung, die 
der Bildung des gegenwärtigen Bundeskabinetts 
unmittelbar folgte, haben wir die Reform der beruf-
lichen Bildung als ein zentrales Gebiet unserer 
Arbeit bezeichnet, ein Gebiet, auf dem sich das 
ganze Kabinett und auch ich persönlich in der Zwi-
schenzeit sehr engagiert haben. Mir liegt daran, die-
ses Engagement und ebenso das Ausmaß an Einsicht 
in anderer Leute Erfahrungen, die wir dabei ge-
wonnen haben, heute morgen wenigstens anzudeu-
ten. 

Die Entschlossenheit, teilweise sogar Leidenschaft-
lichkeit, mit der die öffentliche Debatte über die 
Berufsausbildung bisher geführt worden ist, scheint 
mir ein Indiz dafür zu sein, daß die öffentliche Mei-
nung die große Bedeutung, die dieser Komplex für 
die künftige Entwicklung von Gesellschaft und Wirt-
schaft hat, wohl verstanden hat. 

Weil aber dieser Komplex eine so große Bedeu-
tung hat, kann weder die Bundesregierung noch die 
Koalition sich die Reform auf diesem Feld von 
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Interessenverbänden aus den Händen schlagen las-
sen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie kann auch nicht zulassen, daß dieser Reform-
bereich von einer bisher in dieser Frage in sich sel-
ber uneinigen CDU/CSU — siehe Stellungnahme der 
CDU/CSU-Länder im Bundesrat, siehe ihren Antrag 
von vor acht Tagen, der am 10. Juni gedruckt 
wurde — auf die lange Bank geschoben wird — von 
einer bisher völlig uneinigen Union! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Koalition 
war uneinig, nicht wir!) 

— Ich verstehe Sie nicht! Die Koalition hat Ihnen 
nach großer, schwerer Arbeit einen einheitlich ge-
tragenen Gesetzentwurf vorgelegt. Machen Sie das 
erst mal nach! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie haben doch vom Saarland bis nach Hamburg 
Kongresse veranstaltet, ohne etwas anderes als — 
entschuldigen Sie — Zeitungsüberschriften zu pro-
duzieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Sie haben selbst im Bundesrat — es wird nachher 
der Kultusminister eines schwarz regierten Landes 
sprechen — 

(Reddemann [CDU/CSU] : Was heißt denn 
„schwarz regierten Landes" ?) 

nicht einen einzigen konkret ausformulierten An-
trag zu einem einzigen Paragraphen vorgelegt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Weh

-

ner [SPD] : Sehr richtig!) 

Ich will Sie nicht unnötig reizen, weil der Professor 
Carstens nicht hier ist, der gemeinhin mit großem 
Sachverstand und großer Sachkunde darauf zu ant-
worten pflegt. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP — 
Reddemann [CDU/CSU] : Es wäre besser, 

wenn Sie mit Sachverstand redeten!) 

— Herr Reddemann, Sie werden es dann machen. 
Sie sind sicherlich sachkundiger. 

(Heiterkeit bei der SPD — Pfeifer [CDU/ 
CSU] : Sie sollten mal die Antworten lesen!) 

Aber wenn Sie sich hier durch Zwischenruf auf den 
Standpunkt stellen, Sie hätten es deshalb nicht 
nötig, sich zu einigen, weil es bei uns auch lange 
gedauert habe — so kann ich das doch nur verste-
hen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir bezeichnen 
Gegensätze nicht als Arbeit!) 

dann bitte ich doch zu würdigen, daß diejenigen, 
die auf seiten der Bundesregierung an der Arbeit 
beteiligt waren — ob das Hans Friderichs mit seinen 
Mitarbeitern war, ob das die übrigen Kollegen im 
Kabinett waren oder ich, oder ob es der federfüh-
rende Minister, Helmut Rohde, war —, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Oder 
Dohnanyi!) 

da zig Stunden, Wochen und Monate an Arbeit hin-
eingesteckt haben. Meine Damen und Herren, die 
Arbeit bestand nicht aus dem Ausformulieren vor-
gefaßter geistiger Konzepte, sondern zunächst und 
im wesentlichen aus einem unendliche Stunden an-
dauernden und immer erneut wiederholten Gespräch 
mit den Menschen in der Praxis. Gesprächspartner 
waren die Berufsschulen, die Betriebsleiter, die Aus-
bildungsleiter in den großen Unternehmen, die 
Handwerkskammern und ihre Fachleute auf diesem 
Feld und sicherlich auch der Deutsche Industrie- und 
Handelstag. Auf den komme ich gleich nochmal zu 
sprechen, er hat auf diesem Felde nicht gerade den 
größten Sachverstand, so sehr man ihn auf anderen 
Feldern schätzen muß. Man kann nicht sagen, daß 
er sich hier besonders hervorgetan hat. 

Wir haben z. B. auch erlebt, daß uns fünf ange-
sehene Herren — mit Recht angesehene Herren  — 
in  diesem Frühjahr in Sachen Berufsausbildung ei-
nen quasi-öffentlichen Brief geschrieben haben. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Wer hat denn den 
veröffentlicht?) 

— Wer ihn veröffentlicht hat, weiß ich nicht. Jeden-
falls ist der Brief veröffentlicht worden, ehe der 
Adressat, nämlich ich, ihn je gesehen hatte. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Wer hat ihn veröffent-
licht? — Wehner [SPD] : Lesen Sie mal die 
Januarnummer von „Soziale Ordnung", 
Herr, dann werden Sie es genau wissen!) 

Es geht doch nicht darum, wer ihn veröffentlicht hat, 
sondern um das, was in dem Brief drinsteht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu-
rufe von der CDU/CSU) 

In dem Brief stand, die Wirtschaft sei bereit, einige 
zigtausend zusätzliche Lehrstellen, Ausbildungs-
plätze zu schaffen, wenn doch bitte die Koalition 
von dem ganzen Reformvorhaben Abstand nehmen 
wollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt 
nicht!) 

Der Brief war unvorsichtigerweise mit Anlagen 
mehr als acht Seiten lang und enthielt also auch 
Details der Forderungen. 

Ich habe den Brief zum Anlaß genommen — das 
ist jetzt schon ein Vierteljahr her —, die Herren, 
die ihn unterschrieben hatten — und übrigens auch 
die entsprechenden Damen und Herren von der ge-
werkschaftlichen Seite —, zu einem Gespräch in 
das Bundeskanzleramt zu bitten. Ich habe die zwar 
ungewöhnliche, aber in diesem Fall — wie Sie 
gleich hören werden — sehr effektive Bitte hinzu-
gefügt, ohne die Hauptgeschäftsführer und ohne die 
Sekretäre zu erscheinen. Das ist dann auch so ge-
schehen. 

(Abg. Schedl [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Entschuldigung, ich möchte die Passage zu Ende 
führen, Herr Präsident. 

Wir haben in einem Gespräch, das zunächst auf 
zwei Stunden bemessen war und sich dann auf drei 
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Stunden, schließlich auf vier Stunden ausgedehnt 
hat, alle die einzelnen Stellen in dem Brief abge-
klopft und die betreffenden Herren — ich bin bereit, 
Ihnen die Namen hier zu Protokoll zu geben — ge-
fragt, wie dies denn gemeint sei und wie das denn 
gemeint sei und wie dies  und jenes zu verstehen 
sei. Es stellte sich heraus, daß mit der Ausnahme 
eines Herren, den ich gern namentlich nennen will, 
der in der Lage war, wenigstens teilweise zu be-
gründen, was in dem Brief stand — er war dazu in 
der Lage, weil er in seinem eigenen Großunterneh-
men auf diesem Felde eine Vorstandsverantwortung 
trägt; es war Hanns-Martin Schleyer —, die übrigen 
gar nicht in der Lage waren, die Details ihres ge-
meinsamen Briefes zu begründen. Die gingen nach 
vier Stunden ziemlich bedripst wieder raus, wie man 
in Hamburg sagt. 

(Wehner [SPD] : Die bestimmen nur die 
Richtlinien der Polemik!) 

Inzwischen hat man ein Kuratorium für Berufsaus-
bildung gebildet. 

Herr Reddemann mag sich seinen Zwischenruf 
überlegen; er kann ihn so scharf formulieren, wie 
es ihm Spaß macht. Aber es ist jetzt keine Arroganz, 
wenn ich sage: In jenem Gespräch hat sich gezeigt, 
daß viele Personen der Bundesregierung über dieses 
Sachfeld sehr viel besser Bescheid wußten als man-
cher Präsident der Spitzenverbände der Wirtschaft. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundeskanzler, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schedl? 

Schmidt, Bundeskanzler: Aber bitte sehr! 

Schedl (CDU/CSU) : Herr Bundeskanzler, hätten 
Sie die Liebenswürdigkeit, dem Hohen Hause mit-
zuteilen, daß der öffentliche Brief, den Ihnen ehren-
werte Herren geschrieben haben, von Ihnen selber 
in einem Gespräch mit einigen dieser Herren als 
persönlicher Brief angeregt worden ist, daß so von 
den Herren auch verfahren worden ist, die Ver-
öffentlichung aber durch ganz andere Kanäle erfolgte 
und daß das damals von den Verbänden so in der 
Offentlichkeit richtiggestellt worden ist? Sie haben 
sich nicht anderweitig geäußert, aber hier reden Sie 
wieder von öffentlichen Briefen, die unglaublich ge-
wesen seien. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Das war aber eine gewundene Frage! Das 

war eine Schraubenzieherfrage!) 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Kollege, zunächst 
stimme ich dem mehrfachen Gebrauch des Adjektivs 
„ehrenwert" in Ihrer Frage durchaus zu. 

(Wehner [SPD] : Wenn einer so beleidigt ist, 
muß er das auch gebrauchen!) 

Zum zweiten: Ich habe mit der Veröffentlichung des 
Briefes wirklich nichts zu tun. Ich hatte ihn auch 
nicht angeregt. Darin irren Sie. Im Gegenteil: Ich 
habe in der Besprechung, von der ich eben berich

-

tete, den Herren angekündigt, daß ich mir vorbe-
hielte, darauf öffentlich zu antworten. Das habe ich 
heute, eben in dieser Minute getan. 

(Abg. Reddemann [CDU/CSU] : Das haben 
Sie schon vor der SPD-Fraktion erzählt!) 

Ich warne die Vorsitzenden oder die Präsidenten 
von Interessenverbänden, sei es auf der Rechten der 
deutschen Gesellschaft, bei der Arbeitgeber- oder 
Unternehmerseite, sei es auf der Linken der deut-
schen Gesellschaft, auf der Gewerkschaftsseite, Dinge 
zu unterschreiben, die sie nicht selbst geprüft haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Wir müssen — darin stimmt ja offenbar doch so-
gar die CDU/CSU überein, sei es im Bundesrat, sei 
es in diesem etwas dünn besetzten morgendlichen 
Parlament — aus der Tatsache, daß sich z. B. viele 
Jugendliche bei den Arbeitsämtern vergeblich um 
eine Lehrstelle bemühen, zu der Konsequenz kom-
men — aber nicht nur aus dieser Tatsache —, daß 
das bestehende Berufsbildungswesen kein ausrei-
chendes Ausbildungsangebot erbringt. Wenn Sie 
dieser Meinung nicht wären, hätten Sie ja Ihren 
Antrag nicht gestellt. 

Dieser Meinung sind wir nun schon seit langer 
Zeit. Um so mehr bedauere ich eigentlich, daß, wenn 
schon die Politiker auf beiden Seiten des Hauses 
und auch die Mehrheit des Bundesrates darin über-
einstimmen, daß etwas neu geschaffen oder altes ge-
ändert werden müsse — das ist ja doch wohl wirk-
lich übereinstimmend festgestellt worden —, die 
Spitzenverbände der Wirtschaft nach wie vor mei-
nen, es bräuchte gar nichts geändert zu werden, man 
sollte einfach auf dem alten Wege fortfahren. Das 
ist wirklich ein Punkt, mit dem ich aus eigenem Er-
lebnis des Gespräches und des gedanklichen Aus-
tausches über viele Monate tief unzufrieden bin: mit 
einem mangelnden Augenmaß für öffentliche Ver-
antwortung in einigen Spitzenverbänden. 

Das Kuratorium der deutschen Wirtschaft für Be-
rufsbildung, das sich neuerdings gebildet hat, lehnt 
ja Ihren Antrag, meine Damen und Herren von der 
Opposition, wie Sie gelesen haben, mit beinahe 
genau denselben Worten ab wie den Regierungs-
entwurf. Ich mache Sie deswegen darauf aufmerk-
sam, weil Sie in der Debatte — z. B. der Kollege, der 
mich eben interpellierte — aufpassen müssen, daß 
Sie nicht in die falsche Front geraten. Sie werden 
dort ganz genauso und genauso oberflächlich kriti-
siert wie der Regierungsentwurf. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Und 
draußen beschimpfen Sie uns als Hand-

langer von denen!?) 

Sie sollten aufpassen, daß Sie in bezug auf diese 
Qualität der Oberflächlichkeit der Kritik anderer 
nicht in einen Wettbewerb eintreten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 

Ich will darauf hinweisen, daß z. B. der Deutsche 
Industrie- und Handelstag, der wohl der heimliche 
Spiritus rector in dieser Verbandspolitik ist, in sei-
nem Bereich von den Unternehmen und Betrieben, 
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die in den Kammerorganisationen zusammengefaßt 
sind, nur 10 % Ausbildungsbetriebe vertritt und daß 
90 % der Firmen in seinem Bereich keine Ausbil-
dungsbetriebe sind. Das sieht beim Handwerk voll-
ständig anders aus. Sie hören vom Handwerk ja 
auch andere Töne als vom Deutschen Industrie- und 
Handelstag. 

Sie hören ja auch übrigens abseits dieser Spitzen-
verbände und dieses Kuratoriums andere Töne, z. B. 
vom Ettlinger Kreis, der sich in der Unternehmer-
schaft gebildet hat. Der geht in der Finanzierungs-
frage sogar über den Regierungsentwurf hinaus. Das 
kann ich nur begrüßen, daß dort die Meinungen 
nicht durch Verbandsdisziplin uniformiert werden 
können. 

Frau Kollegin Schuchardt hat Sie schon darauf hin-
gewiesen — und ich habe nicht nötig, dies zu wie-
derholen oder auszuführen —, daß sich die Stel-
lungnahme, die die CDU/CSU im Bundesrat abgibt, 
in vielen Punkten sehr unterscheidet von der Stel-
lungnahme, die sie hier im Bundestag eingebracht 
hat. Was Ihren Antrag hier im Bundestag angeht, so 
will ich in einem Punkte ausdrücklich eine Verbeu-
gung machen, insofern nämlich, als ich anerkennen 
möchte, daß hinsichtlich des organisatorischen Kon-
zepts in Ihrem Antrag — leider ist er nicht in Para-
graphen ausformuliert, das dauert offenbar noch ein 
Jahr; 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Das kann man ja noch 
machen!) 

Sie haben später angefangen als wir, was ich Ihnen 
nicht vorwerfe — eine in sich geschlossene Vorstel-
lung daliegt, wenn auch — und auch das ist kein 
Vorwurf — unter erheblicher Anlehnung an die vor-
her öffentlich vorgetragenen Gedanken des Regie-
rungsentwurfs. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Das ist natürlich ein 
Irrtum, Herr Bundeskanzler!) 

In der Finanzierungsfrage bieten Sie allerdings 
keinerlei alternatives Konzept, meine Damen und 
Herren. Das ist nach wie vor Ihre offene Flanke. 
Ich nehme an, Sie werden mit der Bundesratsstel-
lungnahme fertig; aber hier ist Ihre eigene Konzep-
tion unvollständig. 

Ohne daß ich hier länger herumstochern will, 
möchte ich auch zu der dritten Seite, die sich außer-
halb der sozialliberalen Koalition mit dieser Reform 
beschäftigt hat, zur gewerkschaftlichen Seite, sagen 
— wenn wir schon, so unzulässig das sein mag, die 
Unionsparteien und die Unternehmer- und Arbeit-
geberschaft als je eine Einheit nehmen; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die SPD schwebt 
darüber!) 

die dritte Seite sind die Gewerkschaften —, die For-
derungen der Gewerkschaften, die natürlich sowohl 
in organisatorischer Hinsicht wie auch in finanzie-
rungspolitischer Hinsicht über den Regierungsent-
wurf hinausgehen, müssen letztlich in dieses Bild 
mit hineingenommen werden, damit man erkennen 
kann, wie sehr dieser Regierungsentwurf, der erst 
nach langer Arbeit vorgelegt werden konnte, ein 
ausgewogener Entwurf ist, der die Interessen und 

Zielsetzungen aller Seiten sorgfältig in den Blick 
gezogen hat. Übrigens, damit kein Mißverständnis 
entsteht: die gewerkschaftliche Seite hat ja unter 
den gegebenen politischen, wirtschaftlichen und so-
zialen Bedingungen, unter denen wir Gesetze zu 
machen haben, diesen Reformeinstieg durchaus an-
erkannt und wird ihn mittragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Als Einstieg!) 

— Ja, als Einstieg, ganz gewiß nicht als komplette 
Reform aus einem Guß, auf einmal. Das gibt es 
sowieso nur bei der Jungen Union und bei den 
Jungdemokraten und bei den Jungsozialisten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
— Sicher. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Und bei Willy 
Brandt! — Wehner [SPD] : Sie haben die 
CSU vergessen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Alles auf der Welt bedarf der schrittweisen Evolu-
tion, und ganz gewiß ist das so in einem so kom-
plizierten demokratischen Gesellschaftskörper wie 
dem unsrigen. Sie haben ja durchaus in Erinnerung, 
daß das, was Sie heute vorschlagen, auch nicht al-
les in einem Akt umgestalten will. Sie haben doch 
damals in den späten 60er Jahren den ersten Schritt 
mitgemacht. Bei Ihnen ist es heute doch auch schon 
der zweite Schritt. Sie wollen mir doch nicht im 
Ernst vormachen, Sie hätten damals in den 60er 
Jahren geglaubt, einen alles umfassenden, alles auf 
einmal regelnden Schritt getan zu haben. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Das sagt doch kei-
ner! — Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/ 

CSU]) 

— Na, bitte, dann lassen Sie doch die Zwischen-
rufe, Herr Reddemann, wenn Sie es nicht wirklich 
meinen. 

(Wehner [SPD] : Da war er noch gar nicht 
dabei!) 

Ich möchte noch auf ein Gebiet zu sprechen kom-
men, das Herr Kultusminister Maier anschließend 
auch nicht umgehen sollte. Eines der Kernprobleme 
— und ich stimme Frau Schuchardt in der Beurtei-
lung voll zu — liegt darin, daß nun einmal das 
Grundgesetz so beschaffen ist und wir es gegen-
wärtig weder ändern können noch — anders als 
Frau Schuchardt — in diesem Punkte gegenwärtig 
ändern wollen. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Na, na!) 

Vielleicht wird uns die Erfahrung im Laufe der 
nächsten zehn Jahre eines anderen belehren. Nach 
dem Grundgesetz hat der Bund — wenn ich es so 
verkürzt ausdrücken darf — und hat der Bundes-
gesetzgeber — das sind Sie, meine Damen und Her-
ren — die Zuständigkeit auf dem Felde der betrieb-
lichen Ausbildung, und elf Länder haben die Zustän-
digkeit auf dem Felde der Berufsschule. Ich möchte 
aus dem Kopf keine Zahlen nennen; aber ich glaube, 
wir haben für beinahe 500 Berufe Ausbildungsord-
nungen — so heißt es heute; früher nannte man 
das Berufsbilder — einheitlich für das ganze Bun-
desgebiet geschaffen, nicht ganz so viele neu. Ein-
heitliche Rahmenlehrpläne für die Berufsschulen 
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des ganzen Bundesgebietes gibt es dagegen nicht. 
Wir können sie auch nicht durch Gesetzgebung 
erzwingen, sondern nur hoffen, daß sie durch aus 
Einsicht dargebrachte freiwillige Kooperation zu-
stande kommen. 

Das Berufsschulwesen der elf deutschen Länder 
hat — auch in einzelnen Städten gegenüber ande-
ren — eine sehr unterschiedliche Qualität; es ist in 
manchen Regionen vorbildlich, in manchen Regio-
nen in erschreckender Weise zurückgeblieben. Es 
ist in manchen Berufen, in manchen Berufsfeldern 
sehr nahe an der tatsächlichen modernen Entwick-
lung des betreffenden Berufes im Betrieb; in anderen 
Berufsfeldern ist es weit hinter dem zurückgeblie-
ben, was tatsächlich im Betrieb passiert. Das ist 
nicht gut. Das hat nichts mit rot oder schwarz oder 
blau-gelb zu tun, sondern hat damit etwas zu tun, 
daß in den letzten 30 Jahren in vielen Ecken des 
Vaterlandes zeitweilig die Volksschule, zeitwei-
lig die höhere Schule und in den letzten zehn Jah-
ren über Gebühr die Universität, aber niemals die 
Berufsschule im Vordergrund des öffentlichen Inter-
esses gestanden hat, niemals! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: In Bayern schon!) 

Deswegen — hier handelt es sich um ein zustim-
mungsbedürftiges Gesetz, das gegen die Mehrheit 
des Bundesrates nicht verabschiedet werden kann, 
und hier handelt es sich um die Notwendigkeit frei-
willig über das Gesetz hinaus dargebrachter Koope-
ration, zu der es einer Vereinbarung oder eines Ver-
trages bedarf — wird, so denke ich, die endgültige 
Stellungnahme der deutschen Länder — ich werde 
demnächst Gelegenheit haben, mit den Minister-
präsidenten über das von uns anzubietende Abkom-
men oder die Vereinbarung zu sprechen —, die Stel-
lungnahme der Landesregierungen von kardinaler 
Bedeutung dafür sein, ob nun endlich ein Schritt 
voran getan wird oder ob es dabei bleibt, daß letzt-
lich betriebliche und schulische Ausbildung neben-
einanderherlaufen und nicht funktionstüchtig — sich 
gegenseitig befruchtend und ergänzend — ineinan-
derpassen. 

Sicherlich lassen sich auch noch andere Institute, 
andere Organisationsformen als das Bundesinstitut 
für Berufsbildung und anderes als das dazu von uns 
gemachte Zusammenarbeitsangebot denken. Man 
kann sich vieles vorstellen; das gebe ich gerne zu. 
Was man nicht kann, ist, mit immer neuen verbalen 
Anträgen, die nicht zum Beschluß, sondern nur als 
Material vorgelegt werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir regieren 
nicht!) 

die Sache vor sich herzuschieben mit dem viel-
leicht nicht gewollten, aber dann in der Tat ein-
tretenden Endeffekt, daß alles so bleibt, wie es im 
Augenblick schleift. Es schleift ja am Boden; 

(Zuruf von der SPD: Es schleyert!) 

es ist ja auch von Ihnen anerkannt, daß da etwas 
am Boden schleift, sonst würden Sie ja nicht einen 
fünf- oder sechsseitigen Antrag vorlegen. 

(Wehner [SPD] : Anzunehmen!) 

Es muß ja — auch in Ihrer Vorstellung — etwas an 
dieser Sache geändert werden. 

(Wehner [SPD] : Oder die machen nur einen 
Schleyer-Tanz! — Beifall bei der SPD und 
der FDP — Heiterkeit — Reddemann [CDU/

-

CSU] : Jetzt geht mit Wehner wieder die 
Phantasie durch! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Er ist oft besser! — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU] : Man wird älter!) 

— Ich bin ganz sicher, daß Sie darin recht haben. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Der Wehner 
wird Sie noch schleifen!) 

Was das Wort vom Schleyer-Tanz angeht, so will 
ich Ihnen eines sagen: Selbst wenn der Herr Redde-
mann sich sieben Schleier umhängen würde, man 
würde ihn immer noch erkennen. Er bleibt immer 
derselbe. 

(Große Heiterkeit — Beifall bei der SPD 
und bei der FDP — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU] : Jetzt haben Sie aber abge

-

lenkt!) 

— Ich wollte von der Finanzierung sprechen, aber 
das Stichwort mit dem Schleyer war zu schön. 

Gestatten Sie mir nun ein letztes Wort zur Finan-
zierung. Dieses Haus war sich 1969 bei der Verab-
schiedung des damaligen Berufsbildungsgesetzes 
einig, daß die Verbesserung der beruflichen Bildung 
in Zukunft mit finanzieller Verbesserung Hand in 
Hand gehen müsse. Ohne Finanzierungsteil — das 
sage ich auch zu den Vorstellungen, die in Ihrem 
Antrag enthalten sind — würde das ganze Konzept 
in der Tat nur ein Torso bleiben; aber auch der 
Rückgang der Ausbildungsplätze in den Betrieben 
und die wachsende Nachfrage nach Ausbildungsplät-
zen durch die auf uns zukommenden geburtenstar-
ken Jahrgänge der Schulabgänger machen ein Finan-
zierungsinstrument in der Tat unausweichlich. Nun 
ist die Finanzierungslösung unseres Entwurfs so aus-
gestaltet, daß einer Mangellage auf dem Ausbil-
dungsmarkt begegnet werden kann. Unsere Finan-
zierungslösung ist so gestaltet, daß Handwerk und 
Unternehmen — mir läge wirklich am Herzen, hier 
immer das Handwerk zuerst zu nennen, nicht aber 
die Unternehmen, die im Deutschen Industrie- und 
Handelstag zusammengeschlossen sind; 

(Beifall bei der SPD) 

es geht hier viel mehr um ein Problem des Hand-
werks, und die Handwerksbetriebe haben auf die-
sem Gebiet auch sehr viel mehr Erfahrung als ein 
gewisser Herr Broicher — die Möglichkeit behalten, 
zunächst auf der Basis des gegenwärtigen sogenann-
ten Finanzierungssystems das vorrangige Ziel der 
Lehrstellensicherheit zu erreichen. Soweit dieses 
System nicht ausreichen sollte, greift das im Gesetz-
entwurf vorgesehene System, das ein maßvolles 
System ist. Wir betreten hier Neuland. Wir gehen 
dabei ganz gewiß nicht so weit, wie mancher enga-
gierte Vertreter der Interessen der Arbeitnehmer 
sich das gewünscht hat. Wir tun aber einen prinzi-
piellen Schritt — das will ich auch deutlich sagen —, 
der in der Zukunft, wenn die ersten Erfahrungen 
vorliegen, ausbaufähig ist. 
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Wer aber auf all diesen Gebieten — ich sage es 

noch einmal: das Finanzierungssystem ist ein ganz 
wichtiger Aspekt der Sache, genauso wie die Ver-
zahnung zwischen schulischer und beruflicher Aus-
bildung der Länder und Betriebe — auf den alten 
Wegen bleiben wollte, muß auch wissen, daß er da-
mit — wenn auch sicherlich ungewollt — einen Bei-
trag zur späteren weiteren Verschulung der beruf-
lichen Bildung leistete. Letztlich ist berufliche Bil-
dung doch eine öffentliche Aufgabe, und der Staat 
kann nicht davon absehen, daß er hier Verantwor-
tung trägt. Wenn solche abgewogenen mittleren 
Wege, wie sie im Gesetzentwurf beschritten werden, 
also überhaupt nicht beschritten werden sollen, wird 
der Staat in Gestalt der einzelnen Behörden in den 
Ländern oder Städten — da er sich ja nicht beiseite

-

stellen kann — gezwungen sein, seine Verantwor-
tung dadurch wahrzunehmen, daß er die unzurei-
chende Zahl betrieblicher oder überbetrieblicher 
Ausbildungsplätze durch zunehmende schulische 
Ausbildung ergänzt. 

Den Satz, den ich eben ausgesprochen habe, habe 
ich nicht aus dem Herzen meiner Kollegen in der 
SPD gesprochen, aber ich wollte Ihnen dieses zu 
bedenken geben. Jemand, der das Beschreiten der 
aufgezeigten Wege behindert, wird die zuständigen 
Instanzen im Ergebnis zur weiteren Verschulung 
der beruflichen Ausbildung zwingen. Ich bitte Sie, 
das zu durchdenken; ich will es nicht weiter aus-
führen. 

Ich möchte die Opposition zum Schluß nicht im 
Zweifel darüber lassen, daß dieses Bundeskabinett 
— gerade weil wir so viele Wochen und Monate mit-
einander über viele Details dieses Konzepts gerun-
gen haben — mit sehr gutem Gewissen sagen kann: 
Sie müssen damit rechnen — abgesehen von einem 
Detail hier oder einer Korrektur dort; Frau Schu-
chardt hat einige angedeutet; ich hätte etwas ähn-
liches sagen können, wenn ich als freier Abgeord-
neter hier zu reden gehabt hätte —, daß die sozial-
liberale Koalition und daß die Bundesregierung 
diese Sache mit großer Kraft und mit großem innen-
politischem Kraftaufwand vertreten und durchset-
zen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Redde

-

mann [CDU/CSU] : Mit Kraftausdrücken! — 
Dr.  Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das war 

die Drohung zum Schluß!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der baye-
rische Staatsminister für Unterricht und Kultus, Herr 
Dr. Maier. 

Staatsminister Dr. Maier (Bayern) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler 
hat soeben festgestellt, daß der Entwurf der Bun-
desregierung mit Menschen aus der Praxis viele 
Stunden lang diskutiert worden sei und daß sich in 
ihm „die Einsicht in anderer Leute Erfahrung" spie-
gele. Dann wundert es mich doch, Herr Bundes-
kanzler, daß dieser Entwurf nicht nur von sieben 
Wirtschaftsverbänden, sondern auch von den vier 
größten Lehrerverbänden sowie von zahlreichen 

Ländern abgelehnt wird und daß der DGB ihm bis 
heute nicht zugestimmt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zander [SPD]: 
Die Verbandsfunktionäre sind doch praxis-

fern!) 

Sie haben sehr stark die Einheit und Geschlossen-
heit der Bundesregierung in Fragen dieses Entwurfs 
betont, und Sie hatten nach dem fesselnden Zwei-
personenstück Rohde gegen Friderichs, Friderichs 
gegen Rohde, das monatelang auf dem Bonner Spiel-
plan stand, auch einigen Grund dazu. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Allein in den wenigen Wortmeldungen dieses Mor-
gens aus den Reihen der Koalitionsredner waren 
aber so viele Widersprüche zu hören — ich erinnere 
nur an die Rede von Herrn Engholm und an die 
ganz anderen Vorstellungen, die Frau Schuchardt 
vorgetragen hat —, daß ich glaube, es wird Ihres 
Einsatzes auch in der Zukunft noch sehr bedürfen, 
damit die Beteiligten dieses Gesetz nicht auf Presse-
konferenzen unterschiedlich interpretieren. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Hier ist der Sachverstand von Herrn Carstens ein 
wenig in Zweifel gezogen worden. Ich muß ihn nach 
dem, was ich soeben gehört habe, verteidigen. Mit 
einem gewissen Mitgefühl stelle ich fest — auch 
ich habe es vor Jahren lernen müssen —, daß auch 
Ihnen die Unterscheidung zwischen Rahmenlehrord-
nungen, Rahmenlehrprüfungen, Ausbildungsordnun-
gen und Berufsordnungen einige Schwierigkeiten 
macht. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Der Bundeskanzler hat die Richtlinien der Politik 
zu bestimmen. Er muß nicht die Einzelheiten aller 
Gesetze kennen. Aber wenn er selber radebrecht, 
sollte er nicht anderen Vorwürfe machen. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der 
CDU/CSU — Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Da-
für ist er um so arroganter! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Vor allem aber möchte ich einer Behauptung, einer 
These nicht nur des Herrn Bundeskanzlers, sondern 
auch des Herrn Bundesbildungsministers, des Kolle-
gen Rohde, hier deutlich entgegentreten. Beide 
sprechen von diesem Gesetz als von der „Reform", 
und sie sagen: Von hier und heute und von diesem 
Gesetz geht die Reform aus, und wer gegen dieses 
Gesetz ist, der stellt sich gegen die Reform, der ver-
hindert, daß die Reform beginnt. Es gelte, sagte der 
Bundeskanzler, daß wir uns die Reform nicht vor 
Interessengruppen aus den Händen schlagen lassen 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Sehr 
schön gesagt!) 

Meine Damen und Herren, die Reform beginnt gai 
nicht hier und heute und mit diesem Gesetz. Diese 
Reform hat schon vor langer Zeit begonnen. Die 
Reform der Berufsbildung ist seit vielen Jahren in 
Gange: auf der schulischen Seite in den Ländern 
in der außerschulischen Bildung durch das Berufs 
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bildungsgesetz von 1969 sowie durch die Planun-
gen der Bund-Länder-Kommission. Ich möchte im 
Gegenteil hier folgende These aufstellen: Der Re-
gierungsentwurf entwickelt die seit Jahren in Gang 
befindlichen Reformen in manchen Punkten keines-
wegs weiter; ja, er wirft sie besonders auf der 
schulischen Seite der Berufsausbildung zurück. Das 
wird im einzelnen noch darzustellen sein. 

Zweitens glaube ich auch nicht, daß die betrieb-
liche Ausbildung durch den Entwurf verbessert wird. 
Schon gar nicht stimmt es — drittens —, daß dieses 
Gesetz imstande sei, die Probleme des Mangels an 
Ausbildungsplätzen und die Probleme der Jugend-
arbeitslosigkeit zu lösen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Das muß im einzelnen dargestellt werden. Ich bitte 
Sie, mir hierzu einige Minuten Zeit zu geben. 

Eine Bemerkung noch zu Herrn Rohde. Er hat zu 
Beginn seiner Begründung ein gutes Wort gespro-
chen: man solle in dieser Debatte Pauschalurteile 
vermeiden. Aber, Herr Rohde, Sie selber haben die 
Behauptung aufgestellt, der Bundesrat habe in sei-
ner Stellungnahme die Einheitlichkeit der Ausbil-
dungsordnungen im Bundesgebiet in Frage gezogen. 
Ich muß das deutlich zurückweisen. Das ist einfach 
nicht wahr. Der Bundesrat hat nur bezweifelt, daß 
der Bund nach dem Grundgesetz die ausschließliche 
Gesetzgebungsbefugnis zur Regelung der außer-
schulischen beruflichen Bildung hat. Die Einheitlich-
keit der Ausbildungsordnungen ist eine Sache; 
wer die Einheitlichkeit herstellt, ist eine andere 
Sache. Sie sind der Meinung: der Bund stellt die 
Einheitlichkeit her, wir meinen — durchaus in Ein-
klang mit vielen Verfassungsrechtlern —: Bund und 
Länder. Man darf aber aus verfassungsrechtlichen 
Bedenken, die geäußert werden, nicht schließen, daß 
hier gesagt wird: Ausbildungsordnungen können im 
Grunde von Land zu Land und von Stadt zu Stadt 
differieren. Das hat der Bundesrat nie gesagt. Wir 
wollen doch nicht so diskutieren, daß wir hier Tür-
ken bauen und wechselseitig falsche Behauptungen 
aufstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und noch eine letzte Vorbemerkung. Es ist gesagt 
worden, Gymnasium und Universität dürften nicht 
länger „Königspfad" zu allen Privilegien bleiben. 
Dazu ist zweierlei zu bemerken. 

Einmal eine keineswegs nur rhetorische Frage: 
Waren sie es denn je? Herr Engholm, wenn Sie die 
Geschichte der deutschen Betriebsverfassung wirk-
lich kennten, wüßten Sie, daß die Akademisierung 
der leitenden Positionen relativ spät eingesetzt hat 
und daß es im vorigen Jahrhundert, aber noch bis 
in unser Jahrhundert hinein, eher die Ausnahme 
war, daß man über akademische Zugänge in führen-
de Positionen in Wirtschaft und Gesellschaft gekom-
men ist. Wir sollten auch sozialgeschichtlich die 
ältere Vergangenheit nicht schlechtmachen und soll-
ten nicht 'behaupten, daß schon im 19. Jahrhundert 

eine Akademisierung stattgefunden habe. Das ist 
einfach nicht so. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Wenn Sie aber sagen: in Zukunft müssen auch 
die Berufsschulen ausgebaut werden, in Zukunft 
muß mehr für das berufsbildende Schulwesen getan 
werden — da stimmt Ihnen die Union ja voll zu —, 
dann stelle ich eine zweite nicht nur rhetorisch ge-
meinte Frage: Wer hat denn im Bildungsbericht 1970 
das Ziel proklamiert, 50 % eines Altersjahrgangs 
sollten das Abitur II machen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU] : Jetzt hören Sie mal zu!) 

Woher soll denn dieses Mehr gegenüber den jetzi-
gen 12 % kommen? 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Da sollte der 
Bundeskanzler einmal zuhören!) 

Doch aus solchen, die sonst in eine berufsbildende 
Ausbildung gegangen wären! Ihre Bildungspolitik — 
das muß um der historischen Wahrheit willen fest-
gehalten werden — ging also 20 Jahre lang darauf 
aus, immer mehr junge Menschen aus der beruf-
lichen Ausbildung herauszunehmen und sie in die 
allgemeinbildenden Schulen hinüberzunehmen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Damit haben Sie den „Königsweg" Gymnasium-
Abitur gerade erst festgetreten und gepflastert. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Folgen bekommen wir alle heute zu spüren, 
weil ja diejenigen, die heute vor den geschlossenen 
Türen der Hochschulen stehen, den anderen, den 
Hauptschülern, den Realschülern, die Plätze weg-
nehmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

Darüber wird nachher noch zu sprechen sein. Ich 
wehre mich entschieden dagegen, daß man mit Reiz-
worten wie „Gymnasium", „Universität" und „Kö-
nigsweg" eine Verbindung zur Union herstellt. Die 
Unionspolitik war genau die gegenteilige, und wir 
sind noch im letzten Landtagswahlkampf in Bayern 
beschimpft worden, weil wir davor gewarnt haben, 
die Zahl der Abiturienten uferlos zu steigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe vorhin gesagt, der Regierungsentwurf 
schwäche die schulische Berufsbildung. Ich glaube, 
als Autor des ersten Berufsbildungsgesetzes, das ein 
deutsches Land 1972 veröffentlicht hat, weiß ich, wo-
von ich rede. 

Meine Damen und Herren, ich gehöre nicht zu 
denen, die mit dem Ruf „Hie gut duales System 
allerwege!" die Probleme der Berufsbildung für 
schon gelöst ansehen. Ich bin mir sehr bewußt und 
habe das seit vielen Jahren vertreten, daß das duale 
System auch Schwächen aufweist. Grundsätzlich wol-
len wir am dualen System festhalten, weil es ja in 
hervorragender Weise die Vorzüge der unmittel-
baren Anschauung fertigungstechnischer und war-
tungstechnischer Vorgänge, gepaart mit dem unmit-
telbaren Erleben betrieblicher Abläufe auf der einen 
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Seite, mit der entsprechenden fachtheoretischen 
Untermauerung in der Berufsschule auf der anderen 
Seite miteinander verbindet. 

Das duale System hat sicher auch Mängel und muß 
weiterentwickelt werden. Die starre Einteilung in 
vier Tage betrieblicher und einen Tag schulischer 
Arbeit hat in einer Vielzahl von Berufen dazu ge-
führt, daß die bereits jetzt, aber erst recht für die 
Zukunft notwendige breite fachtheoretische Basis 
nicht mehr geschaffen werden kann. Deswegen die 
Reformvorhaben der Länder, die ja seit vielen Jah-
ren laufen; deswegen der Übergang zum Block- und 
Phasenunterricht, der Übergang zum Berufsgrund-
schuljahr und zum Berufsgrundbildungsjahr. 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: 1. Wel-
cher SPD- oder FDP-Parteitag hat sich je zum Berufs-
grundbildungsjahr und Berufsgrundschuljahr in der 
Weise bekannt, wie ich es Ihnen etwa vom Münch-
ner CSU-Parteitag 1974 ohne weiteres hier vorlesen 
kann? Es gibt keine Parteitagsbeschlüsse dieser Art. 

2. Warum hat die Bundesregierung nicht die Mög-
lichkeiten genutzt, innerhalb des Berufsbildungs-
gesetzes von 1969 den Reforminitiativen der Länder 
Sukkurs zu bieten? Sie hat das nicht getan. Die An-
rechnungsverordnung für das Berufsgrundbildungs-
jahr kam sehr, sehr spät. 

Meine Damen und Herren, für mich ist es ein 
wichtiger Punkt: Ich höre, die Anrechnungsverord-
nung soll jetzt auf ein halbes Jahr Anerkennung ab-
geschwächt werden. Ich begrüßte es sehr, wenn die 
Bundesregierung dazu Stellung nähme; denn wenn 
ich heute versuche, das Berufsgrundschuljahr in 
Bayern weiter voranzutreiben, sagt mir die Wirt-
schaft: Aber die Bundesregierung hat ja vor, das 
abzubauen, die Anrechnungsverordnung wird abge-
schwächt werden! 

Ich möchte eine klare Stellungnahme der Bundes-
regierung, ob sie einen Reformabbau in diesem Be-
reich vorhat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat die Reformen im schuli-
schen Bereich auch im Bereich der Berufsfelder nicht 
genügend unterstützt. Meine Damen und Herren, es 
wird viel von der Sabotage der Wirtschaft gegen-
über dem Berufsgrundbildungsjahr gesprochen. Die 
Anerkennungsbereitschaft der Wirtschaft hängt aber 
ganz stark von dem Zuschnitt der Berufsfelder und 
der entsprechenden berufsfeldbezogenen Grundbil-
dung ab. 

Wir haben im Augenblick nur elf Berufsfelder. 
Wir haben in der Union immer die Meinung ver-
treten: Das ist zu wenig; denn dann werden die 
Berufsbilder so weit und so unspezifisch, daß natür-
lich die spezielle Ausbildungsleistung, welche die 
Wirtschaft erwartet, um das auf den Lehrvertrag 
umrechnen zu können, nicht erbracht wird. Es mag 
ja noch gehen in einem Berufsfeld wie Metall, wo 
es sehr viele Metallberufe gibt. Aber wenn ich etwa 
Brauer, Mälzer, Fotografen, Textillaboranten, Wein-
handelsküfer zusammenrinnen lasse in einem Be-
rufsfeld „Chemie, Physik, Biologie", dann hört der 

Spaß einfach auf. Hier hätte die Bundesregierung 
handeln können! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier hat sie die Länder schmählich im Stich gelassen. 

Wir sind uns doch einig, daß die außerschulische 
Berufsbildung nicht verbessert werden kann, wenn 
nicht auch die schulische Bildung verbessert wird. 
Die Berufsschule ist ja das Fundament für alles. 

Ich frage auch hier, was die Bundesregierung — 
die  Frage geht an den Wirtschaftsminister — in be-
zug auf die Berufsfelder vorhat. 

Daß nichts geschehen sei, kann man gleichwohl 
nicht sagen, Herr Kollege Rohde. Immerhin sind seit 
1969 44 Ausbildungsordnungen von der Bundes-
regierung erlassen worden. Das sei anerkannt. Aber 
sie sind leider mit den Ländern nicht abgestimmt 
worden, obwohl es im Bundesberufsbildungsaus-
schuß möglich gewesen wäre. 

Bis heute besteht die Schwierigkeit — ich komme 
gleich im zweiten Teil darauf zurück —, daß die 
Rahmenlehrpläne der Länder in der Tat mit diesen 
Ausbildungsordnungen nicht harmonieren. Ich bitte 
aber doch zu sehen, daß das ein Versäumnis von 
seiten des hier allein Verordnungsberechtigten ist, 
nämlich des Bundes und der Bundesregierung. 

Ich möchte, um diesen Teil abzuschließen, noch-
mals ganz deutlich die Frage stellen: was meint die 
Bundesregierung zur Zukunft des Berufsgrundbil-
dungsjahres und des Berufsgrundschuljahres? Denn 
man kann ja nicht so tun, als ob seit Jahren in die-
sem Gebiet der schulischen Berufsbildung nichts 
Neues geschehen sei; ja, man muß zunächst einmal 
den von mir erhärteten und begründeten Verdacht 
widerlegen, man sei an einer Reform in diesem Be-
reich gar nicht interessiert. 

Ich habe vorhin gesagt: nicht nur im schulischen 
Bereich, sondern auch im außerschulischen Bereich 
bringt das Gesetz keine wirksamen Verbesserungen. 
Ganz im Gegenteil, die Ausbildung im Betrieb wird 
erschwert. 

Dies einmal dadurch, daß die Eignungsanforderun-
gen für die Ausbildung in einer Weise bestimmt 
werden, die, wie ich meine, keinen Bezug zu betrieb-
lichen Notwendigkeiten mehr hat. Man kann aber 
die Berufsausbildung nicht exakt nach der schuli-
schen konstruieren. 

Zweitens gibt es eine Erschwerung dadurch, daß 
die Prüfungsvorgänge in einer Weise aufgesplittert 
und atomisiert werden, daß der Ausbildungsabschluß 
seinen Charakter als Gesamtqualifikation verlieren 
muß, — ein wichtiger Punkt! 

Drittens fehlt dem Entwurf ein durchgreifendes 
und wirksames Instrument für die Abstimmung 
zwischen Ausbildungsordnungen und Rahmenlehr-
plänen. An dieser mangelnden Abstimmung krankt 
ja in der Tat bis heute, wie von allen anerkannt 
wird, auch vom Bundesrat, das Gesetz von 1969. 

Endlich, viertens, werden die Ausbildungsbetriebe 
durch den starken Ausbau überbetrieblicher Aus-
bildungsstätten im Gesetzentwurf nicht so sehr er- 
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gänzt und abgerundet — das wäre durchaus in un-
serem Sinn, das kann in vielen Bereichen, besonders 
denen des Handwerks, durchaus vernünftig sein —, 
sie werden vielmehr zu einem System, das die Ten-
denz in sich hat, die betriebliche Ausbildung zu ab-
sorbieren und zu ersetzen; aus dem dualen System 
wird dann ein triales System mit drei Lernorten. 

Zunächst zum ersten Punkt: die Eignungsanforde-
rungen für die Ausbildung. Auch hier will ich nicht 
verkennen, daß Verbesserungen notwendig sind. 
Schon das Gesetz von 1969 geht davon aus, daß hier 
das Niveau schrittweise gehoben werden soll und 
daß man auf diese Weise dann die wirklich zur Aus-
bildung ungenügenden Betriebe und Ausbilder all-
mählich ausscheidet. 

Auch der Bildungsgesamtplan sieht das vor, und 
die Stellungnahme der Unionsländer im Bundesrat 
lehnt eine Anhebung keineswegs ab. Ich sage das 
in Erwiderung auf die Einwendungen der Bundes-
regierung zu dieser Stellungnahme. Sie wenden sich 
nur gegen eine unangemessene Ausweitung formali-
sierter und durch Prüfungen zu belegender Eig-
nungsnachweise. 

Außerdem wenden sie sich — das ist, glaube ich, 
ein wichtiger Punkt — gegen die unzureichenden 
Übergangsbestimmungen für bereits tätige Ausbil-
der. Das ist heute das Hauptproblem. Denn wir ver-
handeln diese Frage ja nicht im luftleeren Raum. Be-
rufsbildung ist keine erzwingbare Leistung. Sie be-
ruht wesentlich auf der Motivation der Bereitschaft 
der Beteiligten und der Bereitschaft der Ausbilder. 

Ich wundere mich, warum die Koalition aus unse-
ren Erfahrungen mit der Lehrerbildung in den letz-
ten zehn Jahren nichts gelernt hat. Man hat den 
alten Allround-Lehrer allmählich beseitigt — das 
war gewiß nötig —, man ist aber sicher zu weit ge-
gangen in der Richtung einer fachspezifischen Aus-
bildung bis in die Grundschule hinunter. Wir sehen 
heute, daß wir bei fortschreitendem Geburtenrück-
gang diesen spezialisierten Lehrer gar nicht mehr 
sinnvoll einsetzen können. Wir bräuchten jetzt wie-
der einen etwas weiter zugeschnittenen Lehrer. Sie 
machen den gleichen Fehler bei den Ausbildern. 
Vergessen Sie nicht, auch das Tal der nächsten Jahre 
mit den großen Jahrgängen endet eines Tages, und 
zwar schon früher als die Überfüllung der allgemein-
bildenden Schulen; dort geht sie ja noch bis zum 
Ende der 70er und in den Universitäten bis zur 
Mitte der 80er Jahre. 

Wenn Sie dann das Ausbildungsniveau so stark 
spezialisiert haben, wie das der Entwurf vorsieht, 
werden Sie am Ende die alten Ausbilder heraus

-

gedrängt haben, die neuen aber sind unter den ver-
änderten Umständen — gerade, wenn Sie die Klein-
und Mittelbetriebe mit heranziehen wollen, was ja 
der Entwurf will — nicht mehr verwendbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der zweite Punkt betrifft das Prüfungswesen. Ich 
meine, daß hier die Einheitlichkeit im Prüfungswe-
sen nicht nur im Regierungsentwurf nicht gesichert 
ist; ich meine, die Zersplitterung sowohl in der 
Durchführung von Prüfungen wie auch in der An

-

rechnung von Teilprüfungen führt zu einer Auflö-
sung des gesamten Prüfungsvorgangs. 

Auch hier bitte ich doch die Zusammenhänge mit 
dem allgemeinbildenden Schulwesen zu sehen. Auch 
dort haben die pädagogischen Erkenntnisse dazu ge-
führt, daß man nicht mehr die Prüfungsvorgänge so 
stark splittet wie in den vergangenen zehn Jahren. 
Aus Amerika, aus der neuesten Pädagogik, sogar 
aus der linken, kommt jetzt gerade die umgekehrte 
Bewegung: nämlich den Charakter der Prüfung, der 
Schwelle, auch der Überwindung der Schwellenangst, 
wiederherzustellen. Ich will nicht in die Einzelheiten 
eingehen; „Frustrationstoleranz" heißt das pädago-
gische Stichwort. 

Jedenfalls sollte man hier die weiche Welle der 
allgemeinbildenden Schulen aus den 60er Jahren 
doch nicht unnötig wiederholen, ganz abgesehen 
davon, daß Sie alle, auch die Gewerkschaften, per-
sonell überfordern, wenn Sie die Prüfungsvorgänge 
so splitten; denn so viel Prüfer stehen nun einmal 
einfach nicht zur Verfügung. 

Dritter Punkt: das Abstimmungsverfahren zwi-
schen Bund und Ländern. Meine Damen und Herren, 
es ist vorhin sehr viel gesprochen und auch viel ge-
rätselt worden über den gewaltigen Graben, die 
kaum zu überwindende Kluft, die hier zwischen der 
Stellungnahme des Bundesrates und dem Entwurf 
der CDU/CSU-Fraktion liegen soll. Darf ich zur Ver-
sachlichung beitragen, indem ich folgende Feststel-
lungen mache: 

Das Kernstück einer Reform der beruflichen Bil-
dung ist in der Tat — darüber besteht sicher Einig-
keit in diesem Haus — eine wirksame Abstimmung 
der Maßnahmen von Bund und Ländern, besonders 
eine Abstimmung zwischen Ausbildungsordnungen 
und Rahmenlehrplänen. Das ist zunächst die These, 
von der wir alle ausgehen können, und hier besteht 
keinerlei sachlicher Unterschied zwischen dem An-
trag der CDU/CSU-Fraktion und der Stellungnahme 
des Bundesrates. Es besteht auch Übereinstimmung 
darüber, daß die Abstimmung nur außerhalb des 
Berufsbildungsgesetzes durch eine Vereinbarung von 
Bund und Ländern geregelt werden kann. Der An-
trag des Bundesrates stellt das Verfahren der Ab-
stimmung dar. Dem fügt der Antrag der CDU/CSU-
Fraktion hinzu, daß die Abstimmung in einer durch 
die Vereinbarung zu errichtenden Zentralstelle für 
berufliche Bildung vorgenommen werden soll. Der 
Bundesrat hat sich bezüglich der organisatorischen 
Ausgestaltung bekanntlich nicht festgelegt. Der 
CDU/CDU-Antrag verdeutlicht ferner gegenüber 
dem Bundesratsantrag, daß die Ausbildungsordnun-
gen und Rahmenlehrpläne in der Zentralstelle ge-
meinsam von Bund und Ländern erarbeitet und ab-
gestimmt werden. „Tant de bruit pour une omelet-
te", kann ich nur sagen. Man hat hier wahre Gräben 
und unüberbrückbare Unterschiede gesehen. 

Meine Damen und Herren, zunächst einmal finde 
ich es normal und legitim, daß die Länder im Bun-
desrat aus ihrer Interessenlage und ihrer verfas-
sungspolitischen Verantwortung argumentieren und 
daß eine Fraktion im Deutschen Bundestag das aus 
ihrer Verantwortung tut. Es ist ja nicht ganz glaub- 
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würdig, wenn die SPD auf der einen Seite den 
Bundesrat prügelt, wenn er sich zu nahe an die Linie 
der CDU/CSU hinbewegt, 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

und jetzt, wo er einmal eine gewisse Selbständigkeit 
einzunehmen scheint, ist das auch wieder unrecht. 
Meine Damen und Herren, Sie werden unglaubwür-
dig! 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : So sind die halt!) 

Der Verfassungsgesetzgeber hat nicht eine Kammer 
gewollt, sondern zwei Organe, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Gölter 
[CDU/CSU] : Das einfache Weltbild des 

Herrn Rohde!) 

und dann sollten Nuancen zwischen beiden durchaus 
als ein bereicherndes Element unserer politischen 
Wirklichkeit begrüßt und nicht verdammt werden, 
wenn es einem gerade ins Konzept paßt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Keine soziali

-

stische Gleichschaltung!) 

Der letzte Punkt in diesem Bereich betrifft die 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten. Meine Damen 
und Herren, über die überbetrieblichen Ausbildungs-
stätten besteht ja, vor allem in der Bund-Länder-
Kommission, im Grundsatz Einigkeit zwischen Bund 
und Ländern. Wichtig scheint mir nur zu sein — un-
abhängig vom Streitpunkt: dritter Lernort oder 
betriebsergänzende Funktion —, daß man sich über 
die Kriterien dieser überbetrieblichen Werkstätten 
klar ist. 

Zunächst: Überbetriebliche Ausbildungsstätten 
kommen nur für einen Teil der Ausbildungsberufe 
zum Zuge, nämlich für solche — ich brauche es hier 
nicht näher auszuführen —, deren Ausbildungs

-

ordnungsmittel auf Grund der Struktur der zu ver-
mittelnden Fertigkeiten und Kenntnisse einen klar 
trennbaren Abschnitt beruflicher Grundbildung auf-
weisen. Das ist also hauptsächlich in der Metallver-
arbeitung, auch bei den elektronischen Berufen und 
bei verschiedenen handwerklichen Berufen der Fall. 
Bei anderen Ausbildungsberufen von geringerer 
Besetzungsdichte — z. B. beim Hotel- und Gaststät-
tengewerbe und einem Großteil auch der kaufmän-
nischen Ausbildungsberufe — kommen solche über-
betrieblichen Werkstätten ohnehin nicht in Betracht. 

Und nun meine ich, es muß im Interesse der Aus-
zubildenden sichergestellt sein — auch darüber 
hätte ich gern ein Wort der Bundesregierung ge-
hört —, daß die betriebliche Fachbildung, also in 
der Regel das zweite und dritte Ausbildungsjahr, 
in einem in entsprechender räumlicher Nähe ge-
legenen Ausbildungsbetrieb fortgesetzt werden 
kann. Wenn wir uns nicht nur in Worten, sondern 
auch als Gesetzgeber zum dualen System bekennen, 
dann muß der Betrieb als spezifischer Erfahrungs-
ort — nicht nur als Lernort! — seine Stelle darin 
haben. Betriebliche Erfahrung, die vor allem soziale 
und nicht nur fachliche Erfahrung ist, kann nicht 
simuliert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine überbetriebliche Werkstätte tendiert ja von 
Natur aus immer zu schulischen Formen. Damit kap-
selt sie sich zunächst einmal von der praktischen-
technischen Betriebsentwicklung ab. Die Erfahrun-
gen der Kultusminister mit den Fachoberschulen 
und mit in die Schulen eingelagerten Praktika spre-
chen hier eine deutliche Sprache. 

(Frau Benedix [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Auf der anderen Seite — ich wiederhole das noch 
einmal — wollen wir den Betrieb ja als einen so-
zialen Erfahrungsort und wollen nicht, daß sich 
diese überbetrieblichen Werkstätten verselbstän-
digen. Dazu, glaube ich, müßte im Entwurf der Bun-
desregierung ein deutlicheres Wort gesagt werden. 

Ich komme jetzt zur entscheidenden Frage und 
zum dritten und abschließenden Teil meiner Aus-
führungen: Trägt dieser Gesetzentwurf dazu bei, 
zwei entscheidende Probleme zu lösen, die sich 
heute im Bereich der beruflichen Ausbildung stel-
len: nämlich den Mangel an Ausbildungsplätzen und 
die, wie auch ich meine, erschreckend zunehmende 
Jugendarbeitslosigkeit? Der Herr Bundesminister 
Rohde wird nicht müde, seinen Entwurf als die 
Lösung all dieser Probleme anzupreisen; der Bun-
deskanzler hat ihm vorhin sekundiert. Die Bundes-
regierung versucht diejenigen, die Bedenken äußern, 
in eine Art Abseits zu drängen, indem sie den Ein-
druck erweckt: Wer gegen den Entwurf ist, per-
petuiert die Ausbildungsnot der Jugend und ver-
ewigt die Jugendarbeitslosigkeit. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das ist 
ihr Raster, das legt sie überall an!) 

Hier möchte ich einmal ganz deutlich sagen: Die 
Bundesregierung ist uns jeden Beweis schuldig ge-
blieben, daß dieser Entwurf zur Vermehrung der 
Ausbildungsstellen beiträgt 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und ein Mittel zur Eindämmung der Jugendarbeits-
losigkeit darstellt. In Klammern sei angemerkt: 
Wenn ich heute in Bayern versuche, ein Berufs-
grundschuljahr gerade für Jungarbeiter zu entwik-
keln, dann kommt mir die Bundesregierung mit 
ihrer Tendenz, die Anrechnungsverordnung zurück-
zunehmen oder auf ein halbes Jahr zu verkürzen, 
entscheidend in die Quere — bei einem Vorhaben, 
bei dem mich übrigens auch der bayerische DGB 
unterstützt. 

(Frau Benedix [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Auch dazu möge man bitte einmal Stellung nehmen! 

Aber zunächst zur Frage der Berufsausbildung. 
Meine Damen und Herren, man muß hier zunächst 
eine Legende wegräumen, zerstören: Die Kosten der 
Berufsausbildung waren und sind nicht der ent-
scheidende Punkt für die Frage, ob die Betriebe 
ausbilden oder nicht. Hier hat schon die Arbeit der 
Sachverständigenkommission zweierlei erwiesen: 
Einmal mußten die Ausbildungskosten bei den Be-
trieben erst erhoben werden. Wären die Kosten 
sozusagen der Kulminationspunkt der Ausbildungs-
entscheidung gewesen, dann hätten die Betriebe 
diese Daten mit Sicherheit früher schon selbst er- 
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mittelt. Zum anderen ist durch die Betriebserhebung 
der Sachverständigenkommission, aber auch durch 
viele Untersuchungen anderer Institute bei den Be-
trieben heute in der Tat eine Art Kostenbewußtsein 
für ihre Ausbildungstätigkeit erwachsen. Konstruiert 
man derzeit eine Indikatorenreihe für die Aus-
bildungsentscheidung eines Betriebs, müßte sie etwa 
so lauten: 1. Nachwuchsbedarf, 2. Eignung des Be-
triebes als Ausbildungsstätte, 3. Vorhandensein ge-
eigneter Ausbildungsplätze, 4. Qualifikation der Be-
werber und erst 5. Kosten der Berufsausbildung. 
Wenn man bei den Kosten einsetzt, trifft man also 
nicht den Kern der Motivation oder mangelnden Mo-
tivation; das möchte ich deutlich sagen. Es ist schon 
aus dem Gutachten der Sachverständigen herauszu-
lesen. 

Ein zweites Argument muß, wenn nicht wegge-
räumt, so doch differenziert werden: Am meisten 
verwendet für ein kollektives Finanzierungssystem 
wird ja der Gedanke des Lastenausgleichs zwischen 
ausbildenden und nicht ausbildenden Betrieben. 

Ich bin dem ein wenig nachgegangen. Die Be-
gründung resultiert wieder aus dem Abschlußbericht 
der Sachverständigenkommission. Danach bilden im 
Bereich der Industrie- und Handelskammern 10 bis 
11 °/o der kammerzugehörigen Betriebe aus; im Be-
reich der Handwerkskammern tun dies etwa 25 % 
der kammerangehörigen Betriebe. Es ist ja bekannt, 
daß das Handwerk ausbildungsintensiver ist. Als 
gewogenes Mittel aus diesen beiden Prozentsätzen 
hat man einen Wert von 16 % ermittelt. Dieser Wert 
von 16 % geistert durch den Gesetzentwurf und 
durch alle Diskussionbeiträge. 

Diese Statistik wirkt im ersten Augenblick ver-
ständlich. In Wahrheit handelt es sich aber doch um 
eine beachtliche Augentäuschung. Es kommt näm-
lich entscheidend darauf an, wie viele Arbeitneh-
mer bei den 16 % Ausbildungbetrieben tatsächlich 
beschäftigt sind. Es läßt sich aus dem Gutachten der 
Sachverständigenkommission und aus Materialien 
des Statistischen Bundesamtes eindeutig folgern: 
das sind 70 bis 80 % aller Arbeitnehmer. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die Argumentation ist also falsch, daß gewisser-
maßen nur sechzehn Prozent ausbilden und man der 
übergroßen Zahl der übrigen einen Ausgleich schaf-
fen müßte. Man darf nicht die Zahl der Betriebe, 
sonderen muß die Zahl der Auszubildenden zu-
grunde legen; 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

dann zeigt sich daß die Ausbildungsbereitschaft re-
lativ gleichmäßig verteilt ist — mit zwei kleinen 
Einbrüchen, nämlich bei den Betrieben zwischen 
100 und 200 und bei Betrieben unmittelbar unter 
der Tausendergrenze. 

Wie das Finanzierungsmodell der Bundesregie-
rung dazu beitragen soll, gerade diese etwas lang-
samer fahrenden Schiffe wieder in den Geleitzug 
einzuordnen, das bleibt ihr Geheimnis. Ich möchte 
doch einmal ganz klar die Zahlen wissen, wie dieses 
Finanzierungsmodell überhaupt bei der so von mir 
geschilderten Struktur der Wirtschaft wirken kann. 

Ich behaupte, daß es gar nichts verbessert, daß es 
zwar einen Anreiz für diejenigen schafft, die schon 
gut ausbilden, auf der anderen Seite jedoch die 
Demotivierung bei denjenigen fortsetzt, die nicht 
ausbilden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Denn dort liegt der Kern eindeutig bei dem in der 
gegenwärtigen Konjunkturlage sicher zu hoch ge-
steckten Anforderungsniveau an die Ausbilder. 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns heute in 
den Universitäten überlegen, wie wir durch den 
gewaltigen Studentenberg bis 1985 hindurchkom-
men, und wenn Bund und Länder gemeinsam bereits 
jetzt eine Überbelegungsquote bis zu 15 % verein-
baren, dann sollte man auf der anderen Seite bei 
den Betrieben, wo man das gleiche sieht, nicht den 
Purismus in der Ausbildung so weit treiben, daß 
man sagt: Die springen über die Klinge; die können 
eben nicht ausbilden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau das ist es!) 

Wie gesagt: Es wird nicht gelingen, durch die Hin-
tertür der Finanzierung das zu ersetzen, was man 
mit dem Zuschlagen der Vordertür verloren hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zum Punkt der Jugendarbeitslosigkeit: Auch 
hier wurde von der Bundesregierung — von ver-
schiedenen Sprechern auch in dieser Debatte — ge-
sagt, daß man über dieses Gesetz zu einem länger-
fristigen Abbau, zumindest zu einer Kanalisierung 
der Jugendarbeitslosigkeit kommen könne. 

Meine Damen und Herren, auch hier fehlt jeder 
Beweis. Die Bundesregierung widerspricht sich hier 
selbst; denn in ihrer Analyse der Jugendarbeits-
losigkeit sagt sie gerade, daß es keinen erkenn-
baren Zusammenhang zwischen der Ausbildungs-
situation und der Jugendarbeitslosigkeit gibt. Ich 
darf hierzu mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
aus dem „Bulletin" vom 28. Januar 1975 zitieren: 

Die Bundesregierung rechnet auch nicht damit, 
daß sich auf längere oder mittlere Sicht in der 
Bundesrepublik eine strukturelle Jugendarbeits-
losigkeit einstellen wird. Hierfür spricht der 
auf absehbare Zeit andauernde Arbeitskräfte-
mangel, bedingt durch die nur noch wenig an-
steigende Erwerbspersonenzahl und die von der 
Bundesregierung beschlossene Konsolidierungs-
politik im Bereich der Ausländerbeschäftigung. 

Woher stammt also die Annahme, daß dieses Ge-
setz die Verhältnisse im Bereich der Jugendarbeits-
losigkeit verbessern könne? 

Meine Damen und Herren, ich möchte meinen, 
zugegebenermaßen, flüchtigen Rundgang durch die

-sen Gesetzentwurf abschließen und mit einer grund-
sätzlichen Bemerkung enden: Ich meine, daß sich in 
diesem Gesetzentwurf ein Denkfehler wiederholt, 
len ich auch in der Hochschulpolitik der soziallibe-
ralen Koalition und der SPD und der FDP sehe. 
Man versucht, ein Problem — Ausbildungsnot — , 

d as seinen Ursprung in gesellschaftlichen Vorgängen 
Ind Bewegungen hat und das nicht nur quantitativer, 
sondern auch qualitativer, nicht nur mechanischer, 
sondern auch psychologischer Natur ist, durch Ein

-

satz staatlicher Lenkungs- und Zwangsmittel und 
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durch eine Reihe institutioneller Patentlösungen, die 
man nun verteidigt wie Shylock sein Pfund Fleisch, 
in den Griff zu bekommen. 

In Wahrheit kuriert man mit riesigem Personal- 
und Organisationsaufwand an Symptomen herum. 
Meine Damen und Herren, man meint, es sei ein 
Problem der Organisation. In Wahrheit ist es ein 
Problem des Vertrauensschwundes in diesen Staat, 
in diese Bundesregierung. Man schafft neue Gre-
mien. In Wahrheit gälte es, persönliche Initiative 
wieder zu beleben. Man ersetzt die Selbstverwaltung 
teils durch den Staat, teils durch paritätisch zusam-
mengesetzte Gesellschaftskräfte. In Wahrheit müßte 
man nur die vorhandenen Kräfte wirksamer machen 
und reformieren. Man baut eine Fülle von neuen 
gesetzlichen Bestimmungen, von Gremien, von Stel-
len auf, genau wie seinerzeit in der Hochschulpolitik. 
Dort hieß es damals: Morgen ist dieses Problem 
gelöst, wenn wir erst den Präsidenten haben, wenn 
die Drittelparität verwirklicht ist, wenn alle Fakul-
täten in Fachbereiche umgewandelt sind. Was ist 
geschehen? Von den wirklichen Problemen quantita-
tiver und qualitativer Art haben wir — ich schließe 
die Länder durchaus ein — mit diesen Methoden 
noch nichts gelöst. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU] : Aber teurer!) 

Meine Damen und Herren, die Enttäuschung ist 
bei solchen Gesetzentwürfen, die sich die Aufgaben 
der Analyse und der Berücksichtigung der Motive 
zu leichtmachen und sofort auf institutionelle Pa-
tentlösungen zusteuern, schon einprogrammiert. Wir 
haben heute den Zorn und die Enttäuschung der 
jungen Abiturienten, denen man vor 1970 eingere-
det hat — gerade die Bundesregierung —, daß sie 
zu 50 % des Abitur erwerben können und die Hälfte 
von ihnen in akademische Positionen kommen kann. 
Wie groß wird erst der Zorn der jungen Menschen 
sein, denen man eingeredet hat, es bedürfe nur eines 
neuen Berufsbildungsgesetzes, dann sei es mit der 
Ausbildungsnot und mit der Jugendarbeitslosigkeit 
zu Ende! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Möllemann 
[FDP] : Das hat doch keiner gesagt!) 

Die Union und auch der Bundesrat lehnen eine 
neue gesetzliche Regelung sicher nicht ab. Sie glau-
ben aber nicht, daß dieser Gesetzentwurf ein Weg 
zu dem von uns gewünschten Ziel sein kann. Wir 
werden nicht müde werden, unsere Stimme recht-
zeitig warnend zu erheben gegen eine Reform, die 
keine ist. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Sena-
tor für Bundesangelegenheiten der Freien und Han-
sestadt Hamburg, Herr Steinert. 

(Engholm [SPD] : Herr Maier scheint der bil

-

dungspolitische Sprecher der Unionspar

-

teien zu sein! — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU] : Die Union hat eben viele gute 
Männer! — Weitere Zurufe von der SPD 

und der CDU/CSU) 

Senator Steinert (Hamburg) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung erfordert, insbesondere nach dem 
Diskussionsbeitrag meines Kollegen Maier, der für 
die Mehrheit des Bundesrates, also die CDU/CSU-
regierten Länder, gesprochen hat, eine Stellung-
nahme, damit nicht der Eindruck entsteht, als sei 
das, was soeben gesagt wurde, die Auffassung des 
Bundesrates insgesamt. 

Kollege Maier, Ihre Bemerkungen zum Schluß, 
daß Sie auch ein Gesetz für erforderlich hielten, 
haben mich wieder hoffnungsvoll gestimmt, 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Sehr schön!) 

obwohl ich sehr deutlich sehe, daß zwischen Ihrer 
Stellungnahme im Bundesrat und der Stellungnahme 
der Bundestagsfraktion der CDU/CSU in der Sache 
ganz erhebliche Unterschiede bestehen, insonderheit 
bei den Aussagen zur Finanzierungsregelung und 
ihren Wirkungen. 

(Beifall bei der SPD — Pfeifer [CDU/CSU] : 
Hätten Sie doch erst einmal alles gelesen!) 

Auch  das,  was Sie — um das an einem anderen 
Beispiel zu demonstrieren — zum Berufsgrundbil-
dungsjahr gesagt haben 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Sie können gerne Fragen stellen; ich werde Ihnen 
darauf gerne antworten —, 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Die stellen keine Fra-
gen!) 

entbehrt insoweit der Grundlage, als all jene, die 
Praxisbezug haben, wissen, welche Einwände die 
ausbildende Wirtschaft in diesem Bereich hat. Hier 
von Reformabbau zu reden, wenn es darum geht, 
ernsthafte Einwände der ausbildenden Wirtschaft 
zu prüfen und möglicherweise Veränderungen her-
beizuführen, halte ich für bildungspolitische Per-
fidie. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Insoweit stimme ich sogar mit Ihrem Kollegen der 
Bundestagsfraktion, Anton Pfeifer, überein, der in 
einer Pressemeldung am 5. April 1975 ausdrück-
lich gesagt hat: „Die Bundesregierung muß die An-
rechnungsverordnung für das Berufsgrundbildungs-
jahr so ändern, daß der Übergang in die berufliche 
Fachbildung erleichtert wird", 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Sicher!) 

und zwar genau aus denselben Gründen, warum 
Bildungspolitiker und Fachleute in den Betrieben 
diese Anrechnungsverordnung heute diskutieren, 
nämlich im Hinblick auf die Frage, ob es wirklich 
möglich ist, ein schulisch durchgeführtes Berufs-
grundbildungsjahr voll zur Anrechnung zu bringen, 
ohne daß mehr als ein Drittel Fachpraxis im schu-
lischen Bereich realisiert wird. Das ist doch zumin-
dest eine ernsthafte Fragestellung, die unter Bil-
dungspolitikern, unabhängig vom parteipolitischen 
Kalkül, im Interesse der Jugendlichen ausdiskutiert 
werden muß, damit man dann entsprechende Ver-
änderungen vornehmen kann. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich verstehe dies um so weniger, Kollege Maier, 
als bei der Verabschiedung des Berufsgrundbil-
dungsjahres die Frage der Zahl der Berufsfelder in 
der Tat quer durch alle Parteien und Länder kontro-
vers diskutiert worden ist. Wir haben uns letztlich, 
übrigens auch im Bundesrat einstimmig, auf die jet-
zige Zahl der Berufsfelder verständigt und einstim-
mig die Bundesregierung gebeten, nach einem vol-
len Durchlauf, d. h. nach Ablauf von drei bis vier 
Jahren, einen Bericht darüber vorzulegen, wie die 
Erfahrungen mit dem Zuschnitt der Berufsfelder aus-
sehen und wie diese Anrechnungsverordnung mög-
licherweise verändert werden müßte. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Dann müßten wir 
jetzt handeln!) 

— Nein, müßten wir nicht. Wir müssen wirklich die 
Kraft haben, diesen Durchlauf einmal zu vollenden, 
d. h., die Erfahrungen mit der Anrechnungsverord-
nung aus drei bis vier Jahren auf den Tisch legen, 
um nicht wieder in die Gefahr zu geraten, eine An-
rechnungsverordnung und einen Zuschnitt der Be-
rufsfelder zu bekommen, die wir spätestens nach 
einem Jahr wieder verändern. Meine Damen und 
Herren, damit ist den jungen Menschen auch nicht 
gedient. Niemand in diesem Hause und im Bun-
desrat leugnet die Probleme mit dieser Anrech-
nungsverordnung, aber wenn wir sie ändern, sollten 
wir doch den Versuch machen, möglichst viele Er-
fahrungen aus der Praxis einzubringen. Dies bedeu-
tet in der Tat nicht nur ein Berufsgrundbildungsjahr, 
sondern auch die darauf aufbauenden Fachstufen 
durchlaufen zu lassen, um am Ende sagen zu können, 
wie sich denn im Gesamtkontext eines Ausbildungs-
berufes auf der Grundlage eines Berufsfeldes dieses 
auf die Qualität der Auszubildenden ausgewirkt hat, 
wie sie durch die Prüfungen gegangen sind. 

Ich vermag auch nicht einzusehen, Kollege Maier, 
wenn Sie hiermit, wie mir scheint, zu undifferenzier-
ten Formulierungen davon reden, 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Das kann man nicht 
sagen; differenziert ist er immer, aber nicht 

immer bequem!) 

daß die Prüfungsvorgänge in unzulässiger Weise 
im Gesetz aufgesplittert werden. Was die Bundes-
regierung in ihrem Gesetzentwurf vernünftiger-
weise will, ist die Einführung von Teilprüfungen. 
Sie will dies vernünftigerweise aus pädagogischen 
Gründen, weil wir doch beim heutigen System — 
lassen Sie es mich einmal in ein Bild kleiden — eine 
Kletterstange haben, bei der der Jugendliche ge-
zwungen wird, sich vom ersten Ausbildungsjahr bis 
zum dritten oder über dreieinhalb Jahre hochzu-
hangeln. Wenn er dann durch die Prüfung fällt und 
auch die Wiederholungsprüfung nicht besteht, 
rutscht er hinunter bis zum Punkt Null. An die 
Stelle dieses im Prinzip sehr unsinnigen und im 
Interesse der Jugendlichen nicht sehr hilfreichen 
Systems soll mit dem Element der Teilprüfung eine 
Treppe gesetzt werden, die es dem Jugendlichen 
ermöglicht, in kleineren Schritten Stufe für Stufe zu 
ersteigen, damit er nicht wie beim jetzigen System, 

falls er die Prüfung nicht besteht, wieder auf den 
Boden hinunterrutscht. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine weitere Bemerkung. Sie befürchten, daß das 
duale System zu einem trialen System wird, weil 
der Gesetzentwurf der Bundesregierung völlig zu 
Recht die überbetrieblichen Ausbildungsleistungen 
und -stätten einbezieht und regelt. Meine Damen 
und Herren, wenn Sie den Lernort Betrieb — und 
darüber gibt es offenbar in diesem Hause und auch 
im Bundesrat keinen Zweifel — auf lange Frist 
erhalten wollen, müssen Sie auch bereit sein, die 
Schwächen, die der Lernort Betrieb zugegebenerma-
ßen hat, so auszugleichen, daß das Prinzip der be-
trieblichen Ausbildung nicht in Frage gestellt wird. 
Ich sage das deshalb so nachdrücklich, weil ich die 
Verschulung der Berufsausbildung für keine Alter-
native halte, 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

weil ich zutiefst davon überzeugt bin, daß die be-
triebliche Berufsausbildung ein pädagogisches Prin-
zip auf Dauer sein muß, das uns eine Ausbildung 
garantiert, bei der die Jugendlichen — im Gegen-
satz zur Situation an der Universität und der Hoch-
schule — vor der Käseglocke bewahrt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Kollege Maier, diese Ergänzung des Lernortes 
Betrieb mit überbetrieblichen Ausbildungseinrich-
tungen haben die Länder in der Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanung einmütig gebilligt. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Das ist ja auch gar 
nicht strittig!) 

Ich verstehe deshalb Ihre Einlassung und Ihre Replik 
hier um so weniger. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Die haben Sie wirklich 
nicht verstanden! — Weitere Zurufe) 

Und wenn Sie sagen, die Reform hätte seit langem 
begonnen, frage ich Sie: Was hat denn diese seit 
langem begonnene Reform im Hinblick auf die Qua-
litätsunterschiede der Berufsschulen unter den Län-
dern oder der Betriebe bewirkt, was hat denn die 
Reform im Hinblick auf das Thema „Jugendarbeits-
losigkeit" bewirkt? Das, was Sie „begonnene Re-
form" nennen, hat uns vor diesen strukturellen Pro-
blemen der Berufsbildung bis zur Stunde nicht be-
wahrt, 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

und deshalb bedarf es dringend eines solchen Ge-
setzes. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es besteht überhaupt 
kein Zweifel, daß das Berufsbildungsgesetz zustim-
mungsbedürftig ist und daß wir insoweit auch im 
Bundesrat einen Konsens finden müssen, aus dem 
meines Erachtens kein Land entlassen werden darf, 
weil die Reform der Berufsbildung eben nicht allein 
im außerschulischen Bereich — im wesentlichen in 
den Betrieben —, sondern im Zusammenhang mit 
den Berufsschulen stattzufinden hat. Insoweit hat 
die Bundesregierung durch ihren Gesetzentwurf im 
Rahmen ihrer Kompetenzen den Teil der Reform, 
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Senator Steinert (Hamburg) 
den sie zu verantworten hat und den sie mit Hilfe 
des Bundestages regeln kann, vorgelegt. Ich bin 
sicher, daß sich die Länder — und hier meine ich 
in der Tat alle Länder — dieser Pflicht der Reform 
für den Teil der Berufsschule in möglichst enger 
Abstimmung nicht entziehen können und dürfen, 
weil Schule und Betrieb eine Einheit sind. Ich hoffe 
zuversichtlich, daß es dem Bundeskanzler und den 
Ministerpräsidenten gelingt, ein Bund-Länder-Ab-
kommen, ein Verwaltungsabkommen auf den Weg 
zu bringen, das insoweit das Berufsbildungsgesetz 
für den Teil der Rahmenlehrpläne ergänzt. 

Ich mache aber auch keinen Hehl daraus, daß uns 
da noch schwierige Debatten bevorstehen. Der Kol-
lege Maier hat sich in dieser Frage positiv und zu-
stimmend geäußert, aber er hat ständig von „Ab-
stimmung" gesprochen. Das Problem, das wir zu 
lösen haben werden, besteht aber darin, daß man 
bei dem Terminus „Abstimmung" sehr schnell da-
hin gerät, fertige Produkte, d. h. die Ausbildungs-
ordnungen auf der einen Seite und die Rahmenlehr-
pläne auf der anderen Seite, wenn sie entwickelt 
sind, hinterher aufeinander abzustimmen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn ich es aus der Position des betroffenen Jugend-
lichen sehe, kommt es, glaube ich, sehr viel mehr 
darauf an, daß man den Versuch macht, gemeinsam 
zu erarbeiten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie es in unse-
rem Antrag steht! — So ist es! — Lesen!) 

— Aber darüber müßten Sie dann mit Ihrem Kolle-
gen Maier auch einmal sprechen 

(Beifall bei der SPD) 

und mit den anderen Kollegen aus den CDU/CSU

-

regierten Ländern, und ich garantiere Ihnen, daß 
ausgerechnet dieser Punkt in unserer Debatte erheb-
liche Probleme bereiten wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Senator, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? — Bitte sehr! 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU) : Herr Senator, 
gibt diese Ihre Position nicht gerade unseren Be-
denken recht, zwei Institutionen zu schaffen, näm-
lich zum einen das Bundesinstitut, wie es im Grunde 
die Regierung vorsieht, und zum anderen per Ver-
einbarung zwischen Bund und Ländern eine Institu-
tion für die Abstimmung? 

Senator Steinert  (Hamburg) : Ich habe nicht den 
Eindruck, daß die Bundesregierung insoweit etwas 
anderes vorschlägt. Ich habe das Bundesinstitut und 
seine Zusammensetzung im Regierungsentwurf so 
interpretiert, daß alle, die heute Kompetenzen ha-
ben, nämlich der Bund, die Länder, die Gewerk-
schaften und die ausbildende Wirtschaft, soweit es 
die Ausbildungsordnungen anlangt, an diesem Teil 
des Tisches gemeinsam arbeiten. Nach dem Beschluß 
des Bundeskabinetts vom 16. April dieses Jahres 
sollen — der Bundeskanzler hat das hier vorhin be-
stätigt — Verhandlungen mit den Ländern über ein 

Abkommen aufgenommen werden, um die Rahmen-
lehrpläne gemeinsam mit dem Bund zu erarbeiten. 
Insoweit vermag ich einen Dissens in diesem Punkt 
nicht zu erkennen und stimme einer solchen Kon-
zeption ausdrücklich zu. Ich mache nur darauf auf-
merksam, daß es in diesem Zusammenhang nicht nur 
um Abstimmung, sondern auch um gemeinsame Er-
arbeitung geht. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Ein fortgeschritte

-

ner Lernprozeß!) 

— Wissen Sie, soweit es den Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg anlangt, kann ich Ihnen dazu 
sagen, daß wir — im Gegensatz zu vielen anderen 
Bundesländern — eine eindeutige Federführung des 
Kultusministers für Berufsbildungsfragen haben 

(Beifall bei der SPD) 

und daß wir uns zur Frage der Abstimmung und 
gemeinsamen Erarbeitung schon 1970 — auch schrift-
lich in der Fachliteratur — positiv geäußert haben. 
Aber dieser Streit führt uns nicht weiter. 

Ich meine, wir müssen in den nächsten Monaten 
bei den Beratungen über diesen Gesetzentwurf dar-
auf hinwirken, daß wir unter dem Strich für den 
Lernort „Betrieb" und für den Lernort „Schule" 
gleichermaßen zu einheitlichen, gleichgerichteten 
Ergebnissen kommen, die im Interesse der Jugend-
lichen dann auch die Qualität der Berufsbildung ver-
bessern. 

Gestatten Sie mir am Schluß noch eine, wenn Sie 
so wollen, auch selbstkritische Bemerkung. Wenn es 
richtig ist, daß der Lernort „Schule" einen solchen 
Rang einnimmt, müssen die Länder untereinander 
stärker als in der Vergangenheit dafür Sorge tra-
gen, daß die Qualitätsunterschiede der Berufsschulen 
in den einzelnen Bundesländern im Hinblick auf ein 
und denselben Ausbildungsberuf nicht mehr so ekla-
tant sind wie heute. Ich möchte Ihnen das an Hand 
eines konkreten Beispiels erläutern. Wenn ein Ver-
sicherungskaufmann im dritten Ausbildungsjahr in 
Berlin 14 Wochenstunden Unterricht — ich lasse ein-
mal völlig außen vor, ob nun wöchentlich oder im 
Blockunterricht —, in Hamburg 12, in Düsseldorf 8 
und in München 7 Wochenstunden Unterricht hat 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Und in Hessen 4!) 

— darüber streite ich mich jetzt gar nicht; dies 
weiß ich aus dem Kopf nicht; das ist aber auch gar 
nicht der Punkt, um den es geht —, so halte ich dies 
in der Tat für einen eklatanten Qualitätsunterschied, 
auf den sich auch die Länder untereinander kon-
zentrieren müssen, um einen einheitlichen Standard 
der Berufsschulleistungen und der Unterrichtsorgani-
sation zu gewährleisten, ebenso wie das Berufsbil-
dungsgesetz auf der anderen Seite den Versuch 
macht, diese Qualitätsunterschiede und die zum 
Teil mangelhafte Qualität auf der betrieblichen 
Seite zugunsten der Jugendlichen zu verändern. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schedl. 
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Schedl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte auf einige Widersprüche 
eingehen, die im Ablauf dieser Debatte hier zutage 
getreten sind, und möchte noch einmal mit dem be-
ginnen, was ich mit einer Zwischenfrage aufzuhellen 
versucht habe, weil die Haltung der Wirtschaft in 
den Ausführungen des Bundeskanzlers, des Kolle-
gen Engholm und auch der Kollegin Schuchardt eine 
ausschlaggebende Rolle gespielt hat. 

Der Bundeskanzler hat von einem „öffentlichen 
Brief" gesprochen. Herr Engholm hat sich darüber 
beschwert, daß dieser Brief nicht an den Fach-
minister, sondern direkt an den Bundeskanzler ge-
richtet worden sei. Dies alles ist hier breit erörtert 
worden. Ich habe dazu eine Frage gestellt, um die 
Dinge aufzuklären. Der Herr Bundeskanzler ist eine 
klare und schlüssige Antwort leider schuldig geblie-
ben. Er selber hat sich in Köln anläßlich einer be-
deutsamen Veranstaltung der Wirtschaft bei zwei 
Präsidenten der beteiligten Verbände diesen Brief 
mit der Bemerkung bestellt: „Schreiben Sie mir 
einen persönlichen Brief, in dem Sie klar zum Aus-
druck bringen, wie sich die Dinge aus Ihrer Sicht 
darstellen, damit ich die Sache endlich weiterbrin-
gen kann." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

So waren die Dinge, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. 

(Wehner [SPD] : Ja, und dann wurde aus 
einem persönlichen Brief ein öffentlicher 

Brief!)  

— Herr Kollege Wehner, wir wollen es unter diesen 
Umständen ganz zu Ende bringen. Ich darf auch 
Ihnen vielleicht noch etwas auf die Sprünge helfen. 
Sie wissen das natürlich ganz genau. Dieser Brief 
ist nach Absprache an den Kanzler, den Wirtschafts-
minister und den Minister für Bildung und Wissen-
schaft gegangen. Er ist drei Tage später in einer 
Frankfurter Zeitung veröffentlicht worden. Ein son-
derbarer Zufall wollte es 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 

— Herr Kollege Ehrenberg, ich darf das kurz zu 
Ende bringen —, daß sich am Nachmittag vor dieser 
Veröffentlichung der Kollege Rohde in Offenbach 
— mir ist sogar als Bayer bekannt, daß die Entfer-
nung von Frankfurt nicht sehr erheblich ist — über 
diese Dinge in einem internen Kreis auseinander-
gesetzt hat. Meine verehrten Damen und Herren, 
wir sollten hier nicht so tun, als ob wir nicht wüß-
ten, was sich hinter all diesen Wolken abspielt. 

Ich möchte einen weiteren Punkt in diesem Be-
reich aufzeigen. Ich bin nicht der Meinung, man 
müsse diese Dinge immer im Gleichschritt mit den 
Präsidenten der Verbände und mit den Verbänden 
abstimmen. Aber es war für mich hochinteressant, 
daß heute Herr Engholm genauso wie Frau Schu-
chardt und auch der Herr Bundeskanzler eine noble 
Adresse an die verdienstvollen Handwerker gerich-
tet und erklärt haben, die einzelnen Handwerker 
verstünden die großartigen Manöver dieser Regie- 

rung sehr wohl; nur die Verbände und ihre Spitzen 
wüßten natürlich nicht, was hier gespielt werde. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Die Kapitalisten na

-

türlich!) 

In diesem Zusammenhang ist es für mich um so 
verwunderlicher, daß Mitglieder dieser Bundesregie-
rung vor wenigen Stunden, kann man beinahe 
sagen, an dieselben Spitzen der Verbände, von 
denen der Bundeskanzler und der Fachminister etwas 
wegrücken, indem sie sagen: „die haben nicht die 
notwendige Sachkenntnis" — mit dem direkten Auf-
trag herangetreten sind: 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Nun sagt ihr doch einmal, wie miserabel die Vor-
schläge der Opposition sind! 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : So ist es! — Dr. 
Gölter [CDU/CSU]: Hört! Hört! So ist es!) 

Herr Kollege Engholm, auch die von Ihnen ange-
sprochene Veröffentlichung spielt hier eine Rolle. 
Ich kann mir durchaus vorstellen, warum es be-
stimmte Regierungsmitglieder für richtiger halten, in 
diesem Stadium, in dieser schwierigen Situation, 
nicht in die Debatte einzugreifen. 

(Engholm [SPD] : Wir haben nur gesagt: 
„Die Funktionäre vertreten nicht die Inter

-

essen der Betriebe!") 

— Herr Kollege Engholm, ich wollte Ihnen nur be-
legen, daß Sie — ich nehme Ihnen das als Ihre 
ehrliche Auffassung ab — hier erklärt haben: Die 
Funktionäre vertreten das nicht. Aber, Herr Kollege 
Engholm, sollen denn die Funktionäre nur dazu da 
sein, Mitgliedern Ihrer Koalitionsregierung Argu-
mente gegen die Vorschläge der Opposition zu lie-
fern, die man dann draußen gegen die Opposition 
einsetzt? 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Die Funktionäre soll

-

ten doch die Präsidenten über das informie

-

ren, was sie tun!) 

— Herr Kollege Ehrenberg, ich glaube, Sie wissen 
genau, was ich damit sagen will. Sie sollten es tun-
lichst unterlassen, auf der einen Seite davon abzu-
rücken und sich auf der anderen Seite dort die 
Argumente zu holen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Probst 
[CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Meine verehrten Damen und Herren, hier ist mit 
einer, ich möchte nicht sagen, unglaublichen Doppel-
züngigkeit — — 

(Dr.  Ehrenberg [SPD] : Die „Doppelzüngig

-

keit" wird Ihnen überlassen!) 

— Herr Kollege Ehrenberg, Sie haben schon bessere 
Zwischenrufe gemacht. Außer Polemik verstehen 
Sie von diesen Dingen offensichtlich überhaupt 
nichts. Wenn Sie mit Ihrer Regierung in den Bereich, 
über den Sie Ihre Bücher schreiben, Ordnung bräch-
ten, hätten wir einen großen Teil dieser Probleme 
mit den Ausbildungsplätzen nicht! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Pfeifer [CDU/ 
CSU] : Sehr wahr! — Zurufe von der SPD) 
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Schedl 
Es ist schlimm, daß ich so wenig Zeit habe, sonst 
würde es mir ausgesprochenen Spaß machen, mich 
mit Ihnen auseinanderzusetzen. 

Nun zu dem anderen Bereich, den ich ansprechen 
wollt: Jugendarbeitslosigkeit. Die Jugendarbeits-
losigkeit wurde von Ihrem Minister Rohde so ab-
gegrenzt, daß er, wie ich meine, hier gehört zu ha-
ben, wörtlich sagte, es handle sich um ein strukturel-
les und konjunkturelles Problem und nur zu einem 
Teil um ein Problem der Gesetzgebung über die be-
rufliche Bildung. Die Redner der Koalition haben das 
wiederum ganz anders dargestellt. Es wurde bis hin 
zu Herrn Senator Steinert, den ich hier natürlich als 
einen Ländervertreter gehört habe, die Formulie-
rung gebraucht, die auch draußen in der volkstüm-
lichen Argumentation benutzt wird: Hättet ihr schon 
vor langer Zeit schnell ein Gesetz gemacht, hätten 
wir dort keine Schwierigkeiten. Meint verehrten 
Damen und Herren, auch dies sollten wir uns abge-
wöhnen. Ich bin dankbar, daß wir uns das im Aus-
schuß schon abgewöhnt haben. 

Im übrigen haben wir Ihnen mit unserem Dring-
lichkeitsantrag ja ein Rezept auf den Tisch gelegt. 
Vielleicht darf ich noch einmal kurz daran erinnern. 
Heute habe ich einen Termin bekommen; heute wol-
len wir uns unter den Berichterstattern wieder ein-
mal unterhalten. 

(Zuruf des Abg. Rappe [Hildesheim] [SPD]) 

— Herr Kollege Rappe, über eines müssen wir uns 
hier im klaren sein: 

(Rappe [Hildesheim] [SPD] : Mit Ihrer Zu

-

stimmung sind doch die Termine besprochen 
worden! Unerhört ist das!) 

Wir haben diesen Antrag vor geraumer Zeit — — 

(Rappe [Hildesheim] [SPD] : Noch vor einer 
Stunde war mein Kollege bei Ihnen am 

Platz! Das ist unerhört!) 

— Moment, lassen Sie mich das doch ganz aus-
führen: Wir haben vor geraumer Zeit diesen Antrag 
im Plenum des Deutschen Bundestages eingebracht. 
Er ist an die Ausschüsse überwiesen worden. Wir 
haben ihn anberaten und konnten dann nicht weiter 
— das mußten wir erkennen —, weil die notwendi-
gen Grundlagen nicht auf den Tisch gelegt werden 
konnten. 

(Rappe [Hildesheim] [SPD] : Von Nürnberg, 
jawohl!) 

— Von Nürnberg, teilweise aber auch von der Re-
gierung. — Herr Kollege Rappe, gut, dann eben von 
Nürnberg. Auf jeden Fall konnten wir dort nicht 
weitermachen. Wir sind dann in die Runden der 
Berichterstatterüberlegungen gegangen. Eine solche 
Runde findet heute hier wieder statt. 

Herr Kollege Rappe, aber über eines werden wir 
uns doch klar sein: Wenn dieses Anliegen mit der 
Dringlichkeit und Präferenz behandelt worden wäre, 
die wirklich notwendig ist, hätte man — auch das 
haben wir im Ausschuß überlegt — damals sehr 
schnell mindestens partiell einige Punkte durchzie-
hen können. Nur, was sollen wir uns denn um einen 
Bart streiten, den der Kaiser in dem Fall gar nicht 

hat! Bundesminister Rohde hat doch hier in der 
Debatte vor wenigen Monaten sinngemäß erklärt: 
Was wollt ihr mit eurem Antrag; wir machen ein 
tolles Gesetz, dann haben wir die Dinge alle weg! 
So war es doch, meine verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte auf noch etwas hinweisen, was in die-
ser Debatte häufig angeklungen ist und was auch 
Herr Senator Steinert soeben noch einmal angeführt 
hat, weil mir das ein ganz wesentliches Anliegen zu 
sein scheint. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Schedl (CDU/CSU) : Selbstverständlich. 

Rappe (Hildesheim) (SPD) : Herr Kollege Schedl, 
sind Sie nicht der Meinung, daß alle die Punkte, die 
in Ihrem Antrag enthalten waren, längst in Program-
men der Regierung aufzufinden waren? Das einzige, 
was Sie hatten, war ein Prämiensystem für Lehrstel-
lenplätze, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

was möglicherweise dazu beigetragen hätte, daß im 
Herbst noch weniger Lehrstellen vorhanden sein 
würden, als es sie geben wird. Das war das einzige, 
was übriggeblieben ist. 

(Pfeiffer [CDU/CSU] : Der hat unseren An-
trag noch nicht einmal gelesen!) 

Und Sie meinen, das wäre der Punkt, der die große 
Vertagung gebracht hat? 

Schedl (CDU/CSU) : Herr Kollege Rappe, vielen 
Dank für diese Frage, weil sie noch mehr Aufklä-
rung bringt. Ich bin nicht mit Ihnen der Auffassung, 
daß alle diese Punkte durch die Gesetzgebung abge-
deckt sind. Ich möchte jetzt nicht all die Punkte ab-
handeln, die offenbleiben, aber ich möchte gerade zu 
dem Prämienangebot noch ein Wort sagen. Dieses 
Prämienangebot haben Sie hier an dieser Stelle 
— nicht Sie persönlich, aber Ihre Freunde — ver-
teufelt als eine Kopfgeldprämie. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Was wäre es denn 
sonst?) 

— Herr Kollege Ehrenberg, offenbar haben Sie den 
Rohde-Entwurf auch nicht gelesen. Ich darf Ihnen 
eines sagen: Dieses Prämienangebot ist im Grunde 
gar nichts anderes gewesen als das, was jetzt, etwas 
feiner ausgefeilt und perpetuiert, in Ihren Vorschlä-
gen als eine „Dauernotfall-Reißleinen-Lösung" — 
wie es Herr Rohde immer bezeichnet — festgeschrie-
ben ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Engholm 
[SPD]: Wollen Sie die Füße finanzieren 

oder die Köpfe?) 

— Herr Kollege Engholm, ich möchte nur eines 
sagen; 
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Schedl 
Da Sie noch einmal von der Kopfgeldprämie ange-

fangen haben, möchte ich Ihnen folgendes sagen. 
Damals hat einer Ihrer Kollegen, der  die großartige 
Formel „Kopfgeldprämie" über dieses Dringlich-
keitsprogramm geschrieben hat, auch eine markige 
Eingangsbemerkung gemacht: Jeder einzelne Ar-
beitslose ist schon zuviel. Er hat gemeint, er müsse 
das in der Konsequenz umdrehen, und er ist zu dem 
kuriosen Schluß gekommen, genau deswegen, weil 
das so sei, sei diese Kopfgeldprämie verwerflich. 

Ich kann nicht weiter darauf eingehen, aber eines 
bringen Sie nicht vom Tisch: Wenn Sie gewollt 
hätten, hätten Sie hier hintreten können und die 
Dinge sehr schnell und unkompliziert, ohne Zentner 
von Papieren, als einen Versuchslauf für ein Jahr in 
den Griff bekommen und in die Hand nehmen kön-
nen. Das haben Sie nicht gewollt; warum, weiß ich 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schedl, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Vogelsang? 

Schedl (CDU/CSU) : Selbstverständlich! 

Vogelsang (SPD) : Herr Kollege Schedl, halten Sie 
andere Finanzierungsmöglichkeiten, als sie jetzt 
gegeben sind, für ein Mittel, Ausbildungsplätze zu 
schaffen? Ich stelle die Frage im Hinblick darauf, 
daß wir eben von Herrn Minister Maier gehört 
haben, das sei kein geeignetes Mittel. 

Schedl (CDU/CSU) : Herr Kollege Vogelsang, ich 
meine, wir haben in aller Ausführlichkeit auch im 
Ausschuß darüber diskutiert. Dieser Vorschlag des 
Dringlichkeitsprogramms erfolgte in einer besonders 
miserablen wirtschaftlichen Situation — wenn man 
auch die regionalen Aspekte in Betracht zieht — und 
war für ein Jahr geplant, um entgegen der kon-
junkturellen Situation, entgegen der arbeitsmäßigen 
Auslastungssituation gerade den kleinen und mitt-
leren Unternehmen einen weiteren Anreiz zu bie-
ten. Das war das Dringlichkeitsprogramm. Das ist 
die eine Seite der Medaille. 

Im übrigen, Herr Kollege Vogelsang, dürfen Sie ja 
nicht glauben, daß Sie mit dem Dringlichkeitspro-
gramm nach zwei Seiten spielen können: einmal leh-
nen Sie es ab, weil es „Mist" ist, auf der anderen 
Seite wollen Sie uns vielleicht noch dazu bringen, 
daß wir an Ihre „viel besser ausgefeilte" Finanzie-
rungslösung glauben sollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine verehrten Damen und Herren, ich möchte 
nur noch zu einem Punkt Stellung nehmen, um Ihre 
strapazierten Nerven nach diesen vielen Stunden 
nicht über Gebühr zu strapazieren. Ich stehe auch 
dem Kollegen Möllemann gegenüber im Wort, mich 
möglichst kurz zu fassen. 

(Zuruf des Abg. Möllemann [FDP]) 

Ein ganz wesentlicher Punkt, den wir in allen un- 
seren Reden herausgearbeitet haben — Kollege Göl

-ter hat dies sehr markant getan —, scheint mir zu 
sein, daß wir der Auffassung sind, daß wir die Dinge 
überhaupt nur im dualen System vernünftig weiter-
bringen. Ich war sehr froh darüber, daß sich Herr 
Staatsminister Maier sehr deutlich dazu eingelassen 
hat. — Herr Kollege Möllemann, es wäre vielleicht 
ganz gut, wenn wir uns über diese Dinge noch ein 
wenig unterhielten; denn hier könnte einiges pas-
sieren, was Sie wollen, von dem aber einige andere 
sagen, sie wollten es nicht. Vielleicht wollen Sie es 
auch nicht. 

(Wüster [SPD] : Halten Sie sich an den Ge-
setzestext!) 

— Herr Wüster, ich lese nicht nach vorn getragene 
Gedanken vor. Ich bemühe mich, in der Debatte 
einen kleinen Beitrag zu leisten. Mehr gelingt mir 
nicht unter soviel Sachverständigen. Deswegen halte 
ich mich an das, was sich bisher hier abgespielt hat. 

Senator Steinert, Herr Wüster, hat hier ursprüng-
lich ein hartes und deutliches Bekenntnis zum dua-
len System abgelegt. Er hat dann in seiner Schluß-
einlassung davon gesprochen, daß dies natürlich nur 
über den betriebsbegleitenden, betriebsergänzenden 
Weg in den überbetrieblichen Einrichtungen möglich 
sei. Auch dies ist unsere Auffassung. Wir wissen, 
daß wir ohne diesen betriebsbegleitenden Bereich 
gerade in schwierigen Räumen gar nicht zu einem 
Ergebnis kommen. 

Aber wir wissen auch, meine sehr verehrten Kol-
leginnen und Kollegen, daß es auf Ihrer Seite mehr 
als genug Leute gibt, die sich nach wie vor überle-
gen, inwieweit Vertragsschließungen auf diesem 
dritten Weg möglich sind, inwieweit alle diese Din-
ge viel weiter als in der Form eines dritten Weges 
verwirklicht werden können, inwieweit daraus nicht 
doch auf einem Umweg die dritte Säule wird, die 
Sie immer gewollt haben, vor der  Sie  immer nur et-
was zurückgewichen sind, weil Sie insgesamt be-
merkt haben, daß das nicht der Weg sein kann, der 
funktioniert. 

Was das Problem der Abstimmung der Rahmen-
lehrpläne und der Ausbildungsordnungen anlangt, 
sind die Dinge auch von unserer Seite, meine ich, 
klargestellt worden. Ich möchte ein Argument in die-
sem Bereich zurückweisen. Es ist heute noch nicht ge-
kommen, aber es wird wahrscheinlich noch kom-
men. Wenn wir immer davon reden, daß Ausbil-
dungsordnungen praxisnäher gestaltet, daß sie ge-
wissen Entwicklungen der Praxis angepaßt werden 
müssen, dann sagen Sie sofort: Jetzt wollen Sie die 
Anforderungen wieder absenken. Dabei ist es über-
haupt nicht so. Wir gehen nur davon aus, daß vie-
les in diesem Bereich — nicht durch eine vermin-
derte, sondern durch eine besser auf die Praxis zu-
geschnittene Form — tatsächlich auf Anhieb ein 
Mehr an Ausbildungsplätzen bedeuten würde, das 
so gar nicht erschließbar ist, weil eben in der ande-
ren Form die Leute gar nicht mehr imstande sind, 
ihren Vorstellungen nachzukommen. 

Nach den Dingen, die wir Ihnen hier vorgetragen 
haben, muß ich noch ein Wort zu dem letzten An-
wurf sagen. Der Kollege Wüster meinte: wenn man 
nichts vorzulesen hat, dann soll man lieber aufhö- 
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ren. Ich möchte Ihnen darauf antworten: Aufhören 
werden wir auf diesem Gebiet nicht. Wir werden 
immer wieder, und wenn es noch so bitter ist, ver-
suchen, auch etwas Praxis dort hineinzubringen, wo 
offensichtlich viel zu viel in der Theorie, in der Pra-
xisferne jonglieren. Die Praxis beherrschen Sie 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her-
ren, wir treten in die Mittagspause ein. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.07 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die unterbrochene Sitzung ist 
wieder eröffnet. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Gesetz über das Zeugnis-
verweigerungsrecht der Mitarbeiter von 
Presse und Rundfunk 
— Drucksache 7/3777 — 

Berichterstatter ist Herr Minister Dr. Schwarz. 

(Zuruf: Er ist noch nicht ,da! — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Auf die Berichterstattung 

können wir verzichten!) 

— Ich frage, ob das Haus bereit ist, auf einen münd-
lichen Bericht zu verzichten. — Das ist der Fall. 

Wird das Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter 
Sieglerschmidt hat das Wort. 	. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die  sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion begrüßt den Beschluß des Vermittlungs-
ausschusses zum Zeugnisverweigerungsrecht, der 
das uneingeschränkte Zeugnisverweigerungsrecht 
vorsieht, wie es im Entwurf der Bundesregierung 
enthalten war und vom Bundestag gegen die Stim-
men der Opposition beschlossen worden ist. 

Wie die anderen an  der  Gesetzgebung beteiligten 
Organe stand der Vermittlungsausschuß hier vor 
einer schwierigen Entscheidung — schwierig des-
halb, weil zwei höchst bedeutsame Rechtsgüter ge-
geneinander abzuwägen waren und sind: Auf der 
einen Waagschale liegt dabei das Recht des Bürgers 
auf ein Gerichtsverfahren, das wirksame Vorkeh-
rungen für die Ermittlung der Wahrheit — das be-
deutet im Strafverfahren: für die Überführung und 
Verurteilung von Straftätern — vorsieht. Auf der 
anderen Waagschale liegt die Pressefreiheit, die als 
Informationsfreiheit vor allem auch ein Grundrecht 
des Bürgers und nach den Vorstellungen der Väter 
des Grundgesetzes kein Privileg der Verleger und 
Journalisten ist. 

Eine Abwägung dieser Art kann nach Lage der 
Dinge nicht abstrakt vorgenommen werden. Doch 
ebenso falsch wäre es, sich dabei von Stimmungen 
des Tages leiten zu lassen. Unsere Überlegungen 

müssen jedoch die konkreten Erfordernisse einer 
wirksamen Verbrechensbekämpfung insbesondere 
auf dem Gebiet des Terrorismus einbeziehen. 

Wenn wir bei dieser Abwägung auf den verschie-
denen Seiten des Hauses zu unterschiedlichen Ergeb-
nissen gekommen sind, so gestehe ich allen Betei-
ligten zu, daß sie ihre Entscheidung nicht leichten 
Herzens getroffen haben. Die Opposition hat uns 
zwar in der letzten Zeit des öfteren verdächtigt, wir 
— die Koalitionsfraktionen — nähmen die Fragen 
der inneren Sicherheit nicht ernst genug. Sie hat uns 
zudem noch mit ähnlichen Unterstellungen in Sachen 
Pressefreiheit bedacht. 

Deshalb könnten Sie sich, meine Damen und Her-
ren von der CDU/CSU, nicht beklagen, wenn ich 
diese Gelegenheit benutzen würde, gegen Sie den 
entsprechenden Vorwurf bezüglich Ihres Verhält-
nisses zur Pressefreiheit zu erheben. Ich tue es 
nicht, weil wir davon ausgehen, daß die Fraktionen 
dieses Hauses bei allen Meinungsverschiedenheiten 
darüber, wie im einzelnen in den beiden Bereichen 
das Notwendige zu geschehen hat, die Pressefrei-
heit sichern und den Rechtsstaat gegen kriminelle 
Aktivitäten verteidigen wollen. 

Die Argumente, die im Verlauf der Beratungen 
über diesen Gesetzentwurf für ein uneingeschränk-
tes Zeugnisverweigerungsrecht für Mitarbeiter von 
Presse und Rundfunk vorgebracht wurden, sollen 
hier nicht alle wiederholt werden. Es muß aber 
darauf hingewiesen werden, daß nicht nur in der 
Zeit bis zur Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts Ende des Jahres 1973 — in jener Zeit, zu 
der in fast allen Bundesländern das uneinge-
schränkte Zeugnisverweigerungsrecht der Journa-
listen galt —, sondern auch in den Strafverfahren, 
die danach — insbesondere wegen terroristischer 
Straftaten — stattfanden, diese Frage keine nen-
nenswerte Rolle gespielt hat  Auf der anderen Seite 
würde eine Einschränkung des Zeugnisverweige-
rungsrechts Unsicherheit bei der Wahrnehmung der 
grundgesetzlich geschützten Freiheit der Bericht-
erstattung hervorrufen. Es ist mindestens beacht-
lich, meine Damen und Herren, daß die gesamte 
Presse einhellig dieser Auffassung ist. 

Manch einem von Ihnen mag jetzt die Frage auf 
der Zunge liegen: Weißt du, wieviel Sternlein ste-
hen an dem blauen Pressezelt? Weißt du das denn 
nicht? — Sicherlich ist es nicht auszuschließen, daß 
uns ab und zu ein trüber Stern in dieser Hinsicht 
irritiert, aber er sollte uns nicht das Licht eines 
fairen und verantwortungsbewußten Journalismus 
verdunkeln. 

Im übrigen sind die bei dem Gesetz strittigen 
Punkte ohne Bedeutung für die Frage, ob man in 
einem solchen Fall gegen ein Presseorgan etwas 
unternehmen kann oder nicht. Wir von der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion vertrauen dar-
auf, daß die Mitarbeiter von Presse und Rundfunk 
das ihnen mit diesem Gesetz gegebene Recht — wie 
bisher — nicht als ein Privileg mißverstehen, son-
dern im Interesse der Pressefreiheit aller Bürger 
gebrauchen werden. 
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Eine kurze Bemerkung noch zu der vom Vermitt-

lungsausschuß vorgeschlagenen Änderung des Ge-
setzestextes. Wir hätten es lieber gesehen, wenn 
— entsprechend dem uneingeschränkten Zeugnis-
verweigerungsrecht — das Gesetz die Beschlag-
nahme von Druckwerken durchgehend nur durch 
den Richter zulassen würde. Die Möglichkeit der 
Beschlagnahme von nichtperiodischen Druckwerken 
auch durch den Staatsanwalt, nicht jedoch durch 
seine Hilfsbeamten, erscheint indessen annehmbar. 
Wir sind deshalb bereit, dieser Regelung zuzustim-
men und hoffen, daß dieses Zugeständnis zu einem 
baldigen Inkrafttreten dieses Gesetzes beitragen 
wird. 

Der Bundesrat hat im Sommer 1974, also vor gut 
einem Jahr, selbst einen Gesetzentwurf eingebracht, 
der das uneingeschränkte Zeugnisverweigerungs-
recht der Mitarbeiter von Presse und Rundfunk vor-
sah. Es gibt keinerlei Hinweise darauf, daß die 
schrecklichen Ereignisse in Berlin und Stockholm, 
mit denen wir danach konfrontiert wurden, irgend 
etwas mit der heute zur Entscheidung anstehenden 
Frage zu tun haben. Es sollte deshalb möglich sein, 
daß Bundesrat und Bundestag auf der Grundlage 
des Beschlusses des Vermittlungsausschusses wie-
der zu einer gemeinsamen Haltung in dieser Sache 
finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Meine Damen und Herren, ich frage, ob noch das 
Wort zu Punkt 3 begehrt wird? — Das ist nicht der 
Fall. — Wir sind im Ältestenrat so verblieben, daß 
wir die Abstimmung nach den Erklärungen auch zu 
den übrigen Punkten, den Punkten 4 und 5, durch-
führen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Gesetz über ergänzende 
Maßnahmen zum Fünften Strafrechtsreform-
gesetz (Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz 
— StREG) — Drucksache 7/3778 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Jahn (Mar-
burg) 

Das Wort hat der Herr Berichterstatter. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men! Meine Herren! Der Vermittlungsausschuß emp-
fiehlt dem Deutschen Bundestag, das Gesetz über 
ergänzende Maßnahmen zum Fünften Strafrechts-
reformgesetz in der vorliegenden geänderten Fas-
sung anzunehmen. 

Das Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz hat eine 
lange Vorgeschichte. Der Deutsche Bundestag hatte 
das Gesetz am 21. März 1974 in dritter Lesung ver-
abschiedet. Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 
10. Mai 1974 beschlossen, den Vermittlungsausschuß 
nach Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes anzurufen. 
Er begründete die" Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses vor allem damit, daß der Schwangerschafts -
abbruch als Leistung der Krankenversicherung nur 

dann in Betracht kommen kann, wenn er aus Grün-
den der Erhaltung der Gesundheit — Gesundheit im 
umfassenden Sinne verstanden, wie der Bundesrat 
ausdrücklich sagte — notwendig ist. Nach seiner 
Ansicht treffe das nur in den Fällen zu, in denen der 
Schwangerschaftsabbruch medizinisch, eugenisch 
oder ethisch indiziert ist. 

Der Vermittlungsausschuß hat in seiner 13. Sit-
zung am 27. Juni 1974 beschlossen, daß das vom 
Deutschen Bundestag beschlossene Strafrechts-
reform-Ergänzungsgesetz bestätigt wird. Daraufhin 
hat der Bundesrat in seiner 410. Sitzung am 12. Juli 
1974 dem Gesetz die nach Art. 84 Abs. 1 des Grund-
gesetzes erforderliche Zustimmung versagt. Hierbei 
hat der Bundesrat zum Ausdruck gebracht, daß er 
wesentliche Regelungen dieses Gesetzes, vor allem 
die Kostenübernahme für ärztliche Beratung, für 
das Verschreiben empfängnisverhütender Mittel und 
für die Sterilisation begrüße, es jedoch bedauere, 
daß in der Frage der Kostenregelung für den 
Schwangerschaftsabbruch kein Kompromiß zustande 
gekommen sei. Der Bundesrat hat seine Zustimmung 
nur in Aussicht gestellt, wenn die Kosten für einen 
Schwangerschaftsabbruch, der ohne das Vorliegen 
einer anerkannten Indikation allein auf Wunsch der 
Schwangeren vorgenommen wird, weder von der 
Solidargemeinschaft der Krankenversicherten noch 
vom Steuerzahler getragen werden. 

Die Bundesregierung hat daraufhin beschlossen, 
nach Art. 77 Abs. 2 Satz 4 des Grundgesetzes die 
Einberufung des Vermittlungsausschusses zu ver-
langen. In seiner Sitzung am 12. Juni 1975 hat der 
Vermittlungsausschuß mit Mehrheit die vorliegen-
den Änderungen des Gesetzes beschlossen. Durch 
eine einheitliche Fassung ist sichergestellt, daß die 
in diesem Gesetz vorgesehenen Leistungen bei der 
Sterilisation oder beim Abbruch der Schwanger-
schaft nur dann gewährt werden, wenn nach dem 
Strafrecht die Tat nicht rechtswidrig ist. Außerdem 
wurde das Gesetz der sich durch die Verabschie-
dung und das Inkrafttreten neuerer Sozialgesetze er-
gebenden Rechtslage angepaßt. Mit der neuen Fas-
sung folgt das Gesetz dem Verlangen des Bundes-
rates, daß Anspruch auf die Leistungen nach diesem 
Gesetz nur in den Fällen einer anerkannten Indika-
tion bestehen soll. 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 
25. Februar 1975 festgestellt, daß der mit Einwilli-
gung der Schwangeren von einem Arzt vorgenom-
mene Schwangerschaftsabbruch dann nicht strafbar 
ist, wenn er aus medizinischen, eugenischen oder 
ethischen Gründen angezeigt ist. Es kann nunmehr 
auch nach der bisherigen Auffassung des Bundes-
rates keinen Grund mehr geben, das Strafrechts-
reform-Ergänzungsgesetz 15 Monate nach der Be-
schlußfassung durch den Bundestag nicht endgültig 
zu verabschieden. 

Mit dem Gesetz werden den Versicherten der ge-
setzlichen Krankenversicherung folgende Ansprüche 
eingeräumt: ärztliche Beratung über Fragen der 
Empfängnisregelung einschließlich der Verordnung 
von empfängnisregelnden Mitteln sowie Leistungen 
bei einer nicht rechtswidrigen Sterilisation oder bei 
einem nicht rechtswidrigen Abbruch der Schwan- 
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gerschaft durch einen Arzt. Zu diesen Leistungen 
gehören die ärztliche Beratung über die Erhaltung 
und den Abbruch der Schwangerschaft, die ärztliche 
Untersuchung und Begutachtung zur Feststellung 
der Voraussetzungen für eine nicht rechtswidrige 
Sterilisation oder für einen nicht rechtswidrigen 
Schwangerschaftsabbruch, ärztliche Behandlung, 
Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln 
sowie Krankenhauspflege. Anspruch auf Kranken-
geld sowie unter den entsprechenden arbeitsrecht-
lichen Voraussetzungen Anspruch auf Entgeltfort-
zahlung besteht, wenn für die Frau wegen einer 
nicht rechtswidrigen Sterilisation oder wegen eines 
nicht rechtswidrigen Abbruchs der Schwangerschaft 
durch einen Arzt Arbeitsunfähigkeit eintritt. Die ge-
nannten Sachleistungen erhalten auch die Personen, 
bei denen die Voraussetzungen vorliegen, nach de-
nen auf Grund des Bundessozialhilfegesetzes Hilfen 
in besonderen Lebenslagen gewährt werden. Ihnen 
können ärztlich verordnete empfängnisregelnde Mit-
tel zusätzlich als Leistungen der Sozialhilfe gewährt 
werden. 

Die Ansprüche auf Leistungen bei der Sterilisation 
oder beim Abbruch der Schwangerschaft durch 
einen Arzt hängen davon ab, daß die Sterilisation 
oder der Abbruch der Schwangerschaft nicht rechts-
widrig geschehen. Diese Regelung enthielt zwar 
schon das Gesetz in der vom Deutschen Bundestag 
am 21. März 1974 verabschiedeten Fassung. Durch 
die vom Vermittlungsausschuß vorgenommene Neu-
fassung wird aber eindeutig klargestellt, daß An-
spruch auf die Leistungen der Krankenkassen, der 
Träger der Sozialhilfe und der Arbeitgeber nur 
dann besteht, wenn der vorgenommene Abbruch der 
Schwangerschaft durch einen Arzt nach strafrecht-
lichen Vorschriften nicht rechtswidrig ist. Das gilt 
gleichfalls für die nicht rechtswidrige Sterilisation. 

Im Hinblick auf die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts vom 25. Februar 1975 werden Lei-
stungen nach dem Strafrechtsreformergänzungsge-
setz beim Abbruch der Schwangerschaft durch einen 
Arzt nur dann gewährt, wenn der Schwanger-
schaftsabbruch aus medizinischen, eugenischen oder 
ethischen Gründen angezeigt ist. Ist dagegen die 
Schwangerschaft von einem Arzt mit Einwilligung 
der Schwangeren abgebrochen worden, um von der 
Schwangeren die auf andere ihr zumutbare Weise 
nicht abzuwendende Gefahr einer schwerwiegenden 
Notlage abzuwenden, bestehen bis zur Neuregelung 
der strafrechtlichen Vorschriften keine Ansprüche 
nach dem Strafrechtsreformergänzungsgesetz. 

Durch die Fassung des Gesetzes ist jedoch sicher-
gestellt, daß nach einer gesetzlichen Neuregelung 
der Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruchs die 
Leistungen nach dem Gesetz bei allen vom Gesetz-
geber anerkannten Fällen des nicht rechtswidrigen 
Abbruchs der Schwangerschaft durch einen Arzt zu 
gewähren sind. 

Der Vermittlungsausschuß hat außerdem vorge-
schlagen, § 13 des Strafrechtsreformergänzungsge-
setzes dahin zu ändern, daß das Gesetz am Ersten 
des auf die Verkündung folgenden vierten Kalender-
monats in Kraft tritt. Damit wird den Bedenken 
Rechnung getragen, daß die Krankenversicherungs

-

träger, Kassenärzte und Krankenhäuser unmittelbar 
nach der Verkündung des Gesetzes noch nicht hin-
reichend über den Inhalt des Gesetzes und die 
ihnen daraus erwachsenen Verpflichtungen infor-
miert sein können. 

Mit dem um drei Monate hinausgeschobenen In-
krafttreten des Gesetzes wird dem Bundesausschuß 
der Ärzte und Krankenkassen Gelegenheit gegeben, 
die erforderlichen Richtlinien über die Gewähr für 
ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Maß-
nahmen zu beschließen und die nach § 368 n Abs. 6 
der Reichsversicherungsordnung vorgesehenen Ver-
träge mit ärztlich geleiteten Einrichtungen, insbe-
sondere Krankenhäusern, über die ambulante Er-
bringung ärztlicher Leistungen zu schließen. 

Außerdem besteht während der Zeit bis zum In-
krafttreten des Gesetzes Gelegenheit, das Netz der 
nach dem Strafgesetzbuch vorgesehenen ermächtig-
ten Beratungsstellen zu verdichten. 

Das Strafrechtsreformergänzungsgesetz erweitert 
das Leistungsspektrum der Krankenversicherungs-
träger und der Träger der Sozialhilfe in dem Bereich 
der Empfängnisregelung und der Sterilisation. Die 
angebotenen sozialen Hilfen auf ärztliche Beratung 
über Fragen der Empfängnisregelung und auf Lei-
stungen bei nicht rechtswidriger Sterilisation oder 
bei nicht rechtswidrigem Abbruch der Schwanger-
schaft durch einen Arzt erfordern es, daß das Gesetz 
nunmehr endgültig verabschiedet wird und in abseh-
barer Zeit in Kraft tritt. 

Ich bitte, dem Gesetz in der vom Vermittlungs-
ausschuß angenommenen Fassung zuzustimmen. 
Der Vermittlungsausschuß hat gemäß § 10 Abs. 3 
Satz 1 seiner Geschäftsordnung beschlossen, daß im 
Deutschen Bundestag über die Änderungen gemein-
sam abzustimmen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
danke dem Herrn Berichterstatter. 

Das Wort zu einer Erklärung hat Frau Abgeord-
nete Eilers. 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion hat die sozialen und gesund-
heitlichen Maßnahmen bei der Neuregelung des 
§ 218 stets als den wichtigeren Teil der Gesamtre-
form betrachtet. Daher begrüße ich im Namen mei-
ner Fraktion das Strafrechtsreformergänzungsgesetz 
in der vom Vermittlungsausschuß beschlossenen 
Fassung. 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/CSU] : 
Von der Mehrheit des Vermittlungsaus-

schusses!) 

Dieses Gesetz, das von der Mehrheit dieses Hau-
ses bereits im März 1974 in dritter Lesung verab-
schiedet wurde, sollte so schnell wie möglich in 
Kraft gesetzt werden: Die von uns vor über einem 
Jahr beschlossenen Maßnahmen, vor allem die um-
fassenden ärztlichen Beratungen, ermöglichen eine 
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verantwortliche Familienplanung und sind darin im-
pliziert. 

Millionen von Bürgern in unserem Lande, Jugend-
lichen wie Erwachsenen, sind wir es schuldig, den 
Worten von verantwortlicher Elternschaft, Kinder-
und Familienfreundlichkeit jetzt Taten und konkrete 
Leistungsangebote folgen zu lassen. Dieses Gesetz 
duldet keinen längeren Aufschub. 

Es ist unsere Vorstellung von einer zeitgemäßen 
Familienplanung, daß sie gewünschte Schwanger-
schaften ermöglicht und ungewollte Schwangerschaf-
ten verhindert. Daher sollten sich alle Versicherten, 
Männer und Frauen, von einem Arzt ihres Ver-
trauens über Fragen der Empfängnisregelung bera-
ten lassen. Zu diesen Leistungen der Familienpla-
nung gehören auch die ärztliche Untersuchung so-
wie die Rezeptur empfängnisregelnder Mittel. An 
den Kreis der Sozialhilfeempfänger sollten diese 
Mittel darüber hinaus kostenlos abgegeben werden. 

Ein Schwangerschaftsabbruch und eine freiwillige 
Sterilisation sind Eingriffe, die medizinisch fachge-
recht durchgeführt werden müssen, will man schwere 
gesundheitliche Schäden vermeiden. Das können 
wir erfahrungsgemäß nur dann garantieren, wenn 
der Zugang zu einem Facharzt nicht wenigen Privile-
gierten vorbehalten bleibt. Daher sollen die ent-
sprechenden nicht rechtswidrigen ärztlichen Ein-
griffe in den Leistungskatalog der gesetzlichen Kran-
kenversicherung aufgenommen werden. Durch die 
einheitlich verwendete Terminologie „nicht rechts-
widrig", wie sie der Vermittlungsausschuß beschlos-
sen hat, wird dieser Bezug zum Strafrecht nochmals 
verdeutlicht. 

Eine Kostenübernahme erfolgt auf der Grundlage 
des geltenden Rechts und der einstweiligen Anord-
nung des Bundesverfassungsgerichts. Dennoch wird 
durch das vorliegende Leistungsgesetz die weitere 
strafrechtliche Neuordnung des § 218 in keiner 
Weise präjudiziert. 

An die Adresse der Opposition im Deutschen 
Bundestag und an die CDU/CSU-Mehrheit im Bun-
desrat, die alle Leistungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung bei nicht rechtswidrigen Schwanger-
schaftsabbrüchen für systemwidrig halten, sei ge-
sagt: Wir können nur auf diese Weise unsachgemäß 
durchgeführte Eingriffe und die damit verbundenen 
gesundheitlichen Folgeschäden und ihre immensen 
Kosten vermeiden. Und ich meine, daß allein der 
hieraus zu erwartende Rückgang der Müttersterb-
lichkeit eine solche sozialrechtliche Regelung voll 
rechtfertigt. 

In einer Sachverständigenanhörung vor dem Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung wurde uns sei-
nerzeit von Experten bestätigt, daß bereits jetzt 
Komplikationen und Folgeschäden illegaler Schwan-
gerschaftsabbrüche von den Krankenkassen und der 
Sozialhilfe finanziert werden, ohne daß man deren 
genaue Höhe quantifizieren kann. 

Wenn es nach dem vorliegenden Gesetz als Lei-
stung der gesetzlichen Krankenversicherung eine 
ärztliche Beratung über Familienplanung gibt, eine 
ärztliche Beratung, um eine bestehende Schwanger-
schaft zu erhalten, wenn nicht rechtswidrige Schwan

-

gerschaftsabbrüche und Sterilisationen medizinisch 
fachgerecht durchgeführt werden, dann handelt es 
sich um Leistungen, die im Interesse einer allgemei-
nen Gesundheitsvorsorge und Gesundheitssicherung 
liegen. Sie fügen sich an die von der Krankenver-
sicherung bereits gewährten Vorsorgemaßnahmen 
an. Von daher ist es angemessen, wenn sich der 
Bund an den zu erwartenden Kosten mit einem jähr-
lichen Zuschuß von 55 Millionen DM beteiligt. Selbst 
in Anbetracht allgemeiner Sparsamkeit in den öf-
fentlichen Haushalten hält die Bundesregierung ihre 
finanzielle Zusage für diese wichtige gesundheits-
und familienpolitische Aufgabe aufrecht. 

Die sozialdemokratische Fraktion stimmt dem 
Strafrechtsreformergänzungsgesetz in der vom 
Vermittlungsausschuß am 12. Juni 1975 angenom-
menen Fassung zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zu einer 
weiteren Erklärung hat das Wort Frau Abgeordnete 
Verhülsdonk. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Namen der Fraktion 
der CDU/CSU gebe ich zu dem Antrag des Vermitt-
lungsausschusses — Drucksache 7/3778 —, das Ge-
setz über ergänzende Maßnahmen zum Fünften 
Strafrechtsreformgesetz betreffend, folgende Erklä-
rung ab. 

Die CDU/CSU bedauert, daß die Koalitionsmehr-
heit im Vermittlungsausschuß zum jetzigen Zeit-
punkt, noch bevor neue Gesetzentwürfe zur fünften 
Strafrechtsreform dem Parlament vorliegen, das Ge-
setz über ergänzende Maßnahmen verabschieden 
will.  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schon bei der zweiten und dritten Lesung dieses 
Gesetzes hatte meine Fraktion nachdrücklich darauf 
hingewiesen, daß zuerst klar sein muß, in welchem 
Umfang und mit welcher Begründung Schwanger-
schaftsabbrüche als nicht rechtswidrig vom Gesetz-
geber zugelassen werden, 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

bevor über eine Kostenregelung entschieden wer-
den kann. Der Streit um das Strafrechtsreformergän-
zungsgesetz hat sich nie auf die Frage der Erleich-
terung der Verhütung bezogen. Wir haben stets er-
klärt, daß wir diesem Teil des Gesetzes, nämlich 
Kostenübernahme für ärztliche Beratung über Fra-
gen der Empfängnisregelung, zuzustimmen. Auch die 
Übernahme der Kosten für Verhütungsmittel für 
von der Sozialhilfe Betreute halten wir für eine gute 
und notwendige Sache. Wir waren jederzeit bereit, 
diesen Teil des Gesetzes in Kraft zu setzen, und 
wir sind es auch heute. 

Wir bedauern ausdrücklich die Verzögerung um 
eineinhalb Jahre, die eingetreten ist. Schließlich hat 
es aber nicht die CDU/CSU zu verantworten, daß das 
Gesetz über die flankierenden Maßnahmen so lange 
liegenblieb. Hätte die Koalition die verfassungs- 
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mäßigen Bedenken gegen die Fristenlösung von 
vornherein ernst genommen, könnte längst ein Straf-
rechtsreformgesetz zu § 218 in Kraft getreten sein, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und auch die ergänzenden Maßnahmen wären ge-
regelt. 

Leider ist meine Fraktion angesichts der völligen 
Unklarheit über die finanziellen Auswirkungen der 
künftigen Abtreibungsgesetzgebung heute nicht in 
der Lage, der hier vorgeschlagenen Kostenüber-
nahme durch die Krankenkassen für alle nicht 
rechtswidrigen Abtreibungen zuzustimmen. Unklar 
ist, wie im Strafrechtsreformgesetz soziale Notlagen 
der Schwangeren, für die das Bundesverfassungs-
gericht unter bestimmten Bedingungen eine Indika-
tionsregelung als zulässig ansieht, in die Gesetzes

-r

eform einbezogen und abgegrenzt werden. Sollen 
die Kosten für Abbrüche, die vorwiegend auf sozia-
len Gründen beruhen, etwa auch der Solidargemein-
schaft der Versicherten aufgeladen werden? 

Es ist noch nicht einen Monat her, meine Damen und 
Herren, daß das Parlament den Krankenkassen, die 
schon lange an der Grenze der finanziellen Belast-
barkeit angelangt sind, mit dem Gesetz über die 
studentische Krankenversicherung neue Kostenbe-
lastungen aufgebürdet hat. In der Debatte über die 
Große Anfrage der CDU/CSU zur Gesundheitspoli-
tik am 5. Juni sagte der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, Walter Arendt: 

Auch vom Gesetzgeber her sollte die schwie-
rige Finanzlage der Krankenkassen voll berück-
sichtigt werden. Die Bundesregierung beabsich-
tigt daher nicht, weitere Leistungsverbesserun-
gen in der Krankenversicherung vorzuschlagen. 
Ich betone das mit Nachdruck. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Heute, drei Wochen später, verlangen die Koali-
tionsparteien Zustimmung zu einem Blankoscheck 
zur Belastung der Krankenkassen mit Kosten, deren 
Ausmaß niemand übersieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU hat schon bei der zweiten und drit-
ten Lesung des Strafrechtsreform-Ergänzungsgeset-
zes am 21. März 1974 deutlich gemacht, daß sie eine 
Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nicht anerkennen kann, wenn diese mit dem 
Prinzip der solidarischen Krankenversicherung nicht 
das geringste zu tun hat. Das trifft aber auf alle 
nicht krankheitsbedingten Abbrüche zu. Das We-
senselement der gesetzlichen Krankenversicherung 
besteht darin, daß die gemeinschaftlich aufgebrach-
ten Mittel ausschließlich für die Erhaltung und die 
Wiederherstellung der Gesundheit der Versicherten-
gemeinschaft verwandt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für Schwangerschaftsabbrüche, die überwiegend 
zur Behebung einer schwerwiegenden sozialen Not-
lage notwendig sind, kann also nicht die Versicher-
tengemeinschaft mit ihren Pflichtbeiträgen einste-
hen, sondern hier muß in den Bundeshaushalt ein 
Betrag eingesetzt werden, der jedoch in der vorge

-

sehenen Höhe von 55 Millionen DM nach Aussage 
der Sachverständigen in dem auch von Frau Kolle-
gin Eilers zitierten Hearing vom 16. Januar 1974 zur 
Abdeckung der Kosten für die Beratung über Emp-
fängnisregelung und der Kosten für die freiwillige 
Sterilisation schon bei weitem nicht ausreicht. Die 
CDU/CSU ist der Meinung, daß den Krankenkassen 
für alle nicht medizinisch begründeten Abbrüche 
nur eine Auftragsleistung übertragen werden kann. 
Es ist nicht einzusehen, warum die Regierungspar-
teien zum jetzigen Zeitpunkt eine solche präjudizie-
rende gesetzliche Regelung sozusagen ins Blaue 
hinein oder, besser würde ich sagen, in die roten 
Zahlen der Krankenkassen hinein beschließen wol-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die nach dem Übergangsrecht, wie es das Bundes-
verfassungsgericht in Kraft gesetzt hat, zulässigen 
Abtreibungen auf Grund einer medizinischen oder 
einer kindlichen Indikation sind bereits bisher durch 
das geltende Recht in die Krankenkassenpflichtlei-
stungen einbezogen; es entstehen also zur Zeit keine 
finanziellen Notlagen, 

Angesichts der hier vorgetragenen Bedenken 
lehnt die Fraktion der CDU/CSU den Antrag des 
Vermittlungsausschusses auf Drucksache 7/3778, die 
jetzige Fassung des Strafrechtsreform-Ergänzungs-
gesetzes zu verabschieden, ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Das Wort 
zu einer Erklärung hat der Herr Abgeordnete Spitz-
müller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Nachdem die 
Fraktionen hierzu Erklärungen abgegeben haben, 
darf ich für die Fraktion der FDP erklären, daß wir 
dem Vorschlag, den der Vermittlungsausschuß vor-
legt, 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/CSU] : 
Die Mehrheit des Vermittlungsausschus

-
ses!) 

hier zustimmen. 

Zu Ihnen, Frau Verhülsdonk, darf ich nur eines 
bemerken: Wie sieht es denn mit der Beratung aus? 
Auch der CDU/CSU-Entwurf sieht eine Beratung 
vor; auch hierfür entstehen Kosten, auch hierfür. 
muß gezahlt werden. Ich glaube, Frau Kollegin Ver-
hülsdonk und meine Kollegen von der CDU/CSU, 
dies ist kein Beschluß ins Blaue hinein, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ins Rote hinein!) 

— auch nicht ins Rote hinein; das spielt gar keine 
Rolle —, sondern dies ist eine Regelung, die klar 
zum Ausdruck bringt, daß das, was hier gesetzlich 
möglich, gesetzlich zulässig ist, durch die Kranken-
kassen finanziert wird. Wie der Rahmen aussieht, 
wird dieses Parlament — und nur dieses Parlament 
— beschließen. Und ich meine, Sie werden — auch 
gegenüber den Frauen, die betroffen sind, oder den 
Frauen, die sich vorstellen, daß sie einmal betroffen 
sein könnten, oder vor allem den Müttern, die an-
nehmen, daß ihre Kinder einmal betroffen sein wer- 
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den — mit Ihren Vorstellungen zur Änderung des 
§ 218 nur glaubwürdig, wenn Sie hier zustimmen 
und damit klar zum Ausdruck bringen, daß das, was 
gesetzlich möglich ist, durch die gesetzliche Kranken-
versicherung abgedeckt wird. Alles andere bringt 
Sie ins Zwielicht, alles andere läßt Sie in der Offent-
lichkeit so dastehen, daß Sie bei dem § 218 nicht 
wirklich etwas zum Schutze der Betroffenen ändern 
wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb, meine Damen und Herren, weil wir das 
nicht wollen, stimmen wir dem Vorschlag, wie ihn 
der Vermittlungsausschuß vorgelegt hat, zu und 
können an die Opposition nur appellieren, in letzter 
Minute vielleicht doch noch etwas mehr Einsicht zu 
bekommen, auch wenn Pfingsten schon vorbei ist. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich stelle auch die Abstimmung 
zu diesem Tagesordnungspunkt zurück und rufe 
Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Gesetz zur Förderung von 
Wohnungseigentum und Wohnbesitz im so-
zialen Wohnungsbau 
— Drucksache 7/3779 — 

Berichterstatter: Senator Willms 

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Senator 
Willms, Freie Hansestadt Bremen. 

Senator Willms (Bremen) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zum Gesetz zur Förderung von 
Wohnungseigentum und Wohnbesitz im sozialen 
Wohnungsbau erstatte ich Ihnen im Namen des Ver-
mittlungsausschusses folgenden Bericht. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 30. Mai 
1975 den Vermittlungsausschuß mit dem Ziel an-
gerufen, in sechs Punkten eine Änderung des Ge-
setzes herbeizuführen. Der Vermittlungsausschuß 
hat sich mit dem Beschluß des Bundesrats in seiner 
Sitzung am 12. Juni 1975 befaßt und den Vermitt-
lungsvorschlag gemacht, der Ihnen in der Bundes-
tagsdrucksache 7/3779 vorliegt. Erlauben Sie mir 
dazu bitte die folgenden erläuternden Anmerkungen. 

In Ziffer 1 seines Beschlusses zielte der Bundesrat 
auf eine Neufassung des § 1 Abs. 2 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes ab. Der Vermittlungsausschuß 
hat diesem Begehren hinsichtlich der Sätze 1 bis 4 
dieser Vorschrift Rechnung getragen. 

Einer Änderung des Satzes 5, die besondere För-
derungswürdigkeit des Dauerwohnbesitzes zu strei-
chen, konnte der Vermittlungsausschuß nicht zustim-
men, da das dem Gesetzeszweck widersprochen 
hätte. 

Mit Ziffer 2 seines Beschlusses begehrte der Bun-
desrat die generelle Streichung der Förderungsprä-
ferenzen für die Wohnbesitzwohnung. Eine Strei-
chung würde dem Wohnbesitz jedoch jegliche At

-

traktivität nehmen und ein zentrales Anliegen die-
ses Geseztes zunichte machen. Diesem Begehren ver-
mochte der Vermittlungsausschuß daher nicht zu fol-
gen. Er schlägt deshalb vor, es bei der Fassung des 
Gesetzes zu belassen. 

Ebenfalls nicht zu folgen vermochte der Vermitt-
lungsausschuß dem Begehren des Bundesrats in 
Punkt 3. Die verlangte Gleichstellung der freien mit 
den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ist 
nicht gerechtfertigt, weil die freien Wohnungsunter-
nehmen weder einer Staatsaufsicht noch einer ge-
setzlichen Prüfungspflicht unterliegen. Die vorge-
sehene Voraussetzung, daß sie sich einer jährlichen 
Prüfung unterziehen, bedeutete nur eine freiwillige 
Unterwerfung, die jederzeit widerrufbar wäre. 

Den mit Ziffer 4 des Bundesratsbeschlusses ge-
wünschten Änderungen des § 62 f Abs. 2 des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes, wonach bereits mehr als 
die Hälfte der Wohnbesitzberechtigten die Umwand-
lung des Wohnbesitzes in Wohnungseigentum ver-
langen könnte, vermochte der Vermittlungsausschuß 
wegen der Befürchtung rechtlicher und tatsächlicher 
Schwierigkeiten nicht zu folgen. 

Dem Begehren des Bundesrats, die Überschrift des 
Art. 5 zu ändern, ist der Vermittlungsausschuß ge-
folgt. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] 
[CDU/CSU]) 

Dagegen stimmte der Vermittlungsausschuß auch 
dem Anrufungsbegehren unter Ziffer 6 des Bundes-
ratsbeschlusses nicht zu. Die gewünschte Möglich-
keit, die in dien Mieteinnahmen enthaltenen Beträge 
für die Instandhaltung und Erneuerung der Woh-
nung in der Bilanz als zweckgebundene Rückstellung 
auszuweisen, begegnet erheblichen steuerrechtlichen 
Bedenken, da mit der angestrebten Regelung die an-
gesammelten und zunächst nicht verausgabten Be-
träge vom steuerpflichtigen Bauträger nicht als Ein-
künfte versteuert werden müßten. Der Vermittlungs-
ausschuß schlägt hier vor, es bei der Fassung des 
Gesetzes zu belassen. 

Nach allem bitte ich Sie, den Vorschlägen des Ver-
mittlungsausschusses Ihre Zustimmung zu erteilen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich dan

-

ke dem Herrn Berichterstatter. 

Das Wort zu einer Erklärung hat Herr Abgeord-
neter Krockert. 

Krockert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
wird den Vorschlag des Vermittlungsausschusses 
akzeptieren. Sie stellt dabei die  Bedenken zurück, 
die gegen die Gleichrangigkeit der Förderungsziele 
in § 1 geltend zu machen waren. Das Gesetz bringt 
erhebliche Erleichterungen für die Eigentums- und 
Vermögensbildung im sozialen Wohnungsbau. Dies 
betrifft nicht nur die Einführung des Wohnbesitz-
modells, das im Vordergrund des öffentlichen Inter-
esses gestanden hatte, sondern auch die Förderung 
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von Eigentumswohnungen und Eigenheimen. Ich er-
innere an die Erleichterung des Nachsparens zu-
gunsten des Mietkaufs, was besonders kinderrei-
chen Familien und jungen Familien zugute kommen 
wird. Ich erinnere an die Erleichterung der Vor- und 
Zwischenfinanzierung durch öffentliche Bürgschaften. 
Viele werden durch dieses Gesetz stärker begün-
stigt; niemand erfährt Benachteiligungen. Es liegt 
also im Interesse vieler Bürger, wenn diese Vor-
schriften bald in Kraft treten können. 

Darum halten wir es für gerechtfertigt, wenn der 
Bundestag heute dem Verlangen des Bundesrats in-
soweit, was § 1 betrifft, entgegenkommt. Wir ver-
binden damit die Hoffnung, daß nunmehr auch die 
Vertretung der Länder den erforderlichen Schritt tut 
und durch ihre Zustimmung die Verbesserungen als-
bald wirksam werden läßt. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Vermittlungsvor-
schlag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
zu einer Erklärung hat Herr Abgeordneter Jahn 
(Münster) . 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Namens der CDU/CSU

-

Bundestagsfraktion gebe ich folgende Erklärung 
zur Abstimmung ab: 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bedauert, daß 
die SPD/FDP-Mehrheit im Vermittlungsausschuß die 
Anrufungsbegehren des Bundesrats in den wichtig-
sten Punkten abgelehnt hat. Sie vermag daher dem 
Vorschlag des Vermittlungsausschusses nicht zuzu-
stimmen. 

Lediglich in bezug auf die Zielsetzung des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes wurde Übereinstimmung 
erzielt, die geltende Rechtslage nicht zu verändern. 
Die breite Streuung privaten Eigentums bleibt selb-
ständiges Ziel des Zweiten Wohnungsbaugesetzes. 
Dies begrüßen wir ausdrücklich. Doch dazu bedarf 
es keines neuen Gesetzes; es steht bereits im gel-
tenden Gesetz. 

Gewiß, 51 % der Wohnungsbaumittel sollen künf-
tig zum Bau von Eigenheimen oder eigengenutzten 
Eigentumswohnungen verwandt werden. Auch dies 
haben wir gemeinsam beschlossen. Kommt dieses 
Gesetz nicht, bleibt es entsprechend der geltenden 
Rechtslage gleichwohl bei dem Vorrang der echten 
Eigentumsmaßnahmen vor den Maßnahmen des 
Mietwohnungsbaus. Auch dies darf nicht übersehen 
werden. 

Unser Nein richtet sich gegen das Wohnbesitzbrief-
modell nicht generell — das möchte ich ausdrücklich 
noch einmal von dieser Stelle aus betonen —, son-
dern gegen, wie wir meinen, zwei entscheidende 
Mängel. Die CDU/CSU begrüßt grundsätzlich die 
Suche nach neuen Wohnungsformen und nach neuen 
Modellen. Der Wohnbesitzbrief ist jedoch kein 
neues Modell. Er ist kein zusätzliches Angebot für 
den Markt; er ist bereits am Markt; er wird bereits 
öffentlich gefördert. Hiergegen wenden wir uns 

nicht. Alle diesbezüglichen Vorschriften im Gesetz 
werden von uns mitgetragen. 

SPD und FDP wollen mit diesem Gesetz aber 
mehr. Sie wollen den Wohnbesitzbrief mit absolu-
tem Vorrang vor dem herkömmlichen Mietwoh-
nungsbau in die öffentliche Förderung einbeziehen. 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/CSU] : 
Hört! Hört!) 

Dies kann die CDU/CSU im Interesse der Chancen-
gleichheit zwischen privatem und öffentlichem Miet-
wohnungsbau am Markt nicht verantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die CDU/CSU vermag nicht einzusehen, warum un-
sere Bürger, wenn sie schon neben der Kostenmiete 
15 % Eigenkapital für eine Wohnbesitzwohnung 
aufbringen, nicht einen Rechtsanspruch auf Umwand-
lung dieser Wohnung in eine Eigentumswohnung 
erhalten, wenn sie ihre Verbindlichkeiten erfüllt 
haben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

SPD und FDP haben dies verhindert. Leistung und 
Gegenleistung stehen somit in einem krassen Miß-
verhältnis. Der Kleinverdiener zahlt sein erspartes 
Geld; „Herr in der eigenen Wohnung" wird er nicht. 
Die großen Baugesellschaften machen das Geschäft 
auf Kosten des kleinen Mannes. 

(Frau Verhülsdonk [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Dies ist ein Stück Gesellschaftspolitik, zweifellos; 
nur, wir sind der Meinung: in 'die verkehrte Rich-
tung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — von Alten-
Nordheim [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, der Deutsche Bundes-
tag hat seit seinem Bestehen viele sozialpolitische 
Gesetze mit sozialer Grundtendenz beschlossen. Der 
Neuling Wohnbesitzbrief in der Fassung des Geset-
zes gehört nicht dazu. Was er bietet, das Dauermiet-
recht, kann jedermann am Markt bereits billiger 
haben. Das SPD/FDP-Wohnbesitzbriefmodell steuert 
den Markt und verbindet damit das gesellschafts-
politische Ziel: öffentliche Mittel für Mietwohnungs-
bau vorrangig in öffentliche Hand. Die Zahl der 
privaten Vermieter soll sich verringern. Dies ist 
nicht unser Ziel. Um eine ehrliche und wirkliche 
Vermögensbildung durch Wohnbesitz für unsere 
Bürger, also nicht für die Baugesellschaften, zu er-
reichen, fordert die CDU/CSU weiterhin die Ver-
wirklichung ihrer im Bundestag und im Vermitt-
lungsausschuß abgelehnten Anträge. 

Erstens. Der Wohnbesitzbrief muß durch Abbau 
der Förderungspräferenzen die Chancengleichheit 
zwischen privatem und öffentlichem Mietwohnungs-
bau wahren. 

Zweitens. Der Wohnbesitzbrief muß durch Ge-
währung eines Rechtsanspruchs auf Umwandlung 
einer Wohnbesitzwohnung in eine echte Eigentums-
wohnung das Prinzip der Ausgewogenheit von Lei-
stung und Gegenleistung einhalten. 

Die SPD/FDP-Mehrheit im Vermittlungsausschuß 
hat die Chance vertan, eine ehrliche und wirkliche 
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Vermögensbildung zugunsten unserer sozial schwa-
chen Bürger herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Durch Wohnbesitzbrief zu Volleigentum, diesen 
Weg lehnen Sie ab. Zur Einräumung einer bloßen 
Mieterposition aber ist der Wohnbesitzbrief zu 
teuer. 

Wir treten weiterhin dafür ein: Privates Eigen-
tum für alle! Nicht jedem eine, sondern jedem seine 
eigene Wohnung! Und das ist mehr als eine Politik 
der bloßen „Sicherung des Wohnens". 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Jahn, ich habe einen Hinweis: Hier werden 
Erklärungen zu dem Antrag des Vermittlungsaus-
schusses abgegeben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Präsident, 
ich bin sofort am Ende. 

Wir wollen mehr als die Politik der „Sicherung 
des Wohnens". Wir lehnen mit guten Gründen den 
Vorschlag des Vermittlungsausschusses ab. Wir sa-
gen ja zur Vermögensbildung beim einzelnen Bür-
ger, nicht bei den Baugesellschaften. Deshalb unser 
Nein zum Vorschlag des Vermittlungsausschusses. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Wurbs. 

Wurbs (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Namens meiner Fraktion 
gebe ich folgende Erklärung ab. Die Fraktion der 
Freien Demokraten stimmt dem Begehren des Ver-
mittlungsausschusses zu. 

Es ist festzustellen, daß es bei dieser Gesetzes-
vorlage um die Förderung von Wohnungseigentum 
und Wohnbesitz geht. Hier wird von der CDU der 
Versuch unternommen, nur den Wohnbesitz in das 
öffentliche Interesse zu bringen. Ich darf darauf 
aufmerksam machen, daß ausdrücklich und über-
wiegend, d. h. mit mindestens 51 %, das Einzeleigen

-

turn  gefördert wird. Es handelt sich deshalb um ein 
Gesetz, das außerordentlich eigentumsfreundlich ist 
und gerade den schwachen Bevölkerungsschichten 
zugute kommt. Es trifft also nicht zu, wie Sie, Herr 
Kollege Dr. Jahn, sagten, daß hier eine Präferenz 
für den Wohnbesitzbrief besteht; vielmehr stehen 
beide Modelle gleichwertig nebeneinander. Ich 
hoffe, daß nunmehr auf Grund der Entscheidung des 
Vermittlungsausschusses die breiten Schichten der 
Bevölkerung in die Lage versetzt werden, Eigentum 
zu bilden. Wir hoffen, daß auch der Bundesrat seine 
Zustimmung geben wird. Ich darf den Bundestag 
bitten, dieser Gesetzesvorlage zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Berichte und die Erklärun-
gen zu den Punkten 3, 4 und 5 unserer heutigen Ta

-

gesordnung sind damit abgegeben. Wir kommen zur 
Abstimmung. 

Wer dem Antrag des Vermittlungsausschusses auf 
der Drucksache 7/3777 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — 2 Stimmenthaltungen. Damit ist 
der Antrag des Ausschusses — gegen die Stimmen 
der Fraktion der CDU/CSU — angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag zu 
Punkt 4 auf der Drucksache 7/3778, Strafrechtsre-
form-Ergänzungsgesetz. Wer dem Antrag des Ver-
mittlungsausschusses zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Auch dieser Antrag ist — gegen 
die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU — ange-
nommen. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag des 
Vermittlungsausschusses zu dem Gesetz zur Förde-
rung von Wohnungseigentum und Wohnbesitz im 
sozialen Wohnungsbau auf der Drucksache 7/3779. 
Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Zeichen. — Gegenprobe! — Stimment-
haltungen? — Bei 1 Stimmenthaltung ist auch dieser 
Antrag — gegen die Stimmen der Fraktion der CDU/-
CSU — gebilligt. 

Damit sind die Abstimmungen über Anträge des 
Vermittlungsausschusses abgeschlossen. 

Wir fahren in der Aussprache zu Punkt 2 der 
Tagesordnung — Berufsbildung — fort. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Wüster. 

Wüster (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Verlauf der bildungspolitischen Debatte 
vom Vormittag hat wieder einmal bewiesen: 
Deutschland braucht Bayern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Nicht nur beim Fußball!) 

Es bedurfte augenscheinlich des bayerischen Kul-
tusministers, um das Defizit in der Berufsbildungs-
politik der CDU/CSU-Fraktion zu kompensieren. 
Auch der bayerische CSU-Abgeordnete Schedl 
brachte nicht viel mehr, als das dünne Papier Ihres 
Antrags hergab. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
offenbar haben Sie nunmehr erkannt, daß ein totales 
Nein zu allen konkreten Vorhaben der Berufsbil-
dungsreform draußen im Lande von niemandem 
mehr verstanden wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
der CDU/CSU: Ist auch nie gefordert wor-

den!) 

Die erste Lesung dieses Gesetzentwurfs wurde 
von Ihnen um eine volle Woche mit der Ankündi-
gung verschoben, man wolle eine Alternative vor-
legen. Nun, was haben Sie vorgelegt? Damit hat 
die CDU/CSU erneut den Eindruck erweckt, als hätte 
sie tatsächlich ein Konzept, auf das sie sich, wenn 
schon nicht mit den anderen Parteien, so doch unter-
einander einigen könnte. 

(Unruhe) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte doch um 
Verständnis, daß der Redner im Hause nur ver-
ständlich ist, wenn die — sicher notwendigen — 
Gespräche außerhalb des Plenums geführt werden. 

Wüster (SPD) : „Gemessen an diesem Ankündi-
gungseffekt ist das Ergebnis mehr als enttäuschend", 
schreibt die „Süddeutsche Zeitung". Ich meine: Es 
ist auch ein Armutszeugnis, was Sie auf wenigen 
Seiten vorgelegt haben. 

(Zuruf des Abg. Pfeifer [CDU/CSU]) 

Wer sich nach jahrelanger Diskussion und vielen 
eigenen Ankündigungen nicht zu klaren Aussagen 
bekennt, der zeigt, daß er entweder immer noch 
etwas zu verbergen hat, so meine ich, oder daß ihm 
der Mut zur klaren Politik einfach fehlt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer die verschiedenen Versuche der CDU/CSU, 
ihre Kongresse und Beschlüsse verfolgte, konnte 
deshalb auch nicht überrascht sein. Einerseits ver-
sucht die Opposition, durch unverbindliche und fort-
schrittlich klingende Formulierungen den Eindruck 
einer Reformbereitschaft zu erwecken, andererseits 
bezieht sie Positionen, die einfach nicht haltbar sind, 
offenbar deshalb, um damit frühzeitig auch ein Alibi 
für eine Ablehnung aller anderen Positionen zu 
schaffen. 

Zu diesem Instrumentarium gehört auch, weiterhin 
Verdächtigungen auszusprechen und Behauptungen 
aufzustellen, welche der Koalition einfach unter-
stellen, sie meine gar nicht das, was sie im Gesetz-
entwurf schwarz auf weiß vorlegte. 

Wer sich so verhält, meine Dame n.  und Herren, 
der versucht doch, mit gewaltigem Wortgeklingel 
die Zerstrittenheit zwischen Wirtschaftsflügel und 
Sozialausschüssen zu kaschieren und die offensicht-
lich immer noch unüberbrückbaren Gegensätze zwi-
schen CDU und CSU zu vertuschen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist doch ein alter Hut!) 

Wenn dabei einerseits fast übereinstimmende 
Meinungen zwischen Regierung und Opposition in 
der Offentlichkeit als Gegensätze aufgebaut und 
andererseits eigene Meinungsverschiedenheiten ver-
niedlicht werden, steckt dahinter der Versuch, die 
Offentlichkeit für dumm zu verkaufen. 

Wenn Sie sich, meine Damen und Herren von der 
Opposition, in Ihrem Antrag nunmehr den Vor-
schlägen der Koalition nähern, ist damit ein erfreu-
licher Schritt von der pauschalen Verdammung zu 
einer differenzierteren Haltung vollzogen. Die Ernst-
haftigkeit Ihrer Vorschläge müssen Sie allerdings 
noch in den Ausschußberatungen unter Beweis stel-
len, und Sie müssen von den vagen Formulierungen 
zu konkreten Beschlüssen kommen. 

Ich erkenne gern an, daß Sie sich mit Ihrem An-
trag von der zwiespältigen Haltung der CDU/CSU

-

regierten Länder im Bundesrat absetzen, die nur mit 
pauschalen und hergeholten Argumenten den Re-
gierungsentwurf konterten und deren Vertreter in 

den beteiligten Ausschüssen sogar jede konstruk-
tive Mitarbeit ablehnten. Auch der Auftritt von 
Herrn Maier heute morgen konnte mich nicht über-
zeugen und konnte darüber nicht hinwegtäuschen. 

Ich werfe niemandem vor, eine andere Meinung 
zu haben. Er bleibt aber als Politiker unglaubwür-
dig, wenn er kein praktikables Alternativkonzept 
vorlegen kann. Daß Ihr in Eile zusammengebastel-
ter Alternativantrag diesen Kriterien nicht genügt, 
hat sogar Ihre eigene Jugendorganisation, die Junge 
Union, erkannt; denn nach einer Abwimmelung des 
Antrags wird festgestellt, er gefährde durch den 
Verzicht auf eine Finanzierungsregelung die Glaub-
würdigkeit der Union. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Warum lesen Sie denn 
nicht die ganze Stellungnahme der Jungen 

Union vor?) 

Das ist, meine ich, starker Tobak. 

Es genügt eben nicht, Herr Pfeifer, ein Kompen-
dium unverbindlicher, konkret kaum nachprüfbarer 
Erklärungen mit Sentenzen des Regierungsentwurfs 
zu vermengen und alles unter dem Motto zu verkau-
fen „weitere Reform der beruflichen Bildung". Es 
liegt an dieser Unverbindlichkeit und Ungenauig-
keit, daß Ihre bisherigen Vorschläge von den be-
teiligten Gruppen auch kaum ernsthaft diskutiert 
wurden. Erst als Sie, wenn auch in einem bescheide-
nen Ausmaß, den Versuch machten, konkret zu wer-
den, wurden Sie dabei auch ernst genommen. Das 
Ergebnis kennen wir alle: scharfe Ablehnung der 
Wirtschaftsverbände und der Gewerkschaften. Die 
können Sie sich, so meine ich, hinter den Spiegel 
stecken. 

Ich hoffe sehr, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daß Sie daraus zweierlei lernen werden. 
Erstens. Es gibt in der Berufsbildung weder heute 
noch morgen eine Lösung, der alle Beteiligten glei-
chermaßen zustimmen. Eine solche Situation hat es 
auch noch nie gegeben. Zweitens. Die Anpassung 
an eine bestimmte Gruppe ohne ein eigenes bil-
dungspolitisches Konzept zahlt sich politisch nicht 
aus. Ich hoffe aber auch, daß Sie nach diesem Er-
lebnis nicht erneut den Mut verlieren und daß 
Ihre Bildungspolitiker nicht zurückgepfiffen werden. 

Ich versuche, Ihren Antrag kritisch zu würdigen. 
In Teil B, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, fordern Sie das duale System der Berufsbil-
dung in Betrieb und Schule, ein System mit der Er-
gänzung der Ausbildung in überbetrieblichen Aus-
bildungsstätten. Genau das gleiche finden Sie auch 
im Gesetzentwurf der Bundesregierung. Der Herr 
Bundeskanzler hat es heute morgen auch betont. In. 

 der Regierungserklärung vom 17. Mai 1974 heißt es: 
Dieses Berufsbildungssystem muß beibehalten wer-
den. Warum also, so frage ich, verdächtigen Sie die 
Bundesregierung immer wieder, sie wolle die Be-
rufsbildung verstaatlichen und verschulen? Es wäre 
gut, Sie würden einmal die Beschlüsse und Begrün-
dungen der Bundesratsmehrheit lesen, um festzu-
stellen, wer wirklich die Schule zum Maßstab der 
Berufsbildung machen will und wer in seinem eige-
nen Zuständigkeitsbereich die Verschulung am mei-
sten vorangetrieben hat. 
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Auch Ihre Behauptung, die überbetrieblichen Aus-

bildungsstätten würden zu einem dritten selbständi-
gen Lernort, sind im Hinblick auf den Gesetzentwurf 
völlig aus der Luft gegriffen. In der Begründung zum 
Regierungsentwurf wird ihr Zweck klar und unmiß-
verständlich formuliert — ich zitiere —: 

Die Hauptaufgabe überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten ist die  Er  g ä n z u n g der betrieb-
lichen Berufsausbildung. Sie bieten in der Regel 
jene Ausbildungsabschnitte an, die im Betrieb 
aus verschiedenen Gründen . .. nicht hinrei-
chend vermittelt werden können .. . 

Wie unhaltbar Ihre Behauptung ist, zeigt sich auch 
daran, daß die Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung wenige Tage zuvor vereinbart hat, 
zusätzlich zu den bestehenden 23 000 überbetrieb-
lichen Ausbildungsplätzen 27 000 neue zu fördern. 
Hier wird genau das begrüßt, was Sie polemisch im-
mer wieder verzerren. 

Die in den Abschnitten B 2 und B 6 Ihres Antrags 
enthaltenen Forderungen zur Öffnung von Auf-
stiegs- und Lebenschancen durch berufliche Bildung 
sind blasse Umschreibungen der im Regierungsent-
wurf konkret gefaßten Ziele und Aufgaben der be-
ruflichen Bildung, der inhaltlichen Gestaltung der 
Abschlüsse und der Finanzierung. Jedenfalls ist in 
diesem Bereich kein ernsthafter Gegensatz erkenn-
bar. Ich bin gerne bereit, Ihnen dies durch eine 
Gegenüberstellung Punkt für Punkt zu belegen. 

Noch vor wenigen Wochen bezeichnete Ihr bil-
dungspolitischer Sprecher die differenzierten Rege-
lungen des Gesetzentwurfs — und heute morgen 
haben wir es wieder gehört — als „Zersplitterung" 
und sogar „Atomisierung". Nun fordern Sie in Ihrem 
Antrag, das Prinzip der Stufenausbildung müsse er-
halten bleiben; Inhalt, Dauer und Zielsetzung müß-
ten sich an den tatsächlichen Möglichkeiten orien-
tieren; Schule und Ausbildungsgänge sollten den 
verschiedenen Lernfähigkeiten und Interessen der 
einzelnen Rechnung tragen. Aber haargenau das er-
fordert eine differenzierte Regelung. 

Der Regierungsentwurf ermöglicht das Prinzip der 
Stufenausbildung, und er sieht eine Grund- und 
Fachausbildung vor. Er schreibt allerdings das Be-
rufsgrundbildungsjahr in seiner jetzigen Form nicht 
fest, sondern läßt Raum für die notwendige Entwick-
lung, die ja möglich sein muß. Sie müssen sich aber 
entscheiden, ob Sie eine gesetzliche Regelung wol-
len, die der Vielfalt beruflicher Bildung, der Not-
wendigkeit ständiger Entwicklungen und unter-
schiedlicher Bedürfnisse der Lernenden entspricht, 
oder ob Sie weiterhin polemisch jede Abweichung 
vom Einheitstopf als Verunsicherung und als Zer-
splitterung bezeichnen wollen. 

Auch die im Kapitel C II geforderten Sonderfor-
men für leistungsschwache und behinderte Jugend-
liche können mit den Regelungen des Gesetzentwur-
fes weitaus besser als bisher erreicht werden. Der 
Gesetzentwurf sieht für Personengruppen, die wegen 
ihrer Vorbildung und ihrer vorangegangenen beruf-
lichen Tätigkeit oder körperlicher, geistiger und 
seelischer Behinderung besonderer Ausbildungs-
maßnahmen bedürfen, diese auch ausdrücklich vor. 

Ziel des Entwurfs ist es also, auch durch die beruf-
liche Bildung den einzelnen Behinderten auf Dauer 
in Beruf und Gesellschaft einzugliedern. Allerdings 
können nicht alle Forderungen im Gesetz geregelt 
werden. Viele dieser Aufgaben gehören nicht in 
dieses Gesetz, sondern in den Bereich der Länder-
zuständigkeit, der Bundesanstalt für Arbeit oder der 
Sozialversicherungsträger. Alles, was in einem Be-
rufsbildungsgesetz zu regeln möglich ist, sieht der 
Gesetzentwurf vor. 

Die berufliche Weiterbildung nimmt darin einen 
breiten Raum ein. Der Entwurf berücksichtigt die 
erforderlichen Anpassungsfähigkeiten des Weiter-
bildungssystems genauso wie die Eigenverantwort-
lichkeit der Träger von Bildungsmaßnahmen. Ein 
solches offenes und anpassungsfähiges System er-
möglicht den Erlaß staatlich anerkannter Weiterbil-
dungsordnungen, und er läßt den Trägern der Wei-
terbildung alle Initiativen zur Entwicklung sowie 
zum Auf- und Ausbau offen. 

Die von Ihnen geforderte Trennung in Anpas-
sungs- und Aufstiegs-Fortbildung — welch merk-
würdige Begriffe! — wäre für ein flexibles Weiter-
bildungssystem nicht akzeptabel. Die Fortbildung 
mag sich zwar für den, der sie finanziell fördert, so 
darstellen; für eine inhaltliche Regelung sind diese 
Begriffe aber völlig ungeeignet. 

Meine Zwischenbilanz zeigt, meine Damen und 
Herren: Sie müßten dem Regierungsentwurf eigent-
lich sofort zustimmen. Er folgt in vielem den Aus-
sagen Ihrer Anträge vom März des vergangenen 
Jahres und vom 10. Juni 1975. Die unionsregierten 
Länder scheinen dies in blindem Eifer übersehen zu 
haben. Wie Sie solche Widersprüche der staunenden 
Offentlichkeit verkaufen und klarmachen wollen, 
bleibt Ihr Geheimnis. 

Eines der zentralen Themen aber, die Abstimmung 
von Ausbildungsinhalten für Betrieb und Schule, ist 
so alt wie das duale System selbst. Das sogenannte 
gemeinsame Ergebnisprotokoll aus dem Jahre 1972, 
in dem Bund und Länder die Modalitäten für die 
Abstimmung von betrieblichen Ausbildungsordnun-
gen mit schulischen Rahmenlehrplänen festlegten, 
war zwar ein erster Schritt. Die bisherige Praxis 
zeigte jedoch: Dieses Verfahren ist zu schwerfällig 
und auch zu zeitraubend. Darum ist ein klar defi-
niertes und praktikables Verfahren zur Abstimmung 
und Anwendung unverzichtbar. 

Die organisatorischen Regelungen des Gesetzent-
wurfs müssen die vielfältigen, umfangreichen Korn-
petenzen sinnvoll koordinieren. Das angestrebte 
Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern 
soll unter Wahrung der vollen verfassungsmäßigen 
Zuständigkeit das Abstimmungsverfahren vervoll-
kommnen. Alle Forschungs-, Entwicklungs- und Ver-
waltungsaufgaben, die nicht von den Ministerien 
und von Verbänden unmittelbar selbst wahrgenom-
men werden können, sollen in einem Bundesinstitut 
für Berufsbildung konzentriert werden. Der beste-
hende Bundesausschuß für Berufsbildung und das 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung werden 
darin eingegliedert. 

Wer nun behauptet, ein solches Institut würde 
ein perfektionistischer, bürokratischer Super-Was- 
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serkopf mit tausenden von Planstellen sein, mag 
sparschöpferische Begabung unter Beweis stellen; 
den Boden der Realität und der Glaubwürdigkeit hat 
er damit ganz bestimmt verlassen. 

(Zustimmung bei SPD und FDP) 

Es ist schlechterdings undenkbar, meine Damen und 
Herren, daß ein führender Bildungspolitiker der 
Union nicht weiß, daß das neue Institut insgesamt 
nicht einmal ein halbes Tausend Beschäftigte haben 
wird. 

Ihr Vorschlag, eine sogenannte Zentralstelle für 
berufliche Bildung einzurichten, versucht erfreu-
licherweise, den Anschluß an die Realität zu er-
reichen. Sie erkennen erstmalig an, daß eine ge-
meinsame zentrale Stelle auf Bundesebene notwen-
dig ist. Zwar verlassen Sie damit die unhaltbare 
Position der CDU/CSU-Länder im Bundesrat, an 
Klarheit ist jedoch nicht das geringste gewonnen. 
Fragen über Fragen türmen sich auf: 

Erstens. Welche Rolle soll das bisherige Bundes-
institut für Berufsbildung in Berlin spielen? Wollen 
Sie es auflösen? Soll es separat weiter existieren? 
Soll es ein Bund-Länder-Institut werden? 

Zweitens. Welche Aufgaben und Rechte haben 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen? Wol-
len Sie diese auf bloße Beratungen zurückdrängen? 

Drittens. Wer soll die Rechtsverordnungen vor-
bereiten? 

Viertens. Wie wollen Sie Forschung und Entwick-
lung der beruflichen Bildung in die Praxis und in die 
Bildungsverwaltung einbeziehen? 

Sie teilen die bildungspolitische Welt offenbar in 
Besitzende und Habenichtse, in die vertragsschlie-
ßenden Partner Bund und Länder, die etwas zu sagen 
haben, und die Außenseiter, Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer, die nur mitwirken dürfen. Das gilt dann 
— „edelmütig" — als Novum auch noch für die 
Lehrer. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Können Sie lesen! 
Dann lesen Sie bitte, daß hier steht: gleich

-
berechtigte Mitwirkung! Dann behaupten 

Sie nicht so einen Unsinn!) 

— Im Rahmen der Beratungsrechte, lieber Herr Göl-
ter; das nützt aber sehr wenig! 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Nein, bei allem, in 
der Zentralstelle!) 

Mit diesem Vorschlag muten Sie auch dem Bund zu, 
auf eine Vielzahl von Instrumenten und Kompeten-
zen, die im geltenden Recht bereits verankert sind, 
zu verzichten und sogar seine eigenen Beratungs-
gremien zugunsten einer Vereinbarung mit den Län-
dern aufzugeben. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Hier irrt Wüster! — 
Pfeifer  [CDU/CSU] : Bauen Sie hier doch kei

-

nen Türken auf!) 

Das ist sicherlich kein Beitrag zur geforderten Bun-
deseinheitlichkeit, Herr Pfeifer. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Sie bauen hier doch 
einen Türken auf!) 

— Lesen Sie einmal das, was Sie in Ihrem Antrag 
geschrieben haben! — Das ist sicherlich — ich muß 
es noch einmal sagen — kein Beitrag zur geforder-
ten Bundeseinheitlichkeit. 

Der von Ihnen vorgesehene Landesausschuß — 

man  höre! — läßt das Land völlig unbeteiligt. Dies 
ist der einzige Ausschuß, der die jeweils zuständige 
Institution — ob Bund, ob Land oder Kammer — auf 
ihrer Ebene nicht beteiligt. Statt dessen sollen Ver-
treter der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der 
Lehrer zu gleichen Teilen — Herr Gölter, das sagen 
Sie, aber hören Sie, jetzt kommt es nämlich — „be-
raten", „votieren" und „im Benehmen mit dem Kul-
tusminister" dann Rahmenlehrpläne erlassen; das 
räumen Sie ihnen ein. Auf dieser Ebene aber kommt 
es auf die volle Berücksichtigung der Landespolitik 
an. Die nehmen wir hier wahr, die sichern wir. Sie 
werden das mit Ihrem Modell kaum erreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Gölter? 

Wüster (SPD) : Bitte sehr! 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Herr Kollege Wüster, hal-
ten Sie es für sinnvoll, daß in einem Landesausschuß, 
der auch nach dem Regierungsentwurf im wesent-
lichen die Funktion der Beratung der Landesregie-
rung hat, Beamte der Landesregierung die eigene 
Landesregierung beraten? 

Wüster (SPD) : Mein lieber Herr Gölter, hier zeigt 
es sich, ob ich diesen Gremien lediglich ein Mitwir-
kungsrecht einräume oder ob ich ihnen echte Mitbe-
stimmung ermögliche; das ist bei Ihnen nicht der 
Fall. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Gölter? 

Wüster (SPD) : Bitte sehr! 

Dr. Gölter (CDU/CSU) : Ich darf die Frage noch 
einmal präzisieren: Halten Sie es für sinnvoll, daß 
der Kultus- und der Wirtschaftsminister im Landes-
ausschuß eigenen, ihnen im eigenen Ministerium 
unterstellten Beamten gegenübersitzen, die dann 
ihren eigenen Chef beraten? Glauben Sie, daß so 
unabhängige Beratung möglich ist? 

Wüster (SPD) : Lieber Herr Gölter, ich bin der 
Meinung, daß es richtiger und besser ist, daß alle 
diese Gremien in einem Ausschuß vertreten sind, um 
sich untereinander zu konsultieren, als daß Beschlüs-
se gefaßt werden, die man nachher annullieren muß; 
das ist eine schlechte Sache. 

Natürlich ist die Mitbestimmung der Lehrer und 
Ausbilder ein sehr wichtiges Problem. Deshalb hat 
der Gesetzentwurf beide Gruppen auch viel stärker 
als jemals zuvor an der Mitarbeit auf allen Ebenen 
beteiligt. Man kann aber eine Gleichberechtigung 
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der Lehrer nicht dadurch erreichen, daß die Rechte 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer geschmälert wer-
den; das wollen wir nicht. 

(Dr. Klein [Stolberg] [CDU/CSU] : Sie sind 
immer für die Starken, das kennen wir!) 

Die in Ihrem Antrag vorgesehene Regelung, wonach 
die Hälfte der Vertreter der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer über die Ausbildereignung verfügen müssen, 
greift voll in die autonomen Rechte dieser Gruppen 
ein. Man kann hier wohl nur sagen, daß dies einem 
Antifunktionärskomplex entsprungen sein muß. Wo 
in unserer Demokratie gibt es das denn, meine Da-
men und Herren: den Verbänden zwar Vertretungen 
einzuräumen, ihnen aber gleichzeitig vorzuschreiben, 
wen sie zu benennen haben! 

Bei Ihnen, meine Damen und Herren von der Op-
position, scheienen auch Planung und Statistik im-
mer noch suspekt zu sein. Deshalb habe ich folge-
richtig auch nichts davon in Ihrem Antrag vorge-
funden. Wie wollen Sie aber allen Ernstes ein hö-
heres Maß an Vorausschau erreichen, wie wollen 
Sie ohne gesicherte Datengrundlage verantwortlich 
handeln? Die Zeit, in der die Betroffenen im Nebel 
herumirrten und die Aufstiegsmöglichkeiten zum 
Lotteriespiel wurden, muß für uns endgültig vorbei 
sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Das neue Berufsbildungsgesetz, meine Damen und 
Herren, über das wir heute debattieren, ist das 
Kernstück der Berufsbildungsreform, aber es ist 
noch nicht alles. Die Bundesregierung hat eine Kor-
rektur der Bildungspolitik erwirkt; der Stufenplan 
für die berufliche Bildung ist ein Beweis dafür. Be-
rücksichtigen Sie aber bitte, daß nicht der Bund, 
sondern die Länder für die Berufsschulen verant-
wortlich sind, wie auch bekannt ist, daß auf diesem 
Feld noch außerordentlich große Mängel liegen. 
Wenn Sie nun, meine Damen und Herren, diese 
Mängel mit der Steuerverteilung, die Sie ja in 
Ihrem Antrag erwähnt haben, in Verbindung brin-
gen, so zeigt das nur, wer Ihnen dabei die Feder 
geführt hat. Die Mängel in der Berufsschule sind 
aber keinesfalls eine Folge der Steuerverteilung, 
sonst müßte es ja gleiche Mängel auch in den Gym-
nasien geben. Sie sind eindeutig die Folge einer 
falschen Prioritätensetzung. 

Über Ihren Finanzierungsvorschlag haben bereits 
meine Kollegen gesprochen. Nur soviel möchte ich 
anmerken: Wer nach so langer Zeit nicht in der 
Lage ist, wenigstens e i n Modell vorzuschlagen, 
und sich deshalb in Prüfvermerke zurückziehen muß, 
zeigt, daß die Differenzen im eigenen Lager groß 
sind, zeigt, daß man nicht ernsthaft an eine Lösung 
herangeht, daß man keine ernst zu nehmende politi-
sche Kraft ist. „Das ist nicht nur ein Armutszeugnis, 
sondern auch für die Öffentlichkeit ein Ärgernis, die 
gerade in einem so komplizierten Sachbereich eine 
Alternative der Opposition gesehen hätte," schrieb 
die „Süddeutsche Zeitung". 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Gölter 
[CDU/CSU] : Er ist blau vor Ärger!) 

Eine Prüfung Ihres Antrags, meine Damen und 
Herren, ergibt zwar viele Gemeinsamkeiten, zu 

denen ich auch Ja sagen könnte; in entscheidenden 
Punkten aber läßt er eine Menge zu wünschen übrig. 
Ich kann Ihnen daher nur empfehlen: Befreien Sie 
sich endlich von Ihrer Klientel! Beherzigen Sie ein 
Wort Lincolns: „Man kann das ganze Volk eine 
Zeitlang zum Narren halten und einen Teil des Vol-
kes die ganze Zeit, aber nicht das ganze Volk die 
ganze Zeit." 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU — Dr. Jenninger [CDU/ 

CSU] : Oh heiliger St. Florian!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Parlamentarische Staatssekretär 
Grüner. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt die 
Lobby!) 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Mein Vorredner hat seine 
Bemerkungen eingeleitet mit dem Satz: „Deutsch-
land braucht Bayern." Ich würde im Blick auf Herrn 
Kultusminister Maier das doch etwas bescheidener 
formulieren und sagen: Deutschland braucht Schlau-
meier. 

(Heiterkeit — Ironischer Beifall bei der 
CDU/CSU — Dr. Gölter [CDU/CSU] : Schlaue 

Bayern!) 

und zwar einfach deshalb, meine Damen und Her-
ren, weil hier ohne jeden Zweifel ein rhetorisches 
Feuerwerk abgefeuert worden ist, 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Das muß man auch 
können!) 

aber doch in wesentlichen Sachfragen die eigent-
liche Problematik verdeckt worden ist nach der 
alten Devise: Immer alles auf die Bundesregierung 
schieben und in der Offentlichkeit nicht erkennen 
lassen, wie sehr hier die Verantwortung zwischen 
Bund und Land geteilt ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nehmen Sie das Beispiel der Anrechnungsverord-
nung, die Frage des Kultusministers an die Adresse 
des Wirtschaftsministers, wie es mit den Berufsfel-
dern stehe. Jeder, der sich mit den Dingen beschäf-
tigt, weiß, wie heftig umstritten die Berufsfeldfrage 
ihrer Zahl nach im Blick auf die Anrechnungsver-
ordnung unter den Ländern ist, und wir können vom 
Bund her nichts tun ohne die Kooperation mit den 
Ländern in dieser Frage. Oder die Kritik, daß wir 
die Anrechnungsverordnung für einige Berufsfelder 
auszusetzen beabsichtigen oder jedenfalls da die 
Anrechnung auf ein halbes Jahr reduzieren — das 
ist eine Forderung, die etwa Herr Dr. Gölter ganz 
generell in seiner entsprechenden Schrift erhoben 
hat —, wo die Voraussetzungen nicht gegeben sind. 
Herr Professor Maier scheint hier anderer Auffas-
sung zu sein. Ich finde, wir müssen diese Debatte 
hier so führen, daß auch für die Öffentlichkeit sicht-
bar wird, wie sehr wir im Grunde genommen in die-
sen Fragen aufeinander angewiesen sind. 
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Oder nehmen Sie die überhöhten Ausbildungsan-

forderungen, die uns hier vorgehalten worden sind, 
auch von Herrn Professor Maier, auch von Ihnen, 
Herr Dr. Gölter, und von beiden Seiten mit dem 
Unterton: Das habt ihr doch falsch gemacht. Das ist 
ja auch der Vorwurf gewesen, den die Wirtschaft 
lautstark — auch in dem Brief an den Bundeskanzler 
— erhoben hat. Meine Damen und Herren, das ist 
einfach unehrlich, denn diese Ausbildungsordnun-
gen sind in entscheidender Weise mit von den Fach-
verbänden der Wirtschaft und von den Gewerk-
schaften gemacht worden; sie sind nicht etwa gegen 
den Willen dieser Verbände, sondern mit deren aus-
drücklicher Zustimmung gemacht worden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Gölter [CDU/CSU]: Ich habe meine Kritik ja 

auch gegen beide Seiten gerichtet!) 

Ich finde, daß das berechtigt war, und ich kritisiere 
am Verhalten der Wirtschaft insbesondere, daß sie 
— ich glaube, Frau Schuchardt hat darauf mit Recht 
hingewiesen — in ihrer Polemik in der Offentlich-
keit mit ungeheuerer Intensität den Eindruck er-
weckt hat, als habe sie mit diesen Ausbildungsord-
nungen überhaupt nichts zu tun gehabt, als sei das 
da oben in Bonn einseitig gemacht und aufoktroyiert 
worden. 

Meine Damen und Herren, das ist ein Fortstehlen 
aus einer gemeinsamen Verantwortung. Manches 
von der viel besprochenen Verunsicherung in der 
Wirtschaft wäre nicht entstanden, wenn die Verant-
wortlichen in der Wirtschaft bereit gewesen wären, 
sich wenigstens in diesem Bereich zu ihrer Mitver-
antwortung zu bekennen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Schedl hat von geheimnisvollen 
Aktivitäten von Mitgliedern der Regierung gespro-
chen, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

von Briefen, die geschrieben worden sind. Daran ist 
gar nichts Geheimnisvolles, Herr Kollege Schedl. 
Der Bundeswirtschaftsminister hat nicht nur an den 
Fraktionsvorsitzenden Ihrer Fraktion, sondern auch 
an die führenden Männer der Wirtschaft für diese 
Debatte die Frage gerichtet, wie sie zu den neuen 
Vorschlägen der Fraktion der CDU/CSU stehen. 
Nichts anderes wird in diesen Briefen gefragt, 
übrigens fast inhaltlich gleich auch in einem Brief 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Kennt ihr den 
denn?) 

in Fortsetzung einer Korrespondenz, die Minister 
Friderichs mit Herrn Carstens geführt hat. — Wenn 
die Adressaten einverstanden sind, bin ich sehr 
gern bereit, Ihnen diesen Brief zur Verfügung zu 
stellen. Ich erbitte dann aber als kleine Gegenleistung 
auch die Antwort, die Sie bekommen werden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Haben Sie Argu
-mentationshilfe gekriegt?) 

— Eine Antwort ist uns bis heute nicht zugegangen. 
Wir können im Augenblick lediglich die Pressever

-

lautbarung des Kuratoriums der Wirtschaft zu 

diesem Thema zitieren. Sonst steht eine Antwort 
auf diese Frage noch aus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Konzertierte Ak

-

tion!) 

— Keinerlei konzertierte Aktion, aber es ist doch 
selbstverständlich, daß nach den erbitterten und 
außerordentlich harten Angriffen der Wirtschaft ge-
gen dieses Konzept der Bundesregierung die Frage 
erlaubt sein darf, wie nun die Teilkonzepte der Op-
position, die sich diese Kritik pauschal zu eigen 
gemacht hat, aus der Sicht der Wirtschaft betrachtet 
werden und ob etwa bei Ihren doch sehr freund-
schaftlichen und engen Beziehungen gerade zu die-
sen Kreisen der Wirtschaft aus der Tatsache, daß 
ein solches Konzept nun von Ihnen mit Andeutun-
gen über einen Lastenausgleich vorgelegt wird, etwa 
auch auf einen Sinneswandel bei der betroffenen 
Wirtschaft geschlossen werden kann. Das ist doch 
sicher eine berechtigte Frage, die uns interessiert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Pfeifer? 

Pfeifer (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie diesen Brief jetzt selbst in die Debatte einge-
führt haben, darf ich Sie folgendes fragen: Ist dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft der 
Briefwechsel bekannt, den es in den letzten Tagen 
zwischen dem Bundesminister für Wirtschaft und 
zumindest einem der Spitzenverbände der Wirt-
schaft gegeben hat, die heute von der Koalition 
unisono hier angegriffen worden sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Pfeifer, es wird in die-
ser Debatte von einer Unzahl von Briefen gespro-
chen. Ich habe keine Ahnung, von welchem Brief-
wechsel Sie jetzt sprechen. Sie können jedenfalls 
sicher sein, daß der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft über jede Korrespondenz, die in die-
ser Frage geführt worden ist, orientiert ist. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Von jeder?) 

— Wir haben eine sehr gute Zusammenarbeit, um 
das hier einmal nachdrücklich zu unterstreichen. Ich 
kann nur noch einmal betonen, daß keiner dieser 
Briefe, die gewechselt werden, das Licht der Öffent-
lichkeit zu scheuen hat unter der Voraussetzung, daß 
die Adressaten auch dieser Veröffentlichung zu-
stimmen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist anders als bei 
den Telefonaten!) 

Aber lassen Sie mich zum Kernpunkt dessen 
kommen, was ich gern in dieser Debatte sagen 
möchte, da ja gerade die Frage der Finanzierung 
der beruflichen Bildung mit Recht im Mittelpunkt 
der heutigen Diskussion steht und mit Recht die 
Frage aufgeworfen wird, ob dieses Finanzierungs-
konzept der Bundesregierung den entscheidenden 
Anforderungen, die wir eigentlich gemeinsam an 
ein solches Konzept zu stellen haben, gerecht wird, 
nämlich der Anforderung, geeignet zu sein, zu- 
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sätzliche Ausbildungsplätze zu schaffen. Das 
ist jedenfalls die Grundlage für die Vorlage der 
Bundesregierung gewesen. 

Angesichts der außerordentlichen ökonomischen 
Bedeutung eines solchen Finanzierungskonzeptes 
war es selbstverständlich, daß der Bundeswirt-
schaftsminister in dieser Fage und bei der Erarbei-
tung dieses Konzepts ein entscheidendes Wort mit-
zureden hatte und daß dieses gesamte Konzept, 
das wir hier vorlegen, auch voll vom Bundeswirt-
schaftsminister wegen seiner ökonomischen Sach-
gerechtigkeit getragen wird. 

Alle anderen Überlegungen, die angestellt worden 
sind — es gibt ja beachtliche Überlegungen, etwa 
Vorschläge der Edding-Kommission, aber auch die 
in Ihrem Papier angestellte Überlegung, ob ein 
genereller Lastenausgleich zwischen den Betrieben 
der richtige Weg wäre —, haben einen entscheiden-
den Nachteil: daß die Umlage der gesamten Kosten 
der betrieblichen Berufsausbildung oder eines we-
sentlichen Teils dieser Kosten in einen Schatten-
haushalt oder in einen Fonds, oder wie immer Sie 
das nennen, einmünden — übrigens auch beim 
Augsburger Modell; in dem Augenblick, wo Sie 
Kosten umverteilen, muß eben ein solcher Fonds in 
Milliardenhöhe entstehen. Das hätte die Investi-
tionsbereitschaft der Wirtschaft mit Sicherheit ge-
troffen und die Inflationsgefahr erhöht. In dem 
Maße, in dem durch eine Kollektivierung von be-
trieblichen Kosten der Berufsausbildung der Zwang 
zum sparsamen Wirtschaften fortfällt, steigt die Ge-
fahr der Mißwirtschaft, des staatlichen Dirigismus 
und der Zementierung überholter Strukturen ein-
schließlich der Fehllenkung von Arbeit und Kapital. 

Ziel unseres vorgelegten Systems ist es — im 
Gegensatz zu einem generellen Umverteilungs-
system, das sich an dem Gesichtspunkt der Gerech-
tigkeit des Lastenausgleichs orientiert —, diese 
negativen Auswirkungen zu verhindern; denn man 
muß sich klar darüber sein, daß, wenn große Teile 
der jetzigen Kosten umgelegt werden — ob im 
Augsburger Modell oder auf eine andere Weise —, 
diese Umlage dann auch dazu führen kann, Betriebe 
in diesem Bereich zu subventionieren, die in Wahr-
heit nicht mehr voll wettbewerbsfähig sind. Auf 
diese Weise kann es sogar dazu kommen, daß Ju-
gendliche in Berufen ohne Zukunft ausgebildet wer-
den und „kostenlose" Lehrlinge an die Stelle von 
normalen Arbeitskräften treten. Man sollte sich 
dieses Thema sehr gründlich durch den Kopf gehen 
lassen, um einer solchen Gefahr vorzubeugen. 

Das Ziel unserer Bildungspolitik ist ja nicht etwa, 
billige Arbeitskräfte für die Wirtschaft zur Verfü-
gung zu stellen, sondern qualifizierte Kräfte als 
Nachwuchs auszubilden, und zwar dort, wo sie in 
der Zukunft auch benötigt werden. 

(Sehr gut! bei der FDP) 

Zwei von drei Erwerbstätigen haben eine be-
triebliche Ausbildung im Rahmen des dualen Sy-
stems absolviert. Fehlentwicklungen im Bereich der 
beruflichen Bildung, auch durch ein falsch angesetz-
tes Finanzierungssystem, können folglich schwer-
wiegende Auswirkungen auf die Vollbeschäftigung 

und die Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirt-
schaft haben. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ohne Zweifel!) 

Angesichts der Bedeutung dieser Problematik bin 
ich nicht bereit, die Überschrift in der „Süddeut-
schen Zeitung" zu unterstreichen, die sagt: „Armuts-
zeugnis für die CDU/CSU", weil Sie sich bisher 
nicht zu einem Konzept haben durchringen können. 
Aber ich finde, Sie sollten auch ehrlich genug sein, 
anzuerkennen, daß es außerordentlich schwierig 
war, auf diesem Neuland ein Konzept vorzulegen, 
wie das die Bundesregierung getan hat, das jeden-
falls diesen negativen Auswirkungen nicht nach-
gibt. Das scheint mir das Entscheidende zu sein. Ich 
habe gegen dieses Finanzierungskonzept auch bis-
her einen schwerwiegenden Einwand noch nicht 
gehört. 

In der Offentlichkeit ist zuwenig gesehen worden, 
daß dieser Regierungsentwurf an Stelle von Vor-
schlägen getreten ist, die, wie es das Gutachten der 
Edding-Kommission vorschlägt, eine globale Umver-
teilung vorsehen, sondern daß nach diesem Konzept 
nur im Bedarfsfall eine Förderung erfolgen soll und 
daß diese Förderung, ähnlich wie eine Investitions-
zulage, durch Prämien im wesentlichen auf zusätzlich 
zu schaffende Ausbildungsplätze beschränkt ist. 
Dieses „incentive system" hat sich in der Ökonomie 
vielfach bewährt. Es funktioniert auch unbürokra-
tisch. Es ist effizient, und — das ist auch für Ihre 
Überlegung ja ganz entscheidend — es beinhaltet 
eben gerade nicht die von Ihnen befürchtete Mani-
pulationsmöglichkeit über ein finanzielles Steue-
rungssystem. Das muß man sehr deutlich sehen. 

Nicht der Fonds ist die eigentliche Gefahr, die Sie 
im Auge haben müssen, sondern Sie müssen die 
Frage im Auge haben, ob ein solcher Fonds etwa 
dazu mißbraucht werden kann, daß nur bestimmte 
Betriebe unter ganz bestimmten Gesichtspunkten 
ausbilden werden. Das vermeidet unser System — — 

(Pfeifer  [CDU/CSU] : Eben nicht! — Dr. 
Probst [CDU/CSU] : Das ist eine Selbsttäu

-

schung!) 

— Darüber werden wir dann in den Ausschüssen 
sehr eingehend zu diskutieren haben. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Also doch!) 

— Ja, selbstverständlich, weil hier ein ganz klares 
Konzept vorliegt, mit dem. eine klare Anspruchs-
berechtigung, die das Verhalten der Wirtschaft nicht 
von außen bestimmt, verbunden ist: also kein La-
stenausgleich zwischen den Betrieben. Hier stimme 
ich voll mit dem überein, was Herr Professor Maier 
hier ausgeführt hat. 

Es besteht — und das hat ja auch das Edding-
Gutachten zum Ergebnis gehabt — kein Zusammen-
hang zwischen den Kosten der Ausbildung und der 
Qualität der Ausbildung. Das ist ein wesentliches 
Ergebnis des Edding-Gutachtens. Ein solcher Zu-
sammenhang konnte dort nicht festgestellt werden. 
Wir appellieren eindringlich an die Wirtschaft — 
vor allem an die Betriebe, die eine entsprechende 
Neigung haben, weil sie sich davon finanziell etwas 
versprechen, gerade weil sie stark ausbildungsinten- 
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siv sind —, sich doch nicht verführen zu lassen, von 
diesem Grundtatbestand abzugehen, der einfach öko-
nomisch vorhanden ist. Wir sollten es dabei belas-
sen, wenn wir diese berufliche Ausbildung auch in 
Zukunft im sogenannten dualen System haben wol-
len. Die Betriebe bilden nicht aus, weil sie eine ge-
sellschaftspolitische Aufgabe erfüllen, sondern sie 
bilden ganz nüchtern deshalb aus, weil sie die künf-
tigen Facharbeiter für ihren eigenen Betrieb brau-
chen. An diesen Grundlagen sollte man nicht vorbei-
gehen, und man sollte sie auch nicht verändern. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Die Finanzierungsregelung im Regierungsentwurf 
sieht dementsprechend finanzielle Hilfen nur für den 
Fall vor, daß ein bestimmtes Mindestangebot an 
Lehrstellen nicht erreicht wird. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Das ist eine Um

-

lage!) 

Ziel dieses Anreizsystems ist es, ein ständiges Über-
angebot an Lehrstellen sicherzustellen und so einen 
Numerus clausus für Lehrlinge zu vermeiden. Es ist 
ein zentrales bildungspolitisches Anliegen, daß je-
der, der eine Berufsausbildung anstrebt und dafür 
geeignet ist, auch die Möglichkeiten zu einer sol-
chen Ausbildung hat. Wir sind bewußt davon ausge-
gangen, daß es mindestens für eine Übergangszeit 
bis zum Jahre 1982, wenn die Jahrgänge wieder 
schwächer werden, aus gesellschaftspolitischen 
Gründen auch in Kauf genommen werden sollte, daß 
unter Umständen mit einem solchen System mehr 
Lehrlinge ausgebildet werden, als das dem heute an-
genommenen Bedarf der Wirtschaft tatsächlich ent-
spricht; denn wir haben ja auch die Erfahrung ge-
macht, daß eine erfolgreich abgeschlossene Berufs-
ausbildung einen Wert an sich darstellt 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Um anschließend 
umgeschult zu werden!) 

und daß selbst der, der dann in einen anderen Be-
ruf überwechseln muß, unter Berufung auf diese 
Ausbildung und die Qualifikation, die er sich mit 
einer solchen Ausbildung erworben hat, insofern 
profitiert, als er weniger anfällig etwa gegen Ar-
beitslosigkeit ist, als er es ohne eine solche Berufs-
ausbildung wäre. Das sind die entscheidenden Kri-
terien. 

Die Ausbildungsplatzprämien — ich habe darauf 
hingewiesen — sollen für die Dauer eines Jahres 
gewährt und durch eine Berufsbildungsabgabe finan-
ziert werden, die von allen öffentlichen und privaten 
Arbeitgebern erhoben wird. Die Abgabe kann nur 
dann für ein weiteres Jahr erhoben werden, wenn 
nach Ablauf eines Jahres der Mindestüberhang nicht 
erreicht worden ist und nicht zu erwarten ist, daß 
er im Laufe des nächsten Jahres erreicht wird. Es 
ist also nicht beabsichtigt, eine Ausbildungssteuer 
einzuführen. Die Wirtschaft hat es vielmehr in der 
Hand, durch die Bereitstellung eines ausreichenden 
Lehrstellenangebots die Abgabe zu vermeiden. Hier 
wird eine Hilfe zur Selbsthilfe angeboten, meine Da-
men und Herren, und wir wünschen uns, daß dieses 
System nicht in Funktion treten muß. Wenn es nicht 
in Funktion treten müßte, hätten wir wie in der Ver-
gangenheit ein so großes Angebot an Ausbildungs

-

plätzen, daß keine Notwendigkeit zu einem solchen 
Förderungssystem bestünde. 

Wir können es aber nicht hinnehmen, daß die 
Wirtschaft sich auf den Standpunkt stellt: Wir wer-
den das schon schaffen, und ihr Politiker braucht 
keine Instrumente für den Fall vorzubereiten, daß 
wir das nicht schaffen. — Das ist in Wahrheit die 
Haltung, die der Deutsche Industrie- und Handels-
tag in dieser Frage eingenommen hat, und ich meine, 
ohne daß ich damit einen Vorwurf verbinde — die 
konjunkturellen Entwicklungen haben natürlich 
auch gute Absichten der Wirtschaft insgesamt 
durchkreuzt —, die heutige Situation zeigt, daß wir 
nicht davon ausgehen können, daß es ohne ein sol-
ches Instrumentarium gelingen kann, den Numerus 
clausus — auch wenn ich nicht den Ergebnissen 
unserer Erhebungen, unserer Statistik in dieser 
Frage vorgreifen will — zu vermeiden. Wir können 
jedenfalls im Augenblick nicht davon ausgehen, 
daß es ohne ein solches Instrumentarium, ohne eine 
solche Möglichkeit zu haben, geht. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang etwas 
hinzufügen. Herr Dr. Gölter hat in der Debatte 
etwas höhnisch gesagt: Was Sie hier vorlegen, ist 
ein Hilfsinstrument für das Jahr 1979, und jetzt ha-
ben Sie gar nichts. Meine Damen und Herren, es ist 
ganz entscheidend, daß dieses Finanzierungssystem, 
das wir hier vorgelegt haben, ein System ist, das 
in jeder Form jederzeit anwendbar ist, auch wenn 
wir die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Um-
lage noch nicht geschaffen haben. Die entscheidende 
Kritik an dem Prämiensystem in Ihrem Dringlich-
keitsantrag zielt ja nicht auf die Tatsache, daß Sie 
den Vorschlag gemacht haben, 20 000 Ausbildungs-
plätze zusätzlich durch ein Prämiensystem anzurei-
zen — das ist ja auch der Grundgedanke dieses Ge-
setzentwurfs —, sondern auf die Tatsache, daß Sie 
keine Kriterien vorgelegt haben, daß Sie nicht ge-
sagt haben, wer die Prämien bekommen soll und 
unter welchen Voraussetzungen. 

(Peifer [CDU/CSU] : Wir haben ausdrücklich 
gesagt, wir sind bereit, mit Ihnen darüber 

zu diskutieren!) 

Sie haben damit einen ganz schweren Fehler ge-
macht; 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Mit Ihnen 
zu diskutieren?) 

denn wenn man tatsächlich die Absicht hat, eine 
solche Anreizwirkung zu entfalten, und das so un-
differenziert ankündigt, wie Sie das getan haben, 
dann ist der Attentismus derer, die auszubilden ha-
ben, die zwangsläufige Folge. Das ist ein sehr un-
überlegter Schritt gewesen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich meine, daß man 
sich über diese ökonomischen Zusammenhänge klar 
sein muß, und ich bin überzeugt davon, daß es uns 
in der Debatte in den Ausschüssen und auch bei der 
Anhörung gelingen wird, die Erkenntnisse über 
diese ökonomischen Zusammenhänge noch zu ver-
tiefen. Der Regierungsentwurf ist kein Allheilmittel, 
und wir wissen sehr genau, daß ein solches Gesetz 
nur auf Grund der Kooperationsbereitschaft der 
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Wirtschaft, auch durch die Bereitschaft der Unterneh-
mer, hier ihre Verantwortung zu erkennen, über-
haupt funktionieren kann. 

Wir betrachten dieses Gesetz auch als eine — las-
sen Sie es mich so formulieren — vertrauensbil-
dende Maßnahme. Wir erwarten aber auch, daß die 
ökonomischen Grundlagen dieser Überlegungen tat-
sächlich von der Wirtschaft anerkannt werden und 
daß man nicht in einem Pauschalverfahren — ohne 
eigentlich auf die Grundüberlegung einzugehen, 
nämlich mit der Not fehlender Ausbildungsplätze 
fertig werden zu müssen — einfach erklärt, es be-
dürfe keines solchen Gesetzes. 

Im Hinblick auf die vielfach hohe Ausbildungs-
intensität der kleinen und mittleren Unternehmen 
und ihre Lohnintensität ist in diesem Regierungs-
entwurf für den Eventualfall der Umlage ein Frei-
betrag in Höhe von 400 000 DM vorgesehen. Das 
entspricht etwa einer Beschäftigungszahl von 20 Ar-
beitnehmern. Dieser Freibetrag wird allen Unterneh-
men gewährt, d. h. daß Unternehmen mit etwa 20 
Arbeitnehmern oder weniger von der Umlage völlig 
befreit sind und daß Unternehmen, deren Lohn-
summe diesen Betrag übersteigt, nur auf der Basis 
der diese 400 000 DM übersteigenden Lohnsumme 
zur Abgabe herangezogen werden. Damit ist sicher-
gestellt, daß die ja besonders ausbildungsinten-
siven kleineren und mittleren Unternehmen zu ei-
nem erheblichen Teil freigestellt, aber auch in einem 
ganz erheblichen Maße entlastet werden. 

Denn, meine Damen und Herren, es ist ja ein 
zweiter Haken des Themas „Lastenausgleich für die 
Betriebe", daß sich jeder Lastenausgleich an der 
Lohn- und Gehaltssumme orientiert und damit ge-
rade die lohnintensiven Betriebe aufs härteste trifft. 
Wir haben bei unserem System an die kleinen und 
mittleren Unternehmen gedacht; für uns ist Mittel-
standpolitik in diesem Bereich nicht nur ein leeres 
Wort, sondern wir haben unsere Maßnahmen darauf 
abgestellt, daß hier nicht eine schwerwiegende 
Wettbewerbsverfälschung zu Lasten der kleinen 
und der mittleren Betriebe eintritt, übrigens eine 
Wettbewerbsverfälschung, die selbstverständlich 
auch beim Augsburger Modell, das Sie vor Augen 
haben, eintreten muß. Je höher Sie nämlich den 
Lastenausgleich wählen, desto weniger sind Sie in 
der Lage, kleine und mittlere Unternehmen aus die-
sem Lastenausgleich zu befreien, wenn Sie die Be-
lastung der übrigen Betriebe nicht ins Ungemessene 
und Unerträgliche steigen lassen wollen. 

Ich möchte das, was wir hier überlegt haben, an 
einem Zahlenbeispiel deutlich machen. Die Ausbil-
dungsabgabe soll höchstens 0,25 % der um den 
Freibetrag verminderten Lohnsumme betragen. Das 
bedeutet, daß ein etwaiges jährliches Aufkommen 
aus der Abgabe auf der Basis von 1974 eine Größen-
ordnung von maximal 700 Millionen DM erreichen 
wird. Wenn Sie sich vorstellen, daß etwa eine Ge-
samtumlage der Nettoausbildungskosten einen 
Fonds von 7 Milliarden DM erfordern würde, sehen 
Sie schon die Größenordnungsunterschiede. Obwohl 
dieser Betrag wesentlich niedriger ist als alle son-
stigen bisher diskutierten Ganz- oder Teilumlagen, 
bietet das vorgesehene Verfahren die Möglichkeit,  

mit einem relativ geringen Aufwand eine große 
Zahl von zusätzlichen Ausbildungsplätzen wirksam 
- und zwar mit durchschnittlich etwa 5 000 DM im 
Jahr — zu finanzieren. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Und wie ist es jetzt 
mit dem Attentismus?) 

— Der Attentismus wird dadurch ausgeschaltet, daß 
die Grundlage für den Anspruch ganz klar festgehal-
ten ist: Nur der, der zusätzliche Ausbildungs-
plätze anbietet, kann diese Prämie erhalten. Und das 
läßt sich nicht manipulieren. Wenn Sie bei der 
Prämiierung zusätzlicher Ausbildungsplätze die 
Durchschnittszahl der letzten drei Jahre nehmen, 
läßt sich das nicht manipulieren. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Und was steht in unse-
rem Antrag?) 

In Ihrem Antrag steht davon gar nichts! 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Bezugsjahr 1974!) 

— Ein Bezugsjahr 1974? Wir haben in unserem 
System einen Bezugszeitraum von drei Jahren vor-
gesehen, um auf jeden Fall sicherzustellen, daß die-
ser Vorwurf der Manipulation nicht erhoben werden 
kann. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Aber die Tendenz, 
nicht auszubilden, wird doch langfristig be-

lohnt! Das ist doch gar keine Frage!) 

— Das ist nicht der Fall, weil die befürchtete Ten-
denz, langfristig nicht auszubilden, an dem Grund-
tatbestand vorbeigeht, daß die Betriebe, die ausbil-
den, im eigenen Interesse ausbilden. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] : Sehr wahr!) 

Alle, die so argumentieren, gehen völlig an dem 
Grund dafür vorbei, daß die Betriebe ausbilden, ge-
hen am Motiv vorbei. Und der „Lastenausgleich" 
übersieht ja, daß eine große Firma nicht deswegen, 
weil man ihr die Hälfte der Berufsbildungskosten zu 
Lasten anderer Firmen abnimmt, etwa die Zahl ihrer 
Auszubildenden verdoppeln wird, wenn sie für diese 
Auszubildenden keinen Bedarf hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist ein zentraler Fehler des Lastenausgleichs-
systems und dieses Denkens. 

Dieses Denken ist deshalb so gefährlich, weil wir 
diese Forderung aus vielen Bereichen der Wirtschaft 
gestellt bekommen und weil das Denken in Ansprü-
chen, in Berechtigungen in einem Maße um sich 
greift — auch in vielen Betrieben der Wirtschaft —, 
das uns besorgt stimmt, weil hier die eigentliche 
Grundlage verlassen wird, auf der diese Betriebe 
ausbilden. Wir sollten dem nicht nachgeben, sollten 
diesem Anspruchsdenken nicht Rechnung tragen und 
sollten nicht so tun, als bildeten diese Betriebe um 
gesellschaftspolitischer Verantwortung willen aus, 
weshalb man ihnen das abnehmen müßte. Nein, sie 
bilden aus,  weil sie die Leute brauchen, und dabei 
soll es bleiben. 

Ich habe darauf hingewiesen, daß eine Förderung 
aller vorhandenen Ausbildungsplätze im Wege eines 
Umlageverfahrens einen Mittelaufwand, also eine 
Umverteilung in Höhe von 7 Milliarden DM erfor- 
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dern würde. Dagegen würde die Förderung von 
60 000 zusätzlichen Ausbildungsplätzen — das sind 
immerhin mehr als 15 % der Ausbildungsplätze oder 
-verhältnisse, die wir heute haben — mit durch-
schnittlich 5 000 DM jährlich nur 300 Millionen DM 
im Jahr an Ausbildungsumlage erfordern. Kein Bil-
dungspolitiker, der an der Bereitstellung einer aus-
reichenden Zahl von — und zwar auch qualitativ 
hochstehenden — Ausbildungsplätzen interessiert 
ist, kann wünschen, daß die finanzielle Belastbarkeit 
der Wirtschaft durch die Umverteilung bestehender 
Ausbildungskosten strapaziert wird, statt für die 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in An-
spruch genommen zu werden. Ich halte das für einen 
ganz entscheidenden Gesichtspunkt, gerade auch 
weil ja der Bildungspolitiker wünschen und hoffen 
muß, daß wir wieder in die Lage zurückkehren, in 
der der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen ein we-
sentlich größeres Angebot entgegensteht; denn nur 
so haben wir die Chance, auch schwächer Begabte in 
Ausbildungsstellen unterzubringen. Das war ja doch 
in der Vergangenheit der Fall, und das ist ein zen-
trales bildungspolitisches Anliegen. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf des Abg. Dr. 
Probst [CDU/CSU]) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir uns 
über diese Grundfragen im Finanzierungsbereich in 
den Ausschüssen eingehend unterhalten werden, und 
ich hoffe sehr, daß es insbesondere gelingen wird, 
die Wirtschaft davon zu überzeugen, daß hier ein 
Weg beschritten wird, der gangbar ist und der den 
Problemen, die ja viele Unternehmer selber spüren, 
etwas von ihrer Schärfe nimmt. Ich muß jedenfalls 
an die Adresse der Verbände sagen, daß ihre Hal-
tung, zu sagen: der Gesetzgeber hat sich nicht vor-
zubereiten, der Politiker braucht in dieser Richtung 
nicht nachzudenken, der großen Verantwortung nicht 
gerecht wird, die die Wirtschaft in dieser Frage hat. 
Ich möchte das mit außerordentlichem Nachdruck ge-
rade angesichts der jetzigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung unterstreichen. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, wie sehr die 
Kritik an den angeblich überzogenen Ausbildungs-
ordnungen unberechtigt ist, weil ja diese Ausbil-
dungsordnungen in Wahrheit von der Wirtschaft 
selber, von den Fachverbänden entscheidend ge-
prägt werden. In den Ministerien ist ja gar nicht der 
Sachverstand vorhanden, um die Vielzahl solcher 
Ausbildungsordnungen zu gestalten. Und wir ver-
langen von den Verbänden, daß sie sich auch zu 
dieser Mitverantwortung bekennen. Ich glaube, daß 
dabei viel an Versachlichung der Diskussion, aber 
auch an Wirkung nach außen, in den einzelnen Be-
trieb hinein, geleistet werden könnte, wenn die 
Wirtschaft sich zu dieser Verantwortung bekennen 
würde. Das halte ich für unerläßlich. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Ihr dürft euch aber 
nicht nur an den Großen orientieren, Herr 

Staatssekretär!) 

— Sicher, das ist völlig richtig, und ich glaube, ich 
habe sehr deutlich gemacht, daß das Konzept, das 
wir hier vorgetragen haben, ganz ausgeprägt die 

kleinen und die mittleren Betriebe im Auge hat, 
weil wir wissen, welche hohe Ausbildungsleistung 
dort erbracht wird, weil wir auch wissen, daß etwa 
die Handwerker in einem ganz erheblichen Maße 
den Rückgang an Ausbildungsplätzen, der in ande-
ren Bereichen eingetreten ist, aufgefangen haben. 
Weil wir das wissen und weil wir das schätzen und 
weil wir auch wissen, daß das, was an Ausbildungs-
leistung im Kleinbetrieb erbracht wird, vielfach eben 
nicht allein an der Elle von irgendwelchen papiere-
nen Verordnungen zu messen ist, sondern weil da 
noch andere Dinge mit eine Rolle spielen, haben wir 
in unserer Finanzierungsregelung auf diese Betriebe 
entscheidend Rücksicht genommen, die auch dann 
von unserem Finanzierungssystem profitieren kön-
nen, wenn sie selber zur Abgabe nicht herangezogen 
werden. Das zu sagen, ist in diesem Zusammenhang 
vielleicht auch ganz wichtig. 

Aber — und das möchte ich noch einmal unter-
streichen — wenn etwa der Präsident des Handwerks, 
Herr Schnitger, die Forderung erhebt, daß Ausbil-
dungskosten aus Steuermitteln übernommen werden 
sollten — in welcher Form auch immer —, dann 
meine ich: Wer eine solche Forderung erhebt -- es 
gibt durchaus Gründe dafür, und man kann sicher 
darüber diskutieren, solche Leistungen aus Steuer-
mitteln zu erbringen; wir alle wissen, welche Schwie-
rigkeiten einer solchen Finanzierung entgegenste-
hen —, den warne ich vor solchen Gedankengängen. 
Denn sie stehen in Wahrheit doch im Widerspruch 
zu der bisher eingenommenen Haltung, daß in die-
sem Bereich vom Gesetzgeber nichts getan werden 
müsse. Wer Steuermittel fordert, hat im Grunde ge-
nommen schon unterstellt, daß hier zusätzliche finan-
zielle Leistungen erbracht werden müssen. Das ist 
ein Beweis dafür, daß — etwa im Bereich des Hand-
werks — ein solches Konzept doch für notwendig 
gehalten wird. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Weit hergeholt!) 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, 
daß die Möglichkeit, in dieser Frage zu einem Kon-
sens zu kommen, durchaus gegeben ist — gerade 
auch in dieser außerordentlich schwierigen Frage der 
Finanzierung. Ich bin mir als einer derjenigen, die 
an der Erarbeitung dieses Konzepts beteiligt waren, 
völlig darüber im klaren, welche Schwierigkeiten 
bei einer solchen Konzeption zu überwinden sind 
und wie außerordentlich kompliziert die Sachver-
halte sind, wie wenig berechenbar. Das haben wir 
ja in allen Bereichen der Wirtschaft, auch bei unse-
ren Investitionszulagen. Vieles hängt ja von der 
Reaktion derer ab, an die diese Offerte gerichtet 
wird. 

Ich meine, daß hier eine Grundlage für die Zu-
sammenarbeit gegeben ist, und ich möchte Sie von 
der Opposition auffordern, an der Erarbeitung die-
ser Konzeption mitzuwirken. Eine Grundlage ist 
heute hier vorgelegt worden, und ich meine, die 
Debatte hat gezeigt, daß dieses Konzept eine Grund-
lage darstellt, auf der wir gemeinsam arbeiten 
können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, wir fahren in der Aussprache 
fort. Das Wort hat Herr Abgeordneter Klein (Stol-
berg). 

Dr. Klein (Stolberg) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir ha-
ben hier soeben einen Vertreter der Bundesregie-
rung gehört, der eine lange Zeit darauf verwendet 
hat, dem Prinzip des Lastenausgleichs eine klare 
Absage zu erteilen, dem Prinzip des Lastenaus-
gleichs, das innerhalb der Sozialdemokratischen 
Partei noch am letzten Wochenende von der AfA, 
deren Vorsitzender ja, wenn ich mich nicht irre, 
Herr Bundesminister Rohde ist, wieder auf den 
Schild gehoben worden ist. Eines kann ich dann 
allerdings nicht verstehen: daß die Sozialdemokra-
ten, sobald sie im Parlament sitzen, auf eben diesen 
Lastenausgleich verzichten. Ich gehe dabei davon 
aus, daß Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grü-
ner das, was er hier gesagt hat, im Namen der Koali-
tion gesagt hat. Wir werden dann von Ihnen dafür 
geprügelt, daß wir dieses Prinzip des kontinuier-
lichen Lastenausgleichs nicht so leichtfertig auf-
geben, sondern in diesem Antrag sagen: 

(Reuschenbach [SPD] : Was haben Sie denn 
überhaupt vorgeschlagen?) 

Wir wollen dies in den nächsten Monaten in einem 
Hearing, das im Bundestagsausschuß für Bildung 
und Wissenschaft durchgeführt wird, auf den Prüf-
stand stellen. 

(Reuschenbach [SPD] : Großartig! Überheben 
Sie sich mal nicht!) 

— Bevor Sie uns solche Fragen stellen, Herr Kol-
lege Reuschenbach, würde ich an Ihrer Stelle ein-
mal Gewissenserforschung betreiben. Auf der einen 
Seite beschließen Sie nämlich auf Kongressen — ich 
kann mir vorstellen, daß Sie selber dabei waren —: 
kontinuierlicher Lastenausgleich! Dann aber lassen 
Sie hier Herrn Grüner sprechen, der spricht dagegen, 
und anschließend werden wir geprügelt, weil wir 
sagen: wir wollen diesen Gedanken nicht von vorn-
herein abblocken, sondern das in einem Hearing mit 
Experten auf den Prüfstand stellen. Dies ist eine 
sachgerechte Haltung, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. 

Wir haben hier heute morgen von den Koalitions-
rednern auch in einigen anderen Punkten Stellung-
nahmen gehört, die man einmal etwas genauer unter 
die Lupe nehmen sollte. Nehmen wir beispielsweise 
Herrn Engholm oder auch andere Kollegen! Sie ha-
ben hier immer wieder die Fehlentwicklungen der 
letzten Jahre in der beruflichen Bildung beschworen. 
Es muß doch die Frage erlaubt sein: Wer regiert 
denn in diesem Lande seit sechs Jahren? Wer hat 
sich denn sechs Jahre lang über die berufliche 
Bildung so gestritten, zum Teil so zerstritten, daß 
die Betroffenen immer mehr verwirrt wurden? Wer 
hat sechs Jahre lang eine so leichtfertige Wirt-
schaftspolitik betrieben, daß Jugendarbeitslosigkeit 
in diesem Lande erstmals zu einem Massenproblem 
geworden ist? Sie können die Verantwortung für 
die Probleme, die entstanden sind, nicht von sich 

weisen und sie erst recht nicht auf andere abwäl-
zen, wie das hier heute morgen auch wieder einmal 
versucht worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundeskanzler hat übrigens uns von der 
Opposition heute morgen mehr oder weniger scha-
denfroh vorgehalten, daß wir mit unserem Antrag 
zur Reform der beruflichen Bildung ebenfalls ins 
Kreuzfeuer der Spitzenverbände der Wirtschaft ge-
raten sind. Ich kann da nur fragen: Wieso versu-
chen Sie dann draußen und auch in diesem Parla-
ment, uns immer wieder in diese Ecke hineinzu-
drängen? 

(Zuruf von der SPD: Weil Sie da drei Jahre 
lang gestanden haben!) 

Ich bin der Auffassung, die Herren Friderichs und 
Grüner wären da wohl die geeigneteren Prügel-
knaben, insbesondere für Sozialdemokraten. Meine 
Damen und Herren, wir wissen doch, daß die Drähte 
der Spitzenverbände der Wirtschaft bis tief ins Ka-
binett hineinreichen. 

(Zuruf von der SPD: Für wen sprechen Sie 
jetzt eigentlich?) 

Sie können hier nicht so tun, als gäbe es diesen 
Sachverhalt nicht. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Ein zentraler Vorwurf gegen die bisherigen Rege-
lungen in der beruflichen Bildung lautet: Über die 
Kammern als Arbeitgebereinrichtungen kontrolliert 
sich die Wirtschaft selber. Dieser Vorwurf ist 
schwerwiegend; er schadet dem Ansehen der beruf-
lichen Bildung ebenso wie dem Ansehen der Markt-
wirtschaft. Wenn aber der Regierungsentwurf Wirk-
lichkeit wird, wird dieser Vorwurf, kaum abge-
schwächt, im Raum stehenbleiben. 

Ihr Vorschlag sieht vor, der paritätisch besetzte 
Berufsbildungsausschuß bei den Kammern solle in 
der beruflichen Bildung mehr Kompetenzen erhal-
ten, insbesondere in Personalfragen. Aber glauben 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, im 
Ernst, daß Sie damit dem berechtigten Vorwurf der 
Interessenschlagseite Ihres Entwurfs entgehen kön-
nen? 

Hier hat die Union in ihrem Antrag eine klare 
und bessere Alternative. Ohne die Selbstverwal-
tungsaufgaben der Kammern aufzuheben, ohne die 
Funktion der Ausbildungsberater zu beeinträchti-
gen, kann und muß nach unseren Vorstellungen die 
notwendige Interessenneutralität und -unabhängig-
keit bei der Kontrolle der betrieblichen Ausbildung 
hergestellt werden. Als Konsequenz daraus haben 
wir den Vorschlag gemacht, bei der Kontrolle der 
betrieblichen Ausbildung unabhängige staatliche 
Aufsichtsbehörden damit zu beautragen, vor Ort zu 
überprüfen, „inwieweit die gesetzlichen und die 
sonstigen Vorschriften durch die Ausbildungsbe-
triebe erfüllt werden". Dazu bedarf es allerdings 
keines Riesenapparats. Entscheidend ist, daß die 
Aufsichtsbehörden in ausreichendem Umfang Stich-
proben vornehmen können. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, die be-

rufliche Bildung ist ja ein Bereich, in dem die Mit-
bestimmung der Beteiligten und der Betroffenen 
ganz besonders wichtig ist. In diesem abstrakten 
Grundsatz stimmen in diesem Hause wohl alle über-
ein. Aber dann müssen wir die Koalition kritisch 
fragen: Warum läßt der Regierungsentwurf die Be-
rufsschullehrer und ihren Sachverstand in den mei-
sten Gremien draußen vor der Tür? Warum enthält 
man den Berufsschullehrern im Berufsbildungsaus-
schuß der Kammern das Stimmrecht vor? Warum 
berücksichtigt der Regierungsentwurf in den eigent-
lichen Mitbestimmungsgremien die wichtige Gruppe 
der Ausbilder überhaupt nicht, abgesehen von 
einem Fachausschuß auf untergeordneter Ebene im 
Berufsbildungsinstitut, das Sie vorgeschlagen haben? 

Wir sind der Meinung: Eine solche Diskriminie-
rung zentral wichtiger Gruppen in der beruflichen 
Bildung machen wir nicht mit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Koalition ist unserer Auffassung nach zu eng 
und zu starr auf das Dreieck Staat — Arbeitgeber 
— Arbeitnehmer fixiert. 

Unser Vorschlag, nämlich neben dem Staat und 
neben den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisa-
tionen auch die Berufsschullehrer und die Ausbilder 
in die Mitbestimmung einzubeziehen, hat zwei ent-
scheidende Vorteile. Erstens. Dieser Vorschlag ist 
gerechter, weil er alle an der Ausbildung Beteilig-
ten einbezieht. Zweitens. Er ist sachgerechter, weil 
Berufsschullehrer und Ausbilder am hautengsten 
mit der Berufsausbildung befaßt sind und daher ein 
besonders hohes Maß an Sachverstand in die ent-
sprechenden Gremien einbringen können. 

Lassen Sie mich auch noch etwas zu einem Ka-
pitel des Regierungsentwurfs sagen, das hier in 
der Diskussion vielleicht etwas zur kurz gekom-
men ist, nämlich zum Kapitel „Planung und Sta-
tistik". Die gesetzliche Einführung verläßlicher Da-
tenerhebung ist auch nach unserer Auffassung not-
wendig. Dabei aber bitte Konzentration auf die 
wesentlichen Daten und kein statistischer Wild-
wuchs, wie es Ihr Gesetzesvorschlag in die Dis-
kussion bringt! 

Im übrigen erweist sich der hochtrabende Titel-
begriff „Planung" im Gesetzestext, wenn man genau 
hinschaut, als Hochstapelei. Für eine vernünftige 
Planung wäre es nämlich notwendig, wie wir schon 
im vergangenen Jahr in einem Antrag gefordert 
haben, „fundierte Aussagen über künftige sozial-
wirtschaftliche Entwicklungen und Berufsstrukturen 
zu erarbeiten". 

Aber genau dies leisten die §§ 74 bis 84 Ihres 
Gesetzentwurfs nicht; denn die zentralen Fragen 
— „Wie wird sich der gesellschaftliche Bedarf für 
die Berufe X und Y wahrscheinlich entwickeln; wie 
läßt sich vermeiden, daß jährlich Zehntausende von 
jungen Menschen eine Ausbildung in einem Beruf 
beginnen, mit dem sie anschließend keine Chance 

haben?" — lassen sich über Ihren Gesetzentwurf ( 
nicht beantworten. 

(Rappe [Hildesheim] [SPD] : Nur über Ihren 
Antrag!) 

Kollege Gölter hat mit Recht gesagt, die Koali-
tion propagiere ihren Gesetzentwurf, insbesondere 
die Finanzierungsregelung, als ein Allheilmittel. 
Um es klipp und klar zu sagen: Dies ist ein Täu-
schungsmanöver. Genausowenig wie SPD- oder 
FDP-Wahlen in Nordrhein-Westfalen etwas mit dem 
Aufschwung zu tun hatten, genausowenig hat dieser 
Gesetzentwurf mit der Beseitigung der Jugend-
arbeitslosigkeit oder des Lehrstellenmangels in die-
sem Lande etwas zu tun. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Beweis ist leicht erbracht; den Beweis hat mir 
Herr Grüner besonders leicht gemacht: 

Dieses Gesetz tritt vor 1976 nicht in Kraft. Für 
die Finanzierungsregelung brauchen Sie Daten, die 
Sie nach diesem Gesetz frühestens 1977 ermitteln 
können, so daß eine Finanzierungsverordnung frü-
hestens 1978 in Kraft treten kann. Dennoch tun Sie 
seit Monaten so, als wenn dieser mißlungene Ge-
setzentwurf als Wunderwaffe gegen die gegenwär-
tige Jugendarbeitslosigkeit eingesetzt werden 
könnte. 

Wenn man sich die Finanzierungsregelung einmal 
im Detail anschaut, kann man voraussagen, daß 
dieser Finanzierungsvorschlag eben nicht mehr Aus-
bildungsplätze schafft, sondern er verführt sogar 
dazu, das Ausbildungsangebot einzuschränken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Mir ist überhaupt nicht die Behauptung einleuch-
tend gewesen, daß der Finanzierungsvorschlag, wie 
Herr Grüner ihn hier dargestellt hat, ein Über-
angebot an Ausbildungsplätzen noch am ehesten 
sichere. Denn wer heute die Ausbildungsplätze 
reduziert und einspart, der hat eben die Aussicht, 
ab 1978 Prämien zu kassieren, wenn er dann näm-
lich auf das bisherige Kontingent aufstockt. Wir 
wissen doch, daß in der Diskussion um diesen Ge-
setzentwurf in Ihren eigenen Reihen — ich weiß 
das von Ihren Kollegen — der Konzeption der Her-
ren Friderichs und Grüner, die sich dann doch durch-
gesetzt haben, dieses entgegengesetzt worden ist. 
Ihnen ist, hoffe ich, wenn Sie mit der Basis in den 
Betrieben einigermaßen vertraut sind, auch bekannt, 
daß es leider heute schon Betriebe gibt, die mit 
diesem Gedanken spielen: „Lassen wir 1975 und 
1976 unter dem Kostendruck, den wir nun einmal 
haben, erst mal das Lehrstellenangebot einschrän-
ken, und anschließend haben wir dann ab 1978 die 
Chance, die Prämie abzukassieren." Dies ist eben 
kein Beitrag zu mehr Ausbildungsplätzen, sondern 
dies ist ein Beitrag zu weniger Ausbildungsplätzen. 

Einen solchen Fonds für ein Jahr einzuführen und 
ihn dann wieder sterben zu lassen, was ist denn das 
eigentlich für eine Regelung? Sie brauchen dafür 
einen großen Apparat, und diesen großen Apparat 
wollen Sie in kürzester Frist, in ein paar Monaten 
auf die Beine stellen, und im nächsten Jahr wollen 
Sie die Leute dann wieder vor die Türe setzen, 
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Im übrigen ist dieser Vorschlag auch aus einem 

anderen Grund ein Beitrag zur Verunsicherung der 
Betroffenen. Denn kein Mensch weiß, ob er etwas be-
kommt, und kein Mensch weiß, wieviel er be-
kommt. Was die jungen Menschen in diesem Lande 
brauchen, ist eine zweifache Antwort auf ein dop-
peltes Problem: erstens eine kurzfristig wirksame 
Antwort und zweitens eine langfristig bessernde 
Antwort. Mit den Mechanismen, die frühestens 1977/

-

1978 greifen, ist doch den  jungen Menschen im Jahre 
1975/76 nicht gedient. Selbst wenn es gute Rege-
lungen wären, wäre dies nicht anders. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke) 

Deswegen haben wir von der Union für 1975/1976 
ein Dringlichkeitsprogramm vorgeschlagen, bei dem 
wir bis zu einem gewissen Grade sicher sind, daß es 
greifen würde. Der entscheidende Unterschied im 
System dieser Förderung ist, daß nach unserem Vor-
schlag eben das Lehrstellenangebot durch dieses 
Prämiensystem nicht nach unten manipulierbar ist. 
Wenn das Bezugsjahr 1974 ist, dann können Sie eben 
nicht manipulieren, was im Jahre 1975 ein zusätzli-
cher Ausbildungsplatz ist. Wenn Sie aber die Prä-
mie erst 1978 oder 1979 einsetzen lassen, kann ein 
Betrieb 1975 und 1976 mit Blick auf die künftige 
Prämie manipulieren. Wenn es Ihnen mit der Ab-
hilfe bei den Problemen in dieser Zeit, in 1975 und 
1976, ernst gewesen wäre, hätten wir Sie zu fragen: 
warum haben Sie dann unser Dringlichkeitspro-
gramm abgelehnt, und zwar ohne eine eigene Alter-
native vorzulegen, obwohl unser Dringlichkeits-
programm zentral vorsah, zusätzliche Ausbildungs-
plätze aus Konjunkturförderungsmitteln mit einer 
Prämie bis zu 4 000 DM zu fördern? 

Wie unsolide dieser Ihr Finanzierungsvorschlag 
ist — ich komme sofort zum Schluß, Frau Präsi-
dent! —, wird auch an der janusköpfigen Propa-
ganda sichtbar, die die Minister Friderichs und Rohde 
jeweils in ihrem eigenen Bereich betreiben. Da 
geht Herr Rohde hin, stellt sich vor die AfA oder 
auch vor die Gewerkschaft und sagt: „Wir haben 
hier einen Fonds." Die Herren Friderichs und Grü-
ner gehen hingegen zur Wirtschaft und versichern: 
„Alles nur halb so schlimm! Das Ding ist so kon-
struiert, daß es niemals in Kraft tritt." Das ist un-
solide Politik! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das arithmetische Mittel zwischen den Herren Fri-
derichs und Rohde ist eben noch lange kein „aus-
gewogenes Konzept", wie es der Herr Bundeskanz-
ler hier genannt hat. Die Millionen junger Menschen 
in unserem Lande haben ein besseres Reformkon-
zept verdient als das, was Sie hier vorgelegt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Probst 
[CDU/CSU] : Und auch eine bessere Re

-

gierung!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Möllemann. 

Möllemann (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wie schon bei einer 
Reihe von voraufgegangenen Debatten über bil

-

dungspolitische Vorhaben wird auch heute wieder 
deutlich, daß eine der wesentlichen Ursachen für 
die unbefriedigende Situation auf dem Bildungs-
sektor die gegebene Kompetenzverteilung ist. Mit 
Recht ist von verschiedenen Rednern hier darüber 
Klage geführt worden, daß die inhaltliche Verzah-
nung von Theorie und Praxis der beruflichen Bil-
dung wie auch die Ausgestaltung der organisato-
rischen Voraussetzungen auf den unterschiedlichen 
Ebenen sehr zu wünschen übriglasse. 

Wir Freien Demokraten teilen diese Kritik. Aller-
dings meinen wir, es wäre sinnvoller, nicht nur 
über die Symptome dieses Problems zu reden, son-
dern die Ursachen ins Auge zu fassen. Das bedeutet 
dann: Da ganz offensichtlich Bund und Länder bei 
der gegebenen Kompetenzverteilung seit länge-
rem nicht in der Lage sind, der bildungspolitischen 
Probleme dergestalt Herr zu werden, daß im not-
wendigen Maße eine einheitliche und bessere bun-
desweite Situation entsteht, da dies ohne Zweifel 
trotz aller Bemühungen von Koordinierungsgremien 
wie der Bund-Länder-Kommission oder der Kultus-
ministerkonferenz nicht gelingt, da diese Gremien 
überdies außerhalb der direkten Kontrolle des Par-
laments in einer grauen Zone der Demokratie an-
gesiedelt sind, sollten alle Parteien in diesem Hause, 
die der gleichen Auffassung sind oder es vielleicht 
einmal waren — wie beispielsweise die CDU in 
ihrem Berliner Programm —, mit den Liberalen für 
die notwendige Bundeskompetenz im Bildungswe-
sen nicht nur eintreten, sehr viel mehr auch endlich 
verwirklichen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Wie wir zeigen!) 

— Herr Kollege Probst, ich warte nun schon etwa 
seit sechs Stunden auf den ersten konstruktiven 
Beitrag Ihrerseits, bin aber sicher, daß ich darauf 
noch lange werde warten müssen. 

(Oh-Rufe und weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Ach, Herr Kollege Nordlohne, nachdem ich Ihre 
Attacken auf den NDR zur Kenntnis genommen 
habe, weiß ich auch, was ich von Ihnen zu halten 
habe, gerade bei bildungspolitischen Fragen. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

Eine weitere Vorbemerkung erscheint nach dem 
bisherigen Verlauf der Debatte geboten zu sein: 
Bei aller Unterschiedlichkeit der Auffassungen im 
Detail, die, wenn man das rhetorische Beiwerk ein-
mal beiseite biegt, offenkundig nicht mehr so groß 
ist, jedenfalls nicht in allen Punkten, und bei aller 
sozusagen naturnotwendigen Polemik scheint den 
verantwortlichen Rednern der Fraktionen und damit 
auch diesen selbst die Ansicht gemeinsam zu sein, 
daß im Bereich der beruflichen Bildung sowohl im 
schulischen wie im betrieblichen Teil, in der Frage 
der Organisation, der Inhalte wie auch bei der Fi-
nanzierung Verbesserungen unbedingt notwendig 
sind. 

Dies erscheint deshalb wichtig — und auch dem 
Grunde möchte ich es unterstreichen —, weil auf 
Kundgebungen der einen oder anderen Industrie-, 
Handels- oder Handwerkskammer nicht nur von de- 
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ren Vertretern manchmal praktisch jede Reformnot-
wendigkeit bestritten wurde, sondern auch Kollegen 
dieses Hauses, nämlich Abgeordnete der Opposi-
tion, wider besseres oder auf Grund schlechteren 
Wissens in diesen Chor einstimmen nach dem Motto: 
Wir sind nach der alten Art ausgebildet worden. 
Wir sind dabei etwas geworden und sogar in den 
Bundestag gekommen. Was soll also das ganze Re-
formgerede? 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Dümmer geht's 
nicht mehr!) 

Diese Kollegen haben die heute morgen hier zitier-
ten Schleiertänze aufgeführt, niemand sonst. 

(Zuruf des Abg. Kroll-Schlüter [CDU/ 
CSU]) 

Mit diesen Verfahren sollte man Schluß machen; 
auch mit solchen Zwischenrufen, wie Sie sie hier 
machen, Herr Kollege Kroll-Schlüter von der Oppo-
sition. Denn ein solches Verfahren könnte sich na-
türlich sehr schnell als Bumerang erweisen. Es könn-
te ja sein — ich wage das jetzt einfach einmal für 
möglich zu halten —, daß aus dem Antrag, dem 
Initiativantrag der CDU/CSU ein richtiger Gesetz-
entwurf wird. Es könnte ja sein, daß darin dann die 
verschiedenen Berufsbildungskonzeptionen der 
Union unter einen Hut gebracht werden. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP] : So unvorsich

-

tig können die nicht sein!) 

Es ist ja auch gar nicht auszuschließen, daß dieses 
Konzept dann beispielsweise in der Frage der Orga-
nisation und der Finanzierung Veränderungen 
bringt. Dann, liebe Kollegen, werden Sie es doppelt 
so schwer haben, plötzlich die Notwendigkeit einer 
Reform zu begründen, die bislang von einigen aus 
Ihren Reihen — gerade bei solchen Anlässen — hef-
tigst verneint wurde. Das bestätigt ja schon die 
gestrige Stellungnahme von seiten der Wirtschaft, 
die hier schon des öfteren zitiert worden ist. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Was Sie alles so 
als Reform bezeichnen! — Dr. Gölter [CDU/ 
CSU] : Die haben doch wir nicht verfaßt!) 

Erlauben Sie mir allerdings, meine Damen und 
Herren, dennoch Zweifel daran anzumelden, daß 
es die Opposition schaffen wird, diesem Hause, den 
Betroffenen und der Offentlichkeit einen eigenen 
konkreten Gesetzentwurf vorzustellen, wiewohl es 
der Offentlichkeit dann sicherlich leichter fallen 
würde, Ihre Entscheidungsgrundlage als Basis Ihrer 
Kritik an uns objektiv zu beurteilen. Es muß auch 
gar nicht, finde ich, an Sonthofen liegen, daß diese 
Alternative von Ihnen bislang nicht vorgelegt 
wurde. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das mußte ja kom

-

men!) 

— Natürlich! Das ist auch sehr gut gewesen, mit 
Sonthofen; das wird auch noch öfter kommen, Herr 
Kollege Probst. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU]: Das wissen wir: 
Wenn keiner mehr davon redet, Möllemann 

wird dann noch immer davon reden!) 

Es ist ganz einfach so, daß in der Oppositionsfrak-
tion mindestens vier Richtungen bestehen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fünf! — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

denen allerdings gemeinsam ist, daß sie alle etwas 
anderes wollen. Da ist zunächst jene Richtung, die 
ich bereits angesprochen habe, jene Kollegen wie 
die Abgeordneten Schulze-Vorberg und Hauser, die 
schlicht erklären, im Grunde sei ja alles gut — das 
sehe man an ihnen selbst —, deshalb sei auch 
nichts zu ändern. Das ist so geschehen vor einem 
Berufsbildungskongreß der Kammern. 

Dem ist verwandt die Konzeption der Kollegen 
Probst und Schedl, die bei ihrer Schwesternpartei 
CSU in dieser Frage offenbar das Sagen haben. Das 
geltende Gesetz reiche aus, sagen diese. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Beleidigen Sie Ri

-

chard Stücklen nicht!) 

Mit der Ihnen eigenen Feinfühligkeit, mit einem 
besonderen Sinn für das Historische sprechen Sie, 
Herr Probst, dann von der Regierungsvorlage als 
einem Ermächtigungsgesetz. 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

Die Gruppe drei — angeführt von den Kollegen 
Gölter und Pfeifer —, das ist die Gruppe der Bil-
dungspolitiker der Union. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Diese sind im Grunde in der schwierigsten Lage. Sie 
wissen um die Probleme, sie möchten auch ganz 
gerne konstruktive Lösungsvorschläge unterbreiten, 
sogar, wenn ich es richtig verstanden habe, zur 
Finanzierung 

(Dr. Klein [Stolberg] [CDU/CSU] : Ich kom

-

me auch noch dran!) 

— ja, Sie kommen natürlich auch noch dran! —; 
aber es rächt sich jetzt, daß sie die erstgenannten 
Gruppen nicht nur haben nachdenken und vortragen 
lassen, sondern daß sie diesen auch die Gelegenheit 
gegeben haben, ihre Meinung, ihre Positionen öf-
fentlich festzulegen, und zwar in einer Richtung, 
die ihnen wohl, glaube ich, nicht paßt, und das mehr, 
als sie es eigentlich wollen können. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Wie Sie das alles 
wissen!) 

— Der des öfteren zitierte Kommentar der „Süd-
deutschen Zeitung" spricht Ihnen, glaube ich, Herr 
Kollege Gölter, wahrscheinlich, wenn Sie es auch 
nicht zugeben wollen, aus dem Herzen. 

Doch wir sollten die Gruppe vier, Herr Kollege 
Klein, tatsächlich nicht vergessen, die CDA, das 
christ-demokratische Arbeiteralibi, die das genaue 
Gegenteil von dem will, was beispielsweise die Kol-
legen Hauser und Probst ersonnen haben: Ent-
machtung der Kammern; davon reden sie selber. 
Es wird uns doch sicherlich gestattet sein, es mit 
Interesse zur Kenntnis zu nehmen, daß Sie sich hier 
über Arbeitsgemeinschaften in der einen oder an-
deren Art, in der einen oder anderen Partei mokie-
ren und daß man dann bei Ihnen feststellen muß, 
daß Sie vor zwei Wochen auf dem Kongreß der CDA 
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Rheinland noch Forderungen aufgestellt haben, von 
denen Sie hier natürlich mit keinem Wort mehr 
gesprochen haben, wohl deshalb, weil Sie es natür-
lich nicht mehr dürfen. Ich meine, wenn man selbst 
im Glaushaus sitzt, sollte man auf andere nicht mit 
Steinen werfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielleicht — um diese tour ,d'horizont zu Ende zu 
bringen — könnte auch der Kollege Blüm, der sich 
in „Konkret" und „Das da" zu diesen Fragen zu 
äußern pflegt, hier einmal zur Kenntnis bringen und 
seinem Vorsitzenden Kohl klarmachen, weshalb er 
staatliche Instanzen gern an der Stelle der Kam-
mern sähe, was wiederum Herr Kohl für eine un-
zulässige Entmachtung erachtet. 

Sie wissen, meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, daß wir Liberalen Anhänger des Pluralis-
mus sind. Aber so viel Pluralismus, wie Sie in die-
ser Frage bieten, ist etwas schwierig. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU]: So libe

-

ral wie wir sind Sie nicht!) 

— Da würde ich Ihnen völlig zustimmen, daß wir 
so liberal wie Sie nicht sind; auf diese Art und 
Weise möchte ich auch nicht liberal werden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Die „frei-gebun

-

dene" Partei!) 

Jedenfalls könnte ich mir vorstellen, daß die Dis-
kussionen des heutigen Tages, die außerhalb dieses 
Hauses stattfinden, auch für eine gewisse Einheit-
lichkeit in dieser Frage sorgen werden, wie wahr-
scheinlich diese Erörterungen außerhalb dieses Hau-
ses auch eine Einheitlichkeit in anderen Fragen bei 
Ihnen bringen werden. 

Bei der Erörterung der beruflichen Bildung haben 
wir dann hier auch ein Votum des bayerischen 
Staatsministers für Kultus, des Herrn Maier, gehört, 
der die unterschiedlichen Stellungsnahmen der CDU/

-

CSU im Bundestag und der CDU/CSU im Bundesrat 
damit begründet hat, daß er auf die eigenständige 
Funktion des Bundesrates als föderatives Bundes-
organ verwies. Ich nehme fast an, daß darauf Herrn 
Grüners Bezeichnung vom „Schlaumeier" gemünzt 
war. Es wäre ja schön, wenn die CDU/CSU-regierten 
Länder im Bundesrat nicht mehr als Nothelfer der 
Opposition des Bundestages taktieren würden. Aber 
die Verhältnisse sind bislang nicht so, denn man 
kann darauf verweisen, daß erstens das Berufsbil-
dungsgesetz von den Kultusministern der Länder 
bereits abgelehnt wurde, als es überhaupt noch 
keinen Regierungsentwurf gab, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Wie war das?) 

zweitens, daß für Herrn Kiesinger beispielsweise, 
der ja — denke ich — immer noch eine gewisse 
Rolle bei Ihnen spielt, der Bundesrat ein wichtiges 
Oppositionsinstrument ist und daß drittens selbst 
Ihr Parteivorsitzender, Herr .Kohl — ich zitiere —, 
„den Ausbau der Koordination und Kooperation 
zwischen Parteizentrale, Bundestagsfraktion und 
Mehrheit im Bundesrat" gefordert hat. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Was ist denn das 
wieder?) 

Die unterschiedlichen Stellungnahmen zum Berufs-
bildungsgesetz bedeuten meines Erachtens nicht, daß 
die Koordination zwischen Bundesratsmehrheit und 
Bundestagsminderheit nicht funktioniert. Nur haben 
sich offensichtlich mittlerweile zwei Koordinations-
zentralen bei Ihnen gebildet, eine in Bonn, die an-
dere in München, und das ist letztlich Ihr entschei-
dendes Problem, glaube ich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das scheint Ihre 
Sorge zu sein!) 

— Ja, es bekümmert mich manchmal. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Sagen Sie doch 
auch einmal etwas zur Sache!) 

— Herr Kollege Gölter, Sie werden mir schon er-
lauben, den Beitrag, den ich hier zu halten gedenke, 
so zu gestalten, wie ich es für richtig halte. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Ja, sicher!) 

Ich hätte bei Ihrer Rede heute morgen allerdings 
auch einiges Inhaltliche erwartet; ich weiß gar nicht 
mehr, wo ich den Optimismus hergenommen habe. 

Bei der Erörterung der Lage der beruflichen Bil-
dung, meine Damen und Herren, haben wir immer 
wieder festgestellt, daß die berufsbildenden Schulen 
in besonderem Maße Schwierigkeiten haben, ihrer 
eigentlichen Aufgabe gerecht zu werden. Ihre räum-
liche, sächliche und personelle Ausstattung ist oft 
völlig unzureichend. Wir Freien Demokraten be-
grüßen es daher, daß die für diesen Bereich zustän-
digen Länder entschlossen sind, auf die Beseitigung 
des Lehrermangels an den Berufsschulen wie auch 
auf die Verbesserung der sonstigen Ausstattung zu 
dringen und darauf besonderen Wert zu legen. Das 
Angebot an qualifizierten Lehrkräften nimmt ja im 
Zuge der allgemeinen Entwicklung derzeit zu. Wir 
hoffen, daß die Länder trotz der angespannten Fi-
nanzlage alle Anstrengungen unternehmen werden, 
dieses Angebot auch zu nutzen. 

Wir müssen nun unsererseits dazu beitragen, daß 
den Lehrern an den Berufsschulen ihre Arbeit er-
leichtert wird. Dafür ist nicht nur die endlich durch-
zuführende Abstimmung der Inhalte der Schulen mit 
den betrieblichen Inhalten vonnöten, dazu würde 
sicherlich auch beitragen — dies ist hier schon mehr-
fach angesprochen worden —, wenn die Lehrer stär-
ker mit echten Einflußmöglichkeiten an der Arbeit 
der verschiedenen mit der Berufsbildung befaßten 
Gremien beteiligt würden. Dies beginnt bei den Be-
rufsbildungsausschüssen der Kammern, wie vorhin 
hier angesprochen, und geht bis zum Bundesinstitut. 
In dieser Hinsicht möchten wir die Gesetzgebungs-
vorlage kritisch überprüfen. 

In einem weiteren Punkt, meine Damen und Her-
ren, beweist der Gesetzentwurf seine Notwendig-
keit. Er konzipiert ein offenes und anpassungsfähi-
ges Weiterbildungssystem, das den Trägern der be-
ruflichen Weiterbildung einen großen Spielraum für 
alle Initiativen beläßt. Wir alle können dem, so 
glaube ich, zustimmen, wenn es im Gesetzgebungs-
text heißt: 

Die berufliche Weiterbildung hat für den einzel

-

nen, die Gesellschaft und die Wirtschaft an Ge- 
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wicht gewonnen. Berufliche Weiterbildung ist 
angesichts der sich ständig verändernden Anfor-
derungen in Beruf und Gesellschaft eine not-
wendige Ergänzung der Berufsausbildung im 
Sinne eines lebenslangen Lernens. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute 
ist hier darüber gesprochen worden, daß Maßnah-
men zur Sicherung oder auch zur Schaffung eines 
ausreichenden Ausbildungsplatzangebots vonnöten 
seien, daß dieses Anliegen äußerst dringlich sei. Wir 
stimmen dem zu und glauben, daß dieser Gesetz-
entwurf, insbesondere das auf dieses Ziel gerichtete 
Finanzierungsverfahren, dazu einen wesentlichen 
Beitrag leisten können. 

Auch die Aussagen des Kollegen Klein wie die 
des Kultusministers Maier hierzu haben mich nicht 
vom Gegenteil überzeugen können. Sie waren in ge-
wisser Weise auch, so fand ich, widersprüchlich, da 
Kultusminister Maier wohl der Auffassung ist, daß 
das finanzielle Problem zumindest kein wesentlicher 
Aspekt bei der Entscheidung der Betriebe ist, wäh-
rend wir doch in den Gesprächen beispielsweise mit 
den Mitgliedern der Kammern, insbesondere den 
Handwerkern, die dort organisiert sind, den Ein-
druck gewonnen haben, daß auch die Kostenfrage 
für sie ein ganz erhebliches Argument ist, das sie 
geregelt wissen möchten. 

Wir würden uns eigentlich freuen, wenn wir künf-
tig nicht immer nur bei Podiumsdiskussionen, bei 
denen wir dann auf die einzelnen betroffenen Hand-
werker treffen, von ihnen hören könnten: Natürlich 
möchten wir einen Ausgleich erfahren!, sondern 
wenn sich auch einmal Herr Schnitker beispielsweise 
dies zu eigen machen könnte; denn sonst kommt 
irgendwann einmal der Verdacht auf, daß einer von 
beiden vom anderen nicht so recht weiß. 

Ich hoffe, daß es uns gelingen wird, einige der 
bestehenden Bedenken bei den kommenden Anhö-
rungsverfahren auszuräumen. Wir wollen auch nicht 
ausschließen, daß — was dieses Finanzierungsver-
fahren angeht — wir im Detail noch zu einigen bes-
seren und wirkungsvolleren Lösungen kommen kön-
nen. Die Freien Demokraten sind dafür offen, offen 
nicht nur für eine Diskussion im Ausschuß, sondern 
auch für die Erörterungen mit den betroffenen und 
beteiligten Organisationen. 

Wir wären allerdings, wie ich schon sagte, sehr 
froh, wenn künftig der Eindruck vermieden würde, 
als seien Vorsitzende und Präsidenten von Verbän-
den zu konstruktiven Dialogen bereit, während dann 
die Geschäftsführer und andere die Konfrontation 
um jeden Preis suchen, wobei es dann allerdings 
— diesen Verdacht kann man nicht ausräumen — 
weniger um Fragen der beruflichen Bildung als viel-
mehr um bloße Machtpolitik geht. 

Die Lehrer an den berufsbildenden Schulen, die 
Ausbilder in den Betrieben, die Betriebe selbst und 
nicht zuletzt die Auszubildenden erwarten von uns, 
daß wir alles unternehmen, um sehr bald die Lage 
der beruflichen Bildung zu verbessern. 

Die FDP wird dazu ihren Beitrag leisten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Rohde. 

Rohde, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft: Frau Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! So ist das eben, Herr Kollege Dr. Klein: 
Auf der einen Seite wird aus den Reihen Ihrer Frak-
tion gegenüber dem Entwurf der Bundesregierung' 
der Vorwurf erhoben, er höhle die Selbstverwaltung 
der Wirtschaft in der Berufsbildung aus. Auf der 
anderen Seite habe Sie in einem Artikel des 
„Deutschland-Union-Dienstes" bedauert, daß die 
„Macht der Kammern" leider nicht gebrochen werde. 
Nun werden wir in den Ausschußberatungen sehen, 
was aus den „Brechern" wird. Dann wieder wird im 
Hinblick auf die Finanzierung erklärt, sie sei zu 
umfangreich in ihren Größenordnungen, beispiels-
weise in der Bezugszahl 12,5 % als Markierung für 
das angestrebte Überangebot von Ausbildungsplät-
zen; andererseits sagen Sie, sie helfe gar nichts. Es 
wird Zeit, daß alsbald in den Ausschußberatungen 
die Einzelheiten behandelt werden. Dann gibt es die 
Chance — so denke ich jedenfalls —, von den Vor-
urteilen wegzukommen und hin zu den Urteilen zu 
gelangen, die auf der Grundlage des konkreten 
Gesetzestextes zu bilden sind. 

Ich habe mich insbesondere deshalb gemeldet, um 
den Beitrag des bayerischen Kultusministers aufzu-
greifen, den er selbst „einen flüchtigen Durchgang 
durch die Sache" genannt hat. Er hat eine ganze 
Reihe von Fragen an mich gerichtet. Ich hätte es 
übrigens begrüßt, Herr Kollege Maier, wenn wir in 
dieser Weise schon im Rahmen des Bundesrates 
hätten diskutieren können. 

(Beifall bei der SPD) 

Dort hat sich der bayerische Kultusminister weder 
in den Ausschuß- noch in den Plenardebatten zu 
Wort gemeldet. Erst der Bundestag ist von ihm als 
Forum benutzt worden, um seine Auffassungen dar-
zulegen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Darf er das nicht?) 

Ich kritisiere das nicht. Ich stelle das hier nur fest. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Was soll denn eine 
solche Feststellung?!) 

Ich will noch ausführen, was eine solche Feststel-
lung soll, wenn Sie mich zu Wort kommen lassen. 

(Lagershausen [CDU/CSU] : Ersatz für bes-
sere Argumente!) 

— Das ist Ihre Meinung. Ich werde Ihnen das Argu-
ment sagen, das in den letzten Wochen eine erheb-
liche Rolle gespielt hat, nämlich der Vorwurf, der 
Bundesbildungsminister stimme sich nicht in aus-
reichender Weise mit den Kultusministern der Län-
der ab. Ich habe es bedauert, daß die von der 
Union regierten Länder über Wochen — eigentlich 
kann man sagen: über Monate — hinweg zumeist 
nur von nachgeordneten Beamten in den Beratungen 
des Bundesrates und vor allen Dingen in den zu-
ständigen Fachausschüssen vertreten waren. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
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Ich hätte lieber die Diskussion mit den Kollegen ge-
führt, die in ihren Ländern politisch Verantwortung 
tragen, und nicht allein mit Beamten, die sich zur 
Sache nicht äußern durften. Sie waren gehalten, nur 
vorfabrizierte Resolutionen in den Fachausschüssen 
des Bundesrates vorzulesen. Das ist doch wohl nicht 
Ausdruck sachbezogenen, kooperativen Föderalis-
mus. 

Nun zu den einzelnen Fragen, die der Kollege 
Maier aufgeworfen hat. Nicht durchgehen lassen 
kann ich das, was er zur verfassungsgemäßen Ein-
schätzung der Zuständigkeiten im Bereich der außer-
schulischen, also betrieblichen Ausbildung gesagt 
hat. Das blieb in der Sache beunruhigend und unbe-
friedigend. Wer an Zuständigkeiten in Frage stellt, 
was heute ist, der stellt damit die Weichen zur Zer-
splitterung der betrieblichen Bildung, welche retho-
rischen Einschränkungen er dabei auch macht. 

Es stimmt, Herr Kollege Maier, daß die Mehrheit 
des Bundesrates nicht so weit gegangen ist wie etwa 
der „Bayerische Staatsanzeiger", der dem Bund nur 
noch die Zulassung zu den Berufen, aber nicht die 
Regelung der Ausbildungsinhalte gestatten will. 
Wenn wir die Erfahrungen, die wir mit dem Berufs-
grundbildungsjahr und in vielen anderen Fragen, 
wie z. B. den Berufsfeldern, gemacht haben, auf 
die betrieblichen Ausbildungsordnungen übertragen 
wollten, dann würde das für das duale System eine 
erhebliche Belastung und Beunruhigung bedeuten. 
Mein Mißtrauen gegenüber dem blau-weißen Hori-
zont bleibt also in dieser Frage. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Weiß-blau!) 

— Weiß-blau. Das will ich auch gern aufnehmen. 
Sie können das von beiden Seiten besehen, in der 
Sache bleibt das in diesem Punkte leider gleich. 

(Beifall bei der SPD — Pfeifer [CDU/CSU] : 
Blau-Weiß ist ein Fußballverein!) 

— Dazu liegt mir eine Bemerkung auf der Zunge. 
Aber die will ich herunterschlucken; denn Altbundes-
kanzler Adenauer hat einmal gesagt, in der Politik 
müsse man manchmal auch dem Juckreiz wider-
stehen können. 

Ich komme damit zu einem zweiten Einwand, den 
der Kollege Maier gemacht hat, wie sich nämlich 
die berufliche Bildung zu Entwicklungen in  der  Ge-
samtbildungspolitik verhält und wie das Spannungs-
feld von Bildung und Beschäftigung einzuschätzen 
ist. Darüber hätte ich mit ihm auch schon gern im 
Bundesrat diskutiert. Aber dort war nur der baye-
rische Wirtschaftsminister anwesend, mit dem solche 
Grundsatzfragen und auch die besonderen Probleme 
des Berufsgrundbildungsjahres nicht auf jener bil-
dungspolitischen Betrachtungsebene zu erörtern wa-
ren, wie sie der Kollege Maier heute in die Diskus-
sion eingeführt hat. 

Wenn wir im Bundesrat Zeit gehabt hätten, Herr 
Kollege Maier, dann hätte ich darauf hingewiesen, 
daß der Numerus clausus nicht nur die Gründe hat, 
die Sie heute genannt haben. Zu einem Teil ist er 
auch ein Reflex auf die Entwicklung der beruflichen 
Bildung und die Art und Weise, wie die Chancen 
und die Qualität der beruflichen Bildung in den letz

-

ten Jahren im Bewußtsein vieler Jugendlicher und 
vieler Eltern eingeschätzt worden sind. 

Ferner hätte ich Sie darauf aufmerksam gemacht, 
daß es nicht die Absicht der Bildungsplanung und 
der Bundesregierung in den vergangenen Jahren 
gewesen ist, nur die Zahl der Oberschüler, der Be-
sucher der Oberstufe, zu erhöhen und gleichsam 
alles nur im Sinne einer Einbahnstraße auf das Hoch-
schulstudium hin zu orientieren. Der Bildungsge-
samtplan und die Bundesregierung sind vielmehr 
davon ausgegangen, daß die Oberstufe differenzier-
ter sein soll, als sie traditionell gewesen ist, und 
zwar im Sinne der sogenannten Doppelqualifikation, 
indem dann Jugendliche nicht nur auf ein Hoch-
schulstudium, sondern auch auf qualifizierte beruf-
liche Ausbildungsgänge vorbereitet werden. Ich 
hätte Ihnen auch näher, als das heute möglich ist, 
im Bundesrat die Fragen der Finanzierung darlegen 
können. 

Soweit es die Finanzierung angeht, Herr Kollege 
Maier, hat sie unter den von Ihnen genannten Indi-
katoren, die für die Bewertung von Berufsausbil-
dung Gewicht haben, einen höheren Stellenwert, als 
Sie vermuten. Wir sind in dieser Beziehung nicht 
nur partiellen Erfahrungen nachgegangen, sondern 
haben im letzten Jahr 5 000 ausbildende Betriebe 
befragt, was nach ihrer Meinung in Zukunft auf dem 
Felde der beruflichen Bildung von besonderem Ge-
wicht und Belang sein würde. Dabei ist überwiegend 
geantwortet worden: Die Abstimmung der Ausbil-
dungsinhalte und eine bessere Finanzierung seien 
zwei wesentliche Voraussetzungen für die weitere 
Entwicklung. 

Herr Kollege Maier, es ist zwar originell — wenn 
ich das so sagen darf —, aber wenig sachgerecht, nun 
ausgerechnet die Edding-Kommission gegen Finan-
zierungsvorstellungen in dieser Diskussion ins Feld 
zu führen. Es trifft auch nicht so zu, daß 16 % der 
Betriebe, die heute noch ausbilden, 80 % aller 
Arbeitnehmer, aller Beschäftigten umfassen. Die 
heutigen Statistiken erlauben darüber kein abschlie-
ßendes Urteil. Was sagt es im übrigen für Ihre Be-
weisführung aus, wenn unter diesen Betrieben Groß-
betriebe mit vielen Beschäftigten, aber wenigen Aus-
zubildenden sind? Wenn z. B. ein großes Kaufhaus, 
nur wenige Ausbildungsstellen hat, dann wird das 
zwar in Ihrer Beschäftigtenstatistik der 80 % ge-
führt. Damit ist aber keine überzeugende Aussage 
über Ausbildungsintensität und Weiterentwicklung 
der Ausbildungsplätze gemacht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Probst [CDU/ 
CSU] : Aber 16 % stimmt auf keinen Fall!) 

— Herr Kollege, wir werden das auf Grund der 
Statistik, die wir in Zukunft zur Verfügung haben 
werden, sehr viel differenzierter und tiefer gestaf-
felt darlegen können. 

(Dr. Probst [CDU/CSU] : Im Jahr 2000!) 

Im übrigen will ich anfügen, Herr Kollege Gölter, 
daß Sie die Sorgen, die Sie sich um die Statistik 
machen, zu den Akten legen können. Für uns kommt 
es darauf an, daß das, was heute an statistischem 
Material bei den zuständigen Stellen bereits vor- 
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handen ist, endlich dem Staat gemeldet und nicht 
unter politisch manipulativen Vorzeichen verwendet 
wird. Darum geht es! 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Soweit es die Finanzierungsfragen angeht, meine 
Damen und Herren, bitte ich das Parlament, daß ich 
heute nicht auf alle Einzelheiten und auf alle Fragen 
einzugehen brauche, die in der Debatte zu diesem 
zweifellos wichtigen Punkte aufgeworfen sind. Zu-
nächst ist in der Debatte deutlich geworden, wie 
widersprüchlich die CDU/CSU die Finanzierungsfra-
gen beurteilt. Der eine, vor allem der Kollege Maier, 
bezweifelt, daß sie überhaupt einen Einfluß auf das 
Angebot an Ausbildungsstellen haben. Andere aus 
den Reihen der CDU sprechen' von einem Dringlich-
keitsprogramm mit finanziellen Anreizen, weil sie 
sich davon im Gegensatz zu dem Kultusminister aus 
Bayern positive Wirkungen auf das Angebot an 
Ausbildungsplätzen versprechen. 

(Dr. Klein [Stolberg] [CDU/CSU] : Wenn Sie 
der Diskussion gefolgt wären, würden Sie 
überhaupt keinen Widerspruch entdecken!) 

Zum anderen, Herr Dr. Klein, ist es auch nicht rich-
tig, daß der Vorschlag der Bundesregierung zur 
Finanzierung überhaupt kein Element des Lasten-
ausgleichs enthält. Hätten wir heute mehr Zeit, 
könnte ich Ihnen darlegen, daß die Art der Umlage, 
die sich nicht nur auf die Schaffung neuer, sondern 
auch auf die Stabilisierung vorhandener Arbeits-
plätze bezieht, auch Elemente des Lastenausgleichs 
beinhaltet. 

Aber es geht nicht nur, Herr Kollege Dr. Klein, 
um Lastenausgleich; es geht auch entscheidend dar-
um, mit welchen Finanzierungsmethoden in Zukunft 
ein höheres Maß von Ausbildungsplätzesicherheit 
erreicht werden kann. Dieser Frage müssen auch 
Sie sich zuwenden, wenn Sie sich nicht nur auf den 
„Prüfstand." im Sinne eines Schüttelrostes begeben 
wollen, indem Sie immer nur den Kopf schütteln, 
wenn von Finanzierung die Rede ist. Sie müssen 
endlich einmal einen Vorschlag vorlegen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? — Bitte! 

Pfeifer (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, wer gibt 
nun hier die Ansicht der Bundesregierung wieder, 
Sie mit Ihren Ausführungen eben oder Herr Staats-
sekretär Grüner mit seinen Ausführungen von vor-
hin? 

(Dr. Gölter [CDU/CSU] : Oder beide?) 

Rohde, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft: Da gibt es eine einfache Antwort: Die Ansicht 
der Bundesregierung kommt in den konkreten Pas-
sagen des Gesetzentwurfs zum Ausdruck. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

— Ja sicher, das ist ja der Unterschied! Sie reden 
immer von Thesen; wir haben einen viele Seiten 
umfassenden Gesetzentwurf vorgelegt, 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

In diesem Gesetzentwurf steht — um das noch ein-
mal zu unterstreichen —, daß die finanziellen Mittel, 
die durch die Umlage gewonnen werden, für die 
Schaffung neuer Ausbildungsplätze und auch für die 
Stabilisierung des Ausbildungsplätzeangebots einge-
setzt werden sollen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Maucher? — Bitte! 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Minister, Sie haben 
eben gesagt: Wir haben einen Gesetzentwurf, Darf 
ich Sie fragen: warum kein Gesetz — — 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Was soll denn das?) 

Rohde, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft: Herr Kollege, da kann ich nur mit der 
Empfehlung antworten, sich in der Geschäftsordnung 
des Bundestages zu informieren. 

(Dr. Gölter [CDU/CSU]: Das war schwäbi

-

scher Tiefsinn!) 

Herr Kollege Maucher, wir kennen uns lange; 
glauben Sie, es hat mir keinen Spaß gemacht, Ihnen 
eine solche Antwort zu geben! 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? — Bitte 
schön! 

Lagershausen (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
darf ich Ihrer Antwort, die Sie auf die Frage, wer 
hier die Meinung der Bundesregierung wiedergibt, 
gegeben haben, entnehmen, daß Ihr Beitrag im 
Augenblick in keinem Zusammenhang mit dem vor-
gelegten Gesetzentwurf steht? 

Rohde, Bundesminister für Bildung und Wissen-
schaft: Nein, das können Sie überhaupt nicht ent-
nehmen. Der Kollege Grüner hat hier auf die Frage, 
die in der Diskussion vom Kultusminister aus 
Bayern aufgeworfen worden war — „Dient dieser 
Gesetzentwurf der Schaffung neuer Ausbildungs-
plätze?" —, ins einzelne gehend geantwortet. Dar-
aufhin hat der Kollege Dr. Klein erklärt: Ja, aber 
er bringt gar nichts für den Lastenausgleich. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Das hat doch Herr 
Grüner gesagt!) 

Und ich habe, nachdem nun der Kultusminister aus 
Bayern aufgeklärt worden ist, jetzt den Kollegen 
Dr. Klein aus der CDU/CSU-Fraktion aufgeklärt, 
daß er auch Elemente des Lastenausgleichs enthält. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: Das hat doch Herr 
Grüner gesagt! — Dr. Gölter [CDU/CSU] : 

Er verwechselt die Zettel!) 
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Aber ich komme jetzt zu einer wichtigen Frage, 

die Sie an mich gerichtet haben und die ich auch 
ernst nehme. 

(Abg. Dr. Klein [Stolberg] [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer weiteren Zwischenfrage.) 

— Nein, Herr Kollege Klein, jetzt fahre ich fort. Sie 
können sich ja noch einmal in der Debatte melden. 

Ich wollte eine wichtige Frage beantworten, die 
Sie an mich gerichtet haben, die Frage nämlich, 
wann die Finanzierung greift. Im März werden An-
gebot und Nachfrage festgestellt. Im April kann 
die Finanzierungsverordnung, in der viele Einzel-
fragen, die Sie hier in der Debatte aufgeworfen 
haben, beantwortet werden, von der Bundesregie-
rung auf den Weg gebracht werden. Bereits im Juni 
stehen die Mittel zur Verfügung, um dann — also 
vor dem üblichen Einstellungstermin im Herbst  — 
den  Abschluß der Ausbildungsverträge zu stimulie-
ren und zu finanzieren. Die notwendigen Mittel 
können aus dem Haushalt vorgeschossen werden. 
Es hängt also von dem Tempo der Gesetzesberatung 
in diesem Parlament ab, wann der Finanzierungsteil 
zugunsten der Jugendlichen und für eine bessere 
Sicherung der Ausbildungsplätze greift. 

(Dr. Klein [Stolberg] [CDU/CSU] : Welchen 
frühesten Termin schätzen Sie denn?) 

— Herr Kollege, ich habe Ihnen die Termine deut-
lich gemacht 

(Dr. Klein [Stolberg] [CDU/CSU] : In wel

-

chem Jahr?) 

und damit angedeutet — — 

(Dr.  Klein [Stolberg] [CDU/CSU] : In wel

-

chem Jahr?) 

— Ja, nun lassen Sie mich doch einmal ausreden! 
Ich will sagen, daß wir, wenn dieser Gesetzentwurf 
zügig beraten wird, im Jahre 1976 mit den Instru-
menten dieses Gesetzes handlungsfähig sein wer-
den. 

(Beifall bei der SPD — Maucher [CDU/ 
CSU] : Und warum haben Sie so lange ge

-
braucht?) 

— Herr Kollege Maucher, diese Frage hatte eine 
ähnliche Qualität wie die, die Sie hier am Mikro-
phon gestellt hatten. 

(Wehner [SPD] : Die haben alle die falsche 
Berufsausbildung!) 

Sie können sich nur freuen, daß ich hier in diesem 
Zusammenhang milde gestimmt bin, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

so daß ich darauf nicht noch einmal eingehen möchte. 

(Maucher [CDU/CSU] : Herr Kollege Rohde, 
Sie waren zwar im Schwabenland, haben 
aber die Sprache noch nicht gelernt! — Zu

-

rufe von der SPD) 

Herr Kollege Gölter, Sie haben die Frage aufge-
worfen, ob denn nicht auch mit anderen Mitteln als 
mit der Berufsausbildungsfinanzierung zur Stabili-
sierung des Ausbildungsplätzeangebots beigetragen 
werden müßte, beispielsweise mit der Arbeitsmarkt

-

politik und der Regionalpolitik. Da ist doch gar 
kein Zweifel! Aber dieses neue Mittel der Berufs-
bildungsfinanzierung wird den Fächer der Hilfsmög-
lichkeiten erweitern. Wenn heute Arbeitslosigkeit 
für Ältere eintritt, können wir nach dem Arbeits-
förderungsgesetz Fortbildung und Weiterbildung 
finanzieren, aber wenn Jugendliche nach der Schul-
entlassung vor Problemen vergleichbarer Art stehen, 
haben Sie kein Finanzierungs- und kein Steuerungs-
instrument in der Hand. Genau das ist der Unter-
schied. 

Das führt übrigens in einigen Betrieben zu einer 
Wirkung, die wir mit Sorge beobachten, nämlich 
dazu, daß Ausbildungsplätze für Jugendliche in An-
gebote für Fortbildung und Weiterbildung umge-
wandelt werden, einfach aus der betrieblichen Kal-
kulation heraus: Vom Arbeitsamt bekomme ich Geld 
für Erwachsene, aber  für die Jugendlichen gibt es 
kein Finanzierungsinstrumentarium. Diese Art der 
unterschiedlichen Beeinflussung der Bildungsmög-
lichkeiten mit oder ohne Finanzierungsinstrumenta-
rium hat Einfluß auf die Entwicklung der Zahl der 
Ausbildungsplätze. 

Gestatten Sie mir nun einige Bemerkungen zur 
Frage der Abstimmung der Ausbildungsinhalte. Alle 
in dieser Debatte — dies berechtigt zu der Hoffnung, 
zu sinnvollen Entscheidungen zu kommen — haben 
die Regelungsnotwendigkeit auf diesem Felde unter-
strichen. Herr Kollege Gölter hat die Formel von 
der gemeinsamen Erarbeitung der Ausbildungs-
inhalte gebraucht. Ich begrüße diese Formel. Es 
kommt nun darauf an, wie wir sie im Gesetz im 
einzelnen ausprägen. Dies ist eine bessere Formel 
als diejenige, die noch im Bundesrat vorherrschte: 
nämlich eine Reihe von Ad-hoc-Kommissionen neuer 
Art auf Bundesebene zu schaffen. Der Gedanke der 
Konzentration und der Kooperation der Beteiligten 
auf Bundesebene muß sich meiner Einschätzung nach 
im Gesetzgebungsprozeß durchsetzen. 

Nun hat Herr Dr. Klein, wenn ich mich recht er-
innere, in einer Zwischenfrage gesagt, wir wollten 
zwei Institutionen schaffen. Herr Kollege Dr. Klein, 
das stimmt nicht. Das Verwaltungsabkommen ist 
keine Institution, sondern es regelt das Verfahren 
zwischen Bund und Ländern, das wir der Sache und 
unserer Zuständigkeit nach nicht in einem Bundes-
gesetz regeln können. Insofern haben wir eine 
institutionelle Regelung mit dem Bundesinstitut für 
berufliche Bildung und eine Verfahrensregelung, 
die wir nur auf dem Wege des Verwaltungsabkom-
mens erreichen können. 

Herr Kollege Maier, der Kultusminister aus 
Bayern, hat sich darüber beschwert, daß der Bund 
die Ausbildungsordnungen, die er erlassen hat, nicht 
in zulänglicher Weise mit den Rahmenlehrplänen 
der Berufsschulen abgestimmt habe. Herr Kollege 
Maier, es gibt — das habe ich heute morgen deutlich 
gemacht — bis heute noch keinen einheitlichen, also 
länderübergreifenden Rahmenlehrplan für das be-
rufliche Schulwesen. Was von mir verlangt wird, ist, 
die Abstimmung gleichsam mit einem Phantom vor-
zunehmen. Das wäre dann weniger ein Abstim-
mungsprozeß, sondern eigentlich mehr eine spiriti-
stische Sitzung. Darüber haben wir auch im Rahmen 
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der Kultusministerkonferenz eingehend gesprochen. 
Herr Kollege Maier weiß das. Wenn wir die von 
Herrn Kollegen Maier genannten 44 neuen Ausbil-
dungsordnungen so lange auf die Bank geschoben 
hätten, bis ein entsprechender bundeseinheitlicher 
Rahmenplan vorhanden gewesen wäre, würden 
heute noch Jugendliche nach Ausbildungsinhalten in 
den Betrieben ausgebildet, die aus der Zeit des Be-
ginns dieses Jahrhunderts stammen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Kollege Maier, gestatten Sie mir, Ihnen auch 
dies zu sagen: Nicht nobel fand ich Ihre Bemerkung 
gegenüber dem Herrn Bundeskanzler, daß er die 
Begriffe „Rahmenlehrplan" und „Rahmenordnung" 
verwechselt habe. Die Kultusminister wissen selber 
nicht — wenn ich mir diese Anmerkung erlauben 
darf —, wie sie die Dinge eigentlich benennen sollen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es gibt eine Liste mit Begriffen wie „Rahmenord-
nung", „Rahmenlehrplan" bis hin zu „Handreichun-
gen". Dies möchte ich jetzt auch dem bayerischen 
Kultusminister gleichsam handreichend in die Er-
innerung rufen. 

(Beifall der SPD — Dr. Probst [CDU/CSU] : 
Das sind aber alles ganz klare Begriffe!) 

Herr Kollege Maier, Sie haben die Frage nach 
dem Berufsgrundbildungsjahr aufgeworfen. Dies war 
gleichsam ein zentraler Punkt in Ihrem Diskussions-
beitrag. Dazu will ich zunächst feststellen, daß der 
Gesetzentwurf zum erstenmal eine klare Gliederung 
zwischen breit angelegter Grundausbildung und 
darauf aufbauender Fachbildung vorsieht. Natürlich 
kann der Gesetzentwurf nicht so weit gehen, daß 
er die bayerische Form des Berufsgrundbildungs-
jahres der gesamten Bundesrepublik und damit 
allen Ländern vorschreibt. Die wollen das nämlich 
nicht. 

Ich habe die Frage an Sie, Herr Kollege Maier, 
ob Sie mir — das entnahm ich der Art Ihres Dis-
kussionsbeitrages — eigentlich die Schuld für Pro-
bleme aufladen wollen, die Sie in Bayern nicht ge-
löst haben. Trifft es zu, daß in München nur wenige 
Schulabgänger von den insgesamt, wenn ich mich 
recht erinnere, 4 000 Schulabgängern bereit sind, in 
das von Ihnen angebotene Berufsgrundbildungsjahr 
zu gehen? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Trifft es zu, daß ein erheblicher Teil von Absolven-
ten des Berufsgrundbildungsjahres in Bayern keine 
Lehrstelle für die anschließende Fachbildung fin-
den? Was unternehmen Sie, um diese Probleme zu 
lösen? 

(Zuruf von der SPD: Nichts!) 

Sie haben gesagt, es gehe bei der Berufsbildung 
auch um eine besondere Art psychologischer Ein-
fühlung in die Mentalität der Ausbildungsbetriebe. 
Ich möchte, ohne anmaßend zu sein, Ihnen nur den 
Rat geben, diese Ihre psychologischen Fähigkeiten 
bei den Ausbildungsbetrieben einzusetzen, um den 
Absolventen des Berufsgrundbildungsjahres einen 
Ausbildungsplatz in der Fachbildung zu verschaffen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ihren Einwand, die Verordnung über das Berufs-
grundbildungsjahr sei zu spät gekommen, kann ich 
nicht gelten lassen. Wir haben heute in der Bun-
desrepublik insgesamt 15 000 Plätze im Berufsgrund-
bildungsjahr, während Jahr für Jahr etwa 500 000 
Jugendliche die Schulen verlassen. Trotz dieser ge-
ringen Zahl der Plätze ist die entsprechende Ver-
ordnung schon vor Jahren auf den Weg gebracht 
und mit Zustimmung des Bundesrates beschlossen 
worden. 

Die Probleme, vor denen wir heute stehen, Herr 
Kollege Maier, sind anderer Natur. Es geht nämlich 
um die Frage, wie der Übergang von der Grund-
bildung in die Fachbildung, aus der Schule in den 
Betrieb geschaffen werden kann und welche Schwer-
punkte Sie eigentlich bei den Berufsfeldern setzen. 
Sie haben mich dazu anklagend befragt. Sie in 
Bayern haben 22 Berufsfelder; im Bundesrat ist be-
schlossen worden, daß man sich für den schulischen 
Bereich auf 11 Berufsfelder in den Ländern kon-
zentrieren will. Wohin führt es, wenn im födera-
listischen Bildungssystem die Entwicklungen in 
einer solchen Weise auseinanderlaufen? Auf die 
Frage des Bundes in der Bund-Länder-Kommission, 
wie denn nun in den neuen 80 000 Berufsgrundbil-
dungsplätzen bis zum Jahre 1978 die fachliche Aus-
gestaltung vorgenommen werden soll, in welchem 
Fachbereich die Jugendlichen ausgebildet werden 
— diese Frage muß beantwortet werden, damit sich 
Staat und Wirtschaft insgesamt darauf vorbereiten 
können —, hat es bis auf den heutigen Tag keine 
klare Antwort gegeben. Die einen organisieren 
wie in Bayern das Berufsgrundbildungsjahr rein 
schulisch, andere Länder in kooperativer Form, 
nämlich in Zusammenarbeit mit den Betrieben. Es 
wird Zeit, meine Damen und Herren, daß wir zwi-
schen Bund und Ländern auch auf diesem Felde zu 
einer besseren Abstimmung kommen. 

Jetzt erreichen mich die Briefe der Eltern und der 
Jugendlichen hinsichtlich der Auswirkungen der 
sogenannten Anrechnungsverordnung. Es wird ge-
fragt, wie es komme, daß die Jugendlichen, zunächst 
in das Berufsgrundbildungsjahr genommen, nach 
Abschluß dieses Jahres keinen Ausbildungsplatz 
finden. Herr Kollege Maier, es geht doch in dieser 
Frage nicht um Abbau, sondern darum, wie wir es 
fertigbringen, daß solche Probleme von Bund und 
Ländern gemeinsam gelöst und nicht ungelöst auf 
dem Rücken der Jugendlichen draußen im Lande 
ausgetragen werden. Darauf müssen wir uns ver-
ständigen. 

Eine letzte Bemerkung zu den überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten. Herr Kollege Maier, Sie haben 
den Eindruck erweckt — jedenfalls ich hatte ihn —, 
als sei dies ein Ausbildungsort, dem man immer 
noch mit großem Zweifel, ja eigentlich mit Miß-
trauen, begegnen müsse. Das steht nicht in Über-
einstimmung mit den Unterschriften, die Bund und 
Länder unter den Stufenplan für die berufliche 
Bildung gesetzt haben. Es wäre nicht denkbar, die 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten im Gesetz 
überhaupt nicht zu erwähnen. Es gibt Zehntausende 
solcher Ausbildungsplätze, beispielsweise im Hand-
werk. Das hat im Gesamtsystem der beruflichen 
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Bildung sein Gewicht und muß auch im Gesetz 
seinen Platz zugeordnet erhalten. Wir sagen, daß 
diese überbetrieblichen Ausbildungsstätten die be-
triebliche Ausbildung ergänzen sollen, insbesondere 
da, wo die Betriebe auf Grund ihrer Größe nicht 
alle Ausbildungsinhalte zu erbringen vermögen. 
Denken Sie daran, daß 400 000 Jugendliche in Be-
trieben mit bis zu 9 und 700 000 Jugendliche in 
Betrieben mit bis zu 50 Beschäftigten ausgebildet 
werden! Viele dieser Kleinbetriebe sind heute hoch-
spezialisiert. Was z. B. vor 10 oder 15 Jahren Bau-
oder Möbeltischlereien waren, sind heute zum Teil 
Betriebe, die beispielsweise nur noch Türen und 
Fenster herstellen. Wenn sie weiter in der Ausbil-
dung bleiben sollen, brauchen sie die ergänzenden 
Hilfen, die überbetriebliche Ausbildungsstätten zu 
erbringen vermögen. 

Mancher hat in dieser Debatte und draußen be-
hauptet oder durchklingen lassen, daß Qualitäts-
anforderungen immer die Tendenz hätten, das An-
gebot zu senken. Meine Erfahrung geht in eine an-
dere Richtung. Die Zahl der Ausbildungsplätze ist in 
den vergangenen Jahren in den Bereichen am stärk-
sten zurückgegangen, in denen überhaupt keine 
neuen Ausbildungsordnungen auf den Weg gebracht 
worden sind. Mir ist das auch klar: Wo nicht mehr 
nach Qualität gefragt wird, wo keine Anforde-
rungen mehr gestellt werden, wo keine Investitio-
nen vollzogen und keine zusätzlichen Leistungen 
mehr erbracht werden, trocknet Berufsausbildung 
aus — zum Nachteil der Jugendlichen und auch der 
Wirtschaft. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß wir in 
den Ausschußberatungen mit größerer Präzision, als 
dies in einer ersten Lesung verständlicherweise 
möglich ist, manches, was heute noch Vorurteil 
war, abbauen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Staatsminister Maier. 

Staatsminister Dr. Maier (Bayern) : Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Kollege Rohde, nicht um das letzte Wort zu haben, 
sondern um auf einige Fragen, die Sie gestellt ha-
ben, einzugehen, melde ich mich hier nochmals zu 
Wort. 

Erstens. Im Kulturausschuß des Bundesrates war 
kein einziger SPD- oder FDP-Kultusminister. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Der einzige Kultusminister, der dort war, gehörte 
der Union an; es war der Kollege Hahn aus Baden-
Württemberg. Das möchte ich feststellen, weil von 
Ihnen der Eindruck erweckt worden ist, die führen-
den Kulturpolitiker der Union seien nicht anwesend 
gewesen. 

Im Plenum des Bundesrates hat Bernhard Vogel 
die Meinung der Kulturpolitiker und darüber hinaus 
der fünf unionsregierten Länder im einzelnen dar-
gestellt. So wie ich auf der anderen Seite im Be-
reich des Hochschulrahmengesetzes mit der Koor

-

dination — wenigstens zeitweise — beauftragt war, 
so war er mit dem Problem der Berufsbildung be-
schäftigt. Wir haben nun einmal auch in den Län-
dern unsere Arbeit zu leisten, und keiner kann alles 
machen. 

Sie sollten die Ebene der Auseinandersetzung, die 
der einzelne wählt, schon dem jeweiligen Kultur-
politiker der Union selbst überlassen, zumal Ihre 
Kultusminister — ich wiederhole es — bei dieser 
Debatte nicht anwesend waren. 

Zweitens. Im Bund-Länder-Anhörungsverfahren 
wurden die Länder entgegen eindringlicher Bitten 
um ausführliche Beratung mit einem — ich wieder-
hole: mit einem — Tag abgespeist. Bei der Fülle der 
Gesetzesmaterie und der Paragraphen war das ganz 
bestimmt viel zuwenig Zeit. Die Beratung des Ge-
setzes ist deswegen nur zu einem sehr geringen Teil 
erfolgt. Ich halte meine Behauptung aufrecht: Bis 
heute hat sich der Bund nicht die Zeit genommen, 
die Länder auch nur ausgiebig in ein Anhörungs-
verfahren hereinzunehmen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Darüber hinaus betrug die Einladungsfrist nicht ganz 
zwei Wochen. Man, weiß, daß man in dieser Zeit 
eine vernünftige Anhörung nicht vorbereiten kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Rohde 
wird immer roter!) 

Dritte Bemerkung: Sie haben gemeint, meine 
Äußerung gegenüber dem Herrn Bundeskanzler sei 
„nicht nobel" gewesen. Vielleicht war sie nicht 
nobel; sie war aber die Erwiderung auf eine nicht 
noble Bemerkung des Bundeskanzlers gegenüber 
Herrn Carstens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich pflege das Maß meiner Noblesse dem meiner 
Vorredner anzupassen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Viertens. Berufsgrundschuljahr und Berufsgrund-
bildungsjahr. Im Grunde sind durch die Äußerungen 
von Herrn Grüner meine schlimmsten Befürchtungen 
bestätigt worden. Sie rücken von einer Bund und 
Ländern bisher gemeinsamen Reformvorstellung ab. 
Das wird ganz deutlich, wenn man die Begründung 
zu § 6 des Gesetzentwurfs liest — ich darf mit Ge-
nehmigung der Frau Präsidentin zitieren —: 

Der Bundesausschuß für Berufsbildung hat aus-
drücklich gefordert, daß berufliche Grundbil-
dung überwiegend lehrgangsmäßig und damit 
vom laufenden betrieblichen Geschehen unab-
hängig durchgeführt werden soll. Ihre Dauer 
muß aber nicht für alle Ausbildungsberufe 
gleich sein. Sie kann ein Jahr betragen, sie 
kann aber auch im Rahmen einer zweijährigen 
Berufsfachschule vermittelt werden. Deswegen 
ist der Begriff „Berufsgrundbildungsjahr" nicht 
aufgenommen worden. Eine zweckmäßige Ent-
wicklung auf der Grundlage weiterer For-
schungsergebnisse und empirisch gewonnener 
Erfahrungen soll offengehalten werden. 

Das ist die stillschweigende Beerdigung des 
Grundbildungsjahres, einer bisher — ich wieder-
hole es — Bund und Ländern gemeinsamen Reform- 
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vorstellung im schulischen Bereich des Bildungs-
wesens. 

Wenn Sie mich fragen, warum in München dieses 
Angebot — ich betone: neuerdings — von den 
Jugendlichen nicht mehr angenommen wird, dann 
sage ich: natürlich deswegen, weil das in Ihrem 
Gesetz steht, deswegen, weil die Wirtschaft — ich 
habe mit dem Berufsbildungsausschuß der bayeri-
schen Wirtschaft erst vor wenigen Tagen ausgiebig 
darüber gesprochen — hohnlachend, was ich ihr gar 
nicht übelnehmen kann, darauf hinweist: Sollen wir 
denn päpstlicher sein als der Papst, wenn die Bun-
desregierung selber diese Reformvorstellungen zu-
rückzieht, wenn — wie Herr Grüner vorhin bestätigt 
hat — die Anrechnungsverordnung halbiert wird, 
d. h. Anerkennung nur eines halben Jahres erfolgt? 

Dann ist ja die Wirtschaft in all ihren schlimmen 
Vermutungen, die wir ihr jahrelang auszureden ver-
sucht haben, bestätigt, nämlich daß sie gewisser-
maßen überhaupt keine Ausbildungsleistung mehr 
bekommt. Dann wird sich natürlich auch der einzelne 
Jugendliche nicht mehr melden. 

Meine Damen und Herren, was Sie im schulischen 
Bereich mit diesem kleinen Paragraphen jetzt in 
einer Zeit der Jugendarbeitslosigkeit an Möglich-
keiten verbauen, einem Jungarbeiter wenigstens 
vorübergehend, unter Umständen durch ein Berufs-
grundschuljahr, wenn er keine Stelle bekommt, eine 
berufsbezogene Ausbildung zu geben, haben Sie und 
nicht die Länder zu verantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie malen hier große Reformvisionen an den bundes-
republikanischen Himmel, und dort, wo es um kon-
krete, schon laufende Reformen geht, dort bauen Sie 
ab. Das hat Herr Grüner ganz deutlich gezeigt. 

Ich darf noch mit einer Bemerkung beim Berufs-
grundschuljahr verweilen. Die Zurücknahme der 
Anrechnungsverordnung wird ohne Frage dazu füh-
ren, daß der Betrieb wieder zum alleinigen bestim-
menden Ort der Berufsausbildung wird, daß die Stär-
kung des schulischen Elements im dualen System 
gebremst und rückgängig gemacht wird. So etwas 
wagen Sie dem deutschen Publikum als einen Fort-
schritt in der Berufsbildung zu verkaufen! 

Die Länder haben jahrelang im schulischen Be-
reich Reformen betrieben. Ich kann das für mein 
Land ganz gewiß auf Heller und Pfennig und Plan-
stelle belegen. Das Verhältnis etwa von Schülern 
und Lehrern ist in den beruflichen Schulen in Bayern 
das beste im Bundesgebiet, während wir in den all-
gemeinbildenden Schulen einen großen Nachhol-
bedarf haben. Hier ist vieles geschehen, gerade in 
diesem Bereich. Nun soll der Bund ja ergänzend im 
außerschulischen Bereich diese Reform weiterführen. 
Was tut er? Er macht erst einmal die Reformen der 
Länder im schulischen Bereich kaputt, wie ich hier 
am Beispiel des Berufsgrundbildungsjahres dargetan 
habe. Auf die Frage, was Sie hier vorhaben, habe ich 
einfach keine Antwort bekommen. Herr Grüner hat 
bestätigt: die Anrechnungsverordnung wird zurück-
genommen. Ich frage Sie: ist das die Meinung der 
gesamten Bundesregierung? Denn Herr Rohde hat 
das Gegenteil erklärt. 

Überhaupt finde ich, daß wir von der FDP-Seite 
mindestens drei Auslegungen und Versionen dieses 
Gesetzes gehört haben, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

nämlich von Frau Schuchardt, von Herrn Grüner und 
von Herrn Möllemann. Herr Grüner hat mir ja in 
vieler Hinsicht recht gegeben. Wenn seine Inter-
pretation des Gesetzes stimmt, dann ist es nicht das 
Gesetz Rohde. 

Diese Debatte hat viel mehr Fragen offengelassen, 
als sie geklärt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie rechnen es mir bitte nicht als Hochmut an, wenn 
ich sage: wenn nur das im Kulturausschuß des Bun-
desrates herausgekommen ware, dann hätte ich, 
auch wenn ich den ganzen Tag dort gesessen hätte, 
wirklich nicht mehr lernen können. 

Fünftens. Die Kosten der Berufsbildung, so habe 
ich ausgeführt, waren und sind nicht der entschei-
dende Punkt für die Frage, ob die Betriebe ausbil-
den oder nicht. Das ist von Herrn Grüner ausdrück-
lich bestätigt worden. Von Herrn Rohde ist es in 
Zweifel gezogen worden. Auch hier habe ich die 
Frage: wer bestimmt nun die Gewichte im Gesetz? 
Denn jeder, der mit Gesetzen zu tun hat, weiß, daß 
das Wesentliche in der Verwaltung, im Vollzug der 
Gesetze liegt. Wenn Herr Grüner hier die Akzente 
ganz anders setzt und diesen Punkt sehr niedrig 
ansetzt, den Herr Rohde sehr hoch heraufrückt —, 
ja was ist das nun für ein Gesetz, das von Herrn 
Rohde, das von Herrn Friderichs oder das von 
Herrn Grüner? In welcher Richtung wird das voll-
zogen? Das alles müßte geklärt werden. Ihr Beitrag, 
Herr Rohde, hat hier eher weitere Verwirrung ge-
stiftet. 

(Wehner [SPD] : Da irren Sie, Herr Maier!) 
— Wenigstens bei mir ist die Klarheit nicht größer 
geworden. 

(Zurufe von der SPD — Dr. Ehrenberg 
[SPD] : Das muß aber nicht an Herrn Rohde 

liegen!) 
— Ich fürchte, es ist anderen in diesem Saal genau-
so ergangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jeder Journalist, der das Protokoll hinterher unvor-
eingenommen auf sich wirken läßt, und vor allem — 
das war wirklich der Höhepunkt eines bunten Plura-
lismus — wer einmal die drei FDP-Abgeordneten 
hintereinander nimmt, der fragt sich ja wirklich, 
wie viele Parteien dieses Namens es gibt; es müssen 
eine ganze Menge sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Und wie viele haben sie in Bayern?) 

— Die Union ist in ihren Grundsätzen viel einiger, 
als Sie denken. 

(Lachen und Zurufe von der SPD — Heiter

-

keit bei der CDU/CSU) 

Sechster Punkt! Ich bin etwas erschrocken, Herr 
Kollege Rohde, daß Sie sagen, man könne diese 
Zahlen nicht verifizieren, nämlich einerseits 16 % 
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Ausbildungbetriebe und auf der anderen Seite 70 
bis 80 % Auszubildende in diesen Betrieben. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bin tatsächlich erschrocken, daß Sie sagen, das 
lasse sich nicht verifizieren. Ich mache Ihnen gern 
eine Studie zugänglich, in der aus allgemein ver-
fügbaren Quellen, aus dem Statistischen Jahrbuch 
der Bundesrepublik Deutschland, die Unternehmen 
nach der letzten Totalerhebung nach der Zahl ihrer 
Beschäftigten in verschiedene Gruppen aufgeteilt 
werden. Es würde zu weit führen, dem Hause die 
Zahlen vorzutragen; ich betone nur, daß man die 
Unternehmen von einem bis über 5 000 Beschäftigte 
in insgesamt acht Kategorien aufteilen kann, die das 
Statistische Bundesamt führt, und zwar auch — was 
Sie bestritten haben — bezüglich der Zahl der Be-
schäftigten und der Zahl von Auszubildenden inner-
halb der Zahl der Beschäftigten. 

Ich will nur das Ergebnis vorwegnehmen: In der 
Größenklasse von 10 bis 19 Beschäftigten sind 
2,3 % Beschäftigte, darunter 1,1 % Auszubildende, 
und zwar bezogen auf die Gesamtsumme von 2,3 %. 
Bei der Unternehmens-Größenklasse von 20 bis 49 
Beschäftigten steigt der Prozentsatz der Beschäftig-
ten auf 6,7, darunter 5,3 % Auszubildende. Bei den 
Betrieben von 50 bis 99 Personen beläuft sich der 
Prozentsatz der Beschäftigten auf 8,5, davon 7 % 
Auszubildende. Bei Unternehmen von 100 bis 199 
Beschäftigten liegt der Satz — annähernd konstant 
— bei 11,3 °/o Beschäftigten und 11,6 % Auszubil-
denden, bezogen wiederum auf diese 11,3 °/o. Bei 
Unternehmen von 200 bis 499 Beschäftigten lauten 
die entsprechenden Zahlen 18,2 % bzw. 19,4 %, bei 
Unternehmen von 500 bis 999 Beschäftigten 13,7 
und — der Anteil der Auszubildenden steigt jetzt 
— 14,9 %. Bei den Betrieben über 1 000 Beschäftigte 
beträgt der Anteil der Beschäftigten 39,1 %, davon 
wiederum 40,3 % Auszubildende. 

Man kann also diese Zahlen ganz exakt wieder-
geben und man müßte doch annehmen, daß sich 
die Bundesregierung dieses Profil der Betriebe erst 
einmal genau angesehen und es durchgearbeitet 
hat, bevor sie in ein Finanzierungsmodell einsteigt, 
das nach ihrer Aussage — Sie haben gesagt, dar-
über gebe es keine Zahlen — erst recht als ein 
Sprung ins kalte Wasser und als Experiment im un-
erkundeten Raum wirken muß. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich bin gern bereit, auf Fragen der Bundesregie-
rung zu antworten und auf sie einzugehen. Die Län-
der haben sicher in ihrem Bereich der beruflichen 
Bildung viele Erfahrungen und können mit vielem 
dienen. Ich weigere mich aber, daß dieser Befra-
gungsverkehr nur in eine Richtung gehen soll. Die 
Fragen, die ich in dieser Debatte heute gestellt habe, 
bleiben auf der Tagesordnung. Wir werden auf ihre 
Beantwortung dringen und werden uns nicht mit 
Totalvisionen und mit Aussichten auf das Jahr 1980 
zufrieden geben, wo doch konkrete Hilfe am Ort 
notwendig ist. Auf ihr bestehen sowohl der Bundes-
rat sowie die Unionsfraktion mit ihrem zu dieser 
Sitzung eingebrachten Antrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Grüner. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Professor Maier, wenn Sie es entschul-
digen und es als scherzhafte Bemerkung nehmen: Ich 
möchte angesichts der Verwirrung, die diese Debatte 
bei Ihnen erzeugt hat, mein Wort vom „Schlau-
meier" doch zurücknehmen, und zwar deshalb, weil 
ich vorausgesetzt habe, daß jeder, der an dieser Aus-
sprache teilnimmt, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung gelesen hat und auf Grund dessen in der 
Lage ist, den Gesamtzusammenhang zu sehen. Hier 
gibt es keine Widersprüche. 

Sicher ist richtig beobachtet worden, daß in der 
Diskussion, die auf die Debattenbeiträge einging, 
die Akzente unterschiedlich gesetzt worden sind. 
Mir kam es entscheidend darauf an, aus ökonomi-
schen und bildungspolitischen Gesichtspunkten klar-
zumachen, daß die Konzentration finanzieller Lei-
stungen auf zusätzliche Ausbildungsplätze 
das Entscheidende sein muß und daß jeder, der La-
stenausgleich fordert, sich darüber im klaren zu sein 
hat, um welche Größenordnungen es geht. Trotzdem 
haben wir in diesen Gesetzentwurf, wie jeder, der 
ihn gelesen hat, feststellen kann, wichtige Elemente 
des Lastenausgleichs mit aufgenommen. Herr Mini-
ster Rohde hat ja darauf sehr nachdrücklich hinge-
wiesen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Probst? 

Dr. Probst (CDU/CSU) : Habe ich Sie recht ver-
standen, Herr Staatssekretär, daß Sie auch davon 
ausgehen, daß Ihr Finanzierungskonzept Lastenaus-
gleichselemente enthält? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: So ist es, ja. Jeder, meine Damen und 
Herren, der den Gesetzentwurf gelesen hat, weiß, 
das; eine Debatte im Parlament kann eigentlich von 
keiner anderen Voraussetzung ausgehen. Ich gebe 
zu, daß jemand, der diesen Gesetzentwurf nicht ge-
lesen hat und meine Ausführungen gehört hat, nicht 
auf dieses Element des Lastenausgleichs, das wir in 
unseren Gesetzentwurf aufgenommen haben, stoßen 
konnte. Aber es ist ja auch nicht Sinn einer solchen 
Debatte, daß hier Elementarunterricht über den Ge-
setzentwurf geleistet wird. Das möchte ich doch 
noch einmal sehr deutlich sagen. Insofern ist die 
Bemerkung „Wer bestimmt eigentlich hier die Ge-
wichte?" nicht berechtigt. Sie ist allerdings in einem 
anderen Sinn berechtigt: daß sich aus diesem Ge-
setzentwurf, der hier vorgelegt worden ist — darauf 
hat der Bundeskanzler hingewiesen —, selbstver-
ständlich etwas entwickeln kann, etwas entwickeln 
läßt, was im Sinne einer Dauerlösung, auch im Sinne 
eines Lastenausgleichs, wirken kann. Ich habe in 
meinem Beitrag sehr deutlich gemacht, daß ich das 
nicht für den richtigen Weg halten würde, obwohl 
die Erfahrung zeigen muß, wie die betroffene Wirt- 
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Schaft, wie wir alle, wenn ein solches Instrument 
einmal in Kraft gesetzt worden ist, darüber denken. 
Insofern gilt es bei einem solchen Modell sicher auch 
die Möglichkeit der Entwicklung in zwei unter-
schiedliche Richtungen. 

Es ist auch falsch, wenn Herr Professor Maier die 
drei FDP-Abgeordneten mit unterschiedlichen Auf-
fassungen zitiert. Man kann von der FDP-Fraktion 
und von der SPD-Fraktion ja nicht etwa die voll-
ständige Übernahme dieses Gesetzentwurfs der Re-
gierung erwarten. Das Parlament hat darüber zu 
entscheiden, wie er endgültig aussieht. Wenn von 
FDP-Sprechern Gedanken der CDU begrüßt worden 
sind, etwa die Beteiligung der Lehrer im Berufs-
bildungsausschuß, dann ist das, glaube ich, kein 
Zeichen für Gegensätzlichkeiten, sondern nur ein 
Zeichen dafür, daß das Parlament zu diesen Dingen 
etwas eigenes beizutragen hat. Und der Regierungs-
entwurf wird in einer solchen Frage auch nicht als 
absolut abgeschlossen angesehen werden dürfen, 
insbesondere, wenn eine so wichtige Gruppe wie 
die CDU eine solche Forderung — eine alte Forde-
rung der FDP übrigens — aufgreift. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mikat? — Bitte! 

Dr. Mikat (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da Sie 
gesagt haben, Herr Staatsminister Maier habe 
falsch zitiert, möchte ich Sie fragen: Was in aller 
Welt hat er denn nun Ihrer Meinung nach in dem 
Zusammenhang falsch zitiert? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Er hat die Behauptung erhoben, 

(Dr. Mikat [CDU/CSU]: Die stimmt ja 
auch!) 

die Verwirrung sei vollständig, 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

weil in meinem Diskussionsbeitrag das Thema La-
stenausgleich im Rahmen unseres Finanzierungs-
modells nicht ausdrücklich angesprochen war. Ich 
kann nur noch einmal sagen: Wenn es so klar im 
Gesetzentwurf steht, dann konnte dieses Mißver-
ständnis bei einem wirklich interessierten Beobach-
ter dieser Debatte, der den Gesetzentwurf gelesen 
hat, was ja Voraussetzung ist, um eine Debatte 
wirklich verfolgen zu können, nicht entstehen. 

Nun aber noch etwas zum Berufsgrundbildungs-
jahr, zur Anrechnungsverordnung und zu dem Vor-
wurf, hier werde von der Regierung eine Reform ab-
gebaut. Ich kann mich hier nicht nur auf das beru-
fen, was in der Debatte an Forderungen an  die 
Regierung gerichtet worden ist, nämlich Reformen, 
die sich nicht bewährt haben, auf ihre Bewährung 
zu überprüfen, sondern ich kann mich auch auf den 
bildungspolitischen Sprecher der CDU berufen, 
nämlich Herrn Dr. Gölter, der in seinem Aufsatz in 
„Neue Bildungspolitik" ausgeführt hat: 

Die Anrechnung beruflicher Grundbildung auf 
die Ausbildungszeit setzt voraus, daß in den 

jeweiligen Ausbildungsfeldern Berufsgrundbil-
dung in der Schule und Berufsfachbildung im 
Betrieb ausreichend aufeinander abgestimmt 
sind. Wo dies noch nicht der Fall ist, muß die 
Anrechnungsverordnung vorläufig außer Kraft 
gesetzt werden. 

Das ist die Meinung von Herrn Dr. Gölter. Herr 
Kultusminister Maier weiß ja sehr genau, wie eng 
die Frage der Wirksamkeit dieser Anrechnungsver-
ordnung mit der Frage der Berufsfelder zusammen-
hängt und wie zersplittert die Meinungen in den 
Ländern über die Zahl dieser Berufsfelder tatsäch-
lich sind. 

(Sick [CDU/CSU] : Weil da nicht gehandelt 
wird!) 

— Weil es für die Länder ungewöhnlich schwierig 
ist, sich in dieser Frage auf ein gemeinsames Kon

-

zept zu verständigen; das ist doch der Tatbestand. 

Inzwischen haben wir als Übergangslösung den 
Entwurf einer Änderungsverordnung vorgelegt, auf 
Grund derer während einer befristeten Übergangs-
zeit von drei Jahren die volle Anrechnung des Be-
rufsgrundbildungsjahres vertraglich abbedungen 
werden kann, weil die Wirtschaft das von uns ver-
langt hat, weil wir die Erfahrung gemacht haben, daß 
viele Jugendliche diese Berufsgrundbildungsjahre 
nicht machen, weil sie anschließend von den Betrie-
ben nicht eingestellt werden, weil die Betriebe sagen: 
Die Voraussetzungen zur Fortsetzung der Ausbil-
dung sind in diesen Berufsgrundbildungsjahren von 
den Schulen bisher nicht erbracht worden, weil eben 
die Schulen Schwierigkeiten haben, sich auf die an

-

schließende berufliche praktische Ausbildung einzu-
stellen. Mindestens angerechnet werden muß jedoch 
ein halbes Jahr der schulischen Ausbildung. Darüber 
hinaus ist ein weiterer Zeitanteil anzurechnen, wenn 
ein höherer schulischer Ausbildungsstand dies recht-
fertigt. Die zeitweise Aussetzung der vollen Anrech-
nung soll sich im übrigen auf drei Berufsfelder be-
schränken: Wirtschaft und Verwaltung, Metall und 
Elektro, in denen besondere Anrechnungsschwierig-
keiten aufgetreten sind, und zwar nicht im Sinne 
der Abschaffung dieser Anrechnungsverordnung 
oder des Verzichtes auf das Berufsgrundbildungs-
jahr, sondern einfach in Reaktion auf die praktischen 
Schwierigkeiten, die in den Schulen entstanden sind, 
für die die Länder ja bekanntlich zuständig sind. 

Es kann also keine Rede davon sein, daß die Bun-
desregierung von der Anrechnungsverordnung still-
schweigend wieder abrückt. Das hat doch, glaube ich, 
einer Klarstellung bedurft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Probst [CDU/CSU] : Das steht doch im Ge

-

setz!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Benedix. 

Frau Benedix (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! In einer langen, umfassenden 
Debatte wurden die Positionen sehr argumenten

-reich und sehr sprachgewaltig dargestellt, und Herr 
Minister Maier sprach davon, daß trotzdem erneut 
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offene Fragen aufgetreten sind. Eine dieser offenen 
Fragen, die eine Frage der Grundposition ist, er-
hielt mindestens nur undurchsichtige Antworten, 
Antworten, auf die auch nur in Nebensätzen beim 
Herrn Bundeskanzler oder bei Herrn Engholm ver-
wiesen wurde. Da es sich hier, wie ich meine, um die 
Kernfrage handelt, sozusagen um das Fundament, 
auf das wir das Gebäude „Weiterentwicklung der 
Reform der beruflichen Bildung" stellen wollen, muß 
ich noch einmal insistieren. 

Die Frage lautet: Wie hältst du es denn wirklich 
mit dem dualen System? Ich meine, nicht aus Not-
wendigkeit, wobei nicht nur taktische Notwendig-
keit gemeint ist! Es kann sich absolut um eine un-
umgängliche Notwendigkeit handeln, etwa um die, 
daß ich eben nicht in der Lage bin, 16 Milliarden DM 
aufzubringen, die ich aber aufbringen müßte, um 
eine schrittweise Ablösung der betrieblichen Aus-
bildung in absehbarer Zeit vorzunehmen. Es geht 
um die Frage: Wie hältst du es mit diesem Problem 
aus Erkenntnis? Ist das Zusammenwirken von Be-
trieb und Schule, wie wir es in der Bundesrepublik 
praktizieren, bei aller Unzulänglichkeit vom System 
her die beste Form der Ausbildung, oder könnte 
man sie — so hörte man es von den Experten der 
SPD und der FDP noch vor kurzem, und ich nehme 
das ganz ernst — durch schulische Ausbildung etwa 
mit gelenkten Propädeutika, wie wir sie auch in 
anderen Ländern kennen, verbessern? 

Meine Damen und Herren von der SPD und der 
FDP, an einigen Stellen der Debatte entstand erneut 
der Eindruck, Sie bekundeten hier im Grunde ge-
nommen eine Struktur der beruflichen Bildung, die 
Sie in Wirklichkeit gar nicht wollen, die Sie viel-
leicht gar nicht wollen können. Das sage ich auch 
ganz im Ernst und ganz wertfrei. Wer etwas tun 
muß, was wider seiner Einsicht ist, eben aus der 
politischen Notwendigkeit, der wird stets versucht 
sein, die Normen, die er selber setzt, zu umgehen. 
Das wäre allerdings die schlechteste Ausgangsbasis 
für unsere Ausschußberatungen bis zur zweiten 
Lesung. Damit würden alle Weiterentwicklung, alle 
Reformansätze wieder zunichte gemacht. Aus diesem 
Grunde — ich wende mich vor allem an Sie, Herr 
Minister Rohde — muß heute noch in dieser Frage, 
in dieser Grundlagenkonzeption eine klare Antwort 
kommen. Auf so schwankendem Boden kann man 
kein Haus bauen, das das Schicksal des größten Teils 
unserer Jugend beherbergen soll. Wir hören natür-
lich zu gern, daß Sie sich zum dualen System be-
kennen. Aber es muß doch wohl die Frage erlaubt 
sein: Kann man sich eigentlich so schnell korrigie-
ren? Natürlich kann man Meinungen ändern, nicht 
nur Einzelmeinungen, auch Fraktionsmeinungen. 
Aber hier, meine Damen und Herren, vor allen Din-
gen der SPD, geht es doch nicht um Meinungen, hier 
geht es doch um Glaubensüberzeugungen Ihrerseits, 
etwa um die Glaubensüberzeugung, daß übergeord-
nete Dinge am besten vom Staat geregelt werden 
können, und um den anderen Glaubenssatz, Chan-
cengleichheit könne man am besten verwirklichen, 
wenn alle Schüler möglichst gleich lange in eine 
möglichst gleichartige Schule — sprich: am besten 
in die Gesamtschule — gehen. 

Gesetzt den Fall, Sie wären zu einer solchen 
Kehrtwendung bereit, dann müßten Sie aber doch 
tiefgreifende Begründungen geben. Bei all der Diszi-
plin, die in Ihrer Fraktion herrscht und die wir 
manchmal mit Neid betrachten: Ich kann mir ein-
fach nicht vorstellen, daß Sie Ihren Mitgliedern, 
Ihren Genossen, von heute auf morgen an die Stelle 
der alten Zielsetzung der Überwindung des Sy-
stems die neue Losung geben können: Dieses Sy-
stem ist ohne Alternative, wir müssen es stärken 
und kräftigen! 

Meine Damen und Herren, es bedarf also jetzt 
Ihrer Antwort, die nicht eine Deklamation sein darf, 
sondern eine Korrektur; es bedarf des handelnden 
Eingreifens in vielen Bereichen. Ich will nur bei-
spielhaft einige anführen. 

Da wäre erst einmal der Bereich „Struktur" in 
Ihrem Gesetzentwurf, der schon angesprochen wor-
den ist, wodurch die Möglichkeit der Ausbildungs-
verträge mit verschiedenen Lernorten eine Locke-
rung des Ausbildungsverhältnisses gegeben ist. Dies 
ist kein Beitrag zur Stärkung ,des dualen Systems. 
Auch die Ausweisung der überbetrieblichen Bil-
dungsstätten als selbständiger Lernorte und die 
durch Rechtsverordnung möglichen voll gültigen ge-
nerellen Zuweisungen der Berufsausbildung an über-
betriebliche Ausbildungsstätten fördern dieses Sy-
stem nicht. 

Zweitens. In den SPD-regierten Ländern werden, 
durch Schulgesetze rechtlich abgesichert, in immer 
zahlreicher werdenden Modellversuchen integrierte 
Sekundarstufen II gefördert. Ich habe einige Reden 
aus den Landtagen und aus den Kommunalparlamen-
ten ganz frisch im Ohr. Diese integrierten Sekundar-
stufen II — das haben alle Erfahrungen bisher ge-
zeigt — gehen zu Lasten der berufsbildenden Teile. 

Nun haben etwa Professor Paul Blankerts und 
sein Team und andere Vertreter dieser Richtung 
immer wieder betont, genau dies führe zur Gleich-
wertigkeit der Bildungsgänge. Eine gewisse Absor-
bierung des beruflichen Teils sei geradezu gewollt. 
Hier, Herr Minister Rohde, stellt sich erneut die 
Gretchenfrage: In der Praxis sieht es doch so aus, 
daß man die beruflichen Vollzeitschulen, vor allem 
die Berufsfachschulen, organisatorisch mit relativ 
geringen Schwierigkeiten in eine solche Kollegstufe 
oder Integrierte Sekundarstufe II einordnen kann. 
Draußen bleibt in der Regel die berufsbegleitende 
Schule, sprich: die Berufsschule und damit im 
Grunde das duale System, eben wegen der organi-
satorischen Schwierigkeiten, an denen ja die Blan-
kertschen Modelle alle kranken. 

Da viele qualifizierte Lehrer nicht gern ausschließ-
lich an Berufsschulen tätig sind, vermindert sich das 
Lehrerangebot in Quantität und Qualität. Es zeich-
net sich ab, daß auf dem Plakat „Bekenntnis zum 
dualen System" steht und dahinter leise und unauf-
fällig eben dieses System austrocknet. 

Herr Minister Rohde, Sie müssen sich hier ent-
scheiden. Ich kann die Gleichrangigkeit der beruf-
lichen Bildung dadurch betreiben, daß ich inte-
griere und den berufsbildenden Teil schließlich ab-
sorbiere, so daß es eben diesen eigenständigen Bil- 
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dungsweg nicht mehr gibt. Viele der Experten Ihrer 
Partei propagieren und praktizieren das. Ich kann 
die Gleichrangigkeit aber auch zu erreichen trach-
ten, indem ich den eigenständigen Weg ausbaue 
— das ist das, was wir wollen — und das Bewußt-
sein fördere, daß jede Bildung einen berufskonkreten 
Bezug hat und der Zeitpunkt der ersten konkreten 
Phase einfach vom Interesse, d. h. von der Bildungs-
einlaßbereitschaft des jungen Menschen her gese-
hen werden muß, so daß wir endlich einmal von der 
Ideologie des geraden Striches abkommen, die auf 
die Entwicklungsphasen junger Menschen überhaupt 
keine Rücksicht nimmt. 

Hier ist auch die Frage der Doppelprofilierung zu 
nennen — Sie sprachen sie vorhin in Ihrer Replik 
auf Herrn Minister Maier wieder an, Herr Minister 
Rohde —; in dieser Richtung fördern Sie ja auch eine 
Reihe von Modellversuchen. Erfahrungen in anderen 
Ländern haben gezeigt, daß das eine Augenwischerei 
ist, daß ich eben nicht auf einem Wege zu zwei 
Zielen gleich gut ausgerüstet gelangen kann, daß 
ich nicht auf der einen Seite bestens für ein Hoch-
schulstudium vorbereitet sein und auf der anderen 
Seite gleichzeitig etwa eine Elektrolehre abschließen 
kann. Wenn Sie also überzeugt sind, daß das duale 
System die beste Ausbildungsform ist, dann dürfen 
Sie diese Entwicklung nicht fördern, dann müssen 
Sie solche Entwicklungen, die vor allem auch von 
Ihren verantwortlichen Politikern in den Ländern 
betrieben werden, schleunigst stoppen. 

Ein Blick in den Referentenentwurf für die Kran-
kenpflegerausbildung zeigt z. B., daß auch hier ein 
Widerspruch zum Bekenntnis zur Dualität besteht. 
Oder meinen Sie wirklich, daß eine Verbesserung 
der Ausbildung dadurch erreicht werden kann, 
daß sie vom Krankenhaus und vom Krankenbett 
weg an einen anderen Ort verlegt wird, daß sie 
auf Kosten der praktischen Ausbildung intellek-
tualisiert wird und daß man gleichzeitig die Fach-
ausbildung verkürzt? Ganz abgesehen davon, daß 
die Ausbildung an den Bedürfnissen der Kranken 
selbst vorbeiführt, nimmt sie auch den Hauptschü-
lern, die sich häufig der praktischen Pflege mit Hin-
gabe zugewandt haben, jede Chance. Und das alles 
mit der Begründung, Durchlässigkeit zu schaffen. 

Sehen Sie, das ist doch ein typisches Beispiel der 
Verkehrung der Zielsetzungen. Um wen geht es hier 
eigentlich? Um zwei oder drei in einer Ausbildungs-
gruppe, die eine Fachhochschule anstreben, oder um 
das Gros, das einen praktischen Beruf erlernen 
möchte, in dem man eine Existenzgrundlage findet, 
in dem man sich selbst verwirklichen kann durch 
Hilfeleistung für andere? Auf diesem Nebenschau-
platz der Ausbildung nichtärztlicher Heilberufe feiert 
also die überwunden geglaubte Verschulungsten-
denz wieder fröhliche Urständ. 

Meine Damen und Herren von der SPD und der 
FDP, wenn ich es damit erst meine, daß es nur um 
die bestmögliche Förderung der jungen Menschen 
geht, dann darf ich auch keinerlei Zielsetzungen 
anderer Art in diese Ausbildungsregelung hinein-
packen. Dann muß ich mich dem Menschen, um 
dessen Förderungschance es ja geht, in seinem So-
Sein zuwenden und nicht so, wie ich ihn mir vor- 

stellen möchte. Ich muß ausgehen von der heute 
unbestrittenen pädagogischen Erfahrung, die Sie 
alle kennen, der Erfahrung der Bildungsgesperrt-
heit, die im Alter von 15, 16 oder 17 Jahren eintritt 
und die man nur durch ein differenziertes Angebot, 
durch eine grobe Spezialisierung, wie sie die beruf-
liche Ausbildung bietet, überwinden kann. 

Für diese jungen Menschen — das ist ja, wie wir 
wissen, die überwiegende Zahl — ist die berufskon-
krete Ansprache der fruchtbare Ansatz zu einer 
Gesamtbildung, die sie beanspruchen dürfen. Werde 
ich dem Entwicklungsstand — aus welchen Motiven 
auch immer — nicht gerecht, dann kommt es bei 
vielen jungen Menschen eben zu dieser Gesperrtheit, 
und die geht ja, wie wir wissen, meist mit Diszi-
plinlosigkeit einher. Das aufgelockertste Kurssystem, 
die besten Wahlmöglichkeiten, die raffiniertesten 
Unterrichtsmethoden und der Einsatz modernster 
elektronischer Unterrichtsmittel können dagegen 
nur wenig ausrichten. Da sich die Motivation der 
Schüler und die der Lehrer gegenseitig bedingen, 
kommt es nicht selten zur Resignation, die jeden 
Unterricht und jeden Ausbildungseinsatz neutrali-
siert. 

Unter der Fragestellung aber: Was kann ich spä-
ter einmal gemäß meinem Interesse anfangen? ist 
fast jeder Schüler zu erreichen. Verweigere ich ihm 
diese Ansprache aus gut gemeinten, aber falsch ver-
standenen Vorstellungen von Chancengleichheit, 
kommt es über eine zeitliche Bildungsgesperrtheit 
hinaus häufig zu einer totalen Verschüttung aller 
Lernantriebskräfte. Das aber heißt, sich an dem jun-
gen Menschen vergehen; denn diese Verschüttung 
ist besonders dann verhängnisvoll, wenn man in 
dem lebenslangen Lernen innerhalb bestimmter Zeit-
etappen die zukünftige Form der Bildung sieht. 

Das duale System ist notwendig, weil der berufs-
konkrete Ansatz in einer bestimmten Lebensphase 
die Einlaßstelle für Lernprozesse darstellt. Eine be-
rufskonkrete Ausbildung ist ein pädagogisches 
Pfund. Der Bezug zum Beruf kann auf dreierlei 
Weise hergestellt werden — auch hier müssen Sie 
sich entscheiden —: erstens durch polytechnischen 
Unterricht, zweitens durch überbetriebliche Lehr-
werkstätten, drittens durch die Ausbildungsstätte 
Betrieb selbst. Die Wahlentscheidung muß davon 
ausgehen, wo die stärkste Motivation erfolgt, wo 
bei der Ausbildung nach dem neuesten Stand der 
Entwicklung verfahren wird und wo in absehbarer 
Zeit ausreichende Innovationen erwartet werden 
können. Heute wurde schon einmal gesagt, je ech-
ter die Situation, d. h. je weniger simuliert sie ist, 
desto größer ist ihre Impulswirkung. 

Meine Damen und Herren, es gibt deshalb für die 
betriebliche Praxis nur den Ersatz in der Bedeu-
tung von Notlösungen, allenfalls in der Bedeutung 
von Ergänzungen. Auf diese Erkenntnis allein 
gründet sich unsere Forderung: Ü berbetriebliche 
Werkstätten dürfen nur betriebsergänzend — auch 
räumlich gesehen — und nicht betriebsersetzend 
sein. 

Zweitens. Wir beklagen heute, daß sich die 
Schere zwischen biologischer und teilweise auch 
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intellektueller Reife auf der einen und anthropolo-
gischer Reife auf der anderen Seite bei unserer 
Jugend immer weiter öffnet. Eine Hauptursache da-
für ist, daß der junge Mensch zu spät in die Ver-
antwortung kommt. Er braucht den Ernstfall, das da-
mit verbundene Erfolgserlebnis und — das wurde 
auch von Herrn Minister Maier genannt — die so-
zialintegrative Erfahrung, die man eben nur im Be-
trieb und nicht in der simulierten Situation machen 
kann. 

Drittens. Duale Ausbildung, betriebliche Lehre 
und berufsbegleitender Unterricht sind die moderne 
Form des Lernens, des sogenannten induktiven 
Lernens, also Einzelfälle, die sich möglichst konkret 
darstellen, aus denen ich dann das Allgemeine, das 
Gesetzmäßige ableiten kann. Aus einer theoriefähi-
gen Praxis entstehen Fragen, die ihre Beantwortung 
im Unterricht finden sollen. Darauf baut auch die 
Forderung des gestuften lebenslangen Lernens auf. 

Viertens. Vom berufskonkreten Bezug her wird 
der junge Mensch leichter zu der Einsicht kommen, 
daß Leistung eben nicht suspekt ist, sondern zur 
Vorbereitung auf ein erfolgreiches Bestehen in un-
serer Gesellschaft ebenso notwendig ist wie zur 
eigenen Erfolgserfahrung und damit zum Glücks-
erlebnis. Einsichtig wird ihm auch die Erkenntnis 
werden, daß Leistungsauslese das einzige sozial 
gerechte Ausleseprinzip ist. 

Fünftens. Die dosierte berufliche Verantwortung 
fördert die Einsicht, daß die differenzierten Mecha-
nismen unserer Industriegesellschaft Konzentration, 
Sorgfalt und Präzision verlangen. Auch das ökono-
mische Gesetz der Kostenrelation wird einsehbar. 
Meine Damen und Herren, Sie wissen genau, wie-
viel Mühe heute Lehrer, Erzieher und Ausbilder oft 
aufwenden müssen, diese Einsicht zu erreichen, und 
wie oft alle Mühe und aller Einsatz, wenn sie nicht 
von dieser eigenen Erfahrung begleitet werden, 
vergebens sind! 

Schließlich wächst sechstens aus der Erkenntnis, 
daß es neben der vorrangig spekulativen Intelli-
genz die vorrangig konkrete gibt, die Notwendig-
keit, durch den jeweils anderen Weg beiden gerecht 
zu werden. Wenn ich in Ihre integrierte Sekun-
darstufe II zuviel hineinpacke, Herr Minister Rohde, 
kommt es statt zur Differenzierung zur Indifferenz 
und statt zur vielfältigen Förderung zur Einebnung. 
Aus all dem folgt doch, daß in der nachpubertären 
Phase eine berufskonkrete Ansprache der einzige 
Weg zur Förderung ist. 

Herr Minister, ich sage noch einmal: Angliederung 
der beruflichen Vollzeitschulen, integrierte Sekun-
darstufe II, Doppelqualifikation, Ausbildung etwa in 
den nichtärztlichen Heilberufen, dies sind keine Bei-
spiele zur Förderung, sondern zur Aushöhlung des 
dualen Systems. Sie erwecken den Eindruck, als 
hätten Sie sich immer noch nicht von Ihrer Fixie-
rung freigemacht, als begriffen Sie noch immer 
nicht, daß Lieschen Müller nur geholfen werden 
kann, wenn man sie als Lieschen Müller ernst nimmt 
und in ihr nicht eine Eloisa sociologia sehen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diesen Erkenntnisdurchbruch müssen Sie vollzie-
hen; denn erst dann werden wir den Gegensatz 
zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung, der 
hier so oft beklagt worden ist, echt aufarbeiten. Erst 
dann, meine Damen und Herren von der Koalition, 
stimmt die Richtung, erst dann bieten Sie jungen 
Menschen durch die Chance des anderen Weges 
den Impuls und das Erfolgserlebnis, auf das sich 
jeder Fortschritt gründet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Burger. 

Burger (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich zum 
Schluß dieser Debatte noch einmal auf ein beson-
ders brennendes Problem zu sprechen kommen. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion fordert in ihrem An-
trag Sonderformen der Ausbildung für leistungs-
schwache und behinderte Jugendliche. Die Lage die-
ser Jugendlichen ist besorgniserregend. 123 000 
junge Menschen unter 20 Jahren haben zur Zeit 
keinen Arbeitsplatz. Über 70 v. H. dieser Arbeits-
losen können keine abgeschlossene Berufsausbil-
dung vorweisen. Gegenüber früheren Beobachtun-
gen sind Jugendliche stärker von Arbeitslosigkeit 
betroffen als alle übrigen Altersgruppen, und be-
sonders betroffen sind Jugendliche ohne Berufsaus-
bildung. Am 1. August dieses Jahres werden rund 
600 000 Jugendliche aus den Schulen entlassen, so 
daß ein weiterer Anstieg zu befürchten ist. 

Um viele Ausbildungsplätze wird gekämpft. Über-
all werden Qualifizierungen gefordert. Abiturienten 
ohne Studienplätze konkurrieren mit Realschülern, 
diese mit Hauptschülern. Die Aussiebung der lern-
begabten Schüler im Anschluß an die Grundschule 
verringerte die Chancen der anderen. Dabei gerät 
eine immer größer werdende Gruppe ins Abseits; 
dies sind vor allem die Sonderschüler und die 
Hauptschüler ohne Schulabschluß. Die Zahl der Son-
derschüler stieg von 180 000 im Jahre 1964 auf 
395 000 im Jahre 1974. Deshalb wird die Zahl dieser 
Schulabgänger ständig zunehmen. Dazu kommen 
jährlich zwischen 90 000 und 100 000 Jugendliche, 
die ohne Hauptschulabschluß entlassen werden. 

Da auch die Anforderungen an die Berufsausbil-
dung im Rahmen der Ausbildungsordnungen ständig 
gesteigert werden, haben Abgänger aus Sonder-
schulen und Hauptschüler ohne Abschluß immer 
weniger Chancen, mit ihren oft nur manuellen Fä-
higkeiten einen Ausbildungsplatz zu erhalten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Viele suchen deshalb eine Arbeitsstelle. Aber auch 
hier finden sich immer weniger Plätze, da der Eck-
lohn recht hoch ist und Schulpflicht sowie Jugend-
schutz die Einstellung unrentabel machen. Viele 
Eltern sind deshalb verunsichert und blicken mit 
Sorge in die Zukunft. 

Kritisch werden auch die Ergebnisse der Bildungs-
politik bewertet. Das Bildungsziel, über den Zuge-
winn an Bildungschancen eine Umverteilung der 
Sozialchancen mit dem Leitbild des Abiturienten zu 
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erreichen, hat bedenkliche Ergebnisse gebracht. In 
Zukunft werden immer mehr Abiturienten immer 
weniger Chancen haben, ein Studium beginnen zu 
können, und die praktisch Begabten fühlen sich 
unterbewertet. Die Folge ist, daß alle unzufrieden 
sind. Hier gilt es deshalb, einiges wiedergutzu-
machen. 

Für die Schwer - und Mehrfachbehinderten werden 
vor allem Plätze in Berufsbildungswerken zur Ver-
fügung gestellt werden müssen. Ich darf daran er-
innern, daß in den nächsten Jahren einige tausend 
contergan-geschädigte Kinder zur Schulentlasssung 
kommen und einen Weg zu einem Beruf finden müs-
sen. Für zahlreiche Sonderschüler und Hauptschüler 
ohne Abschluß aber müssen Sonderformen der be-
ruflichen Ausbildung angeboten werden, die jedoch 
— und das ist wichtig — keinerlei diskriminierende 
Auswirkungen haben dürfen. 

Erhebungen des christlichen Jugenddorfwerkes 
ergaben — auch das ist sehr wichtig —, daß die mei-
sten der Jugendlichen ohne Schulabschluß aus in-
takten Familien stammen und die Mütter überwie-
gend nicht berufstätig waren. Die Ursache ihres 
scheinbaren Scheiterns liegt demnach meist nicht im 
Elternhaus. Für diese besonderen Gruppen sollte 
als Ausnahme — und dies ist kein Gegensatz zu 
Ihren Ausführungen, Frau Benedix — die überbe-
triebliche Ausbildung ermöglicht werden. 

Die Erfahrungen der freien Träger mit durchge-
führten Berufsvorbereitungsjahren sollten verwer-
tet, und dieses Angebot an Plätzen sollte vergrößert 
werden. Die Förderung dieser Jugendlichen durch 
werkpraktische und fachtheoretische Unterweisung 
mit sozialpädagogischer Begleitung hat sich be-
währt. Viele Benachteiligte erhalten durch das Be-
rufsvorbereitungsjahr eine Startmöglichkeit. Für die 
Schwächsten aber müßte eine echte Ausbildungs-
möglichkeit darüber hinaus angeboten werden; 
sonst stehen sie den derzeitigen Wettbewerb nicht 
durch. 

Wir halten auch ein besonderes Prüfungsverfah

-

ren für diese Gruppe für möglich. Wer nur manuell 
tüchtig ist, aber in der Theorie Schwierigkeiten hat, 
sollte trotzdem eine Gesellenprüfung ablegen kön-
nen, die allerdings dann nicht den Zugang zur Mei-
sterprüfung eröffnen könnte. Wenn es nicht ge-
lingt, diesen Jugendlichen zu helfen, wird das 
Sprichwort vom Letzten, den die Hunde beißen, zur 
bitteren Wahrheit. Auch die rund 50 000 jährlich 
zur Zeit schulentlassenen Gastarbeiterkinder und 
die spätausgesiedelten Jugendlichen bedürfen einer 
besonderen Hilfe. Die aus diesem schwerwiegenden 
bildungs- und sozialpolitischem Problem resultie-
renden Schäden sind sonst nicht abzusehen. Dieser 
drohenden Entwicklung muß bereits im Entstehen 
energisch begegnet werden; denn wer erst einmal 
in den Kreislauf „kein Ausbildungsplatz", „keine 
Arbeit", „Straße", „Kneipe" und gar noch „straf-
fällig" geraten ist, hat wenig Chancen, aus eigener 
Kraft wieder herauszufinden. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will mit ihren 
Vorschlägen diese drohende Entwicklung aufhalten. 
Dieses schwerwiegende bildungs- und sozialpoliti

-

sche Problem wollen wir mit allen geeigneten Mit

-

teln lösen. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

In der Tagesordnung finden Sie den Überwei-
sungsvorschlag des Ältestenrates ausgedruckt. Wer 
diesem Vorschlag folgen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes, 
des Soldatenversorgungsgesetzes und der 
Wehrdisziplinarordnung 
— Drucksache 7/3505 — 

Bericht und Antrag des Verteidigungsaus-
schusses (12. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3773 —

Berichterstatter: Abgeordneter Gerstl (Passau) 
(Erste Beratung 171. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Wir treten in die zweite Beratung ein. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Gerstl. 

Gerstl (Passau) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Mit Drucksache 7/3505 
vom 15. April 1975 hat die Bundesregierung den 
Gesetzentwurf zur Änderung des Soldatengesetzes, 
des Soldatenversorgungsgesetzes und der Wehr-
disziplinarordnung dem Deutschen Bundestag vor-
gelegt. Heute, nach neun Wochen, kann der Bundes-
tag dieses Gesetz in zweiter und dritter Lesung ver-
abschieden. Der Innenausschuß und der federfüh-
rende Verteidigungsausschuß haben diesen Gesetz-
entwurf in gründlichen Beratungen begutachtet und 
geprüft, ob er in der vorliegenden Form den militäri-
schen Notwendigkeiten, aber auch den gesellschafts-
politischen Problemen unserer Zeit Rechnung trägt. 
Ich kann heute mit Recht und Überzeugung für die 
SPD-Bundestagsfraktion feststellen, daß er einer 
kritischen und sachbezogenen Prüfung vollinhaltlich 
standhält. 

Mit diesem Gesetz, das wir heute verabschieden 
werden, haben die Bundesregierung und initiativ 
der Bundesverteidigungsminister einen mutigen, 
längst überfälligen und in der Geschichte der Bun-
desrepublik wichtigen neuen Schritt getan. Hier 
wurde mit dem Vorurteil aufgeräumt, daß die Frauen 
weniger geeignet wären als die Männer, bestimmte 
Aufgaben in diesem Staat zu übernehmen. Überfällig 
war dieser Schritt deshalb, weil seit Bestehen der 
Bundeswehr das Sanitäts - und Gesundheitswesen in 
der Bundeswehr mit personellen Mängeln zu kämp-
fen hat. Struktur, Organisation und Umfang des 
Sanitäts- und Gesundheitsdienstes sind eine wesent-
liche Aufgabe der Heilfürsorge für die in der Bun-
deswehr dienenden Soldaten. Die Forderungen der 
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NATO und die operativen Grundsätze der Streit-
kräfte für den Verteidigungsfall können nur erfüllt 
werden, wenn auch das Gesundheitswesen der Bun-
deswehr den Anforderungen gerecht wird. Das Stre-
ben nach Verbesserung und nach Vervollkommnung 
ist vornehmste Pflicht der Verantwortlichen in die-
sem Staat. Mit diesem Gesetz wird der Erfüllung 
dieser Pflicht sichtbar Ausdruck gegeben, indem 
einem Mangel im Personalbereich wirksam ent-
gegengetreten wird. 1 400 Stellen für längerdienende 
Ärzte konnten bisher nur mit 800 Medizinern besetzt 
werden. Ein Fehl von 600 längerdienenden Ärzten 
mußte deshalb weitgehend durch wehrpflichtige 
Sanitätsoffiziere ersetzt werden. Weitere Aufgaben 
nach dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits-
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit vom 12. Dezember 1973 verschärften noch die 
Personalproblematik. Ein ungünstiger Altersaufbau 
der Offiziere des Sanitätsdienstes hat zur Folge, daß 
in den nächsten Jahren eine ungewöhnlich hohe Zahl 
von Ärzten aus der Bundeswehr ausscheidet. 

Der Verteidigungsminister hat deshalb klug ge-
handelt, als er mit einem Tabu in dieser Bundes-
republik brach und  mithalf, die Möglichkeit zu schaf-
fen, Frauen auf Grund freiwilliger Verpflichtung in 
die Offizierslaufbahn des Sanitätsdienstes zu be-
rufen. Ohne daß bisher in nennenswertem Umfang 
Werbung betrieben wurde — lediglich durch die 
Erörterung der Gesetzesvorlage in der Offentlich-
keit —, liegen bisher 80 ernstgemeinte Anträge auf 
Übernahme als Sanitätsoffizier vor. 

Eine wesentliche langfristige Hilfe für die Beseiti-
gung des Engpasses im Arztangebot im Sanitäts-
wesen der Bundeswehr könnte von den Ländern ge-
geben werden, wenn mehr Studienplätze für Sani-
tätsoffiziersanwärter an den Universitäten zur Ver-
fügung gestellt würden. 

Wir sind fest überzeugt, daß die Vorlage dieses 
Gesetzes eine wirksame Hilfe darstellt, um mit den 
Personalsorgen der Sanitätsoffiziere besser fertig zu 
werden als bisher. Aber auch im gesellschaftspoliti-
schen Bereich tut es gut, daß von der Emanzipation 
der Frau nicht nur geredet, sondern auch durch Han-
deln sichtbar wird, was wir wollen. Die Gleich-
berechtigung, die Gleichstellung der Frau in Staat 
und Gesellschaft ist ein wichtiger Teil unserer Poli-
tik. Dabei muß der besonderen Stellung der Frau als 
Mutter selbstverständlich Rechnung getragen wer-
den. Dieses Gesetz kommt diesem Erfordernis deut-
lich nach. 

Die Opposition hat in den Beratungen und auch 
hier in diesem Hause Befürchtungen, Vermutungen 
und Unterstellungen ausgesprochen, die ich an die-
ser Stelle deutlich zurückweisen muß. So hat die 
Kollegin Frau Tübler vor einem Arbeitskreis für 
Landesverteidigung die Ansicht vertreten — und 
Herr Kollege Biehle hat das auch in der ersten 
Lesung angedeutet —, daß die CDU/CSU streng dar-
auf achten werde, daß die Bundeswehr keine Flin-
tenweiber bekomme. Die SPD-Bundestagsfraktion 
muß eine solche Unterstellung, als ob solche Absich-
ten erkennbar gewesen wären, entschieden zurück-
weisen. Wir achten das Grundgesetz und das inter-
nationale Recht, und die . Bürgerinnen und Bürger 

dieses Landes können sich darauf verlassen, daß 
niemand in der SPD daran denkt, Frauen an der 
Waffe auszubilden und sie der kämpfenden Truppe 
zuzuweisen. 

Eine weitere Behauptung kann nicht unwiderspro-
chen hingenommen werden, nämlich die des Kolle-
gen Biehle, daß der Gleichheitsgrundsatz von uns 
verletzt werden würde, weil beabsichtigt sei, die 
Frauen vom Sanitätsdienst für Zahnärzte, Apotheker 
und Veterinäre auszuschließen. Der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Schmidt hat bei der ersten 
Lesung schon darauf hingewiesen — und im Aus-
schuß wurde das noch einmal verdeutlicht —, daß 
hier der besonderen Personallage Rechnung zu tra-
gen ist. Wenn in diesem Bereich der leichte Über-
hang abgebaut ist, treten selbstverständlich die 
Frauen als gleichberechtigte Bewerber auf. Nur 
kann man heute nicht Erwartungen wecken, wenn 
für die nächste Zeit entsprechende Stellen von Män-
nern besetzt sind und auch nicht freigegeben wer-
den. Die Glaubwürdigkeit unserer Absichten wird 
eher erkennbar, wenn wir Zustände deutlich ma-
chen, als wenn ungerechtfertigt Hoffnungen genährt 
werden. 

Lassen Sie mich auch zur Attraktivität des Berufs 
der Sanitätsoffiziere noch etwas sagen. Es sagt sich 
leichthin, daß die Attraktivität noch gesteigert wer-
den müsse. Wenn Einkommensverhältnisse wie im 
freien Beruf gefordert werden, müssen auch die Be-
dingungen die gleichen wie im freien Beruf — wie 
Belastung, Risiko, Sicherheit im Alter und viele 
andere Dinge — sein. Wer bei der Bundeswehr eine 
höhere Attraktivität des Sanitätsoffiziersstandes in 
bezug auf Vergünstigungen fordert, muß auch be-
reit sein, dem übrigen öffentlichen Dienst das glei-
che oder ähnliches zuzugestehen. Nicht vergessen 
werden darf dabei auch das, was wir als Staat und 
als Versichertengemeinschaft noch zu leisten im-
stande sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Es sind heute überall Grenzen sichtbar, die von ver-
antwortungsbewußten Menschen beachtet werden 
müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zusam-
menfassend darf ich festhalten, daß die Gesetzes-
vorlage Anerkennung verdient. Ich möchte ausdrück-
lich danken: der Bundesregierung für die Initiative, 
dem Verteidigungsministerium für die Unterstüt-
zung, aber auch den beteiligten Ausschüssen für die 
zügige Beratung. Sie haben dazu beigetragen, daß 
das Sanitätswesen der Bundeswehr spürbar verbes-
sert werden kann und daß die Frau die Möglichkeit 
bekommt, gleichberechtigt neben dem Mann einen 
Beitrag zur äußeren Sicherheit unseres Landes zu lei-
sten. Wenn wir die ersten Erfahrungen hinter uns 
haben, werden wir vielleicht darüber reden müssen 
— lassen Sie mich das ein wenig humorvoll sagen —, 
welcher Lippenstift am besten zur Uniform paßt und 
welches Parfüm den Mief aus den Kasernen und 
Soldatenstuben vertreibt. Es darf und wird uns nicht 
stören, wenn Befehle von der Frau Stabsarzt oder 
vielleicht schon von der Frau Generalstabsarzt kom-
men. Hauptsache ist, sie sind sachgerecht und helfen, 
die Probleme auf gerechte und optimale Weise zu 
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lösen, und sie dienen unserer Landesverteidigung. 
Wir vertrauen auf den Sachverstand der Frau und 
der Sanitätsoffiziere von morgen und werden dem 
Gesetzentwurf unsere Zustimmung geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Ab-
geordnete Biehle. 

Biehle (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Nach den Ausfüh-
rungen des Kollegen Gerstl darf ich gleich eingangs 
feststellen, daß unsere Bedenken gegen dieses Ge-
setz eigentlich noch größer geworden sind, als sie 
ursprünglich schon waren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Kollege Gerstl meinte, daß es ein mutiger und 
längst überfälliger Schritt gewesen sei und daß Herr 
Bundesminister Leber sehr klug gehandelt habe, die-
ses Tabu zu brechen. Nun, ich meine, es bedarf nicht 
großen Mutes, sondern der Zweckmäßigkeit, um die-
ses Problem zu lösen. 

Was eine vom Bundesminister selbst eingesetzte 
unabhängige, politisch neutrale Kommission darüber 
denkt, darf ich mit Genehmigung der Frau Präsiden-
tin zitieren. Diese Kommission hat auf Seite 117 
ihres Berichts festgestellt: 

In der Einstellung von Frauen für die Laufbahn 
der Sanitätsoffiziere sieht die Kommission aller-
dings keinen entscheidenden Weg zur Beseiti-
gung des Mangels an längerdienenden Sanitäts-
offizieren. 

Ich glaube, es bedarf keines besseren Beweises, daß 
dieses Gesetz mit Sicherheit kein Jahrhundertgesetz 
ist, wie Herr Kollege Gerstl das darstellen und inter-
pretieren zu können glaubte. 

Er meinte, daß auch die Länder durch mehr Stu-
dienplätze die Situation verbessern könnten. Nun, 
da taucht die Frage auf: Was hat denn die Bundes-
regierung zur Veränderung der Staatsverträge un-
ternommen, die auf diesem Gebiet abgeschlossen 
sind? Wir haben wiederholt darauf hingewiesen. Auf 
unsere Fragen im Ausschuß haben wir nichts gehört; 
es war das „Schweigen im Walde" von Ganghofer, 
als wir nach der Gesamtkonzeption gefragt haben. 

Der Kollege Gerstl hat die Gleichstellung der Frau 
herausgestellt, ohne wesentliche Einschränkungen 
in bezug auf etwaige Ausweitungen damit zu ver-
binden. Der nächste Schritt ist dann eben die Nach-
richtenhelferin, die Fluglotsenhelferin und wer im-
mer da in Betracht kommt. Genau dagegen aber wen-
den wir uns, auch unter dem Gesichtspunkt, den 
ich in der ersten Lesung — Sie haben das noch ein-
mal erwähnt — mit der Verwendung des Begriffs 
„Flintenweiber" angesprochen habe. Sie haben mich 
allerdings nicht ganz richtig zitiert; ich darf wieder-
holen, was ich gesagt habe: 

Wir jedenfalls muten dies den Frauen nicht zu, 
und deshalb werden wir darauf achten, daß 
nicht auf dem Wege über die weiblichen Sani-
tätsoffiziere eine Bresche geschlagen wird, die 

eines Tages, langfristig gesehen, zu einem Sol-
datentyp führt, der dem eines Flintenweibes 
östlicher Prägung auch nur ähneln könnte. 

(Wehner [SPD] : Meinen Sie da auch die 
israelische Prägung? Sagen Sie das mal! Ein 

solches Geschwätz hier!) 

Genau das habe ich gesagt, und wer weiß, wie das 
mit den Frauen im Osten ist — Herr Kollege Weh-
ner, Sie wissen da ja besser Bescheid als ich —, 

(Wehner [SPD] : Sagen Sie etwas zu den 
Israelis!) 

kann feststellen, daß Frauen bis zu 55 Jahren sogar 
der Wehrpflicht und der Pflicht zum Waffendienst 
unterliegen. — Ihr Beispiel, Herr Kollege Wehner, 
zieht doch nicht; das haben Sie das letzte Mal schon 
gebracht. Das ist doch nichts Neues. Es müßte Ihnen 
gelegentlich wieder einmal etwas Neues einfallen, 
was Sie in diesem Zusammenhang sagen sollten. 

(Wehner [SPD] : Sie sagen nichts dazu, weil 
Sie darauf nicht anworten können und wol-

len!) 

Soviel zu dem, was der Kollege Gerstl gesagt hat. 
Zur Sache selbst! Mit dem Gesetz zur Zulassung 

der freiwilligen weiblichen Sanitätsoffiziere erhalten 
nach dem 20jährigen Bestehen der Bundeswehr nun 
auch die Frauen den Soldatenstatus. Mit diesem Vor-
gang, so meinen wir, wird aber keineswegs die bis-
herige Untätigkeit und auch das Versagen sowohl 
von Bundesminister Leber als auch seines Ministe-
riums bei der Lösung der — ich habe das schon ein-
mal anklingen lassen — schlechten Personalsituation 
im Sanitäts- und Gesundheitswesen der Bundes-
wehr behoben. Nahezu bei allen Haushaltsberatun-
gen im Ausschuß wurde diese Personalmisere im 
Sanitätswesen der Bundeswehr angesprochen. Wir 
entsinnen uns, daß am 29. November 1973 der Bun-
desminister der Verteidigung den Plan der neuen 
Wehrstruktur vorgelegt hat. Darin befindet sich 
auch der Plan über die Neugliederung des Sanitäts-
wesens. Nun, nach zwei Jahren, soll endlich am 
1. Oktober 1975 in Schleswig-Holstein ein erster 
Modellversuch beginnen. Das zeigt: Konkret liegt 
außer diesem Gesetz, das Sie uns heute präsentie-
ren, immer noch nichts vor. 

Ich wiederhole: Auf die Fragen im Ausschuß, 
welche Pläne zur Lösung der Gesamtmisere und des 
Gesamtproblems der schlechten Personallage im 
Sanitätswesen der Bundeswehr bestehen, haben wir 
leider keine verbindliche Antwort bekommen. Eine 
Beratung der in anderen Bereichen gegebenen Ant-
worten auf Fragen unserer Fraktion wurde uns auch 
nicht ermöglicht, weil man mit der Mehrheit 
der Koalition die Abstimmung durchgesetzt und 
mit den Stimmen der Koalition dieses Gesetz dem 
Plenum zur Abstimmung vorgelegt hat. Dadurch 
war uns keine Möglichkeit gegeben, diese Dinge 
im Detail anzugehen. In diesem Zusammenhang muß 
auch über das Demokratieverständnis der Koalition 
in den Ausschüssen gesprochen werden. 

Zum Gesetzesthema der Frau im Soldatenstatus 
bei der Bundeswehr wiederhole ich meine Feststel-
lung aus der ersten Lesung des Gesetzes, daß meine 
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Fraktion die Erschließung des Sanitätsbereichs im 
Truppendienst für Ärztinnen begrüßt. Die Meinung, 
daß dies in jedem Fall im Soldatenstatus zu gesche-
hen habe, ist jedoch nicht einhellig. 

Es muß wohl einmal generell ein Wort zu dem 
Wert des Dienstes der Frau in der Armee gesagt 
werden. Wohl unvergessen sind sicherlich die Lei-
stungen gerade auch der Frauen in den vergangenen 
beiden Weltkriegen. Zu Recht wurde vor kurzem in 
einem Beitrag über „Die Frau in der Landesverteidi

-

gung" festgestellt, daß es leider über die Frage, 
wie viele Frauen und Mädchen in den zehn Dienst-
jahren der beiden Weltkriege getötet, verwundet 
oder verschleppt wurden, wie viele in den Gefange-
nenlagern starben, keinerlei Dokumentation gibt. 
Es wäre sicherlich ein Denkmal für die Frau. 

Die wertvolle ärztliche Hilfe der Frauen nehmen 
wir im Interesse der Soldaten nun auch in der Bun-
deswehr dankbar an, doch findet der Soldatensta-
tus der Frau für meine Fraktion, für die Fraktion der 
CDU/CSU, bereits beim Sanitätsoffizier seine Gren-
zen. 

Die Vorlage ides Gesetzes ist für uns keine Schau 
zum Jahr der Frau. Es sollte auch von anderen die-
ser Eindruck nicht erweckt werden, zumal das Ge-
setz, gemessen am Gesamtproblem, nur eine Mini-
lösung darstellt. 

Wie ist denn die Lage? 

Erstens. Für den Sanitätsdienst werden 2 100 
Ärzte, davon 1 400 längendienende, benötigt. Ge-
genwärtig können nur 800 Dienstposten mit länger-
dienenden Sanitätsoffizieren — das sind Berufssol-
daten und Soldaten auf Zeit mit mehr als zweijähri-
ger Verpflichtung — besetzt werden. Es besteht so-
mit ein Fehl von rund 600 längerdienenden Sanitäts-
offizieren. 

Zweitens. Eine neue Sanitätsstruktur wird keine 
Einsparung an Sanitätsoffizieren bringen. Durch den 
Facharzteinsatz könnte jedoch die Attraktivität für 
die Laufbahn der Offiziere des Sanitätsdienstes ge-
steigert werden. Leider — ich habe es schon einmal 
erwähnt — beginnt der einjährige Modellversuch 
erst am 1. Oktober dieses Jahres. 

Drittens kommt hinzu, daß sich das Fehl von 1975 
bis 1980 durch die Erreichung der Dienstaltersgrenze 
bei weiteren 290 Sanitätsoffizieren vergrößert. 

Viertens ist durch die angestrebte Aussetzung des 
Prüfungsverfahrens für Kriegsdienstverweigerer — 
das sollten Sie auch bedenken, wenn Sie morgen 
darüber in diesem Plenum reden — ein weiterer 
Ausfall an Ärzten zu erwarten. Wehrpflichtige - Me-
diziner werden nach ihrer Approbation in den mit 
Facharztstellen und finanziell bestens bedachten zi-
vilen Bereich gehen, zumal auch die geplanten Sa-
nitätszentren mit den damit verbundenen Facharzt

-stellen noch in weiter Ferne liegen. Es ist eine fest-
stehende Tatsache, daß von den wehrpflichtigen Me-
dizinern, den sogenannten Restanten, insgesamt nur 
rund 50 % echten Wehrdienst leisten. 

Fünftens. Im Besoldungsbereich gab und gibt es 
keine Initiativen, um die Attraktivität zu heben. 

Sechstens. Es wird für Frauen keine Sanitätsoffi-
ziersanwärterstellen geben, weil das Angebot an 
männlichen Bewerbern in bezug auf vorhandene 
Studienplätze überreichlich ist. Für einen Studien-
platz stehen zehn erfolgreiche Prüflinge bei der Of-
fiziersbewerberprüfungszentrale zur Verfügung. 

Siebtens. Man will nur Frauen einen Sonderurlaub 
bis zu drei bzw. sechs Jahren sichern, wenn pflege-
bedürftige Angehörige im Haushalt leben. Das ist 
eine besonders fragwürdige Regelung. Pflegebedürf-
tige kann jeder Soldat im Haushalt haben, nicht nur 
der weibliche Sanitätsoffizier im Soldatenstatus. Wie 
handhabt man hier eigentlich das Grundgesetz und 
den Gleichheitsgrundsatz nach dem § 3 des Solda-
tengesetzes? Wo bleibt die propagierte Anwendung 
von grundsätzlich gleichen Rechten und Pflichten? 
Nach dem zu ändernden § 3 des Soldatengesetzes 
soll es künftig weder Vorteile noch eine Benachteili-
gung wegen des unterschiedlichen Geschlechtes ge-
ben. Das ist doch damit nicht garantiert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Achtens. Für den Sanitätsoffizier besteht generell 
die Pflicht zur Ausbildung mit der Waffe zur Selbst-
verteidigung und zum Schutz anvertrauter Verwun-
deter. Der weibliche Sanitätsoffizier muß diesen 
Schutz jedoch nicht vollziehen. Das sind interessante 
Perspektiven für einen Verwundeten in einem La-
zarett, wenn weibliche Sanitätsoffiziere im Ernst-
fall ihn zu betreuen haben. 

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundes-
ministerium der Verteidigung hat zwar am 8. Fe-
bruar 1974 in einer Ausschußvorlage richtig festge-
stellt — ich zitiere mit Genehmigung der Frau Prä-
sidentin — : 

Gleichgewichtig für die Nachwuchsgewinnung 
steht neben einer zeitentsprechenden, modernen 
Aufgabenstellung die Erfüllung der finanziellen 
Erwartungen im Vergleich zu den Verhältnissen 
für die gleiche Berufsgruppe im Zivilleben. Wei-
terhin wird auf eine besonders schlechte Per-
sonallage im musterungsärztlichen Dienst auf-
merksam gemacht. 

Ende des Zitats. Dies ist aber auch heute noch das 
gleiche Problem. Hierzu hat man leider weder etwas 
vorgelegt noch etwas erreicht. Hier ist Schweigen 
im Walde; ich muß das nochmal wiederholen. 

Ein Besoldungsbeispiel! Wenn ein 35 Jahre alter 
Oberstabsarzt, verheiratet, zwei Kinder, als Berufs-
soldat 3 775,25 DM verdient, dagegen laut Ausschrei-
bungen in neuesten Ärzteblättern in Mengen jungen 
Assistenzärzten neben einer Besoldung nach BAT II 
noch zusätzlich eine pauschale Bereitschaftsdienst-
vergütung von monatlich sage und schreibe 3 265 
DM gegeben wird — das ist nahezu - der Betrag des 
Gesamtverdienstes des Oberstabsarztes —, dann 
glaube ich doch feststellen zu dürfen, daß wir bei 
einer solchen Situation in hundert Jahren noch auf 
den großen Andrang bei den  Sanitätsoffizieren zu 
warten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier muß einfach rasch gehandelt werden. Hier darf 
nicht weiter abgebaut werden, wie es z. B. in der 
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Frage der Erschwerniszulage der Fall ist. Allerdings 
können die Auswüchse der zivilen Angebote — das 
sei hier ganz offen gestanden — nicht unbedingt der 
Maßstab für die Regelungen in der Bundeswehr und 
im öffentlichen Gesundheitswesen sein. 

Auch die Kommission „Personalergänzung im Sa-
nitäts- und Gesundheitswesen" hat am 5. Juni fest-
gestellt, daß der Dienst als Sanitätsoffizier in der 
Bundeswehr sowohl für den jungen Arzt als auch 
für den Abiturienten wenig anziehend ist, weil von 
der Besoldung bis zur Weiterbildung und zur Be-
förderung die Dinge einfach ungelöst sind. Lang-
fristig wird damit die gute ärztliche Versorgung so-
wohl der Soldaten als auch der Musterungszentren 
in Frage gestellt. Genau das ist der wunde Punkt. 
Die Kommission hat eine Vielzahl von Vorschlägen 
gemacht, unter anderem auch im Besoldungsbereich. 
Ich möchte sie nicht im einzelnen wiederholen. Ich 
kann nur sagen, sie decken sich weitgehend mit un-
seren Vorstellungen und sind von uns wiederholt 
vorgetragen worden. 

Wenn wir dem Gesetz mit seiner Mini-Lösung 
dennoch zustimmen, dann nur, weil wir — erstens — 
das Dilemma nicht noch mehr vergrößert wissen 
wollen und — zweitens — die Hoffnung haben, daß 
wenigstens das weiter ansteigende Fehl an Sanitäts-
offizieren mit diesem Gesetz einigermaßen kompen-
siert werden kann, wenn auch — das sei vermerkt — 
mit 82 Bewerbungen aus dem zivilen Bereich und 
mit 2 Bewerbungen von den 29 jetzt im zivilen Sta-
tus bei der Bundeswehr eingesetzten Ärztinnen der 
Andrang sicher nicht groß ist. Herr Staatssekretär 
Schmidt hat ja neulich im Ausschuß gesagt, die 
Frauen, die sich jetzt im zivilen Status bei der Bun-
deswehr befänden, seien unter völlig anderen Vor-
aussetzungen angetreten. Dazu muß ich bemerken: 
Das Argument war doch, daß jetzt Beförderungen 
und besoldungsmäßige Verbesserungen eintreten. 
Wenn dem so wäre, dann müßten genau diejenigen, 
die schon zur Zeit bei der Bundeswehr als zivile 
Ärztinnen Dienst leisten, die ersten sein, die sich 
für diesen Bereich melden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir fordern jedoch — darauf sei sehr eindring-
lich hingewiesen — anläßlich dieser Zustimmung 
erneut: 

Erstens. Umgehende Vorlage eines Konzepts zur 
Gesamtlösung des Personalproblems beim Sanitäts-  
und Gesundheitswesen der Bundeswehr. 

Zweitens. Keinerlei Ausweitung des Soldatensta-
tus für Frauen außerhalb der Laufbahn für Sanitäts-
offiziere. Minister Leber hält das zumindest für 
denkbar; so laut Bonner General-Anzeiger vom 
12. April 1975. 

Drittens. Rasche Verbesserung der Sanitätsstruk-
tur der Bundeswehr auf allen Ebenen. 

Viertens. Volle Zuständigkeit des Sanitäts- und 
Gesundheitswesens beim Inspekteur für das Sani-
tätswesen auch unter Einbeziehung der arbeitsmedi-
zinischen Bereiche der Bundeswehr. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Fünftens. Erhöhung der Zahl der durch Staats-
verträge festgelegten Studienplätze, um langfristig 
eigene Sanitätsoffiziere heranzubilden, wobei die 
Frau nicht ausgeklammert werden darf; das sei 
auch sehr deutlich gegen die bestehenden Tenden-
zen gesagt. 

Lassen Sie mich abschließend bemerken: Wir hof-
fen, daß man den vorliegenden Vorschlägen sowie 
den vorgetragenen Prioritäten künftig Rechnung 
trägt und mit noch größerem Eifer und Elan ans 
Werk geht, um unseren Soldaten auch in Zukunft 
modernsten Sanitätsdienst mit ausreichendem und 
qualifiziertem Personal zur Verfügung stellen zu 
können. Nur in diesem Sinne spricht sich die CDU/

-

CSU-Bundestagsfraktion für die Annahme des Ge-
setzes zur Änderung des Soldatengesetzes, des Sol-
datenversorgungsgesetzes und der Wehrdisziplinar-
ordnung in der vom Verteidigungsausschuß geän-
derten Fassung vom 12. Juni 1975 aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

(V o r s i t z : Vizepräsident von Hassel) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Krall. 

Krall (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen, meine Herren! Ich bin davon ausgegangen, 
daß wir hier eine Debatte über Tagesordnungspunkt 
6 haben. Herr Kollege Biehle hat einen wesent-
lichen Teil seines Beitrags auf ein Gutachten be-
zogen, das von dem Bundesminister der Verteidi-
gung vorgelegt worden ist und über das wir im Aus-
schuß noch nicht diskutiert haben. 

(Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU]) 

Ich habe im Ausschuß den Antrag gestellt, die Kon-
zeption über das Sanitäts- und Gesundheitswesen 
vortragen zu lassen und dabei dieses Gutachten zu 
verwerten. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Biehle [CDU/CSU]) 

— Herr Biehle, ich muß sagen, daß die Bedenken, 
die Sie hier vorgetragen haben, im Grunde genom-
men an den Haaren herbeigezogen sind, weil Ihnen 
vorher nichts besseres eingefallen ist. Jetzt machen 
Sie sich diese Vorschläge der Kommission zu eigen. 
Wo haben Sie jemals einen entsprechenden Antrag 
— etwa im Verteidigungsausschuß — eingebracht? 

(Biehle [CDU/CSU] : Lesen Sie mal die Pro

-

tokolle!) 

Wir werden uns zu gegebener Zeit eingehend mit 
dieser Frage zu beschäftigen haben. Sie können 
sicher sein, wir werden hierzu unseren Beitrag 
leisten. 

Im übrigen haben Sie versäumt zu erwähnen, daß 
in dem genannten Gutachten beispielsweise steht — 
ich erlaube mir, mit Genehmigung des Herrn Präsi-
denten die Ziffer 65 vorzulesen —: 

Wie bereits bisher als Beamte oder Angestellte 
im Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung, können auch für die Laufbahn der 
Sanitätsoffiziere grundsätzlich Ärztinnen, Zahn- 
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ärztinnen, Apothekerinnen und Tierärztinnen 
eingestellt werden. 

Diesen Beitrag der Kommission haben Sie wohlweis-
lich verschwiegen, wobei ich bemerke, daß Ihr Kol-
lege Prinz zu Sayn-Wittgenstein, der als Mitglied 
Ihrer Fraktion der Kommission angehörte, diesem 
Votum zugestimmt hat. 

Meine Damen und Herren, bei der ersten Lesung 
des Gesetzentwurfs Drucksache 7/3505, der die Vor-
aussetzungen dafür schafft, daß auch Frauen in die 
Laufbahn des Sanitätsdienstes eingestellt werden 
können, habe ich namens meiner Fraktion bereits 
unsere Zustimmung angekündigt. Die Behandlung 
im Ausschuß war kurz, aber eingehend. Unüberwind-
liche Differenzen in den Auffassungen sind nicht zu-
tage getreten. Die von mir in der ersten Lesung 
gestellten Fragen sind in der Beratung zufriedenstel-
lend beantwortet worden. Es ist hinreichend geklärt 
worden, warum mit weiblichen Ärzten im zivilen 
Status die Lücken im Sanitätsdienst nicht geschlos-
sen werden können. Wir sehen in dem Gesetzesvor-
schlag allerdings auch nur einen, aber immerhin 
einen wesentlichen Ansatz, das Fehl an Sanitätsoffi-
zieren abzubauen. 

Wir hatten geglaubt, daß wir aus Gründen des 
Gleichheitsgrundsatzes die Frage der Teilzeitarbeit 
in dieses Gesetz einbringen sollten, haben aber fest-
gestellt, daß diese Vorstellung mit den Eigentüm-
lichkeiten des militärischen Dienstes nicht vereinbar 
ist. Ich brauche hier nur ein Beispiel zu nennen, näm-
lich das: Im Soldatengesetz ist im Gegensatz zum 
Bundesbeamtengesetz eine Arbeitszeitregelung nicht 
vorgesehen. 

Von mir ist weiter die Frage angeschnitten wor-
den — das  hat  auch Herr Kollege Biehle hier ange-
sprochen, sowohl in der ersten als auch jetzt in der 
abschließenden Lesung —, ob die weiblichen Sani-
tätsoffiziere nur der Anfang von weiteren militäri-
schen Laufbahnen für Frauen in der Bundeswehr 
sein sollen. Hier gibt es für uns gar keine Zweifel: 
Es wird weder ein weibliches Schwesternkorps noch 
ein MTA-Korps noch gar weibliche Nachrichtenhelfe-
rinnen geben. 

Nachdem auch in der Beratung im Verteidigungs-
ausschuß weitgehend Einvernehmen erzielt worden 
ist und nachdem wir die wirklich schicken Unifor-
men für die Ärztinnen bewundert haben, wollen wir 
dem Fortschritt nicht im Wege stehen. Meine Frak-
tion wird dem Gesetzentwurf zustimmen. 

Meine Damen und Herren, ich wünsche uns allen 
auf viele Jahre gute Gesundheit. Den Zweiflern an 
der Notwendigkeit der Verabschiedung dieses Ge-
setzes kann ich nur wünschen, daß sie, falls sich 
meine Wünsche nicht in jedem Falle erfüllen, Gele-
genheit erhalten, etwa bei Wehrübungen oder beim 
Aufsuchen eines Bundeswehrkrankenhauses von 
zarter Frauenhand behandelt zu werden. Das gilt 
nicht nur für Abgeordnete, sondern auch für Mit-
glieder der Bundesregierung. 

(Heiterkeit — Beifall bei der FDP und bei 
der SPD — Biehle [CDU/CSU] : Jetzt wissen 
wir auch, warum Sie dafür sind! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung, Herr Schmidt (Würgendorf). 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Herr Präsident! Meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Nur drei ganz kurze Be-
merkungen. 

Erstens. Es ist kein nächster Schritt, keine Aus-
weitung vorgesehen — das habe ich im Ausschuß 
und an anderer Stelle, Herr Biehle, mehrmals be-
tont —; es es gibt darüber keine Planungen irgend-
welcher Art. Weil Sie danach gefragt haben, er-
kläre ich das hier noch einmal offiziell. 

Zweitens. Wir haben in den letzten Wochen und 
Monaten im Ausschuß vielerlei Konzepte vorgetra-
gen und darüber diskutiert. Ich glaube, die Informa-
tion in den Ausschuß hinein war nie umfassender 
als jetzt. Das Gesamtkonzept kann selbstverständ-
lich in der Reihenfolge, wie der Vorsitzende des 
Ausschusses es will, auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. 

Drittens. Ich möchte mich sehr dagegen verwah-
ren, daß hier dem Minister vorgeworfen wird, er 
habe versagt. Wir haben zu allen Zeiten, bei allen 
Verteidigungsministern Mangel an Ärzten gehabt. 
Dann müßte der Vorwurf auf alle früheren Mini-
ster ausgedehnt werden, jedoch bei diesem Mini-
ster wesentlich abgeschwächt werden. Denn er tut 
erstmalig auf eine völlig unkonventionelle Art et-
was, was uns aus dieser Misere wesentlich heraus-
bringt. Ich kann also einen solchen Vorwurf nicht 
unwidersprochen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung in 
zweiter Lesung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf mit  den  Art. 1, 2, 3 und 4, Einleitung und 
Überschrift. Wer zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Gegen eine Stimme ohne Enthal-
tungen angenommen. 

Ich rufe die 
dritte Beratung 

auf. Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe 
die dritte Beratung. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlußabstimmung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Gegen 
eine Stimme ist das Gesetz in dritter Lesung verab-
schiedet. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Marktstruktur-
gesetzes 

— Drucksache 7/2508 — 
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a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3679 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Löffler 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3678 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Marquardt 

(Erste Beratung 119. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern. Wünschen die 
Berichterstatter das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Beratung in zweiter Lesung. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen in zweiter Lesung zur Abstimmung 
über die Art: 1, 2, 3, 4, 5 sowie Einleitung und Über-
schrift. Wer zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort hat der Abgeordnete Marquardt. 

Marquardt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Umfang der heutigen Tagesord-
nung und das Überziehen der Zeitplanung für den 
Tagesordnungspunkt 2 haben die Frage aufgeworfen, 
ob wir die Beschlußfassung über die Änderung des 
Marktstrukturgesetzes nicht ohne Aussprache vor-
nehmen könnten. Wir sind jedoch interfraktionell 
übereingekommen, daß die Bedeutung dieses Geset-
zes für die deutsche Landwirtschaft die Abgabe von 
Erklärungen der Fraktionen erforderlich macht, und 
ich möchte alle, insbesondere jene, die seit heute 
morgen hier ausharren, um Nachsicht bitten. 

Dem Wunsch, diesem Hohen Hause den jeweili-
gen Standpunkt darzulegen, steht auch nicht die Tat-
sache entgegen, daß der Ernährungsausschuß nach 
eingehenden Beratungen und nach Anhörung von 
Sachverständigen diesmal den Entwurf einstimmig 
gebilligt hat. Ich betone diese Einstimmigkeit des-
halb besonders, weil die Entstehungsgeschichte des 
Marktstrukturgesetzes keineswegs immer unter dem 
Stern allgemeinen Einvernehmens und politischer 
Harmonie gestanden hat. Insbesondere in den 60er 
Jahren haben wir in diesem Hause miteinander und 
gegeneinander hart um den richtigen Weg einer 
strukturellen Marktanpassung der deutschen Land-
wirtschaft gerungen, denn schon dem vierten Deut-
schen Bundestag lagen einige Marktstrukturgesetz

-

entwürfe vor. Da gab es zunächst einen der sozial-
demokratischen Fraktion, dann folgte der Entwurf 
der FDP und schließlich ein solcher der CDU/CSU. 
Alle berufsständischen Organisationen, Agrarwis-
senschaft, Agrarpraxis, alle Fraktionen waren einer 
Meinung, daß die Agrarstruktur dringend einer Ver-
besserung bedarf. Nur über das Wie gingen die Mei-
nungen erheblich auseinander. Der Weg von der 
Einsicht zur Tat ist leider oftmals lang, oftmals sehr 
steinig, und man muß sagen, daß die damalige Bun

-

desregierung dem Vorhaben wenig hilfreich war. So 
kam es, daß erst vier Jahre später, 1969, auf Grund 
eines erneuten Initiativantrages der sozialdemokra-
tischen Fraktion das Marktstrukturgesetz in der heu-
tigen Fassung verabschiedet werden konnte. 

Ziel dieses Gesetzes war und bleibt es, rechtliche 
Voraussetzungen für die Förderung von Erzeuger-
gemeinschaften und deren Vereinigungen zu schaf-
fen, und zwar sollen es Gemeinschaften sein, zu de-
nen sich die Erzeuger freiwillig — darauf haben wir 
alle großen Wert gelegt — zusammenschließen. Die 
Tätigkeit dieser Gemeinschaft ist auf die Produktion 
bestimmter landwirtschaftlicher und verwandter Er-
zeugnisse beschränkt. Bedingung ist ferner, daß eine 
Erzeugergemeinschaft eine Mindestzahl von Betrie-
ben mit einer Mindestanbaufläche oder einer Min-
destproduktion umfassen muß. Die Mitglieder sollen 
sich durch Satzung zu bestimmten Qualitäts- und 
Erzeugungsregeln verpflichten. 

Die staatliche finanzielle Förderung — nunmehr 
ist sie in der Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur 
und Küstenschutz" verankert — erstreckt sich auf 
die notwendigen gemeinschaftlichen Erstinvestitio-
nen. Wir nennen das Starthilfe. Sie erstreckt sich 
ferner auf Beihilfen für die notwendige Beratung 
und für eine wirksame Qualitätskontrolle. 

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz ist nun 
seit sechs Jahren in Kraft und hat im ganzen zu 
recht beachtlichen Ergebnissen geführt. Es bestehen 
zur Zeit etwa 720 Erzeugergemeinschaften und 20 
Vereinigungen von Erzeugergemeinschaften. Es sind 
Zusammenschlüsse, die sich im Rahmen des Gesetzes 
darum bemühen, die Erzeugung und den Absatz 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse den Erfordernissen 
des Marktes anzupassen. Sie haben eine Absatz-
sicherung bewirkt, die die angeschlossenen Land-
wirte in den Stand versetzt hat mit der technischen 
Entwicklung in etwa Schritt zu halten und die Mög-
lichkeiten zur rationellen Bewirtschaftung besser 
auszuschöpfen. 

Wir haben feststellen müssen, daß die Bildung 
und Förderung von Erzeugergemeinschaften bisher 
vorwiegend in marktfernen Gebieten lag. Aber zu-
nehmend — das ist erfreulich — sieht es so aus, 
daß auch in marktnahen Bereichen mit einem stärke-
ren Ansteigen der Zahl von Gemeinschaften zu rech-
nen ist. Es ist ferner zu erkennen, daß Investitions-
beihilfen stärker in den Vordergrund treten. 

Die Intensität der Zusammenschlüsse ist zwangs-
läufig unterschiedlich. Sie reicht von der vergleichs-
weise lockeren Bindung bis zu sehr straffen Rege-
lungen von Produktion und Vermarktung. 

Meine Damen und Herren, wir haben 1969 vor-
ausgesehen — und das hat sich bestätigt —, daß die 
Bildung von Erzeugergemeinschaften zusätzlichen 
finanziellen Aufwand und zudem einen hohen Grad 
von Einsatzfreude erfordert. Wir verstehen deshalb 
sehr wohl, daß die Landwirtschaft einen finanziellen 
Anreiz braucht, um sich solchen Gemeinschaften an-
zuschließen und sich den daraus erwachsenden Ver-
pflichtungen auch zu unterwerfen. Das gilt nicht nur 
für neu entstehende Gemeinschaften, sondern auch 
für bestehende Zusammenschlüsse, die sich im Rah- 
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men des Gesetzes umbilden. Aber es sollte und kann 
nicht verkannt, und es sollte anerkannt werden, daß 
Bund und Länder einen ansehnlichen Beitrag gelei-
stet haben, diesen materiellen Anreiz zu schaffen. 
Für 1975 sind von Bund und Ländern allein Zu-
schüsse in Höhe von 53 Millionen DM bereitgestellt 
worden. 

Wir können also feststellen, daß sich das Gesetz 
in den zurückliegenden sechs Jahren im allgemei-
nen bewährt hat. Aber es hat sich auch gezeigt, daß 
einige Vorschriften verbesserungsbedürftig sind. 
Diesen gewonnenen Erkenntnissen soll mit dem vor-
liegenden Entwurf so weit wie möglich Rechnung 
getragen werden, und zwar in folgender Weise. 

Die bisherigen Förderungszeiträume waren ange-
sichts der tatsächlichen Anlaufschwierigkeiten zu 
kurz bemessen. Wir haben sie deshalb von drei auf 
fünf Jahre verlängert. Ferner erfordert der zwi-
schenzeitliche Erlaß von EG-Verordnungen die Än-
derung des Gesetzes. In diesem Falle treten EG-Be-
stimmungen materiellrechtlich an die Stelle der na-
tionalen Regelungen. Schließlich sollen Regelungen 
über bestimmte Investitionsbeihilfen auf die Zu-
sammenschlüsse nach EG-Recht erstreckt werden. 

Weiterhin soll auch der sachliche Anwendungsbe-
reich des Marktstrukturgesetzes ein wenig verän-
dert werden. Einige Erzeugnisse, für die bisher Er-
zeugergemeinschaften möglich waren, werden aus 
dem Geltungsbereich des Gesetzes herausgenom-
men. Für andere Erzeugnisse werden die Möglich-
keiten zur Bildung von Gemeinschaften neu eröffnet. 

Der Ernährungsausschuß hat bei seinen Beratun-
gen alle Einwände geprüft. Alle Anregungen wurden 
eingehend erörtert. Die Änderungen, die der Bun-
desrat vorgeschlagen hatte und denen die Bundes-
regierung zustimmte, sind von uns übernommen 
worden. Mancherlei Ergänzungen und Wünsche sind 
außerdem — das ist ganz natürlich — u. a. von der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Erzeugergemein-
schaften an den Ausschuß herangetragen worden. 
Sie konnten jedoch insbesondere insoweit nicht be-
rücksichtigt werden, als sie die finanziellen Mög-
lichkeiten, die uns gegeben sind, übersteigen. Ich 
möchte ausdrücklich anerkennen, daß auch die 
Opposition in dieser Hinsicht Vernunft wahrte. 

Wir können also mit Zufriedenheit feststellen, daß 
die Finanzierung des Gesetzes keine Probleme auf-
wirft. Zwar erfordert die Verlängerung der Förde-
rungszeiträume voraussichtlich jährliche Mehrauf-
wendungen von 2 bis 5 Millionen DM, von denen 
der Bund 60 % zu tragen hat. Die zusätzlichen An-
forderungen an den Bund werden aber aus dem be-
stehenden Finanzplafonds der Gemeinschaftsaufgabe 
gedeckt. 

Zum Schluß gestatten Sie mir noch ein Wort 
direkt an die Landwirtschaft. Das Marktstruktur-
gesetz ist als Hilfe zur Selbsthilfe geschaffen wor-
den. Wir haben der deutschen Landwirtschaft damit 
die Möglichkeit eingeräumt, durch staatlich geför-
derte neue Organisationsformen ihre Stellung im 
europäischen Markt zu stärken. Wir haben das vor 
sechs Jahren mit dem Ziel getan, ihre Wettbewerbs

-

fähigkeit zu erhalten und auszubauen. Ob die Land

-

wirtschaft von dem Angebot des Marktstruktur-
gesetzes bislang im ausreichenden oder im notwen-
digen Umfang Gebrauch gemacht hat, muß aller-
dings in Anbetracht der vorliegenden Zahlen be-
zweifelt werden. 

Wir haben den Eindruck, daß sich die Landwirt-
schaft und deren Organisationen in den anderen 
EG-Partnerländern schneller und wirkungsvoller auf 
die Notwendigkeiten der Zeit und auf die Chancen 
im gemeinsamen Agrarmarkt eingestellt haben. 
Eigenbrötelei verbaut Zukunftschancen. Voraus-
sicht, Mut und Tatkraft sind geboten, will die Land-
wirtschaft auf dem Markt bestehen. Gewiß, das 
zwingt mancherorts zum Undenken, und dazu kann 
niemand gezwungen werden. Der Zwang zur Markt-
anpassung ist jedoch unabweislich. Deshalb wird die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion dem Ände-
rungsgesetz zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Mar-
quardt, wir konnten auf diese Aussprache nicht ver-
zichten, obgleich ich ja nun feststellen muß, daß Sie 
die Opposition in Ihren Ausführungen auch sehr 
nett behandelt haben. Ich werde bei meinen Aus-
führungen Ihnen gegenüber Gleiches tun; ich hoffe 
jedenfalls, das jeweils so hinzukriegen. 

Die Änderung des Marktstrukturgesetzes — Bun-
destagsdrucksache 7/2508 — wurde nötig, um die 
kartellrechtlichen Bestimmungen der geänderten 
Rechtslage anzupassen, die nach dem Inkrafttreten 
der EWG-Verordnungen zur Regelung von Erzeuger-
gemeinschaften bzw. -organisationen eingetreten ist. 

Das Marktstrukturgesetz — das muß wiederholt 
werden — ist einfach dringend erforderlich, um das 
zersplitterte Angebot der Landwirtschaft — wir ha-
ben immerhin allein in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Million Betriebe, die den Markt beliefern 
— zu bündeln, um letztlich dem Verbraucher hohe 
Qualitäten anbieten zu können und um uns schließ-
lich der Vermarktungsstruktur anzupassen. Sie wis-
sen, daß gerade in bezug auf die Vermarktung ge-
genüber dem Endverbraucher in den letzten zehn 
Jahren enorme Strukturveränderungen vonstatten 
gegangen sind. 

(Susset [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem Gesetz zu. Sie 
haben das ja schon bei der zweiten Beratung fest-
gestellt. Aber wir haben doch einige Wünsche vor-
zutragen, die wir auch schon im Ernährungsausschuß 
dargelegt haben, wie ich meine, mit sehr guten Be-
gründungen. Leider wurden diese unsere Vorstellun-
gen jeweils mit 8 : 8 Stimmen abgelehnt. 

In bezug auf die Starthilfe möchten wir gerne, daß 
nicht nur der Zeitraum von drei auf fünf Jahre ver-
längert wird, sondern daß auch die beiden letzten 
Jahre mit jeweils 1 % zusätzlich dotiert werden, 
weil wir einfach meinen, daß es notwendig ist, den 
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Landwirten einen etwas höheren Anreiz zu geben 
und die Erzeugergemeinschaften für die Landwirte 
attraktiver zu machen; denn wir müssen uns dar-
über im klaren sein, daß ein Landwirt als Betriebs-
leiter einen wesentlichen Teil seiner Dispositions-
freiheit aufgibt. Das tut er nicht so furchtbar gerne. 
Die Kosten sind gering und liegen zwischen Null 
und bis zu 6 bis 7 Millionen DM. Das sollte bei 
einem Etat von 2 Milliarden DM für die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" wohl zu verkraften sein, ohne 
den Haushalt zusätzlich zu belasten. 

Zweitens wünschen wir uns, daß die Investitions-
förderung für die Erzeugergemeinschaften, die Erst-
förderung nicht nur von fünf auf sieben Jahre aus-
gedehnt wird, sondern daß die zeitliche Begrenzung 
völlig wegfällt; denn wir möchten gerne Fehlinvesti-
tionen vermeiden, die nur deshalb entstehen, weil 
eine zeitliche Befristung vorgesehen ist. Auch die 
Marktpartner, die die Produkte von den Erzeuger-
gemeinschaften aufnehmen, haben keine zeitliche 
Begrenzung. Man sollte also die Erzeugergemein-
schaften gleichstellen. 

Drittens sind wir nicht ganz sicher, ob zum heuti-
gen Zeitpunkt die Produktliste bereits so verändert 
werden kann, wie sie in der Änderung des Markt-
strukturgesetzes vorgesehen ist. Unsere Fischwirt-
schaft und unsere Obst- und Gemüsewirtschaft sind 
z. B. durchaus nicht der Meinung, daß alle ihre Pro-
bleme über Verordnungen der Europäischen Gemein-
schaft geregelt sind. Wir haben gerade in diesem 
Jahr bei den Marktstörungen in der Fischwirtschaft 
festgestellt, daß andere Länder der Europäischen 
Gemeinschaft schneller und wirkungsvoller reagie-
ren, wenn es darum geht, ihre eigene Produktion, 
ihre eigene Fischwirtschaft zu stärken. 

Ich meine aber auch, daß sechs Jahre Markt-
strukturgesetz — im Mai 1969 trat dieses Gesetz in 
Kraft — Anlaß geben sollten, einmal kritisch zu 
überprüfen, wie dieses Marktstrukturgesetz eigent-
lich gewirkt hat, wie es die Position der Landwirt-
schaft gegenüber den Vermarktern, gegenüber den 
Verbrauchern verbessert hat. Vor allen Dingen müs-
sen wir auch kontrollieren — das ist ganz bedeut-
sam —, ob die Instrumente Marktstrukturgesetz 
und Absatzfondsgesetz, das hier direkt mit hinein-
spielt, gemeinsam der deutschen Landwirtschaft eine 
Wettbewerbsstellung geben, die beispielsweise der 
der Landwirtschaft unserer Hauptkonkurrenten 
Frankreich und Holland in der Europäischen Ge-
meinschaft entspricht. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Sehr rich

-

tig!) 

Bei den Produkten Fleisch, Milch und Eier, die das 
ganze Jahr kontinuierlich an den Markt geliefert 
werden, haben sich die Marktverhältnisse mit den 
Erzeugergemeinschaften und deren Vereinigungen 
leicht stabilisiert und damit positiv verändert. Bei 
Rindfleisch ist mit nationalen Maßnahmen der sai-
sonale Angebotsdruck beim Weideabtrieb gemildert 
worden. Das ist von der Einfuhr- und Vorratsstelle 
und — das kann man ja auch von seiten der Oppo-
sition einmal positiv feststellen — auch von der 

Bundesregierung in wirklich hervorragender Weise 
durchgeführt worden. Allerdings müssen wir uns 
darüber im klaren sein, daß die Mangelverordnun-
gen bei Rindfleisch und vor allem auch deren zu 
späte Aufhebung 1973 einen wesentlichen Einbruch 
in den Markt gebracht haben, der erst jetzt in die-
sen Tagen ausgeräumt werden konnte. 

Meine Damen und Herren, bei zwei Produktgrup-
pen — und das ist der eigentliche Grund, weshalb 
ich hier vorne stehe — müssen wir, mit Verlaub ge-
sagt, feststellen, daß die Bundesregierung total ver-
sagt hat. Sie hat überhaupt keine Hilfestellung ge-
geben, damit auch diese Bereiche eine vernünftige 
Marktausrichtung bekommen konnten. Als erstes 
nenne ich die Bemühungen der Landwirtschaft, über 
Erzeugergemeinschaften die Qualitätsproduktion 
von Getreide, vor allen Dingen von Weizen, voran-
zutreiben. Immerhin gibt es 189 Erzeugergemein-
schaften, davon allein 76 in Schleswig-Holstein, die 
sich diese Aufgabe gestellt haben. Da die Bundes-
regierung überhaupt nichts unternommen hat, wäh-
rend der Ernte die gestörte Marktsituation, Angebot 
und Nachfrage, zugunsten der Landwirtschaft zu 
unterstützen, ist das Ergebnis, daß die Mühlen

-i

ndustrie während der Ernte Qualitätsweizen zum 
Interventionspreis für Füllweizen hat aufkaufen 
können. Man kann den Mühlenkaufleuten daraus 
gar keinen Vorwurf machen. Ich möchte hier nicht 
falsch verstanden werden. Natürlich muß ein Kauf-
mann so günstig einkaufen, wie es der Markt nur 
zuläßt. Aber die Bundesregierung hätte hier mit der 
Auffüllung der nationalen Reserve eine entschei-
dende Hilfestellung geben können. Meine Freunde 
und ich haben hier im Bundestag, meine Damen und 
Herren, in vielen Fragen an die Bundesregierung 
die Richtung aufgezeigt, hier der Landwirtschaft 
Unterstützung zu gewähren, und wir haben immer 
nur ausweichenden oder abschlägigen Bescheid be-
kommen. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Eigen, 
sprich doch mal zum Thema!) 

— Das ist das Thema Marktstrukturgesetz, weil 
es darum geht, ob es Erfolg gehabt hat oder nicht. 

(Dr. Schmidt [Gellersen] [SPD] : Eigen, Sie 
sind schief gewickelt!) 

— Herr Schmidt (Gellersen), Sie können ganz sicher 
sein, meine Mutter hat mich richtig gewickelt, sonst 
wäre ich nicht in meiner ganzen Statur hier im 
Bundestag; darauf können Sie sich verlassen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es gibt sogar Meldun-
gen aus dem Jahre 1973, daß die Bundesreserve 
amerikanischen Qualitätsweizen ausgelagert hat, 
um französischen Qualitätsweizen einzulagern. 
Diese Berichte sind nicht dementiert worden. Deut-
licher kann man, so meine ich, die Fehlleistung der 
Bundesregierung in diesem Bereich nun wirklich 
nicht aufzeigen. 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

Die zweite Produktgruppe, um die es hier geht, 
ist Obst und Gemüse zur Verarbeitung. Wir wis-
sen, daß Obst und Gemüse für den Frischmarkt durch 
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die Verordnung Nr. 159/66 der Europäischen Ge-
meinschaft geregelt ist und daß die Erzeugerorgani-
sationen auch in der Bundesrepublik Deutschland 
relativ gut funktionieren. Nur eine Produkt-
gruppe ist deswegen herausgefallen, weil man die 
Kriterien für die Erzeugerorganisationen in der 
Bundesrepublik Deutschland zusätzlich verschärft 
hat, und das ist die Produktgruppe Obst und Ge-
müse zur Verarbeitung. 

Und nun kommt es, meine Damen und Herren: 
Die Bundesregierung hat in den sechs Jahren nicht 
einmal Verordnungen zur Gründung von Erzeuger-
gemeinschaften in diesem Produktbereich erlassen, 
obgleich er in der Liste der Produkte aufgeführt ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hat total 
versagt!) 

und das, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
bei einem Produktbereich, der dem allerschärfsten 
Verdrängungswettbewerb in der Europäischen Ge-
meinschaft ausgesetzt war. 

(Genau! bei der CDU/CSU) 

Ich will gern zugeben, daß einer der wesentlichen 
Gründe der ist, daß Obst- und Gemüsekonserven 
überhaupt nicht mit dem Grenzausgleich bedacht 
waren; das hat eine noch stärkere Wirkung gehabt. 
Aber die Bundesregierung hätte mit einer vernünf-
tigen Hilfestellung durchaus auch über Erzeuger-
gemeinschaften mit dazu helfen können, daß diese 
vollständige Verdrängung der deutschen Produk-
tion vom deutschen Markt, wie sie bei einigen 
wichtigen Produkten — denken Sie z. B. an Erb-
sen — vonstatten gegangen ist, nicht hätte sein 
müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie wir ihr ge

-

sagt haben!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, hier ist 
Volksvermögen vergeudet worden, so die ganzen 
Fabriken, auch die von der GEG in Meldorf, die 
einen Millionenwert haben; sie stehen still und 
rosten still vor sich hin. Es sind hier auch den Land-
wirten Anbauchancen genommen worden, die nicht 
wiederkommen. Das ist bei solchen Entwicklungen 
immer das Bedauerliche, daß man das nicht wieder 
reparieren kann. 

Wenn man die Frage prüft, ob die deutsche Land-
wirtschaft mit Marktstruktur- und Absatzfondsge-
setz ähnlich schlagkräftige Vermarktungsinstru-
mente besitzt wie Frankreich und Holland, so ist 
dies eindeutig mit Nein zu beantworten, und das, 
obgleich auch die deutsche Landwirtschaft und die 
Ernährungswirtschaft in den letzten Jahren erheb-
liche Exportsteigerungen haben durchführen kön-
nen. Interprofessionelle Abkommen, die vom Staat 
verbindlich anerkannt werden, in Frankreich Forma 
und Sopexa, haben — genau wie die Produktschap-
pen in Holland — der jeweiligen Landwirtschaft 
sicherlich eine stärkere Marktstrategie erlaubt, als 
es der Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land bisher möglich ist. 

Ich komme zum Schluß. 

(Wehner [SPD] : Sehr gut!) 

— Ja, es tut mir leid, Herr Wehner, daß Sie sich 
nicht für die Probleme der Vermarktung von Nah-
rungsmitteln und für das Ziel, daß die Verbraucher 
hervorragende Qualitäten bekommen, interessieren, 

(Wehner [SPD] : Sehr sogar, aber ich freue 
mich auch, wenn Sie zum Schluß kommen!) 

aber das wird ja jetzt im Protokoll vermerkt sein. 

Wir werden also zu prüfen haben, ob nicht weitere 
Maßnahmen zur Verbesserung des Wettbewerbs für 
die deutsche Landwirtschaft notwendig sind, wobei 
wir die Erhaltung der Vielfalt der Partner am 
Markt, insbesondere der mittelständischen Betriebe, 
im Auge behalten müssen, wenn wir den Verbrau-
chern und den Erzeugern von Nahrungsmitteln und 
nichteßbaren Produkten der Land-, Garten- und 
Forstwirtschaft gleichermaßen dienen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gallus. 

Gallus (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eigentlich sollten hier ja nur Erklärungen 
abgegeben werden. Nach den Ausführungen von 
Herrn Kollegen Eigen ist es aber sicher notwendig, 
auch etwas auf das einzugehen, was er hier über 
den Rahmen dieses Gesetzes hinaus zum Besten ge-
geben hat. 

Zunächst einmal möchte ich für die FDP-Fraktion 
feststellen, daß diese Ergänzung des Marktstruktur-
gesetzes, wenn man sie richtig wertet, nicht mehr 
als eine Hilfe zur Selbsthilfe für die deutsche Land-
wirtschaft sein kann. Das muß man hier ganz klar 
feststellen. Wir wissen auch, daß das Marktstruktur-
gesetz bei seiner Einführung vom Grundsatz her 
richtig gelegen und sich vom Grundsatz her in den 
letzten Jahren auch bewährt hat. Es ist aber deut-
lich geworden, daß nun auf Grund von gewissen An-
fangsschwierigkeiten Verbesserungen notwendig 
sind. Es ging darum, die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Landwirtschaft am Markt weiter zu stär-
ken. Darüber hinaus ging es insbesondere darum, 
die Regelungen, die von  der  EWG getroffen wurden, 
in dieses Gesetz einzubauen. Für uns von der FDP 
war es weiterhin entscheidend, die Neutralität der 
Marktpartner in diesem Gesetz und durch dieses 
Gesetz zu wahren. 

Bei der Anhörung, die wir im Ausschuß gemeinsam 
erlebt haben, ist deutlich geworden, daß die Länder 
in der Mehrheit nicht bereit sind — Herr Eigen, dies 
gleich zur Erwiderung auf Ihre höheren Forderun-
gen —, höhere Leistungen im Blick auf die Durch-
führung dieses Gesetzes zu erbringen, wie es von 
einigen Wirtschaftsverbänden gefordert worden ist. 
Die Abstimmung bei der Einbringung im Bundesrat 
hat eindeutig bewiesen, daß höhere Leistungen von 
den Ländern mit Mehrheit abgelehnt werden. Ich 
glaube, wir können feststellen, daß die  Finanzierung 
nach dem Gemeinschaftsaufgabengesetz erfolgt und 
— so, wie das Gesetz verabschiedet worden ist — 
gesichert ist. 
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Nun aber ein paar Worte zu Ihnen, Herr Eigen. 

Sie tun hier so, als ob die gesamten im Zusammen-
hang mit diesem Gesetz sich ergebenden Fragen 
noch offen wären. Dabei wissen Sie genau, daß Ihre 
Gruppe im Ernährungsausschuß diesem Gesetz zuge-
stimmt hat. 

(Eigen [CDU/CSU] : Das haben wir doch 
hier auch getan!) 

— Mal langsam! Man kann aber der Offentlichkeit 
gegenüber hier in einer Rede nicht so tun, als ob 
das alles noch zu regeln wäre. Dies möchte ich ein-
gangs zu Ihren Äußerungen festgestellt haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

In der Anhörung wurde von seiten eines so stark 
agrarwirtschaftlich orientierten Landes wie Nieder-
sachsen auf die Frage eines Mitglieds unseres Aus-
schusses, ob Niedersachsen z. B. bereit wäre, mehr 
Geld für die Finanzierung dieses Gesetzes zur Ver-
fügung zu stellen, eindeutig erklärt, das Land sei 
nicht in der Lage, über das, was das Gesetz sowieso 
an Mehrbelastungen mit sich bringt, hinausgehend 
weitere Leistungen zu finanzieren. Man kann sich 
dann nicht hier hinstellen und weitere Prozente in 
der Förderung verlangen. Das geht nicht! 

(Beifall bei der FDP) 

Ich bin auch der Meinung, daß, was die Investi-
tionsförderung anbetrifft, die Regelung der zeit-

lichen Begrenzung auf sieben Jahre durchaus be-
stehen kann. Wir wollen aber sehen, wie die Dinge 
sich in den nächsten sieben Jahren entwickeln. Wir 
sollten uns nicht nur an die Brust schlagen, sondern 
ehrlich genug sein, um zuzugeben, daß es nicht nur 
im übrigen Bereich der Wirtschaft, sondern auch im 
Bereich der Verarbeitung landwirtschaftlicher Pro-
dukte Fehlinvestitionen gegeben hat. Man sollte 
auch einmal so ehrlich sein, dies zu sagen. Insofern 
ist meiner Meinung nach eine Begrenzung durchaus 
sinnvoll. 

Zu dem, was Sie darüber hinaus über den echten 
Wettbewerb in der EWG gesagt haben, und zu Ihren 
agrarpolitischen Vorwürfen gegenüber dieser Bun-
desregierung kann ich nur folgendes sagen. Herr 
Eigen, wenn Sie Europa agrarwirtschaftlich und 
agrarpolitisch betrachten und untersuchen, wie der 
Lebensstandard der Landwirte in den einzelnen Ge-
bieten Europas ist, stellen Sie fest, daß wir in der 
Bundesrepublik — und auch in Schleswig-Hol-
stein — nicht schlecht abschneiden. Wenn wir uns 
einzelne Gebiete in Europa ansehen und das fest-
stellen, müssen wir wenigstens auch so ehrlich sein, 
dieser Bundesregierung und diesem Bundeslandwirt-
schaftsminister zu bescheinigen, daß sie den Ver-
such unternommen haben, im Rahmen der EWG 
eine vernünftige Agrarpolitik zu betreiben, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

zu der mir selbst Ihre Parteifreunde von der CDU 
draußen im Lande, die nicht hier im Parlament sit-
zen, fast jeden Tag ins Ohr flüstern: Leider haben 
unsere Freunde in Bonn kein Alternativprogramm 
zu dieser Agrarpolitik von Josef Ertl vorgelegt. Lei

-

der steht nicht einmal in Ihrem Parteiprogramm von 
Mannheim ein Wort zur Agrarpolitik. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der SPD 
— Rawe [CDU/CSU] : Das kennen Sie doch 

noch gar nicht!) 

Ein Lob muß ich hier der CSU sagen. Sie hat ein 
umfangreiches Kapitel zur Agrarpolitik in ihr Pro-
gramm geschrieben. Bei der CDU ist das vergessen 
worden. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Wir 
haben Arbeitsteilung!) 

Das müssen Sie sich von hier aus einmal sagen 
lassen, wenn Sie schon in diesem Ausmaß Kritik an 
der Agrarpolitik dieser Bundesregierung üben. 

Was die Qualität des Weizens anbetrifft, Herr 
Eigen, so liegt die Problematik nicht auf dem Gebiet, 
das Sie erwähnt haben. Was wollen Sie eigentlich? 
Wollen Sie eine freie Wirtschaft, die andererseits 
durch Interventionspreise in der EWG abgesichert 
ist, oder wollen Sie eine bis ins Detail reglemen-
tierte Wirtschaft? Das wollen wir nicht, und das 
kann auch nicht Sinn und Zweck der Agrarpolitik in 
der EWG sein. Ich bin der Meinung, hier wird genug 
reglementiert. 

Wenn es ein Problem beim Weizen gibt, dann ist 
es das des Massenweizens, für den, wie ich kürzlich 
in Brüssel erklärt habe, kein Interventionspreis 
festgesetzt werden darf. Im Gegensatz dazu vertre-
ten Sie hier eine andere Auffassung. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Eigen? 

Gallus (FDP) : Nein, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und zwar deshalb nicht, weil hier Erklärungen vor-
gesehen waren, und im Rahmen von Erklärungen 
gibt es keine Zwischenfragen. 

Ich sage Ihnen, das Problem beim Weizen liegt 
darin, daß wir, wenn wir auch noch einen Interven-
tionspreis für Massenweizen festsetzen, in eine 
Situation geraten, in der wir über kurz oder lang 
nicht mehr wissen, wo wir letzten Endes das Geld 
hernehmen sollen, um all diese Dinge zu bewältigen. 

Sie haben hier wiederum einiges zu Ihrem speziel-
len Gebiet Obst und Gemüse zum besten gegeben. 
Ich kann zum Schluß nur folgendes sagen: Jedem 
denkenden Menschen war klar, daß sich von dem 
Tage an, als wir in die EWG eintraten, auf Grund 
der verschiedenartigen klimatischen Bedingungen 
in Europa eine Verlagerung der Produktion insbe-
sondere im Bereich Obst und Gemüse ergeben 
würde. 

(Eigen [CDU/CSU] : Von Aufwertung und 
Abwertung haben Sie wohl noch nie etwas 

gehört?) 

Die FDP, meine Damen und Herren, wird diesem 
Gesetzentwurf auf jeden Fall zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, Herr Ertl. 

Ertl,  Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es war ursprünglich nicht meine Absicht, 
hier einzugreifen. Aber ich glaube, der Verlauf der 
Debatte und die Erklärungen zwingen mich dazu, 
einiges richtigzustellen. 

Erstens. Soweit ich informiert worden bin, Herr 
Kollege Eigen, ist von keinem Mitglied des Aus-
schusses der Antrag gestellt worden, Investitions-
hilfen unbefristet zu gewähren. Deshalb kann man 
auch nicht hergehen und sagen, das habe im 
Gesetz keinen Niederschlag gefunden. Das muß ich 
richtigstellen. Ich muß Ihnen aber auch sagen: selbst 
wenn ein solcher Antrag gestellt worden wäre, hätte 
ich mich dagegen ausgesprochen, weil es nicht Sinn 
der Sache sein kann, Dauerinvestitionshilfen für 
Erzeugergemeinschaften zu schaffen. Das würde 
auch auf den härtesten Widerstand aller anderen 
Marktpartner stoßen. Sie kennen das Schlagwort 
vom dritten Vermarktungsweg. Insoweit geht das 
also gar nicht. Diese Feststellung war deshalb nicht 
richtig. Das ist auch Gott sei Dank, möchte ich sagen, 
auf Grund des Sachverstandes im Ausschuß nicht 
weiterverfolgt worden. 

(Eigen [CDU/CSU] : Es geht um die Erst

-

investition!) 

— Auch diese kann nicht unbeschränkt sein. Es kann 
nur eine vorübergehende Selbsthilfe sein, Herr Kol-
lege Eigen. Ich war noch im Ausschuß, als wir um 
das Gesetz rangen. Damals gab es verschiedene Lö-
sungsvorschläge; Kollege Marquardt hat das ange-
führt. Mehr konnten Sie doch nicht erwarten. Hier 
sollte die Möglichkeit einer Qualitätsproduktion 
geschaffen werden, und wenn diese Möglichkeit ge-
nutzt wird, ist es nicht notwendig, daß der Staat auf 
die Dauer Investitionshilfen gewährt. Es gibt kei-
nen Wirtschaftszweig in unserer Gesellschaft, der 
auf die Dauer Investitionshilfen bekommt. 

(Eigen [CDU/CSU] : Das habe ich doch gar 
nicht beantragt!) 

— Sie haben es so gesagt. Wenn ich Sie falsch ver-
standen habe, nehme ich es zurück. Aber ich glaube, 
auch die Zuhörer haben es so verstanden. 

(Eigen [CDU/CSU] : Nein!) 

Zweiter Punkt. Sie sind sehr auf das Markt-The-
ma eingegangen. — Ich muß und will es sehr kurz 
machen. — Ich kann nur folgendes feststellen: In-
zwischen — das macht manchen Leuten gar keine 
Freude; mir macht es sehr große Freude — ist die 
Bundesrepublik Deutschland als Agrarexportland an 
die siebente Stelle gerückt. Das war vor zehn Jah-
ren unvorstellbar. Offensichtlich hat also unsere 
gesamte Agrar- und auch Agrarmarktpolitik doch 
einige Wirkung gezeigt. Sie können sich jederzeit 
darüber informieren, wie sich die Warenströme be-
wegen, z. B. auch von der Bundesrepublik Deutsch-
land in die Niederlande und nach Frankreich. Vom 
klassischen Absatzland Italien will ich nicht spre

-

chen. Offensichtlich muß es also doch gelungen sein, 
unsere Landwirtschaft und unsere Agrarwirtschaft 
sehr leistungsfähig und konkurrenzfähig zu machen; 
denn sonst wären ja die zehn Milliarden DM Ex-
portvolumen nicht zustande gekommen. Darin sehe 
ich einen Erfolg unserer Bemühungen im Zusammen-
hang mit dem Absatzfondsgesetz und dem bisheri-
gen Marktstrukturgesetz. 

Was jetzt geschehen soll, ist eine Verbesserung 
auf Grund der vorliegenden Erfahrungen. Ich bin 
dankbar dafür, daß wir uns hier im Grundsatz auch 
alle einig sind. Aber ich darf noch einmal sagen: 
Unsere Agrarwirtschaft gehört heute mit zu den 
leistungsfähigsten und konkurrenzfähigsten. Die 
Zahlen beweisen das. Das ist ja immer das Wichtig-
ste. Nicht die Worte sind das Wichtigste, sondern 
die Zahlen. 

Ich darf auch sagen, daß die Leistungsfähigkeit 
und Konkurrenzfähigkeit von Landwirtschaft und 
Agrarwirtschaft dadurch gestärkt wird, daß es in 
unserem Lande möglich war, durch die Politik der 
Bundesregierung, aber auch der Bundesbank, erfolg-
reiche Stabilitätspolitik zu betreiben. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Mit dem 
Ergebnis, daß die Bauern immer weniger 

verdienen!) 

— Das werden Sie im nächsten Agrarbericht wieder 
sehr deutlich lesen können. Ich kann Ihnen, verehr-
ter Herr Kollege, nur sagen: Noch kann sich die 
Bundesregierung für die sechs Jahre, in denen sie 
die Verantwortung trägt, in den jährlichen Zuwachs-
raten immer noch mit den fünf Jahren vorher mes-
sen. Und solange es so bleibt, habe ich ein ruhiges 
Gewissen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Franke 
[Osnabrück] [CDU/CSU] : Auch beim Kauf

-

wert?) 

— Das ist nachlesbar. Das braucht hier gar nicht 
diskutiert zu werden. Aber wenn Sie mir andere 
Zahlen vorlegen, bin ich bereit, mich überzeugen zu 
lassen. Ich schicke Ihnen den Agrarbericht; es tut 
not, daß Sie den einmal lesen. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Ich lese 
ihn sogar!) 

— Dann hätten Sie so etwas nicht sagen können. Ich 
nehme nicht an, daß Sie einen Joke gemacht haben. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Auch 
real?) 

— Auch real! 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Nein!) 

— Auch real! Lesen Sie einmal die Zahlen nach! 
Wir sprechen uns wieder. Es gibt einen neuen 
Agrarbericht. Bei uns wird das immer auf den Tisch 
gelegt. Dann müssen Sie das schon differenzierter 
darlegen. So global geht das nicht. 

Nun eine letzte Bemerkung, Herr Kollege Eigen. 
Sie haben gesagt, die Bundesregierung habe bei der 
Bewältigung des Qualitätsweizenproblems total ver-
sagt. Erstens. Vom Staat her gibt es nur die Markt-
politik, die in den Brüsseler Bestimmungen bezüg- 
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lich der Interventionen festgelegt ist. Darauf hat 
Kollege Gallus hingewiesen. Zweitens. Sie wissen 
genau — sogar besser als ich —: In der Frage des 
Hartweizen- und des Qualitätsweizenanbaus gibt es 
große Meinungsverschiedenheiten. Ist dieser Quali-
tätsweizen vergleichbar mit Hartweizen und ähn-
liches mehr? 

(Eigen [CDU/CSU]: Leider nicht!) 

Kann er in vollem Umfang eingesetzt werden? Gibt 
es in dem Zusammenhang nicht strukturelle Über-
schüsse in Schleswig-Holstein? — Ein uraltes Lied! 
Da ist der Staat nicht aufgefordert; da müssen die 
Produzenten im Zweifelsfall in Form von Erzeuger-
gemeinschaften Möglichkeiten suchen. Die aber 
räumt wiederum das Marktstrukturgesetz ein, etwa 
die Möglichkeit, durch Verträge mit Abnehmern, 
seien es genossenschaftliche Abnehmer, private Ab-
nehmer oder Müller, einen Weg zu suchen, die Pro-
duktion auf den Bedarf abzustellen. Mein Haus hat 
darüber x-mal verhandelt und hat das nahegelegt. 
Ansonsten kann ich niemandem die Erkenntnis er-
sparen, daß er über das Maß dessen hinaus, was an 
Interventionen möglich ist, keinen Anspruch hat. Ich 
würde das auch nicht abdecken. Insoweit, glaube ich, 
können Sie dieses Beispiel nicht heranziehen. 

Dann kommt die schwierige Frage Obst und Ge-
müse. Erstens, Herr Kollege Eigen, gilt für Obst und 
Gemüse die EG-Regelung. 

(Eigen [CDU/CSU]: Die gilt für alles!) 

Zweitens gibt es ein Gemeinschaftsaufgabengesetz. 
Deshalb müssen Sie sich an das Land Schleswig-Hol-
stein wenden. Für die Durchführung aller derartiger 
Aufgaben ist seit Inkraftsetzen des Gemeinschafts-
aufgabengesetzes der Planungsausschuß zuständig. 
Dort muß ein entsprechender Antrag eingebracht 
werden. Und für die Durchführung der Marktstruk-
turvorhaben, die auch für Obst und Gemüse gelten, 
ist das Land federführend; der Bund finanziert nur 
mit 60 %. 

(Eigen [CDU/CSU] : Das ist doch nicht zu 
fassen!) 

Vizepräsident von Hassel: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Eigen? 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Minister, haben Sie bei 
Obst und Gemüse Verordnungen in bezug auf das 
Marktstrukturgesetz wie bei allen anderen Produk-
ten erlassen, ja oder nein? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Das kann ich nicht, weil die Grund-
regelung in der EWG-Verordnung festgelegt ist. 
Die Grundverordnung liegt fest, und im Rahmen der 
Maßnahmen zu Marktstrukturverbesserungen ist die 
Regelung bezüglich Obst und Gemüse als Gemein-
schaftsaufgabe anerkannt. 

Vizepräsident von Hassel: Herr Bundesminister, 
lassen Sie eine zweite Zwischenfrage des Abgeord-
neten Eigen zu? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Wie immer! 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Minister, sind Sie mit mir 
der Meinung, daß es in Deutschland keine Erzeuger-
gemeinschaften für Obst und Gemüse gibt, weil die 
Kriterien für die Bildung von Erzeugerorganisatio-
nen mit dem Vermarktungszwang und mit der Min-
destvermarktung von 6 Millionen DM 1966 in der 
Bundesrepublik Deutschland verschärft worden 
sind? 

Ertl, Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Ich kann dazu nur sagen, daß mir die 
Kriterien alle äußerst sinnvoll erscheinen. Sie wer-
den doch nicht glauben, daß Sie mit kleinen Ein-
heiten konkurrenz-, wettbewerbs- und leistungsfähig 
bleiben. Das Marktstrukturgesetz wurde auch ge-
rade deshalb geschaffen, um größere Einheiten als 
gemeinsame Angebote am Markt abzusetzen. 

Herr Kollege Eigen, das hat doch gar nichts mit 
der EG zu tun, sondern mit der Veränderung in der 
Handelsstufe. Im übrigen kenne ich genug Genos-
senschaften auf dem Obst- und Gemüsesektor. Sie 
kommen damit auf ein ganz anderes Thema, das ich 
am Schluß ansprechen möchte. Wir haben heute 
doch genug Vertragsobstbau. Gehen Sie doch ein-
mal nach Baden-Württemberg, und schauen Sie sich 
dort einmal den ganzen Vertragsobstbau an; schauen 
Sie sich dort auch einmal den Vertragsgemüsebau 
und die entsprechenden Organisationen an. Schauen 
Sie sich einmal die Organisation des Vertrags-
gemüsebaus des alten Landes mit den Großmärkten 
in Köln und Bonn an. Es gibt doch genug Bei-
spiele. Ich bin gern bereit, Herr Kollege Eigen, Ihnen 
das einmal vorführen zu lassen. 

Sie haben dann die Konservenindustrie erwähnt. 
Natürlich ist die Konservenindustrie in Deutschland 
in einer schwierigen Situation. Aber wir können 
sie doch nicht dauernd mit Subventionen aufrecht-
erhalten. Wir haben Subventionen und direkte Bei-
hilfen gegeben. Hier gibt es einen echten Umstel-
lungsprozeß. Herr Kollege Eigen, Sie werden mir 
doch zugeben, daß bei uns ein Teil der Konserven-
produktion in einer Zeit aufgebaut wurde, als unsere 
Märkte dicht waren. In dem Moment, wo die 
Märkte geöffnet wurden und wir die Konkurrenz mit 
unseren Partnern aus der Gemeinschaft spürten, 
kamen wir auf diesem Gebiet in eine ganz schwie-
rige Wettbewerbssituation. Sie können doch nicht 
erwarten, daß der Staat auf ewig alle Einrichtungen 
am Leben erhält. 

Es gibt eine Reihe von sehr lebensfähigen Obst- 
und Gemüsekonservenindustrien. Diese sind aller-
dings wiederum zu einem Höchstmaß an Spezialisie-
rung und Qualitätsproduktion gezwungen. Das wird 
der deutschen Landwirtschaft und der deutschen Ver-
arbeitungsindustrie niemand ersparen. Diesbezüg-
lich gibt es auch gar keine großen Schwierigkeiten. 
Das haben die Wirtschaftsgruppen und die Erzeuger, 
wie ich meine, Gott sei Dank erkannt. Ich muß sa-
gen: erfreulicherweise erkannt; denn ich sehe in 
dem Prinzip der verbesserten Marktstrukturförde-
rung plus Möglichkeiten aus der Absatzvorförde- 
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rung den Weg dazu, daß unsere Landwirtschaft nicht 
immer fragen muß: Welchen Marktanteil haben wir 
im Inland? Unsere Marktwirtschaft kann sagen: Wir 
haben einen guten Marktanteil im Inland, und wir 
sind außerdem ein leistungsfähiger, konkurrenzfähi-
ger Partner im europäischen Markt und sogar am 
Weltmarkt. 

Dazu soll dieses Gesetz beitragen. Dazu bedarf 
es der freiwilligen Mitarbeit vom Produzenten bis 
hin zur Agrarwirtschaft. Ich hoffe, daß mit diesem 
Gesetz ein weiterer Baustein dazu gelegt wird. 

(Beifall bei der FDP und  der  SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache in 
dritter Beratung. Wir kommen zur Schlußabstim-
mung. Wer dem Gesetz in der vorliegenden Fassung 
seine Zustimmung zu geben wünscht, möge sich er-
heben. Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir müssen dann noch über den Ausschußantrag 
unter Nr. 2 auf Seite 4 abstimmen. Wer dem zuzu-
stimmen wünscht, gebe bitte das Handzeichen. Ich 
bitte um die Gegenprobe. — So beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun

-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Sozialgesetzbuchs (SGB) — Allgemeiner Teil 

— Drucksache 7/868 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3766 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksachen 7/3738, 7/3786 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Gansel 

(Erste Beratung 51. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern. Wünschen diese 
zur Ergänzung das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die zweite Beratung. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung. Wer dem Gesetzentwurf mit den Artikeln 1, —
2, — 3, — der Einleitung und Überschrift zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort hat der Abgeordnete Gansel gewünscht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Müller!) 

— Verzeihung, mir ist gemeldet worden: der Ab-
geordnete Gansel. Wenn er nicht anwesend ist, er-
teile ich das Wort dem Abgeordneten Müller (Ber-
lin). 

(Zuruf des Abg. Gansel) 

— Verzeihung, ich muß in der Reihenfolge zunächst 
dem Abgeordneten der stärksten Fraktion das Wort 
geben. Ich habe Sie nicht gesehen. Ich habe Sie 
aufgerufen. Herr Abgeordneter Gansel, Sie haben 
das Wort. 

Gansel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir gingen davon aus, daß der Kollege 
Müller zuerst sprechen würde. Deshalb mein Zö-
gern. Ich bitte, das zu entschuldigen. 

Vizepräsident von Hassel: Ich bitte um Entschuldi-
gung. Das ist dem Präsidium nicht mitgeteilt worden. 
Es tut mir leid. Ich habe es so vorgefunden, es ist 
mir so gesagt worden. 

Gansel (SPD) : Ich wollte es auch nur sagen, um 
zu entschuldigen, Herr Präsident. 

Meine Damen und Herren, die Abstimmung eben 
hat gezeigt, daß das Vorhaben des Sozialgesetz-
buches im Grunde genommen nicht kontrovers ist. 
Ich sehe auch, daß die parlamentarische Situation 
zur Zeit nicht dazu angetan ist, noch einmal eine 
Grundsatzdebatte zu führen. Andererseits hat das 
Werk doch eine solche Bedeutung, daß wir in der 
dritten Lesung etwas dazu sagen müssen. Um den 
Kollegen nicht zusätzlich Zeit zu nehmen, wollen wir 
versuchen, es flott zu machen; mit einer Erklärung 
kann man dabei vielleicht etwas Zeit sparen. Ich 
sage das, weil es immer etwas unangenehm ist, 
wenn man sich so starr an einen Text halten muß; 
aber dadurch geht es dann eben schneller. 

Meine Damen und Herren, die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion trägt die Bemühungen der sozial-
liberalen Bundesregierung, das Sozialrecht zu kodi-
fizieren. Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
gibt dem Allgemeinen Teil des Sozialgesetzbuches 
ihre Zustimmung. Sie sieht darin den ersten Schritt 
zur Verwirklichung einer Forderung des Godesber-
ger Programms, „die gesamte Sozialgesetzgebung 
einheitlich und übersichtlich in einem Sozialgesetz-
buch zu ordnen".  

Der Antrag des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung enthält eine große Zahl Änderungen 
des Regierungsentwurfes. Sie sind zum überwiegen-
den Teil redaktioneller Art und aktualisieren nur 
die Verweise auf das geltende Recht; denn die Re-
gierungsvorlage ist ja schon fast zwei Jahre alt. 
Aber sie haben dennoch politischen Aussagewert. 
Sie zeigen an, in welchem Umfang das Sozialrecht 
in den vergangenen zwei Jahren durch die sozial-
liberale Koalition fortentwickelt wurde. 

Auf folgende inhaltliche Verbesserungen des Re-
gierungsentwurfs soll aber besonders hingewiesen 
werden. 

Erstens. Die sozialen Rechte in den §§ 3 bis 10 
sind auf Grund des neuen § 2 Abs. 2 bei der Aus-
legung von Vorschriften des Sozialgesetzbuchs und 
bei der Ermessensausübung zu beachten. Dabei ist 
sicherzustellen, daß die sozialen Rechte möglichst 
weitgehend verwirklicht werden. Die sozialen 
Rechte sind also nicht mehr nur eine Art In-
haltskatalog. Sie sind zwar nicht selbst An- 
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spruchsgrundlage geworden, sie bleiben unter dem 
Vorbehalt der Einzelgesetze stehen. Durch diese 
Änderung sind die sozialen Rechte aber dynamisiert 
worden. Erst durch diese Dynamisierung konkreti-
sieren sie die Leitideen des sozialen Rechtsstaats, 
wie die Sozialdemokraten sie verstehen. Der Sozial-
staat ist eben nach unserer Auffassung nicht sta-
tisch. Er hat keine Grenzen. Der Sozialstaat ist 
eine sich dynamisch entfaltende Ordnung, die in der 
politischen und wirtschaftlichen Entwicklung ein 
Höchstmaß an sozialer Gerechtigkeit schafft. 

Zweitens. Soziale Gerechtigkeit heißt heute in un-
serem schon hochentwickelten Sozialleistungs-
system z. B. auch, den Zugang zu den sozialen Lei-
stungen zu erleichtern und zu vereinfachen. Der 
Sozialstaat darf kein Privileg derer werden, die sich 
in ihm auskennen. Wir messen daher der Verpflich-
tung der Leistungsträger zu Aufklärung, Auskunft 
und Beratung große Bedeutung bei — §§ 13 bis 15. 
Deshalb haben wir dafür gesorgt, daß sich der Rat-
und Auskunftsuchende eine schriftliche Bestätigung 
geben lassen kann. Auskunft und Beratung bleiben 
damit nicht länger eine unverbindliche Pflichtübung 
der Leistungsträger. Falscher Auskunft, falschem 
Rat wird vorgebeugt. Tritt dennoch ein Schaden 
ein, wird die Beweislage des Bürgers verbessert. In 
Zukunft wird der Extremfall nicht mehr vorkom-
men, daß der hilfesuchende Bürger von Amt zu 
Amt herumgeschickt wird, bis er aufgibt. Die Orts-
krankenkasse zum Beispiel als Träger der gesetz-
lichen Krankenversicherung hat dem Auskunft

-

suchenden die zuständige Stelle zu nennen, diese 
hat ihn umfassend zu beraten und ihm dem neuen 
§ 16 Abs. 3 gemäß bei der Antragstellung zu helfen. 

In § 17 Abs. 1 sind die Leistungsträger verpflich-
tet worden, allgemeinverständliche Antragsvor-
drucke zu verwenden. Man mag diesen Vorschlag 
des Ausschusses durchaus mit Skepsis betrachten. 

Das Recht des Bürgers auf allgemeinverständliche 
Antragsvordrucke hat zwar im bürokratischen Staat 
den Charakter eines modernen Menschenrechtes, 
bleibt aber wohl deswegen schwerlich einklagbar. 
Die jüngsten Erfahrungen mit den Kindergeld-An-
trägen beweisen, wie wichtig es ist, daß Formulare 
aus der Perspektive des Leistungsberechtigten — 
des  Bürgers, des Verbrauchers — entworfen werden. 
Formulare, die hunderttausendfach, ja millionenfach 
Verwendung finden sollen, müßten praktisch gete-
stet werden, bevor sie auf die Menschheit losgelas-
sen werden. 

Formulare sind für viele Mitbürger nicht selten 
Schranken vor Sozialleistungen. Mühselige Umwege 
werden dem Bürger oft auferlegt, wenn er Papiere 
besorgen soll, wenn die Verwaltung Beweisurkun-
den über Tatsachen wie etwa die Existenz und die 
Wohnung des Antragstellers verlangt. Wir haben 
deshalb in § 65 zusätzlich dafür gesorgt, daß es dann 
keine Mitwirkungspflicht des Bürgers gibt, wenn 
sich der Leistungsträger durch einen geringeren Auf-
wand die erforderlichen Kenntnisse selbst beschaffen 
kann. 

Alle diese Verbesserungen gegenüber dem Regie-
rungsentwurf sollen den Zugang zu den Sozial-

leistungen popularisieren und entbürokratisieren — 
um  das mit Schlagworten deutlicher zu machen. Wir 
wissen, daß mit diesen Vorschriften experimentiert 
und Erfahrung gesammelt werden muß. Daher haben 
wir uns dafür eingesetzt, die Bundesregierung zu 
bitten, nach drei Jahren einen Erfahrungsbericht 
über diese Vorschriften vorzulegen. Der Gesetzgeber 
muß dann auch den Mut haben, gegebenenfalls aus 
den Erfahrungen Konsequenzen zu ziehen. 

Drittens. Durch die Anträge der Sozialdemokraten 
sind im Ausschuß die Vorschriften über die An-
hörung Beteiligter, über den Schutz der Intimsphäre, 
über Vorschüsse und vorläufige Leistungen sowie 
ihre Erstattung, über Verzinsung — nach einstimmi-
gem Vorschlag des Ausschusses 6 Prozent — und 
über Pfändungsschutz noch verbessert worden. Wer 
zum Beispiel Arbeitslosengeld beantragen muß, hat 
spätestens nach einem Monat einen gesetzlichen An-
spruch auf Vorschuß — § 42 —. 

So wird es in Zukunft z. B. auch nicht mehr mög-
lich sein, daß sich bei einem Gesundheitsschaden 
das Versorgungsamt und der Unfallversicherungs-
träger darüber streiten, wer zur Rente verpflichtet 
sei, während der Antragsteller an das Sozialamt 
verwiesen wird. Spätestens nach einem Monat ist 
der zuerst angegangene Leistungsträger zu vorläufi-
gen Leistungen verpflichtet — § 43 —. 

Zum Beispiel wird es auch nicht mehr vorkommen, 
daß ein Rentner durch den fertigen Bescheid damit 
überrascht wird, daß seine Erwerbsunfähigkeitsrente 
in eine Berufsunfähigkeitsrente umgewandelt wor-
den ist. Jedem Bürger muß Gelegenheit gegeben 
werden, sich vor dem Eingriff in seine sozialen 
Rechte zu äußern — § 34 —. 

Leider ist es erforderlich, die Verbesserungen, die 
der Allgemeine Teil des Sozialgesetzbuchs schon 
jetzt für den Bürger bringt, durch solche Beispiele 
plastisch zu machen. Das Gesetz ist durch Abstrakt-
heit und durch Juristendeutsch gekennzeichnet; dies 
müssen wir selbstkritisch zugeben. Eine volkstüm-
liche Sprache wird der Gesetzgeber wohl erst finden, 
wenn das Sozialrecht popularisiert worden ist. Die 
Kodifikation eröffnet jedenfalls den Weg dazu. 

Immerhin hat der Ausschuß dafür gesorgt, daß in 
§ 56, der die Sonderrechtsnachfolge regelt, die Ge-
schwister des Berechtigten nicht mehr als seine „Kin-
der im Sinne von Absatz 1 gelten", sondern daß sie 
den Kindern „gleichgestellt" werden. Solche revolu-
tionären Großtaten für eine verständlichere Sprache 
sind leider die Ausnahme geblieben. 

Der Freiraum der gemeinnützigen und freien Ein-
richtungen und Organisationen wird durch das So-
zialgesetzbuch nicht berührt. Wir sind uns seiner 
— und ihrer — Empfindlichkeit durchaus bewußt. 
Der § 17 Abs. 3 ist deshalb neugefaßt worden. Er soll 
die Zusammenarbeit mit den freien Trägern nicht 
etwa einschränken, sondern verbessern helfen. Ihre 
Tätigkeit, ihr Engagement und ihre Initiative sind 
ein unverzichtbares Stück Sozialstaat, der eben nicht 
nur Sozialverwaltung ist. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, daß das 
Sozialgesetzbuch doch eine Menge materieller Ver- 
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besserungen bringt. Es ist eben nicht so, wie der 
Abgeordnete Professor Klein von der CDU/CSU 
heute in Ihrem Pressedienst geschrieben hat, daß es 
nur eine bibliothekarische Aufgabe sei, was der 
Gesetzgeber auf sich nehme; das ist eine etwas 
„Klein"-liche Kritik. Wir sind der Auffassung, daß 
die Kodifikation des Sozialrechtes selbst ein Stück-
chen Reform ist, und zwar dadurch, daß das Sozial-
recht zusammengefaßt und überschaubar wird. Wir 
feiern das nicht als eine große Reform, wie Herr 
Klein behauptet, aber das, was wir schaffen, wollen 
wir nicht „Klein" machen lassen. 

Die Sozialdemokraten begrüßen es, daß die mei-
sten Anträge im Ausschuß einstimmig verabschiedet 
wurden. Wir danken der Opposition, daß sie auf ein 
Anhörverfahren verzichtet und damit die Voraus-
setzung geschaffen hat, daß das Gesetz noch vor der 
Sommerpause im Bundestag verabschiedet werden 
kann. Wir knüpfen daran die Hoffnung, daß der 
Bundesrat dem Gesetz ohne Verzögerung zustimmen 
wird, so daß es zum Jahresende in Kraft treten kann. 

Wir Sozialdemokraten sind den Bedenken des 
Bundesrates und der Opposition in einigen Fällen 
entgegengekommen. So im § 1, § 29 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 35 und § 36. Es bleiben im wesentlichen drei Auf-
fassungsunterschiede, bei denen folgende Klarstel-
lung hilfreich sein wird. 

Erstens. Die Jugendhilfe kann nicht aus der Kodi-
fikation herausgenommen werden, ohne diese zu ge-
fährden. Die sozialpädagogische Orientierung der 
Jugendhilfe steht ihrer Einbeziehung nicht im Wege. 
Eine Isolierung der Jugendhilfe vom übrigen Sozial-
recht kann im Gegenteil nur dadurch vermieden 
werden. Im übrigen wird ihrer besonderen Bedeu-
tung durch ein eigenes Buch innerhalb des Sozial-
gesetzbuches Rechnung getragen werden können. 
Ausdrücklich weise ich unter Bezugnahme auf den 
Ausschußbericht darauf hin, daß die Kodifikation 
nicht die Änderung von Ressort-, Verwaltungs- oder 
Gerichtszuständigkeiten zum Ziel hat. 

Zweitens. Ähnliches gilt für die Einbeziehung des 
Wohngeldes. Die Bundesregierung ist aufgefordert 
worden, den Entwurf eines Wohngesetzbuches vor-
zulegen. Bis zur Vorlage dieses Entwurfes sprechen 
die engen sozialpolitischen und rechtlichen Gemein-
samkeiten des Wohngeldes mit den übrigen im 
Sozialgesetzbuch geregelten Sozialleistungen für 
eine Einbeziehung des Wohngeldgesetzes. Im Rah-
men der Kodifikation des Wohnrechts muß geprüft 
werden, wie beide Gesetzbücher am besten aufein-
ander abgestimmt werden können. 

Drittens. In der Begründung zu § 44 und in ihrer 
Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates 
hat die Bundesregierung überzeugend dargelegt, 
daß für die Verzinsung im Sozialrecht spezifische 
sozialrechtliche Überlegungen sprechen. Wir beto-
nen ausdrücklich, daß die Verzinsung, wie sie das 
Sozialgesetzbuch einführen will, keine präjudizielle 
Bedeutung für den Bereich der Steuerverwaltung 
haben soll. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist 
sich des Umstandes bewußt, daß die Kodifikation 
des Sozialrechts durch eine politische Polarisierung 

in Frage gestellt werden kann: Der Bundesrat muß 
zustimmen. Wir sind der Bundesratsmehrheit ent-
gegengekommen, die nun ihrerseits die Kodifika-
tion nicht in Frage stellen sollte. 

Wir hoffen, daß die Verabschiedung des Allge-
meinen Teils der Sachverständigenkommission für 
das Sozialgesetzbuch zeigt, welchen hohen Wert 
wir ihrer Arbeit beimessen, und daß sie dadurch 
ermutigt wird, sie energisch fortzusetzen. — Wir 
danken den Mitarbeitern des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung für die gute Zusam-
menarbeit. 

Bei diesem Anlaß möchte ich einem Mann den 
besonderen Dank der sozialdemokratischen Bundes-
tagsfraktion sagen: Wir danken Walter Auerbach, 
der bis zu seinem Tod vor wenigen Wochen Vor-
sitzender der Sachverständigen-Kommission war, 
der seine Kraft für den sozialen Fortschritt gab und 
dessen Arbeit ermöglicht hat, daß der Bundestag 
diesem wichtigen Gesetz heute seine Zustimmung 
geben kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Müller (Berlin). 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei allem Wohlwollen, Herr 
Kollege Gansel, muß ich als Oppositionsvertreter 
doch ein paar Bemerkungen zusätzlich machen. 

Namens der CDU/CSU-Fraktion gebe ich folgende 
Erklärung ab: 

Die Zusammenfassung verschieden strukturierter 
Sozialbereiche und der Vorschriften für alle sozialen 
Einrichtungen mit unterschiedlichem Rechtscharak-
ter und subsidiärer Abgrenzung der Leistungen in 
einem Gesetzbuch wird von uns grundsätzlich und 
ausdrücklich begrüßt. Solche Pläne bestanden längst 
vor der Bildung der sozialliberalen Koalition. Schon 
unter Arbeitsminister Katzer wurde in seinem Mi-
nisterium ein neues Referat eingerichtet, das die 
Vorarbeiten für ein solches Vorhaben in Angriff 
nahm. 

Wir gingen und gehen auch künftig davon aus, 
daß zunächst durch Kodifizierung des geltenden 
Rechts in einem Gesetzbuch weder an dem beste-
henden gegliederten System der sozialen Sicherung 
noch an den geltenden und an den besonderen 
Bedürfnissen in den unterschiedlichsten Wechsel-
fällen des Lebens orientierten Grundprinzipien sich 
etwas ändern soll. Dies gilt insbesondere — um 
nur die wichtigsten aufzuzählen — für das Arbeits-
förderungsgesetz, die gesamte Sozialversicherung 
mit der gegliederten Krankenversicherung, der Un-
fall- und gesetzlichen Rentenversicherung, des Re-
habilitations-, Schwerbehinderten- und Kriegsopfer-
rechts sowie des Bundessozialhilfegesetzes. 

Obwohl wir bei Beginn der Beratungen über die 
Regierungsvorlage nicht ganz frei von Zweifeln wa-
ren, ob nicht mehr beabsichtigt sei, hatten wir 
gehofft, daß diese Zweifel während der Ausschuß-
beratungen ausgeräumt werden und wir uns über 
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eine möglichst leicht verständliche, auch für den 
weniger sachkundigen Bürger überschaubare und 
vereinfachte Kodifizierung des geltenden Sozial-
rechts im Allgemeinen Teil des Sozialgesetzbuchs 
einigen könnten. Leider war das nicht ganz der 
Fall. Daß es nicht ganz einfach war, haben Sie, Herr 
Gansel soeben selber zugegeben. Unsere zahlrei-
chen Anträge wurden überwiegend mit den Stim-
men der Koalitionsmehrheit abgelehnt. Auf eine 
Wiederholung einiger uns wichtig erscheinender 
Anträge in der zweiten Lesung, die nur der Klar-
heit dienen sollten, haben wir nur deshalb ver-
zichtet, weil sie ja doch nur in gewohnter Weise 
der Ablehnung durch die Koalition anheimgefallen 
wären. Warum sollen wir uns also mehr anstrengen, 
als praktisch dabei herauskommt? 

Um so mehr kann ich deshalb leider nicht darauf 
verzichten, auf einige Fragen kritisch einzugehen. 
Zuvor jedoch möchte ich der Koalition dafür danken, 
daß sie, einer besseren Einsicht folgend oder auch 
nur aus Opportunismus, entgegen der Ablehnung 
durch die Bundesregierung schließlich doch dem 
Begehren des Bundesrates und der Opposition im 
Hinblick auf Art. 6 des Grundgesetzes, den Schutz 
und die Förderung der Familie in den Aufgaben-
katalog des Sozialgesetzbuchs aufzunehmen, statt-
gegeben und einen Antrag aller Fraktionen daraus 
gemacht hat. Herzlichen Dank! 

Wieso die Hervorhebung des Schutzes und der 
Förderung der Familie, wie die Regierung meint, 
die Gefahr mit sich brächte, daß andere wichtige 
Aufgaben dadurch als weniger bedeutsam angesehen 
werden könnten, bleibt uns unerklärlich. Wir halten 
es in dieser Frage mit dem Zweiten Familienbe-
richt, d. h. mit den unabhängigen Sachverständigen, 
die feststellten, daß die Familie die am besten geeig-
nete Gemeinschaft zur Erziehung der Kinder ist und 
die Qualität unserer Gesellschaft entscheidend von 
der Qualität unserer Familien abhängt. Deshalb ist 
es besonders wichtig, die Familie bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterstützen, wenn sie dazu aus 
eigenèr Kraft nicht oder nicht mehr fähig ist. 

Ich frage also: Gibt es vor dem Hintergrund der 
heute nicht ganz familienfreundlichen Tendenzen in 
unserer Gesellschaft sozialere Aufgaben als die 
Förderung der Familie? Nicht nur die Einzelperson, 
wie es die Koalition dauernd betont hat, sondern 
auch die Familie als die kleinste natürliche Gemein-
schaft hat ein Recht auf soziale Leistungen. Es soll 
doch gerade eines der wesentlichen Ziele des Sozial-
gesetzbuches sein — das haben Sie, Herr Gansel, 
auch hervorgehoben —, dem Bürger auch im Hin-
blick auf die Familie, so möchte ich sagen, das 
Sozialrecht überschaubarer und verständlicher zu 
machen. 

Lassen Sie mich anschließend noch ein Wort zu 
der Ablehnung unseres Änderungsantrags zu dem 
gleichen § 1 sagen: Wenn die Bundesregierung und 
mit ihr die Koalition mit nicht überzeugenden Ar-
gumenten den Wunsch, neben der sozialen Gerech-
tigkeit und Sicherheit auch noch die der Würde des 
Menschen entsprechende Lebensführung als Leitvor-
stellung für die Gestaltung des Sozialrechts anzu-
sehen, ablehnten, so ist das Argument, eine solche 

Formulierung könnte unter Hinweis auf die Recht-
sprechung den Eindruck erwecken, das Sozialgesetz-
buch strebe eine Nivellierung aller Sozialleistungen 
auf die Höhe der Sozialhilfesätze an, nicht überzeu-
gend und geht einfach völlig an der Sache vorbei. 

Auch wir sind der Meinung, daß sich das Sozial-
gesetzbuch an den Wertvorstellungen des Grund-
gesetzes orientieren muß. Wir verkennen dabei auch 
nicht, daß die Hauptanliegen des sozialen Rechts-
staates die soziale Gerechtigkeit und die soziale 
Sicherung sind. Im Gegensatz zur Bundesregierung 
und zur Koalition sind wir aber der Auffassung, 
daß sich die Verwirklichung dieser Ziele auch am 
dominierenden Verfassungsgrundsatz, wie er in Ar-
tikel 1 des Grundgesetzes an erster Stelle steht, ori-
entieren muß, zumal dies überhaupt erst die Moti-
vation, d. h. der Beweggrund für die Sozialstaatlich-
keit ist. Wo die Menschenwürde mißachtet wird, 
gibt es keine soziale Gerechtigkeit. Im übrigen hat 
das angezogene Urteil nur gesagt, daß aus Artikel 1 
und 2 des Grundgesetzes nicht ein höherer Renten-
anspruch als der Satz der öffentliche Fürsorge, oder 
besser: als der Regelsatz nach dem Sozialhilfegesetz 
hergeleitet werden kann. 

Zu den nach unserer Meinung unbefriedigenden 
Lösungen lassen Sie mich nur wenige Bemerkungen 
machen: 

Erstens. Wir sind — wie der Bundesrat — dem 
Grunde nach für — und nicht gegen — die Heraus-
nahme der Jugendhilfe aus dem Sozialgesetzbuch. 
Natürlich enthält die Jugendhilfe Elemente sozialer 
Leistungen. Ihrem Wesen nach gehört die Jugend-
hilfe aber im ganzen und die Jugendpflege im be-
sonderen in den Gesamtbereich der Erziehung und 
Bildung. Wir streben auch nach wie vor eine Reform 
des Jugendhilferechts an. 

Zweitens. Es bleibt auch unsere Auffassung, daß 
z. B. das Wohngeld in erster Linie im Zusammenhang 
mit dem Recht der Wohnungsbauförderung als we-
sentliche wohnungspolitische Zielsetzung zu betrach-
ten ist. Es mag sein, daß man das Wohngeld man-
cherorts als Sozialleistung betrachtet. Die Frage wird 
sicher noch einmal aufgeworfen, wenn die Bundes-
regierung dem Ersuchen nachkommt, einen Entwurf 
für ein Wohnungsgesetzbuch vorzulegen. 

Drittens. Wir befürchten auch, daß die Formulie-
rung in § 4, die neu hinzugekommen ist — „Jeder 
hat im Rahmen dieses Gesetzbuchs ein Recht auf 
Zugang zur Sozialversicherung" —, genau am Ziel 
einer besseren Aufklärung vorbeigeht. Rechtsunkun-
dige Leser werden sehr leicht die Worte „im Rah-
men dieses Gesetzbuchs" überlesen. Eine solche 
Formulierung wird für sie leicht zur Irreführung und 
Enttäuschung, obwohl doch gerade für Bürger ohne 
juristische Vorbildung leicht verständliche Formu-
lierungen gewählt werden sollten, auf daß er seine 
sozialen Rechte erkennt. 

Dieser Satz ist im übrigen völlig überflüssig, weil 
nach dem vorherigen § 2 „Ansprüche nur insoweit 
geltend gemacht oder hergeleitet werden können, 
als deren Voraussetzungen und Inhalt durch die 
Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetz-
buchs im einzelnen bestimmt sind", es sei denn 
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— lassen Sie mich dieses kritische Wort sagen —, 
man strebt auf lange Sicht mit dem Wort „jeder" 
eine psychologische Vorbereitung einer allgemeinen 
Volksversicherung an. 

Viertens. Wir bedauern ferner, daß sich die 
Koalitionsmehrheit nicht mit uns entschließen 
konnte, den Wünschen der freien und gemeinnützi-
gen Wohlfahrtsverbände mehr, als es geschehen ist, 
entgegenzukommen und Formulierungen aufzuneh-
men, die auch für den Anspruchsberechtigten klar 
erkennbar machen, daß die öffentlich-rechtlichen 
Leistungsträger bei der Durchführung von Sozial-
leistungen mit den freien und gemeinnützigen Trä-
gern der Wohlfahrts- und Krankenpflege bzw. Ju-
gendhilfe partnerschaftlich zusammenarbeiten sol-
len, so daß der Berechtigte bei der Inanspruch-
nahme von sozialen Einrichtungen dieser Träger 
von seinem Recht der freien Wahl ungehindert Ge-
brauch machen kann. 

Schließlich noch kurz zwei Bemerkungen. Wir 
sind selbstverständlich für eine ortsnahe und mög-
lichst umfassende Auskunftserteilung; denn wer in 
sozialen Angelegenheiten Rat und Hilfe sucht, muß 
sie schnell und umfassend erhalten. Wir befürchten 
nur, daß die dafür u. a. vorgesehenen Ortskranken-
kassen, die über alle — ich betone: alle — sozialen 
Angelegenheiten nach diesem Gesetzbuch Aus-
künfte zu erteilen haben — und zwar hat die mög-
lichst umfassende Auskunftserteilung durch eine 
Stelle zu erfolgen —, im Laufe der Zeit eine Auf-
gabe wahrnehmen sollen, die eine mit hochqualifi-
zierten Fachkräften besetzte Zentralstelle erfordert 
und später einen Ansatz für eine Einheitsversiche-
rung sein könnte. Wir können nur hoffen und wün-
schen, daß sich die uns im Ausschuß erteilte Aus-
kunft wirklich erfüllt, wonach z. B. nur an die Ein-
richtung gemeinsamer Sprechtage gedacht ist, an 
denen Fachleute der einzelnen Leistungsbereiche an 
einem Ort zur Auskunftserteilung zur Verfügung 
stehen. Die Praxis wird zeigen, ob unsere Skepsis 
unberechtigt war. 

Der letzte Punkt, den ich, ehe ich zum Schluß 
komme, noch ansprechen möchte, macht mich per-
sönlich etwas mißtrauisch. In § 23 Abs. 1 werden die 
einzelnen Leistungen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung aufgezählt. Unter Nr. 1 Buchstabe e stand 
in der Regierungsvorlage — ich zitiere —: 

Beiträge für die Krankenversicherung der Rent-
ner (§ 381 RVO) 

und nicht, wie jetzt in der Ausschußvorlage: 

Zuschüsse zu den Beiträgen von Rentnern für 
ihre Krankenversicherung (§ 381 Abs. 4 RVO). 

Zur Änderung dieses Textes in „Zuschüsse zu den 
Beiträgen von Rentnern für ihre Krankenversiche-
rung (§ 381 Abs. 4 RVO) " heißt es im Ausschuß-
bericht lediglich, „daß die Einweisungsvorschriften 
in der Regel nur unmittelbare Leistungsansprüche 
des Bürgers enthalten". 

Ich möchte deshalb feststellen, daß diese Vor-
schrift nur einen relativ kleinen Personenkreis be-
trifft. Ich stelle ferner fest, daß damit das Recht auf 
Beiträge für die Krankenversicherung der Rentner 
als Regelleistung der Rentenversicherung unberührt  

bleibt. Diese Feststellung ist notwendig, weil seitens I 
der Regierungsvertreter während der Ausschußbera-
tungen die Beiträge zur Krankenversicherung der 
Rentner nur als Vermögensverschiebung zwischen 
den Trägern der Rentenversicherung und der Kran-
kenversicherung bezeichnet wurden. Wir bleiben 
bei der Feststellung, daß die Beiträge der Renten-
versicherung an die Krankenversicherungsträger 
für die Krankenversicherung der Rentner eine Re-
gelleistung der Rentenversicherung ist, auch wenn 
sie zur Zeit nicht kostendeckend sind, auf die der 
Rentenversicherte im Rahmen des geltenden Ren-
tenversicherungsrechts einen Rechtsanspruch hat. 
Dennoch möchte ich mich bei dieser Gelegenheit 
dem Dank an die Mitarbeiter des Arbeitsministe-
riums anschließen. 

Wenn wir nun wie in der zweiten Lesung dem 
Gesetzentwurf bei aller Kritik im Ausschuß zuge-
stimmt haben und ihm auch in der dritten Lesung 
zustimmen werden, dann aus zwei Gründen: Ein-
mal wollten wir damit zum Ausdruck bringen, daß 
wir grundsätzlich für eine Zusammenfassung des in 
zahlreichen Einzelgesetzen geregelten Sozialrechts 
in einem für den Bürger überschaubaren Sozial-
gesetzbuch sind. Darin sind wir uns einig. 

Der federführende Ausschuß empfiehlt zum zwei-
ten, eine Entschließung zu fassen, wonach die Bun-
desregierung bis zum 31. Dezember 1978 einen 
Bericht über die Erfahrungen mit den Vorschriften 
des Sozialgesetzbuches — Allgemeiner Teil — vor-
legen soll. Sollte sich in der Praxis unsere Kritik an 
den Vorschriften als berechtigt erweisen, werden 
wir bei passender Gelegenheit die entsprechenden 
Änderungen beantragen. Sollten wir, was wir hof-
fen, nach den nächsten Bundestagswahlen die Mehr-
heit in diesem Hause haben, werden wir dieses 
begonnene Werk eines einheitlichen Sozialgesetz-
buches konstruktiv weiterführen. 

Mit diesen Vorbehalten stimmt die CDU/CSU-
Fraktion dem Gesetzentwurf auch in der dritten 
Lesung zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Hölscher. 

Hölscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Namens der Fraktion der Freien Demo-
kraten darf ich folgende Erklärung abgeben. 

Mit dem Sozialgesetzbuch wird ein liberales An-
liegen verwirklicht, nämlich die Forderung, unser 
Sozialrecht in einem Gesetzbuch zusammenzufassen. 
Bereits in der Regierungserklärung der ersten sozial-
liberalen Koalition wurde dieses Vorhaben ange-
kündigt. Mit der heutigen Verabschiedung des All-
gemeinen Teils eines Sozialgesetzbuches verwirk-
lichen wir den ersten Schritt. Gerade die Sozialpoli-
tiker dieses Hauses wissen, unser Sozialrecht ist 
unübersichtlich und schon für den Fachmann, ge-
schweige denn für den Bürger, schwer verständlich. 
Es ist auch eine Aufgabe des freiheitlichen Sozial-
staates, diese Hürden abzubauen oder jedenfalls 
niedriger zu setzen. Bei der Bedeutung, die das So- 
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zialrecht für die weit überwiegende Mehrheit der 
Bürger in unserer Arbeitnehmergesellschaft hat, muß 
dieses Rechtsgebiet auch für den einzelnen über-
schaubarer werden. Karl-Hermann Flach hat einmal 
mit folgenden Worten darauf hingewiesen: 

Die solidarische Grundsicherung gegen die so-
zialen Risiken von Krankheit, Unfall, Arbeits-
losigkeit und Alter ist eine entscheidende Vor-
aussetzung für die individuelle Freiheit des Bür-
gers in der Massengesellschaft. 

Meine Damen und Herren, nach liberalem Ver-
ständnis ist der Gesetzgeber verpflichtet, dem Bür-
ger den Zugang zu seinen sozialen Rechten zu er-
leichtern, auch durch eine besser verständliche Fas-
sung der gesetzlichen Vorschriften, die seine sozia-
len Rechte begründen. Die Grenzen, die diesem Vor-
haben gesetzt sind, verkennen wir Freien Demo-
kraten nicht. Das Leistungssystem im Bereich der 
sozialen Sicherheit ist sehr differenziert, sehr kom-
pliziert, eben in der guten Absicht, eine möglichst 
große Gerechtigkeit im Einzelfall zu erreichen. Dar-
an können und wollen gerade wir Liberalen nichts 
ändern. Vereinfachungen, die zu neuen Ungerechtig-
keiten führen, kamen und kommen für uns daher 
nicht in Betracht. 

Die Unübersichtlichkeit und Kompliziertheit des 
geltenden Rechts hat aber zu einem großen Teil 
auch andere Gründe. Einmal setzt sich das Sozial-
recht aus einer Fülle von Gesetzen unterschiedlichen 
Alters und unterschiedlicher Rechtstechnik zusam-
men. Diese Gesetze sind in der Regel nicht aufein-
ander abgestimmt. Sie treffen für vergleichbare 
Sachverhalte ohne zwingenden Grund unterschied-
liche Regelungen. Häufig bestehen z. B. auch im Ren-
tenrecht Parallelvorschriften, die ohne weiteres zu-
sammengefaßt werden können. Hier liegt für uns 
der Ansatzpunkt für das neue Sozialgesetzbuch. Uns 
geht es in erster Linie darum, die Fülle der Einzel-
regelungen systematisch zu gliedern und zusammen-
zufassen, um das Sozialrecht auf diese Weise zu ver-
einheitlichen, zu vereinfachen und überschaubar zu 
machen. 

Der Allgemeine Teil des neuen Sozialgesetzbuches 
macht diese Konzeption deutlich. Alle auf Dauer an-
gelegten Bereiche des Sozialrechts werden zusam-
mengefaßt: Bildungs- und Arbeitsförderung, Sozial-
versicherung, Entschädigung bei Gesundheitsschä-
den, Familienlastenausgleich, Wohngeld, Sozialhilfe 
und die Eingliederung Behinderter. Das Lastenaus-
gleichs- und das Wiedergutmachungsrecht, die nicht 
auf Dauer angelegt sind, werden dagegen auch nicht 
in das Sozialgesetzbuch aufgenommen. Von dieser 
Konzeption her, meine Damen und Herren, halten 
wir es weiterhin nicht für sachdienlich, Rechtsge-
biete wie das Jugendrecht oder das Wohngeld aus 
dem neuen Sozialgesetzbuch auszuklammern. Sinn 
dieses Gesetzgebungsvorhabens ist es ja gerade, 
eine neue Zersplitterung des Sozialrechts auszu-
schließen. 

Über den Aufbau des Allgemeinen Teils haben 
meine Vorredner bereits ausführlich gesprochen. 
An der Spitze stehen dabei die allgemeinen Aufga-
ben und Leitlinien für das Gesamtgebiet. Sinn die- 

ser Vorschriften ist es zwar nicht, neue Rechte zu 
begründen, wie § 2 und der neugefaßte § 4 unmiß-
verständlich klarzustellen; wir Freien Demokraten 
messen diesen Vorschriften aber nicht nur allge-
mein politische, sondern auch rechtliche Bedeu-
tung — nämlich bei der Gesetzesauslegung und 
-anwendung — bei. 

Meine Damen und Herren, die sich anschließen-
den Einweisungsvorschriften dienen dem Haupt-
anliegen des Sozialgesetzbuchs. Sie schaffen größere 
Transparenz für den Bürger und erleichtern ihm 
den Weg durch den Dschungel der Leistungsträger. 
Hervorzuheben sind die ausdrücklichen Rechte auf 
Information, Beratung und Hilfestellung bei der In-
anspruchnahme der Sozialleistungen, aber auch die 
Verpflichtung der Träger zur Zusammenarbeit. Mehr 
Transparenz schafft auch die Zusammenstellung 
und Aufzählung der verschiedenen Sozialleistungen 
und Sozialleistungsträger. 

Unmittelbare Rechtswirkungen, die die Rechts-
stellung des Bürgers gegenüber den Leistungsträ-
gern verbessern und verstärken, gehen aus den Ge-
meinsamen Vorschriften hervor. Anzuführen sind 
die ausdrückliche Bindung der Leistungsträger an 
Gesetz und Recht, das Prinzip der Individualisierung 
von Rechten und Pflichten, die Anhörungs- und Ge-
heimhaltungsrechte des Bürgers, der Anspruch auf 
Vorschüsse, das Verzinsungsgebot und nicht zuletzt 
auch der Grundsatz, daß der zuerst angegangene 
Leistungsträger die begehrte Leistung vorläufig zu 
erbringen hat, wenn streitig ist, welcher Träger zu-
ständig ist. Wir haben ja hierzu kürzlich ein Gesetz 
geschaffen, bei dem gerade diese Frage von ganz 
besonderer Bedeutung ist, das Rehabilitations-
angleichungsgesetz. Meine Damen und Herren, das 
Hin- und Herschieben des Bürgers im Behörden-
dickicht gehört damit hoffentlich für immer der Ver-
gangenheit an. 

Diese Hinweise auf die Grundsätze des Leistungs-
rechts zeigen: Neben dem Ziel der Transparenz ver-
folgen wir auch das Ziel, die Rechtsstellung des 
einzelnen gegenüber der der Leistungsverwaltung 
zu verbessern. In diesem Zusammenhang möchte die 
FDP aber auch deutlich machen: Eingriffe in das ge-
gliederte System unserer sozialen Sicherheit und 
in den Grundsatz der Wahlfreiheit wird es mit uns 
nicht geben, auch im Bereich des Sozialgesetzbuches 
nicht. Darüber wird aber noch beim nächsten Teil 
des Sozialgesetzbuches, den gemeinsamen Vor-
schriften für die Sozialversicherung, zu sprechen 
sein, wenn wir diesen Teil hier in Kürze in erster 
Lesung behandeln. 

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion 
stimmt dem vorliegenden Allgemeinen Teil als dem 
ersten Schritt zu der vorgesehenen Schaffung eines 
einheitlichen Sozialgesetzbuches zu. 

(Beifall bei der FDP und ,der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung, Herr 
Arendt. 
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Arendt, Bundesminister für Arbeit und 'Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Allgemeine Teil des Sozialgesetzbuches, der 
jetzt zur Verabschiedung ansteht, ist die erste Stufe 
und zugleich die entscheidende Grundlage zur Ver-
wirklichung eines neuen Gesetzgebungswerkes. Wir 
haben in unserem Lande ein imponierendes Sozial-
leistungssystem geschaffen; es ist jedoch mit einem 
Defizit an innerer Geschlossenheit und Überschau-
barkeit unserer Sozialrechtsordnung belastet. Unser 
Sozialrecht ist in eine große Zahl von Gesetzen und 
Verordnungen gegliedert. Sie machen es vor allem 
dem Bürger, aber auch der Verwaltung, der Recht-
sprechung und der Gesetzgebung schwer, sich darin 
zurechtzufinden. Dieser Gesetzesdschungel birgt die 
Gefahr wachsender Entfremdung unserer Bürger ge-
genüber der Rechtsordnung in sich, die fast für jeden 
von großer Bedeutung ist. 

Es ist deshalb an der Zeit, unsere Sozialrechts-
ordnung so zu gestalten, daß der Bürger sein Recht 
auch versteht und daß Verwaltung und Rechtspre-
chung in die Lage versetzt werden, das Sozialrecht 
nach einheitlichen Leitideen gleichmäßig anzuwen-
den. Eine Sozialrechtsordnung, die solchen Anfor-
derungen genügt, kann nur verwirklicht werden, 
wenn alle auf Dauer angelegten Sozialleistungsbe-
reiche in das Sozialgesetzbuch einbezogen werden. 
Nur dann ist gewährleistet, daß die funktionalen 
Zusammenhänge der aus unterschiedlichen Traditio-
nen stammenden Sozialleistungsbereiche verdeut-
licht und mehr als bisher bei der Rechtsanwendung 
und Gesetzgebung beachtet werden. Nur so wird er-
reicht, daß die einzelnen Sozialleistungsbereiche in 
ihren Aufgaben, ihren Rechtsgrundsätzen und ihren 
Begriffen besser aufeinander abgestimmt werden, 
und nur so wird sichergestellt, daß sachlich nicht 
begründete Unterschiede in den verschiedenen So-
zialleistungsbereichen beseitigt und die entsprechen-
den Regelungen harmonisiert werden können. Dies 
bedingt die Einbeziehung der Ausbildungs- und Ar-
beitsförderung, der Sozialversicherung und sozialen 
Entschädigung, des Kindergeld- und Wohngeldrechts 
sowie der Sozialhilfe. 

Die genannten Zielvorstellungen machen daneben 
auch die Einbeziehung der Jugendhilfe in das So-
zialgesetzbuch erforderlich. 

Die Politik sozialer Sicherung und Förderung darf 
sich nicht in Geld- und Sachleistungen erschöpfen. 
Sie muß in steigendem Maße das ganze Feld sozialer 
Dienstleistungen einschließlich persönlicher und er-
zieherischer Hilfen umfassen. 

Nicht zuletzt deshalb setzt sich die Bundesregierung 
mit Nachdruck dafür ein, die persönlichen und erzie-
herischen Hilfen nach.  dem Recht der Jugendhilfe in 
das Sozialgesetzbuch zu integrieren. Wir gehen da-
von aus, daß die Selbständigkeit und die Grund-
prinzipien der Jugendhilfe in einem besonderen 
Buch des Sozialgesetzbuchs unangetastet bleiben. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich in die-
sem Zusammenhang betonen, daß das Sozialgesetz-
buch keine monetäre Schlagseite haben darf und 
haben wird. 

Bei der Kodifizierung des Sozialrechts muß den 
sozialen Diensten ein besonderes Gewicht zukom-
men. 

Die Bundesregierung war sich von Anfang an be-
wußt, daß ein so umfangreiches Gesetzesvorhaben 
nur stufenweise verwirklicht werden kann. Der 
Ihnen heute vorliegende Allgemeine Teil enthält als 
erste Stufe jene Vorschriften, die übergreifende 
Bedeutung für alle Sozialleistungsbereiche haben, 
den Gegenstandsbereich des Sozialgesetzbuches 
festlegen und die Grundlage für die Einordnung der 
einzelnen Sozialleistungsbereiche in das Sozialge-
setzbuch bilden. 

Der Allgemeine Teil beginnt mit einer Charta so-
zialer Rechte. Hier werden die Leitideen unserer 
Sozialrechtsordnung programmatisch und in die Zu-
kunft orientiert formuliert sowie die sozialrecht-
lichen Grundpositionen des Bürgers zusammenge-
faßt. Ziel ist dabei, dem Bürger seine Teilhabe an 
den verschiedenen sozialen Sicherungs- und Förde-
rungseinrichtungen unserer Gesellschaft transparent 
zu machen. 

Durch die im Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung beschlossene Fassung des § 2 ist noch deut-
licher als im Regierungsentwurf sichergestellt, daß 
die sozialen Rechte von der Verwaltung und Rechts-
sprechung bei der Auslegung des Sozialrechts, bei 
der Ausfüllung von Gesetzeslücken und bei der 
Ermessensausübung als „authentische Interpreta-
tionsregeln" zu beachten sind. Das dürfte insbe-
sondere zu einer stärkeren Gleichheit in der Rechts-
anwendung, aber auch zu einer effizienten Fortbil-
dung des Sozialrechts beitragen. 

Der Verbesserung der Information des Bürgers im 
Sozialrecht durch sogenannte Einweisungsvorschrif-
ten mißt die Bundesregierung größte Bedeutung zu, 
weil gerade die sozial Schwachen ihre Rechte aus 
Unkenntnis oft nicht wahrnehmen. Wir wollen das 
Sozialrecht so ausgestalten, daß es allen Bürgern 
gleiche Chancen zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
gewährleistet. Deshalb werden die Einweisungsvor-
schriften durch eine Verpflichtung aller sozialen In-
stitutionen zur Rechtsaufklärung der Bevölkerung 
ergänzt. Der Bürger erhält einen Anspruch auf Be-
ratung über seine sozialen Rechte und Pflichten 
durch den zuständigen Leistungsträger sowie einen 
Anspruch auf Auskunft über alle sozialen Ange-
legenheiten durch regional nahegelegene Auskunfts-
stellen. Diese Aufklärungs-, Beratungs- und Aus-
kunftspflicht ist in einem so weit verzweigten und 
so stark gegliederten Sozialleistungssystem wie dem 
unseren keine Nebenleistung. Sie ist im Gegenteil 
vor allem wegen den vorsorgenden und fördernden 
sozialen Maßnahmen von größter Aktualität und 
daher eine der wichtigsten Dienstleistungen für die 
soziale Sicherung unserer Bevölkerung. 

Die Bundesregierung begrüßt daher den Antrag 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, dem 
Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 1978 
einen Bericht über die Erfahrungen mit den entspre-
chenden Vorschriften des Allgemeinen Teils vorzu-
legen. 
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Bundesminister Arendt 
Ein weiteres wichtiges Anliegen des Allgemeinen 

Teils ist es, den Rechtsanspruch auf soziale Leistun-
gen auszubauen sowie das Vertrauensverhältnis 
zwischen Bürger und Sozialverwaltung zu stärken. 
Diesem Ziel dienen insbesondere die Vorschriften 
über Vorschüsse und vorläufige Leistungen, über 
Auszahlung, Verzinsung und Vererbung von Geld-
leistungen, über die Übertragung, Aufrechnung und 
Pfändung von Sozialleistungen sowie über den 
Schutz der Intimsphäre, das rechtliche Gehör und 
die Mitwirkung des Bürgers bei der Gestaltung und 
Verwirklichung von Sozialleistungen. Hier zeigt 
sich, daß die Kodifizierung des Sozialrechts in ei-
nem einheitlichen Sozialgesetzbuch notwendiger-
weise mit einer begrenzten Sachreform verbunden 
ist. 

Es ist sozialpolitisch notwendig, den Allgemeinen 
Teil vorab und schon bald in Kraft treten zu lassen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat mit der Vorlage des Allgemeinen Teils ein wei-
teres Stück ihres Regierungsprogramms erfüllt. Sie 
dankt dem federführenden Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung und den beteiligten Ausschüssen 
des Bundestages für die intensive Beratung des 
Gesetzentwurfs. Sie hat in zahlreichen Punkten zu 
Verbesserungen der Regierungsvorlage im Inter-
esse der Bürger unseres Landes geführt. Die Bun-
desregierung begrüßt es, daß bei den Beratungen 
des Gesetzentwurfs weitgehende Übereinstimmung 
mit der Opposition erzielt werden konnte. Sie hofft, 
daß dieses Stück sozialpolitischer Gemeinsamkeit 
auch bei der weiteren Gesetzgebungsarbeit zum So-
zialgesetzbuch erhalten bleibt. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß die 
Bundesregierung das Sozialgesetzbuch seit 1970 in 
enger und vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der 
Sachverständigenkommission für das Sozialgesetz-
buch vorbereitet. Der heutige Tag gibt Veranlas-
sung, den Sachverständigen dieser Kommission für 
ihre gründliche Arbeit und wertvolle Hilfe den be-
sonderen Dank des Hauses zu sagen. Ich verbinde 
diesen Dank mit der Bitte, uns bei den noch ver-
bleibenden Vorbereitungsarbeiten in der bisherigen 
Art und Weise zu unterstützen. 

Bundesregierung und Sachverständigenkommis-
sion haben in der Zwischenzeit weitere Stufen des 
Sozialgesetzbuchs teils fertiggestellt, teils vorberei-
tet. Der Gesetzentwurf über die „Gemeinsamen Vor-
schriften für die  Sozialversicherung" befindet sich im 
ersten Durchgang des Bundesrats und wird dem 
Deutschen Bundestag in Kürze zugeleitet. Zum 
„Verwaltungsverfahren" liegt ein Referentenent-
wurf vor, dessen Ziel es ist, das sehr unterschiedlich 
geregelte Verfahren weitgehend zu vereinheitlichen, 
den Verfahrensablauf zu beschleunigen und die Stel-
lung des Bürgers im Verfahren zu stärken. Der Re-
ferentenentwurf wird zur Zeit mit allen Beteiligten 
intensiv beraten. 

Die Sachverständigenkommission steht jetzt vor 
der Aufgabe, das Sozialrecht insgesamt zu harmoni-
sieren und damit die  Grundsätze des Allgemeinen 
Teils auch im Detail zu verwirklichen. Bei dieser 
Aufgabe geht es nicht etwa um eine Beseitigung der 

Vielgestaltigkeit sozialer Leistungen und sozialer 
Institutionen. Vielmehr geht es darum, das innere 
Gefüge unserer gegliederten Sozialrechtsordnung 
nach seiner Systematik, seiner Sprache, seinen Be-
griffen und seinen Rechtsgrundsätzen in Einklang 
zu bringen sowie die einzelnen Sozialleistungsberei-
che nahtlos miteinander zu verzahnen. Hierzu gehö-
ren auch eine Verbesserung in der Koordinierung der 
unterschiedlichen Aufgaben in den einzelnen So-
zialbereichen und eine Verbesserung der Koopera-
tion zwischen den verschiedenen Leistungsträgern. 
Eine befriedigende Lösung dieser bedeutenden und 
schwierigen Probleme wird weitgehend darüber 
entscheiden, ob das Ziel, ein „Sozialrecht aus einem 
Guß" zu schaffen, optimal erreicht wird. 

Namens  der  Bundesregierung bitte ich Sie, meine 
Damen und Herren, diese Arbeiten zur Schaffung 
einer verständlichen und überschaubaren Sozial-
rechtsordnung in einem einheitlichen Sozialgesetz-
buch auch weiterhin zu unterstützen. Vielen herz-
lichen Dank! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die dritte Beratung. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf in der Schlußabstimmung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das 
Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Wir haben noch über zwei Anträge des Aus-
schusses zu befinden. Wir können wohl über beide 
gemeinsam abstimmen. Wer den Anträgen des Aus-
schusses unter den Ziffern 2 und 3 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die 
beiden Anträge sind angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Biermann, Hölscher und den Frak-
tionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Zivildienst-
gesetzes 
— Drucksache 7/3460 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3749 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Ziegler 
(Erste Beratung 164. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter. Wünscht er noch 
zur Ergänzung das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur zweiten Beratung. Ich eröffne 
die Aussprache. — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in zweiter Beratung 
über Art. 1, 1 a und 2 sowie Einleitung und Über-
schrift. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 
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Vizepräsident von Hassel 
Ich eröffne die 

dritte Beratung. 

— Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Wir haben noch über den Ausschußantrag unter 
Ziffer 2 auf Seite 3 abzustimmen. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
19. November 1974 zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
gierung des Vereinigten Königreichs Groß-
britannien und Nordirland über die Gewäh-
rung von Sachleistungen der Krankenver-
sicherung 
— Drucksache 7/3587 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3742 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kratz 

(Erste Beratung 173. Sitzung) 

Ich eröffne die Aussprache in zweiter Beratung. 
— Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer den Art. 1, 2 
und 3 sowie Einleitung und Überschrift in zweiter 
Lesung, verbunden mit der Schlußabstimmung, zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
ausbildungsförderungsgesetzes (3. BAföG 
ÄndG) 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3797 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Althammer 

bb) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Bildung und Wissenschaft (18. Ausschuß) 

— Drucksache 7/3771 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Fuchs 
Abgeordneter Vogelsang 

(Erste Beratung 162. Sitzung)  

b) Zweite Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes 
— Drucksache 7/3386 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bil-
dung und Wissenschaft (18. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3771 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Fuchs 
Abgeordneter Vogelsang 

(Erste Beratung 162. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern. Wünschen sie 
das Wort zur Ergänzung? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache in zweiter Lesung. — 
Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst über den 
Entwurf der Bundesregierung in der vom Ausschuß 
beschlossenen Fassung. Wer den Artikeln 1, 1 a 
und 2 sowie Einleitung und Überschrift zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
In  zweiter Beratung einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

des Entwurfs der Bundesregierung. — Das Wort 
wird nicht begehrt. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Wir haben dann abzustimmen über drei Anträge 
des Ausschusses und zwar unter den Ziffern 2, 3 
und 4 auf Seite 9 der Drucksache 7/3771. Ich kann 
darüber wohl gemeinsam abstimmen lassen. Wer 
dem zuzustimmen wünscht, gebe bitte das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Es ist so beschlossen. 

Damit entfällt die zweite Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Auflösung, Abwicklung und 
Löschung von Kolonialgesellschaften 
— Drucksache 7/2885 — 

Antrag des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) 

— Drucksache 7/3772 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schmitt-Vockenhausen 

(Erste Beratung 136. Sitzung) 

Ich eröffne die zweite Beratung. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Ich schließe die zweite Beratung. 
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Vizepräsident von Hassel 
Wer dem Gesetz mit den §§ 1 bis 7 einschließlich 

Einleitung und Überschrift seine Zustimmung zu 
geben wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort wird nicht begehrt. Ich schließe die dritte 
Beratung. 

Wer dem Gesetz in der Schlußabstimmung zu-
zustimmen wünscht, möge sich bitte erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Ä nderung von Bezeich-
nungen der Richter und ehrenamtlichen Rich-
ter 
— Drucksache 7/3550 — 

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3781 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Erhard 
(Bad Schwalbach) 
Abgeordneter Dr. Arndt 
(Hamburg) 

(Erste Beratung 174. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern. Wünschen diese 
zur Ergänzung das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die zweite Beratung. Das Wort wird 
nicht begehrt. Ich schließe die zweite Beratung. 

Wir kommen -zur Abstimmung in zweiter Bera-
tung. Wer den Artikeln 1 bis 5 einschließlich Einlei-
tung und Überschrift zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
dritte Beratung. 

Wer dem Gesetz in dritter Beratung seine Zustim-
mung zu geben wünscht, erhebe sich bitte. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zurÄ nderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 
— Drucksache 7/3722 — 

Bericht und Antrag des Finanzausschusses 
(7. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3783 — 

Berichterstatter: Abgeordneter von Alten-
Nordheim 

(Erste Beratung 178. Sitzung) 

Ich danke dem Berichterstatter. Wünscht dieser 
das Wort zur Ergänzung? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur zweiten Beratung. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Ich schließe die zweite Bera-
tung. 

Wer den Artikeln 1 bis 4 sowie der Einleitung 
und Überschrift zuzustimmen wünscht, gebe bitte 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich eröffne die 
dritte Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
dritte Beratung. 

Wer dem Gesetz in der Schlußabstimmung zuzu-
stimmen wünscht, möge sich bitte erheben. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 17. September 1974 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
Malta zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung 
— Drucksache 7/3735 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort wird nicht 
gewünscht. Ich schließe die Aussprache. 

Wie Sie aus der Tagesordnung ersehen, empfiehlt 
der Ältestenrat die Überweisung an den Finanzaus-
schuß. Wer dieser Überweisung zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

1. zu dem von den Abgeordneten Dr. Waf-
fenschmidt, Dr. Jahn (Münster), Dr. Jobst 
und Genossen und der Fraktion der CDU/

-

CSU eingebrachten Entschließungsantrag 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Waffenschmidt, Dr. Schneider, Braun, Frau 
Stommel, Dr. Warnke, Frau Tübler, Blu-
menfeld, Dr. Jahn (Münster), Volmer, 
Vogt, Eilers (Wilhelmshaven), Pfeifer, Dr. 
Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Köhler 
(Wolfsburg), Dr. Zimmermann, Biehle, 
Röhner, Dr. Jobst, Thürk, Vehar, Frau 
Verhülsdonk und Genossen und der Frak-
tion der CDU/CSU 

betr. Lage der Städte, Gemeinden und 
Kreise 
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2. zur Änderung der Geschäftsordnung des 

Deutschen Bundestages 
— Drucksachen 7/2744, 7/3747 (neu) — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schmitt-Vockenhausen 

dazu 

Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3767 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

Zunächst zu Ziffer 1! Das Wort wird nicht begehrt. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Ausschuß-
antrag unter Ziffer 1 seine Zustimmung zu geben 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Wir kommen dann zu Ziffer 2. Ich danke den Be-
richterstattern. Wünschen diese zur Ergänzung das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Wer dem Antrag 
des Ausschusses unter Ziffer 2 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der SPD, 
FDP zur Großen Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Braun, Frau 
Stommel, Dr. Warnke, Frau Tübler, Blumen-
feld, Dr. Jahn (Münster), Volmer, Vogt, Eilers 
(Wilhelmshaven), Pfeifer, Dr. Freiherr Spies 
von Büllesheim, Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. 
Zimmermann, Biehle, Röhner, Dr. Jobst, 
Thürk, Vehar, Frau Verhülsdonk und Genos-
sen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
— Drucksachen 7/2741, 7/3764 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Waffenschmidt 
Abgeordneter Spillecke 

dazu 

Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3765 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

Ich danke den Berichterstattern. Wünschen diese 
das Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den An-
trag des Ausschusses. Wer dem Ausschußantrag zu 
folgen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 44 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen und systematische Ubersicht 
über die beim Deutschen Bundestag in der 
Zeit vom 13. Dezember 1972 bis 31. Mai 1975 
eingegangenen Petitionen 
— Drucksache 7/3752 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 45 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksachen 7/3758, 7/3798 — 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort hat Frau 
Dr. Riede (Oeffingen). 

Frau Dr. Riede (Oeffingen) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Der Petitions-
ausschuß legt Ihnen mindestens einmal im Monat 
Ausschußberichte über Petitionen in einer Sammel-
übersicht vor, wie es § 113 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages vorsieht. Die Sammelüber-
sicht bilden die Grundlagen für die Schlußmitteilun-
gen an die Petenten. Sie enthalten in einer Tabelle 
den Namen und den Wohnort des Einsenders, die 
schlagwortartige Bezeichnung des Anliegens und 
den Vorschlag des Ausschusses, wie die Petition er-
ledigt werden soll. Einen darüber hinausgehenden 
Aussagewert haben die Sammelübersichten nicht. 

Um Ihnen auch einen Überblick über die Tätigkeit 
des Petitionsausschusses insgesamt zu verschaffen, 
wird den Sammelübersichten vierteljährlich eine 
systematische Ubersicht über die in der laufenden 
Wahlperiode beim Deutschen Bundestag eingegan-
genen Petitionen beigegeben. Außerdem ist der Peti-
tionsausschuß dazu übergegangen, anläßlich der Be-
ratung von Sammelübersichten eines seiner Mitglie-
der in diesem Hohen Hause das Wort nehmen zu 
lassen, um über die Tätigkeit des Petitionsausschus-
ses allgemein zu berichten und um Sie, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen, über besonders beispielhafte 
Eingaben in Kenntnis zu setzen. 

Wenn ich dies heute tue, so besteht dazu ein be-
sonderer Anlaß. Sie wissen, daß die am 27. Februar 
dieses Jahres vom Plenum beschlossenen Gesetze 
über die erweiterten Befugnisse des Petitionsaus-
schusses am 30. Mai im Bundesrat abschließend 
beraten worden sind. Damit haben die jahrelangen, 
bis in die 5. Wahlperiode zurückgehenden Bemü-
hungen, dem Petitionsausschuß das Recht auf 
eigene, unmittelbare Sachaufklärung und Wahr-
heitsfindung zu geben, endlich ein erfolgreiches 
Ende gefunden. 

Der Petitionsausschuß kann nunmehr zur Vor-
bereitung von Beschlüssen über Beschwerden nicht 
nur von der Bundesregierung, sondern auch direkt 
von den ihr nachgeordneten Behörden und den ihrer 
Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts Auskunft 
verlangen. Außerdem sind die vorgenannten Stel-
len jetzt verpflichtet, dem Ausschuß auf Verlangen 
Akten vorzulegen und Zutritt zu ihren Einrichtun-
gen zu gestatten. Der Ausschuß hat ferner das Recht, 
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den Petenten, Zeugen und Sachverständige anzu-
hören. Er kann die Ausübung dieser Befugnisse auf 
eines oder mehrere seiner Mitglieder übertragen. 
Gerichte und Verwaltungsbehörden sind dem Peti-
tionsausschuß und den von ihm beauftragten Mit-
gliedern zur Amtshilfe verpflichtet. 

Damit sind die rechtlichen Voraussetzungen dafür 
gegeben, daß der Petitionsausschuß seinen Auf-
gaben noch besser als bisher gerecht werden kann. 

Die weitestgefaßten Befugnisse nützen aber 
wenig, wenn die personelle Ausstattung des Peti-
tionsausschusses und seines administrativen Hilfs-
dienstes, der Zentralstelle für Petitionen und Ein-
gaben, unzureichend ist. Ich richte deshalb erneut 
von dieser Stelle aus die schon wiederholt ge-
äußerte Bitte an die Fraktionen, Kolleginnen und 
Kollegen in den Petitionsausschuß zu entsenden, die 
hierfür besondere Sachkunde und nach Möglichkeit 
auch Erfahrungen mitbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

An die Frau Präsidentin geht meine Bitte, die 
Zentralstelle für Petitionen und Eingaben mit einer 
genügenden Anzahl von qualifizierten Mitarbeitern 
auszustatten. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Die seit langem geforderte Einrichtung eines vierten 
Eingabenreferats zur Entlastung der übrigen Refe-
rate muß jetzt vordringlich verwirklicht werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ein Vergleich mit der personellen Situation beim 
Wehrbeauftragten zeigt, daß hier einiges verbessert 
werden muß. 

Erlauben Sie mir noch ein Wort zu den Ihnen zur 
Beschlußfassung vorliegenden Sammelübersichten 
44 und 45. Wie der statistische Teil ,der Sammelüber-
sicht 44 ausweist, sind in der 7. Wahlperiode bereits 
rund 22 500 Petitionen neu eingegangen. Das sind 
weitaus mehr als in  der  vergleichbaren Zeit der 
6. Wahlperiode. Die Zahl der Eingaben ist von Jahr 
zu Jahr gestiegen. In der Zeit von Januar bis Mai 
dieses Jahres belief sich diese Zahl auf rund 4 800. 
Im gleichen Zeitraum des Vorjahres hatte die Zahl 
der Eingaben noch 3 500 und in den ersten fünf Mo-
naten des Jahres 1973 sogar nur 2 800 — also zirka 
2 000 Eingaben weniger als dieses Jahr — betragen. 

Diese Zahlen zeigen Ihnen, meine Damen und 
Herren, daß der Petitionsausschuß als Klagemauer 
für den Bürger in zunehmendem Maße in Anspruch 
genommen wird und somit auch als Mittler zwischen 
Bürger und Staat immer mehr an Bedeutung ge-
winnt. 

Gestatten Sie mir die Frage, woran es liegt, daß 
die Zahl der Petitionen, insbesondere die der Be-
schwerden, ständig steigt. Ist der Grund dafür in 
anwachsender, nachlässiger und uneinsichtiger 
Bürokratie zu suchen, oder hat die Zunahme der 
Eingaben andere Ursachen? Sicherlich führt eine 
größere Aufklärung des Bürgers dazu, daß er sich 

seines Grundrechts nach Art. 17 des Grundgesetzes 
mehr bewußt ist 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Richtig — keine 
Reklame, Aufklärung! — Heiterkeit) 

und vom Petitionsrecht Gebrauch macht. Aber auch 
die Vielzahl neuer Gesetze sowie die wachsende 
Komplizierung von Gesetzen und Rechtsvorschriften 
haben zur Folge, daß der Bürger häufiger einen 
Grund hat, sich hilfesuchend an  den  Petitionsaus-
schuß zu wenden, der oft genug für ihn sozusagen 
die letzte Instanz ist. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Das liegt an den 
miesen Gesetzen!) 

Je stärker der einzelne von staatlichen Leistungen 
und Ansprüchen, von Geboten und Verboten ab-
hängig ist, um so nötiger wird die Aufgabe des 
Petitionsausschusses, auf der einen Seite quasi als 
„Notrufsäule" zu fungieren und auf der anderen 
das vielfach erschütterte Vertrauen des Bürgers 
in die staatlichen Organe wiederherzustellen. 

Lassen Sie mich zum Schluß über ein wahllos her-
ausgegriffenes Beispiel aus der Ihnen vorliegenden 
Sammelübersicht 44 für eine Petition eines Bürgers 
und ihre Behandlung im Petitionsausschuß berich-
ten. Ein geprüfter Landwirtschaftsgehilfe beantragte 
auf Grund des Arbeitsförderungsgesetzes beim zu-
ständigen Arbeitsamt ,die Förderung seiner Teil-
nahme an der Ausbildung zum staatlich geprüften 
Landwirtschaftsleiter. Der Antrag wurde mit der 
Begründung abgelehnt, daß der Antragsteller zwar 
eine abgeschlossene Berufsausbildung habe, nicht 
aber eine für das Erreichen des Förderungszieles 
notwendige, mindestens einjährige praktische Be-
rufserfahrung. Die zweijährige Lehrzeit wurde also 
dafür nicht als ausreichend anerkannt. Rechtsbehelfe 
und bis zur Bundesanstalt für Arbeit vorgetragene 
Gegenvorstellungen führten nicht zum Erfolg. Dar-
aufhin wandte sich der Bürger an den Petitions-
ausschuß. 

Der Ausschuß kam bei seiner Prüfung — im Ge-
gensatz zur Gesetzesauslegung durch die zuständi-
gen Behörden — zu dem Ergebnis, daß die An-
spruchsvoraussetzungen für die beantragte Förde-
rung gegeben seien. Dabei stützte er sich auch auf 
ein in einem ähnlich gelagerten Fall ergangenes 
Gerichtsurteil. Der Ausschuß hat vorgeschlagen, die 
Eingabe dem zuständigen Bundesminister zur Er-
wägung zu überweisen mit dem Ziel, der Bundes-
anstalt für Arbeit eine nochmalige Prüfung ihrer 
Entscheidung nahezulegen. Ich rechne sicher mit 
einem positiven Ergebnis. 

Interessant ist auch die Petition, die im Nachtrag 
zur Sammelübersicht 45 — Drucksache 7/3798 — 
enthalten ist. Der Ausschuß hat sie nachgereicht, 
weil die Bundesregierung nach seiner Meinung hier 
vordringlich eine Möglichkeit finden sollte zu hel-
fen. Die Petentin war in der NS-Zeit wegen Ab-
hörens eines englischen Senders sowie wegen Hoch-
verrats und landesverräterischer Feindbegünstigung 
zunächst zum Tode verurteilt, später jedoch zu einer 
Zuchthausstrafe von zwölf Jahren begnadigt wor-
den. Daraufhin wurde die Ehe der Petentin geschie-
den. Die Petentin beantragte nun ohne Erfolg, ihr 
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aus der Versicherung ihres 1966 verstorbenen frü-
heren Ehemannes eine Hinterbliebenenrente zu ge-
währen. Der Versicherungsträger sieht wegen Feh-
lens eines durch die Hinterbliebenenrente zu er-
setzenden Unterhaltsanspruchs keine Möglichkeit, 
dem Antrag der Petentin zu entsprechen. Dieses Er-
gebnis erscheint dem Ausschuß äußerst unbefriedi-
gend, weil es seine Ursache in der auf politischen 
Gründen beruhenden Ehescheidung hat. Er hält es 
für angebracht, daß hier über die Anwendung des 
die Rechtsordnung beherrschenden Grundsatzes von 
Treu und Glauben geholfen wird und schlägt des-
halb vor, die Petition der Bundesregierung zur Be-
rücksichtigung zu überweisen. 

Es versteht sich von selbst, daß nicht alle Petitio-
nen für den Einsender zum Erfolg führen können. 
Die Zahl der Eingaben, die positiv erledigt werden 
oder bei denen dem Petenten durch einen Rat, eine 
Auskunft, durch Übersendung von Material oder 
in anderer Weise geholfen werden kann, ist jedoch 
nicht gering. Sie beläuft sich auf rund 40 %. 

Wir Abgeordneten haben also durch den Petitions-
ausschuß echte Chancen, etwas für den Bürger zu 
erreichen, d. h. wir haben Chancen, hier Erfolg zu 
haben. Und Erfolg wirkt auf den Politiker wie Mai-
regen: 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU] : Mai

-

regen bringt Segen!) 

Er weckt schlummernde Kräfte, gibt Elan und vielfäl-
tige Ideen. Kurz: Ein Politiker ohne Erfolg ist wie 
ein Kinderwagen ohne Baby. 

(Große Heiterkeit und Beifall) 

Man sieht ihn, aber man geht, ohne ihn näher zu 
betrachten, weiter. Deshalb, meine verehrten Kol-
leginnen und Kollegen, nehmen Sie den Petitions-
ausschuß und seine Möglichkeiten ernst! Denn er 
kann für Sie zum Lebenselixier werden. 

Meine Damen und Herren, ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit und bitte Sie um Zustim-
mung zu den vorliegenden Sammelübersichten. 

(Allseitiger lebhafter Beifall) 

Präsident Frau Renger: Das Wort wird nicht wei-
ter gewünscht. Wir kommen zur Abstimmung. Wer 
den Anträgen des Petitionsausschusses auf Druck-
sachen 7/3752, 7/3758 und 7/3798, die in den Sammel-
übersichten 44 und 45 enthaltenen Anträge des 
Petitionsausschusses anzunehmen, zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (1. Ausschuß) 

betr. Einspruch des Hessen-Nassauischen Hei-
matbundes e. V., vertreten durch den Vorsit-
zenden, Peter Heilmann, Oberursel, gegen die 
Gültigkeit des Volksentscheides im früheren 

Bezirk Montabaur des Landes Rheinland-Pfalz 
vom 19. Januar 1975 

— Drucksache 7/3751 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Stark (Nürtingen) 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
des Ausschusses auf Drucksache 7/3751 — Zurück-
weisung des Einspruchs — zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf die Punkte 21 bis 29 sowie die Zu-
satzpunkte 1 bis 3 der Tagesordnung: 

21. Beratung des Antrags des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu den von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlä-
gen der EG-Kommission für Verordnungen 
des Rates über die Einführung einer Sonder-
prämie für die Atomanlagenbediensteten in 
Deutschland und in den Niederlanden sowie 
einer vorübergehenden Pauschalzulage für 
dieses Personal, das in den beiden genannten 
Ländern sowie in Belgien dienstlich verwen-
det wird 
— Drucksachen 7/3525, 7/3743 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schäfer (Tübingen) 

22. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
der EG-Kommission für eine Richtlinie des 
Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsturzschutz-
vorrichtungen von landwirtschaftlichen oder 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rä-
dern 
— Drucksachen 7/3108, 7/3748 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Horstmeier 

23. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu den von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlä-
gen der EG-Kommission für eine 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Gasverbrauchsgeräte, hierfür bestimmte Gas-
sicherheits- und Regelgeräte und über Prüf-
verfahren für diese Geräte 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Warmwasserbereiter für sanitäre Zwecke, die 
mit gasförmigen Brennstoffen beheizt werden 
— Drucksachen 7/3184, 7/3750 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Franke (Osnabrück) 
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24. Beratung des Berichts und des Antrags des 

Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu 

dem Übereinkommen Nr. 137 über die sozia-
len Auswirkungen neuer Umschlagmethoden 
in Häfen 

der Empfehlung Nr. 145 betreffend die sozia-
len Auswirkungen neuer Umschlagmethoden 
in Häfen 

mit je einer Stellungnahme der Bundesregie

-

rung 
— Drucksachen 7/3445, 7/3753 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Blüm 

25. Beratung des Antrags des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vor-
schlag der EG-Kommission für eine Verord-
nung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicher-
heit der Atomanlagenbediensteten der Ge-
meinsamen Forschungsstelle, die in Geel-Mol 
(Belgien) dienstlich verwendet werden 
— Drucksachen 7/3377, 7/3761 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schäfer (Tübingen) 

26. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
den von der Bundesregierung zur Unterrich

-

tung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kom

-

mission für eine 

Empfehlung für einen Beschluß des Rates zur 
Billigung des Briefwechsels zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
dem Königreich Norwegen betreffend die von 
Norwegen vollzogene Festlegung von Fische-
reizonen, die für Trawler während bestimm-
ter Zeitabschnitte des Jahres gesperrt sind 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemein-
schaftszollkontingents für Waren der Tarif-
stelle 22.09 CI des Gemeinsamen Zolltarifs, 
mit Ursprung in den AKP-Staaten 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemein-
schaftszollkontingents für Aprikosenpülpe, 
der Tarifstelle 20.06 B II c) 1 aa) des Ge-
meinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Israel 

Verordnung (EWG) des Rates zur Einrichtung 
einer gemeinschaftlichen Überwachung der 
Einfuhren bestimmter Erzeugnisse mit Ur-
sprung in Israel 
— Drucksachen 7/3431, 7/3609, 7/3577, 7/3593, 
7/3770 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Christ 

27. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu den von der Bundesregie

-

rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlä

-

gen der EG-Kommission für eine 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betref-
fend elektromedizinische Geräte 
Richtlinie des Rates über die Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
medizinische elektroradiologische Geräte für 
Röntgenstrahlen von 10 bis 400 kV 
— Drucksachen 7/3176, 7/3776 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Sund 

28. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) zu der von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Mittei-
lung der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften an den Rat betreffend die 
Gleichbehandlung von männlichen und weib-
lichen Arbeitnehmern (Zugang zu Arbeits-
plätzen, zur Berufsausbildung und -förderung 
und Arbeitsbedingungen) 
— Drucksache 7/3316, 7/3782 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Gansel 

29. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der von der Bun-
desregierung erlassenen Verordnung zur Ä n-
derung des Deutschen Teil -Zolltarifs (Nr. 17/74 
— Besondere Zollsätze gegenüber Marokko) 
— Drucksachen 7/3535, 7/3769 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kom-
mission für 

eine Mitteilung der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften an den Rat über 
Beziehungen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den assoziier-
ten überseeischen Ländern und Gebieten 
(ÜLG) 

eine Empfehlung einer Verordnung (EWG) 
des Rates über die Assoziation der über-
seeischen Länder und Gebiete mit der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

einen Entwurf eines Abkommens über den 
Handel mit den überseeischen Ländern und 
Gebieten mit Erzeugnissen, die unter die Zu-
ständigkeit der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl fallen 
— Drucksachen 7/3569, 7/3784 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. von Dohnanyi 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Empfehlung einer Verordnung 
(EWG) des Rates über den Abschluß eines 
Abkommens über handelspolitische Zusam- 
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menarbeit zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Republik Sri 
Lanka 
— Drucksachen 7/3459, 7/3785 —

Berichterstatter: Abgeordneter Russe 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor-
gelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Verordnung (EWG) des Rates zur An-
passung der in Artikel 13 Absatz 9 von An-
hang VII des Statuts der Beamten der Euro-
päischen Gemeinschaften vorgesehenen Sätze 
der Tagegelder für Dienstreisen 
— Drucksachen 7/3615, 7/3787 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schäfer (Tübingen) 

Wünschen die Berichterstatter das Wort? — Das 
ist nicht der Fall. 

Das Wort in der Aussprache wird ebenfalls nicht 
gewünscht. Ich schließe die Aussprache. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß wir der 
Einfachheit halber gemeinsam abstimmen? 

(Zustimmung) 
— Danke schön! 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
anträge auf den Drucksachen 7/3743, 7/3748, 7/3750, 
7/3753, 7/3761, 7/3770, 7/3776, 7/3782, 7/3784, 7/3785 
und 7/3787. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — So beschlossen. 

Bei Punkt 29 handelt es sich um einen Bericht des 
Aussschusses für Wirtschaft, von dem das Haus nur 
Kenntnis zu nehmen braucht, wenn nicht Anträge 
aus der Mittel des Hauses vorliegen. Anträge liegen 
nicht vor. Das Haus hat von dem Bericht auf Druck-
sache 7/3769 Kenntnis genommen. 

Ich rufe Punkt 30 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Schröder (Lüneburg), Dr. Marx, Baron 
von Wrangel, Dr. Abelein, Dr. Gradl, Jäger 
(Wangen), Böhm (Melsungen), Dr. von Bis-
marck, Franke (Osnabrück), Seiters, Lagers-
hausen und Genossen 

betr. Verhandlungen mit der DDR über die 
Grenzmarkierungen an  der  Elbe 

— Drucksachen 7/3278, 7/3780 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Spillecke 
Abgeordneter Freiherr von Fircks 
Abgeordneter Wendig 

Der Herr Berichterstatter wünscht das Wort. 
Bitte, Herr Abgeordneter Spillecke! 

Spillecke (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe hier über eine vertrauliche 
Sitzung des Innenausschusses zu berichten und bitte 

daher um Verständnis, wenn ich im Interesse einer 
erfolgreichen Arbeit unserer Delegation in der 
Grenzkommission keine vertiefte Darstellung des 
Für und Wider in der durch den vorliegenden An-
trag aufgeworfenen Grenzfrage gebe. 

Der Innenausschuß hat sich in Übereinstimmung 
mit den beratenden Ausschüssen, dem Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen und dem Rechtsausschuß, 
mehrheitlich folgende Meinung gebildet: 

Dem Antrag des Abgeordneten Schröder (Lüne-
burg) und Genossen liegt die Befürchtung zugrunde, 
daß die Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
in der Grenzkommission nicht entschieden genug 
auf dem Rechtsstandpunkt beharren, die Elbe zwi-
schen Schnackenburg und Lauenburg sei Hoheitsge-
biet der Bundesrepublik. Die beteiligten Ausschüsse 
hatten nicht erst auf Grund der Behandlung des 
vorliegenden Antrages ausgiebig Gelegenheit, mit 
der Bundesregierung darüber zu sprechen, wie sie 
den Auftrag der Grenzkommission versteht und wie 
der Stand der Gespräche mit der Deutschen Demo-
kratischen Republik ist. Es besteht volles Einver-
nehmen zwischen allen Abgeordneten dieses Hau-
ses und der Bundesregierung, daß die Befugnis der 
Grenzkommission sich auf die Feststellung und Mar-
kierung der von den Besatzungsmächten festgeleg-
ten Grenze beschränkt und eine konstitutive Ände-
rung der Grenze nicht mit umfaßt. Einzige Grund-
lagen der Grenzfeststellungen sind nach dem Zu-
satzprotokoll zum Grundlagenvertrag die Festlegun-
gen des Londoner Protokolls vom 24. September 1944 
und später getroffene Vereinbarungen der Besat-
zungsmächte. 

Im Hinblick auf den Elbabschnitt zwischen Schnak-
kenburg und Lauenburg sind außer dem Londoner 
Protokoll das Übertragungsabkommen über den so-
genannten Neuhauser Streifen und stillschweigende 
Vereinbarungen über kleinere Gebietsteile beider-
seits der Elbe heranzuziehen. 

Meine Damen und Herren, die Auslegung dieser 
Unterlagen, die auch das spätere Verhalten der Be-
teiligten auf beiden Seiten mit einbeziehen muß, 
ist außerordentlich schwierig. Die Bundesregierung 
hat den Abgeordneten dieses Hauses, und zwar 
allen Abgeordneten, über die beteiligten Ausschüsse 
Gelegenheit gegeben, das sehr umfangreiche Ma-
terial, das hier von Bedeutung sein kann, einzu-
sehen. 

Die von der Bundesregierung vorgelegten Samm-
lungen enthalten keineswegs — wie dies in Presse-
veröffentlichungen zu lesen ist — nur Material, das 
eine bestimmte Auffassung zu stützen geeignet ist. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU]: Na! Na!) 

Soweit erkennbar, befindet sich die Bundesregie-
rung sehr wohl im Besitz aller rechtlichen Argu-
mente und aller Feststellungen über die tatsäch-
lichen Verhältnisse. 

Die beteiligten Ausschüsse haben mehrheitlich 
keinen Zweifel daran, daß die Bundesregierung und 
die Vertreter der Bundesrepublik in der Grenzkom-
mission im Sinne des Rechts und der Interessen der 
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Bundesrepublik Deutschland von diesen Unterlagen 
Gebrauch machen werden. 

Dabei ist allerdings darauf hinzuweisen, daß der 
augenblickliche Zustand an der Elbe im Gegensatz 
zu dem Eindruck, den der Antrag der Kollegen 
Schröder und Genossen vermittelt, alles andere als 
befriedigend ist. Es kann daher gar nicht um eine 
Verteidigung des Status quo gehen, sondern es muß 
um eine Verbesserung der Verhältnisse an der Elbe 
gehen. Die Beratungen in den beteiligten Ausschüs-
sen haben ergeben, daß sich die Bundesregierung 
dieser Aufgabe sehr wohl bewußt ist. 

Die Feststellung der Grenze darf also nicht isoliert 
gesehen werden. Sie steht in engem Zusammenhang 
mit der Regelung praktischer Fragen der Binnen-
schiffahrt, der Sportschiffahrt, des Fischfangs und 
nicht zuletzt der Hoheitsausübung. Die Klärung 
des sehr schwierigen Problemkreises Lübecker 
Bucht läßt erwarten, daß die Vertreter der Bundes-
republik in der Grenzkommission auch bei der Be-
handlung der Elbproblematik einzig und allein im 
Interesse der Bundesrepublik Deutschland handeln 
werden. 

Die in den Ausschüssen gegebenen Berichte der 
Bundesregierung über die Gespräche mit der DDR 
und deren Vorbereitungen geben die Gewißheit, daß 
die Sach- und Rechtslage an der Elbe gegenüber 
dem bisherigen Zustand nicht verändert worden ist. 
Weder ist die Grenzkommission durch irgendwelche 
Zusagen präjudiziert, noch hat sie sich selbst fest-
gelegt. 

Die Mehrheit der beteiligten Ausschüsse war da-
her der Auffassung, daß die dem Antrag der Abge-
ordneten der CDU/CSU zugrunde liegende Befürch-
tung unbegründet ist. Sie möchte es jedoch nicht 
bei der Ablehnung des Antrages belassen, sondern 
schlägt ihrerseits vor, das in die Bundesregierung 
und die Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
in der Grenzkommission gesetzte Vertrauen zur 
Stärkung ihrer Position gezielt zum Ausdruck zu 
bringen. 

Der Ihnen vorliegende Antrag des Innenausschus-
ses stimmt inhaltlich mit dem Antrag überein, den 
der mit der Sach- und Rechtslage seit langem ver-
traute Ausschuß für Rechts- und Verfassungsfragen 
des Niedersächsischen Landtags am 18. April dieses 
Jahres einstimmig — mit den Stimmen der CDU — 
beschlossen hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn Be-
richterstatter. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion nimmt mit Bedauern 
und Verwunderung davon Kenntnis, daß die Koali-
tionsfraktionen in allen drei Ausschüssen unseren 
Antrag betreffend die Verhandlungen mit der DDR 
über die Grenzmarkierung an der Elbe, in dem wir  

noch einmal unseren bisherigen Rechtsstandpunkt 
und die sich daraus ergebenden politischen Kon-
sequenzen bekräftigen wollen, abgelehnt haben. 
Wir sind über diese Ablehnung um so erstaunter, 
als noch in diesen Wochen das Gutachten eines 
weltweit anerkannten Völkerrechtlers unter Beweis 
gestellt hat, daß die Elbe zwischen Lauenburg und 
Schnackenburg eindeutig zum Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland gehört und die Grenze 
demgemäß auf dem rechten, östlichen Elbufer ver-
läuft. 

Die Koalitionsfraktionen haben deshalb mit ihrer 
Ablehnung unseren Interessen und unserer Ver-
handlungsposition einen schlechten Dienst erwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie merkwürdig und den Interessen der Bundes-
republik und insbesondere der anliegenden Bevölke-
rung abträglich diese Materie behandelt wurde und 
wird, zeigt die geradezu decouvrierende Beschluß-
vorlage der Mehrheit des Innerdeutschen Ausschus-
ses, die dem Innenausschuß zugeleitet wurde. Nach 
dieser Mehrheitsempfehlung des Innerdeutschen 
Ausschusses hat die CDU/CSU-Fraktion Zweifel, ob 
die Bundesregierung überhaupt noch die Absicht 
und den guten Willen hat, ein Verhandlungsergeb-
nis zu erzielen, das den inhaltlichen Vorstellungen 
unseres Antrages entspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

.Lassen Sie mich das an einigen Beispielen be-
legen. Wenn von den Gegnern unseres Antrages 
behauptet wird, man vermöge nicht zu erkennen 
und demgemäß auch nicht noch einmal zu bekräfti-
gen, daß alle früheren Bundesregierungen den von 
mir genannten Rechtsstandpunkt vertraten, so ist 
diese Behauptung schlicht falsch. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Sowohl im Jahre 1957 als auch im Jahre 1964 haben 
die damaligen Bundesregierungen sehr nachhaltig 
diese Rechtsauffassung zum Ausdruck gebracht, wie 
wir sie heute noch einmal bekräftigt wissen möch-
ten. Selbst die sogenannte sozialliberale Bundes-
regierung aus dem Jahre 1972 hat sich diese Rechts-
auffassung noch zu eigen gemacht; denn sie hat 
ihren Niederschlag in Art. 23 des Verkehrsvertrages 
gefunden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Wenn in diesem Zusammenhang argumentiert 
wird, der Gegenbeweis bestehe darin, daß seit Be-
ginn der 50er Jahre bewaffnete DDR-Boote unge-
hindert Hoheitsakte ausübten, so kann ich namens 
der Opposition nur davor warnen, Rechtsverletzun-
gen und Rechtsanmaßungen nachträglich als Recht zu 
sanktionieren. 

(Beifall und Bravo-Rufe bei der CDU/CSU) 

Ich darf in diesem Zusammenhang aus dem Gut-
achten von Professor Rauschning zitieren, der zu die-
sem Argument folgendes ausgeführt hat: 

Auch die Praxis auf der Elbe stromab von 
Schnackenburg entspricht einem Grenzverlauf 
am rechten Ufer. Die Behörden der Bundesrepu- 
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blik Deutschland nehmen auf der ganzen Elb-
breite gegenüber allen Schiffen die Kontrolle 
wahr. Lediglich das Fahren der DDR-Streifen

-

boote wird ohne Kontrolle geduldet. Die DDR

-

Streifenboote üben auch in der Praxis keine 
Gebietshoheit auf der Elbe aus, sondern ledig-
lich eine Personal- und Flaggenhoheit gegen-
über Binnenschiffen ihrer Flagge und gegenüber 
Bürgern der DDR im Sinne ihrer Vorschriften. 
Diese Hoheitsausübung auf Gebiet der Bundes-
republik Deutschland ist in der Praxis hinge-
nommen worden, um gewaltsame Zwischenfälle 
zu vermeiden. Sie bedeutet weder die Aufgabe 
der Gebietshoheit noch ein Entstehen von Ge-
bietshoheit der DDR. Es handelt sich lediglich 
um eine Duldung. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, im übrigen halte ich 
ein solches Argument schon deshalb für gefährlich, 
weil damit beispielsweise auch den Bemühungen 
unserer westalliierten Verbündeten in den Rücken 
gefallen wird, trotz anderweitiger Praxis ihre recht-
liche Position und Verantwortung für Gesamtberlin 
zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn gegen Ziffer 3 unseres Antrages argumen-
tiert wird, daß es nach Art. 23 des Verkehrsvertrages 
und nach der Erklärung zum Protokoll über die Auf-
gaben der Grenzkommission bereits seit Beginn aller 
Verhandlungen eine selbstverständliche Zielsetzung 
dieser Bundesregierung sei, die uneingeschränkte 
und ungehinderte Benutzung der Elbe zwischen 
Lauenburg und Schnackenburg zu gewährleisten, so 
muß ich leider feststellen, daß die Koalitionsparteien 
und die Bundesregierung sich dieses Arguments 
selbst berauben, wenn sie uns in dem beabsichtigten 
Vertrag über die Regelung des Binnenschiffverkehrs 
auf der Elbe laut Pressemeldung unter anderem die 
Streichung der Protokollvermerke zu eben diesem 
Art. 23 des Verkehrsvertrages vorschlagen werden 
und damit die rechtliche Absicherung beseitigen, auf 
der die uneingeschränkte und ungehinderte Benut-
zung der Elbe zwischen Lauenburg und Schnacken

-burg basiert. 

In diesem Zusammenhang muß ich auch der 
immer wieder aufgestellten Behauptung widerspre-
chen, es gehe darum, die praktische Situation auf 
der Elbe angeblich sicherer zu machen. Ich stelle 
hierzu ganz klar fest, daß unsere Fischerboote, daß 
unsere Sportboote und daß unsere Verkehrsboote in 
der Vergangenheit auf der gesamten Elbe bis zu den 
Buhnenköpfen der östlichen Seite verkehrt haben. 
Es hat Störungen und Belästigungen durch die 
Grenzboote der Nationalen Volksarmee gegeben, so 
daß uns dieser Status quo niemals voll befriedigt 
hat. Dieser Status quo ist jedoch für uns wesentlich 
befriedigender und besser als das, was in Zukunft 
auf uns zukommt, wenn man wie laut Pressemeldung 
in dem Vertrag über den Binnenschiffverkehr vor-
gesehen, der DDR auf der gesamten Elbe erstmalig 
vertraglich legitimiert Hoheitsrechte einräumt und 
zuläßt, daß NVA-Boote auf der gesamten Breite der 
Elbe mit allen Konsequenzen, die sich daraus er-
geben können, verkehren. Für uns ist das ganz ein

-

deutig eine Verschlechterung gegenüber der jetzi-
gen Situation, ein Status quo minus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was nun die Gegenresolution des federführenden 
Innenausschusses anbelangt, so wird meine Fraktion 
dieser inhaltslosen Erklärung deshalb ihre Zustim-
mung nicht geben können, weil hier die beiden ent-
scheidenden Kernfragen, um die es überhaupt geht, 
ausgeklammert werden, nämlich erstens die kon-
krete Frage, wo die Grenze verläuft und wo dem-
gemäß die Grenze zu markieren ist, und zweitens, 
wer auf der Elbe legitimiert Hoheitsrechte ausübt. 
Außerdem wird in diesem Beschlußantrag der Zu-
sammenhang mit dem bevorstehenden Vertrag über 
die Regelung des Binnenschiffverkehrs völlig igno-
riert. Diese Mehrheitsempfehlung des Innenaus-
schusses geht also an den Kernfragen vorbei und 
will offensichtlich der Regierung den Rücken frei-
halten für Regelungen, die vom bisherigen recht-
lichen und politischen Standpunkt abweichen. Sie 
hat bei uns den Verdacht geweckt, daß man unter 
Umständen die parlamentarische Sommerpause nut-
zen möchte, um mit der Rückendeckung einer sol-
chen nichtssagenden Resolution zwischenzeitlich 
vollendete Tatsachen zu schaffen. Im übrigen unter-
streicht diese Gegenresolution nachhaltig, wie not-
wendig es war, daß die Opposition diese Frage zur 
öffentlichen und parlamentarischen Diskussion ge-
stellt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Richtig ist in den Feststellungen der beratenden 
Ausschüsse, daß die Grenzkommission für ihre Ver-
handlungen keinerlei Ermessensspielraum hat. Die 
entscheidende Frage ist allerdings nur, an welchen 
alliierten Dokumenten, Karten, Aufzeichnungen und 
Handlungen in der Zeit von 1945 bis 1950 sie sich 
orientieren muß, d. h. konkret, welches die Rechts-
grundlage für ihre Markierungsaufgabe ist. Profes-
sor Rauschning stellt dazu in seinem Gutachten ein-
deutig fest — ich darf mit Genehmigung der Frau 
Präsidentin zitieren —: 

Die Grenzkommission ist nach dem Grundver-
trag und dem Zusatzprotokoll zu Art. 3 beauf-
tragt, die Grenzlinie rechtselbisch in der Ver-
bindungslinie der Buhnenköpfe zu markieren 
und die erforderliche Grenzdokumentation her-
zustellen. Die Grenzkommission ist nach den 
Vertragsbestimmungen, die Beauftragten in der 
Grenzkommission sind zudem nach dem Grund-
gesetz nicht zuständig, eine andere als die be-
stehende Grenze im Sinne von Art. 3 Ziffer 2 
des Grundvertrages zu bestimmen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich für 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion zusammenfassen. 

Erstens. Das Gutachten des Völkerrechtlers Pro-
fessor Rauschning hat uns in unserer Rechtsauf-
fassung und in den sich daraus ergebenden politi-
schen Konsequenzen bestätigt. Wir haben von da-
her noch weniger als vorher Verständnis dafür, daß 
sich die Bundesregierung und die Koalition angeb-
lich nicht in der Lage sehen, in diesem Sinne eine 
eindeutige Erklärung abzugeben und damit die 
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Verhandlungsposition der Grenzkommission zu stär-
ken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Eine anderweitige Grenzmarkierung im 
Zusammenhang mit dem Vertrag über die Regelung 
des Binnenschiffsverkehrs und der darin beabsich-
tigten Ausweitung und Legitimierung von Hoheits-
rechten der DDR auf der gesamten Elbe bedeutet 
eine rechtliche, eine politische und eine praktische 
Verschlechterung unserer gegenwärtigen Situation 
auf diesem Fluß; sie bringt gegenüber dem Status 
quo einen Status quo minus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Die CDU/CSU-Fraktion bedauert das 
übermäßige Bemühen der Bundesregierung, den For-
derungen der anderen Seite gegenüber Verständnis 
zu zeigen, und die Vorlage entsprechender schäd-
licher Ausarbeitungen. Meine Damen und Herren, es 
wäre Pflicht dieser Regierung und nicht der Oppo-
sition gewesen, renommierte Staats- und Völker-
rechtler zur Abstützung unseres Rechtsstandpunktes 
und der sich daraus ergebenden politischen Konse-
quenzen einzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Viertens. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion muß 
auf die rechtlichen Konsequenzen aufmerksam ma-
chen, die sich aus der jetzigen Politik der Bundes-
regierung in dieser Frage ergeben. Sie behält sich 
nach eigener eingehender rechtlicher Prüfung ent-
sprechende Schritte vor. 

Fünftens. Nach den Beratungen in den Ausschüs-
sen, nach der Vorlage der Ausarbeitung des Bun-
desinnenministeriums und nach dem bisher öffent-
lich bekanntgewordenen Inhalt des Vertrages über 
die Regelung des Binnenschiffsverkehrs ist die CDU/

-

CSU-Fraktion von der Richtigkeit und vor allem von 
der Notwendigkeit ihres Antrages überzeugter denn 
je. Sie wird deshalb der inhaltslosen Beschlußvor-
lage der Mehrheit ihre Zustimmung nicht geben, 
sondern bittet das Haus, dem Antrag auf Drucksache 
7/3278 zu folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Möhring. 

Möhring (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der CDU/CSU wegen der 
Verhandlungen mit der DDR über die Grenzmarkie-
rungen an der Elbe geht von der Behauptung aus, 
daß alle früheren Bundesregierungen nach außen 
den Rechtsstandpunkt vertreten haben, die Elbe sei 
zwischen Schnackenburg und Lauenburg Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Haben sie 
auch!) 

Diese Behauptung, die jeder von uns vorbehaltslos 
begrüßen würde, wenn sie realisiert werden könnte, 
hat nur einen ganz kleinen Schönheitsfehler: Sie 
wird nämlich im und durch den Antrag und auch 

durch die Antragsteller nicht bewiesen! Und nur auf 
den Beweis kommt es an, will man Hoheitsrechte 
begründen. 

Darum ging es offensichtlich auch allen, die sich 
seit 1945 um die Klärung der Grenzfrage an oder 
auf der Elbe bemühten, sowohl alliierten als auch 
deutschen Dienststellen und Behörden. Darum geht 
es den Regierungen der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR, denn dies genau ist ihr Auftrag an die 
gemeinsame Grenzkommission; und darum allein 
geht es auch der sozialdemokratischen Bundestags-
fraktion. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich hoffe, darum geht es auch der Opposition. Ich 
sage ausdrücklich: ich hoffe; denn mir sind seit 
Beginn dieser öffentlichen Debatte um die Elbgrenze 
ganz ernsthafte Zweifel gekommen, ob uns wirklich 
noch mit gleicher Ernsthaftigkeit die gleichen Ab-
sichten verbinden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Zweifel ha-
ben wir schon lange!) 

Gelingt es nämlich nicht, Behauptungen zu beweisen, 
so folgt auf eine solche öffentliche engagierte Dis-
kussion oft unausweichlich eine öffentliche Blamage. 
Dies ist überall im Leben so, und gestandenen Poli-
tikern dieses Hauses, die diesen Effekt gerne mit 
jeweils umgekehrtem Vorzeichen ihrem politischen 
Gegner anhängen möchten, brauche ich solche Prak-
tiken und Konsequenzen sicher nicht näher zu erläu-
tern. Eines aber sei jedenfalls mit aller Entschieden-
heit betont: Wir als Sozialdemokraten möchten uns 
nicht in Kenntnis oder Vermutung mancher Unzu-
länglichkeiten oppositioneller Beweisführung bla-
mieren oder durch sie blamieren lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun ist es nicht nur Ihr Recht, meine Damen und 
Herren von der Opposition, sondern auch Ihre 
Pflicht, alle Fakten auf den Tisch zu legen, die den 
von Ihnen behaupteten Rechtsstandpunkt erhärten. 
Es ist für uns und für die Regierung im Umgang mit 
Informationen und Belegen eine selbstverständliche 
Pflicht, daß diese Beweismittel dort ihre Berück-
sichtigung finden, wo sie wirksam gemacht werden 
können. Von daher sind uns Ihre Bemühungen im 
sachlichen Bereich wertvoll! 

Nur: Ich denke nicht daran, hier dergestalt in eine 
Sachdebatte einzutreten, daß offensichtlich wird, 
welche Schwachstellen wir bei Ihnen erkennen oder 
zu erkennen glauben, die befürchten lassen, daß 
der behauptete Rechtsstandpunkt angezweifelt wer-
den kann. Würde ich dies tun, hätten Sie genau die 
Situation herbeigeführt, daß a) aus einer solchen 
offenen Debatte die DDR Vorteile für künftige Ge-
spräche ableitet, 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Die 
haben Sie ihr ja schon gegeben!) 

b) wir uns selber schwächen und c) Sie die Koalition 
auch noch in die Nähe unfreiwilliger Mittäterschaft 
rücken. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Möhring 
Dies wird hier nicht geschehen, und zwar aus wohl-
verstandener Sorge, Schaden von der Bundesrepu-
blik Deutschland abzuwenden! 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Jäger (Wangen)? 

Möhring (SPD) : Frau Präsident, wegen der zeit-
lichen Begrenzung möchte ich Zwischenfragen nicht 
zulassen. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU] : Das 
kennen wir von Ihnen ja schon!) 

Sie werden also den Ausschußsitzungen nichts 
über die unterschiedliche Bewertung von Dokumen-
ten, Kartenwerken und Verhaltensweisen der Alli-
ierten seit 1945 hören 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— ich habe vorhin Ihrem Redner auch zugehört; 
vielleicht können Sie sich nun auch überwinden, 
das, was wir an Argumenten bringen, einigermaßen 
zur Kenntnis zu nehmen —, 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Zwi-
schenfragen sind doch ein Institut der De-
batte und des Parlaments! — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Es fällt schwer!) 

soweit sie aus Gründen einer erfolgversprechenden 
Verhandlungsführung vorerst im Zustand der Ver-
traulichkeit verbleiben müssen. Diese Informationen 
können nur in geheimzuhaltenden Sitzungen und Ein-
zelgesprächen gegeben werden, und dies ist bisher 
— ich beurteile es aus meiner Sicht — mit großem 
Ernst, mit großer Sorgfalt und in ausreichendem 
Maße durch die Herren Bundesminister des Innern, 
für innerdeutsche Beziehungen und für Verkehr und 
durch die leitenden Herren der Grenz- und Ver-
kehrskommission geschehen. 

Was hier und heute aber trotz knapper Zeit zu 
später Abendstunde andiskutiert werden kann, sind 
unsere Befürchtungen, mit welcher Subjektivität 
Ihre Beweismittel zusammengeklaubt wurden und 
wie wenig diese für sich allein ausreichend er-
scheinen, den von uns allen gewünschten Rechts-
standpunkt abzusichern. 

Vorab: Der Fleiß, mit dem die Opposition dieses 
Materialbeschaffungsgeschäft betreibt, nötigt Re-
spekt ab. Nur: die Methode der Opposition, in Form 
eines Stufenplans fast ein Jahr hindurch immer neue 
Papiere zu „entdecken", sie erst einmal vorsorglich 
der schon darauf vorbereiteten Presse zuzuleiten 
und sie erst viel später — wenn überhaupt — auch 
noch denjenigen Parlamentariern und Beamten zu-
zustellen, 

(Zuruf von der SPD: Unerhört!) 

die auf Grund von Zuständigkeit und Auftrag damit 
befaßt sind, alle erreichbaren Beweismittel zu be

-

achten und rechtens zu würdigen, zeugt von wenig 
Absicht, dieser Regierung wirklich zu helfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Sprechen Sie jetzt von 

der „Stern"-Affäre?) 

Die Opposition wird sich den Vorwurf gefallen 
lassen müssen, daß diese Methode überwiegend 
mehr dazu angetan ist, die Gemüter der Elbgrenz-
bevölkerung gegen Regierung und Grenzkommis-
sion aufzubringen, als dieses schwierige Problem 
einer Lösung zuzuführen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir werden uns also mit aller Entschiedenheit ge-
gen jeden Versuch wehren, die Elbe-Problematik 
demagogisch auszuschlachten. 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich nun auf einige Widersprüchlich-
keiten in den von der Opposition beigezogenen 
Unterlagen zu sprechen kommen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ihr habt 
ein schlechtes Gewissen!) 

Im „Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes" des 
Deutschen Bundestages vom Dezember 1974 wird 
der Versuch unternommen, die gesamte Rechtsposi-
tion, daß die Elbe auf ganzer Breite Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik sei, durch Beweise abzudecken. 
Beweismittel dazu sind u. a. Hinweise auf Karten-
werke und das Verhalten des Innenministeriums 
der DDR ebenso wie alle bekannten Vorgänge nach 
1945 auf der Elbe einschließlich der Dokumente aus 
dem Londoner Protokoll, dem Übertragungsabkom-
men vom 29. Juni 1945. Der Beweiswert des gesam-
ten Gutachtens wurde also anfänglich vom Auftrag-
geber sehr hoch eingestuft. Dies ist auch Zei-
tungsmeldungen zu entnehmen. Im Deutschen Bun-
destag sagte dann allerdings am 24. April 1975 der 
Oppositionssprecher sinngemäß — ich darf mit 
Genehmigung der Frau Präsidentin zitieren —: 

Auch das so umstrittene Gutachten des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Bundestages vom De-
zember vergangenen Jahres kommt zu der 
Feststellung 

— nun bitte ich, einmal genau auf den nächsten Satz 
zu achten —

— und ich selbst bin sogar geneigt, zu sagen: 
zu der einzigen beachtenswerten Feststel-
lung —, daß aus der Praxis der Engländer . . . 

Hier wird doch offensichtlich der Rückzug ange-
treten, wie diese relativierende Bemerkung deut-
lich macht, die alle übrigen bisherigen sogenannten 
Beweise dieses Gutachtens abwertet oder vom Tisch 
fegt. Ich hoffe nicht, daß dem angeführten Rausch-
ning-Gutachten ein ähnliches Schicksal beschieden 
sein soll. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Schröder (Lüneburg)? 
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Möhring (SPD) : Wenn mir die Zeit gutgeschrieben 
wird. 

Präsident Frau Renger: Ja, ja, sicher! 

Möhring (SPD) : Bitte schön, Herr Kollege Schrö-
der! 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Möhring, würden Sie zugestehen, daß sich die 
Äußerung von mir, die Sie soeben zitiert haben, 
lediglich auf den Tatbestand bezog, daß im übrigen 
in dem Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes 
Sekundärmaterial verwandt wurde, daß dies der 
einzige originelle Beitrag des Wissenschaftlichen 
Dienstes war, 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Der ist über

-

haupt sehr originell!) 

der nicht auf Sekundärmaterial basierte, und daß ich 
aus diesem Grunde diese Äußerung getan habe? 

(Zurufe von der SPD) 

Möhring (SPD) : Wir von der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion hätten uns glücklich geschätzt, 
wenn Sie zu Beginn bei Erhalt dieses Gutachtens 
diese relativierende Einschränkung gemacht hätten! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich darf deshalb noch einmal betonen: man hat wohl 
bei der Opposition, nachdem die beabsichtigte Pres-
sekampagne abgeebbt ist, erkannt, daß ein Gut-
achten, das sich überwiegend auf wenig beweis-
kräftige Zeitungsartikel stützt, auf die Dauer nicht 
zu halten ist. 

Oder sollen wir in „erster Lesung" — denn mehr 
ist heute wegen der Methode, das Beweismaterial 
zuerst der Presse zu geben, nicht möglich — das 
neueste Rauschning-Gutachten einmal einer punktu-
ellen Kritik unterziehen? Hier handelt es sich doch 
angeblich um eine sehr ernst zu nehmende, streng 
wissenschaftliche Beweisführung, gemessen an Maß-
stäben des Völkerrechts. 

Einige Widersprüche aber auf den ersten Blick. 
Erstens: Das Gutachten schätzt die Tätigkeit der 
Sowjets nach 1945 auf der Elbe falsch ein und leitet 
demgemäß falsche Folgerungen ab. Nähere Einzel-
heiten können selbstverständlich aus bekannten 
Gründen nur in den Ausschüssen erörtert werden. 
Zweitens: Es beurteilt die Anlagen zum Übertra-
gungsabkommen offenbar ebenfalls falsch. Auch hier 
muß es bei dieser Andeutung verbleiben. Drittens: 
Es hat keine logische Erklärung und damit keine 
rechtliche Würdigung für den Vorgang des Beginns 
der stillen Duldung bewaffneter DDR-Boote auf der 
Elbe, die keinerlei westlicher Kontrolle unterzogen 
wurden und werden. Viertens: Es berücksichtigt 
ganz bestimmte Dokumente von hohem Aussage-
wert überhaupt nicht 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : 
Sprechen Sie für die SPD oder die SED?) 

und setzt sich damit dem Verdacht einer Zusammen-
stellung und Wertung nach subjektiven Gesichts-
punkten aus. 

Fünftens: Es enthält den eigenen Vorbehalt der 
Unvollständigkeit aus zeitlichen Gründen. Damit re-
lativiert es sich selber. 

Diese vorgenannten Gründe sollten ausreichen, um 
anzudeuten, daß auch der Niedersächsische Landtag 
— und besonders die dortige CDU-Fraktion — als 
Auftraggeber gut beraten ist, wenn er dieses Gut-
achten mit aller gebotenen Nüchternheit einstuft, 
abwägt und wertet. Da es sich um ein Gutachten mit 
völkerrechtlichen Wertungen handelt, wird die Op-
position sicher noch Gelegenheit nehmen, zur Ver-
meidung der jetzt von ihr provozierten Gefahr einer 
völkerrechtlichen Anerkennung dieses Abschnitts 
der Grenze zur DDR klärende Worte zu finden und 
die von uns allen angemeldete Option der Offen-
haltung der Wiedervereinigungsfrage nicht zu ver-
schütten! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Furcht der Opposition, daß durch die Grenz-
feststellung Rechtspositionen der Bundesrepblik auf-
gegeben werden könnten, vermag die SPD-Bundes-
tagsfraktion nicht zu teilen. 

Erstens. Es kann nur etwas aufgegeben werden, 
was man besitzt. Damit sind wir wieder bei der er-
forderlichen Beweisführung zum Oppositionsantrag. 

Zweitens gibt es in der Grenzfrage kein Aufgeben, 
weil es kein Verhandeln gibt; es gibt nur das Fest-
stellen und Markieren von Tatsachen auf Grund alli-
ierter nachweisbarer Willensäußerungen in Form 
von Dokumenten und Karten. 

Drittens gibt es für diese Bundesregierung in der 
Frage der Verhandlungen über die Nutzung der Elbe 
keinen Abschluß des Status quo oder gar, wie hier 
behauptet wurde, des Status quo minus; es gibt nur 
einen Status quo plus. 

Alle mitbefaßten Sachausschüsse haben daher mit 
Mehrheit diesen Oppositionsantrag abgelehnt; auch 
die SPD-Bundestagsfraktion sieht sich nicht in der 
Lage, dem Antrag der CDU/CSU zuzustimmen. 

Denn: a) Die Antragsteller gehen von gewollt fal-
schen Voraussetzungen aus: als könne durch Ver-
handeln die Elbgrenze zu unseren Gunsten oder Un-
gunsten verändert werden. Daß dies gewollt unter-
stellt wird, kommt schon in der Überschrift des An-
trags zum Ausdruck. Es heißt dort: „Verhandlungen 
mit der DDR über Markierungen an der Elbe". Ich 
hoffe, Kollege Schröder, es war ein Versprecher, daß 
Sie gesagt haben: „... über Markierungen in der 
Elbe". Sie werden das sicher im Protokoll berichti-
gen, sonst würden Sie unter Umständen vorprellen 
wollen. Auch Professor Rauschning betont, daß nur 
eine Feststellung der Grenze erlaubt ist. 

b) Die SPD-Fraktion muß den Antrag der Oppo-
sition auch deshalb ablehnen, weil durch diese will-
kürliche Vermischung der Begriffe „Verhandeln" 
und „Feststellen" die Bevölkerung an der Elbe ver-
unsichert und gegen die Bundesregierung und ihre 
Deutschlandpolitik aufgebracht werden soll. Wir 
wollen dabei keine Schützenhilfe leisten, sondern es 
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Möhring 
mit nüchtern-sachlicher Information halten, die auch 
Bestand hat! 

c) Wir lehnen den Antrag schließlich deshalb ab, 
weil uns demonstrative und plakative Subjektivaus-
sagen der Opposition nicht helfen können, die Pro-
bleme an der Elbe so zu lösen, daß die dortige Be-
völkerung davon Nutzen hat und künftig unbehel-
ligt in Frieden leben kann. Die Unwirksamkeit von 
Demonstrationen, markigen Worten und Mahn-
feuern ist in den vergangenen Jahren, besonders vor 
der Bildung der sozialliberalen Koalition, leider zur 
Genüge bekannt und bewiesen worden. 

(Lagershausen [CDU/CSU] : Haben Sie sich 
nicht daran beteiligt?) 

d) Wir lehnen den Antrag weiterhin deshalb ab, 
weil wir uns nicht durch das Oppositionsbegehren 
und durch ein von Ihnen provoziertes Scheitern der 
Bemühungen um die Grenzfeststellungen dem DDR-
Vorwurf aussetzen wollen, die Bundesrepublik sei 
hinsichtlich der Erfüllung des Grundlagenvertrags 
vertragsbrüchig geworden. Denn wenn wir Grenzen 
als unverletzlich vereinbaren, haben wir auch pflicht-
gemäß festzustellen, wo diese Grenzen verlaufen. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Am 
rechten Ufer der Elbe!) 

Dagegen erklärt die SPD-Bundestagsfraktion, daß 
auch der von ihr gewünschte baldige Abschluß der 
Feststellung einer unproblematischen Elbgrenze und 
der ungehinderten Nutzung der ganzen Elbe durch 
alle für sie ein „Stück Friedenssicherung" ist. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Warum stim

-m

en Sie unserem Antrag dann nicht zu? Er 
bringt die unproblematische Elbgrenze! — 
Gegenruf des Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : 

Das glauben Sie doch selber nicht!) 

Wir sollten daher von der Opposition erwarten dür-
fen, daß sie diese Bemühungen nicht behindert, son-
dern nach Kräften fördert und sich auch in  der  Frage 
der Elbgrenze den deutschlandpolitischen Vorstel-
lungen der Bundesregierung anschließt. In diesem 
Sinne bitte ich auch den von der Koalition gestell-
ten Alternativantrag zu werten und ihm auch Ihrer-
seits zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! So furchtbar viel an 
sachlichen Beiträgen ist zu diesem Thema nicht mehr 
zu bringen, nachdem wir heute zum drittenmal über 
diese Frage sprechen, wenn ich es recht sehe. 

(Rawe [CDU/CSU] : Sie meinen wohl Ihren 
Vorredner, Herr Kollege!) 

— Ich sage das ganz allgemein. Ich sage das auch zu 
Ihnen von der Opposition. 

Eine Sache wird nicht dadurch besser, daß immer 
wieder Argumente wiederholt werden, die teils un-
bestritten, teils offenkundig und selbstverständlich 
sind und teils im dunkeln liegen. Man sollte vor 

allen Dingen nicht Verhandlungen solcher Art, wie 
sie die Bundesregierung mit der DDR über Grenz-
markierungen an der Elbe führt, öffentlich in toto 
von vornherein mit dem Zweifel belegen, daß dies 
so weder rechtlich in Ordnung noch politisch ver-
tretbar sei. Man kann dies zwar tun — Sie tun es 
ja auch —, muß sich dann aber auch die Frage ge-
fallen lassen, ob man dem Interesse der Bundesrepu-
blik und seiner Bürger wirklich Genüge tut. 

Um es auch von mir aus noch einmal deutlich zu 
sagen — es ist schon gesagt worden; ich wiederhole 
es —: Erstens. Es steht außer jedem Zweifel, daß 
es nur um die Festlegung eines rechtlich Bestehen-
den geht und damit zweitens eine Veränderung 
rechtlich bestehender Grenzen nicht der Disposition 
der Bundesregierung unterläge. Wer aber hat dies 
je bestritten? 

Nun folgt natürlich die Frage: Was ist rechtlich 
gesehen „Grenze"? Darüber kann man möglicher-
weise unterschiedlicher Meinung sein; unterschied-
licher Meinung aber nicht deshalb, wie ich meinen 
möchte — hören Sie doch bitte einmal zu! —, weil 
man sich im politisch Wünschbaren unterscheidet, 
sondern weil man möglicherweise — warum, sage 
ich Ihnen gleich — die vorhandenen Rechtsquellen 
mit unterschiedlichem Ergebnis wertet. 

Unterstellen wir einmal, es sei so: Bundesregie-
rung und Opposition oder Abgeordnete dieses Hau-
ses hätten eine unterschiedliche Rechtsauffassung 
von dem, was von Rechts wegen an der Elbe Grenze 
ist. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jäger (Wangen)? 

Dr. Wendig (FDP) : Ja, bitte ! 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Wen-
dig, wenn die Rechtsauffassungen so unterschied-
lich sind, wie das ja wohl tatsächlich zutrifft: Wie 
erklären Sie es sich, daß die Bundesregierung dann 
nicht vor Beginn der Verhandlungen ausreichende 
Rechtsgutachten von international anerkannten 
Rechtswissenschaftlern eingeholt hat, sondern dieses 
Geschäft der Opposition überläßt? 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Kollege Jäger, ich habe 
überhaupt nicht gesagt, daß hier rechtlich unter-
schiedliche Auffassungen im Grunde bestehen, son-
dern nur, daß sie von verschiedenen Seiten des 
Hauses vertreten werden. Das ist doch ein Unter-
schied! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich habe gesagt — ich darf es wiederholen; ich 
wollte Ihnen sogar entgegenkommen, und an Sie 
habe ich gedacht, Herr Jäger, als ich das formuliert 
habe —: Unterstellen wir einmal, Bundesregierung 
und Opposition hätten in dieser Frage eine unter-
schiedliche Rechtsauffassung von dem, was von 
Rechts wegen Grenze an der Elbe ist. — Da haben 
Sie mich schon unterbrochen. 
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Dr. Wendig 
Wer kann es aber dann, wenn das so ist — das 

war die Antwort auf die mir selbst gestellte Frage — 
verantworten, eine solche denkbare Situation nicht 
nur zum Gegenstand einer öffentlichen Debatte 
während schwebender Verhandlungen zu machen, 
sondern dies zugleich mit dem Ziel zu tun, die Bun-
desregierung öffentlich auf eine bestimmte Rechts-
auffassung von vornherein und in vollem Umfang 
festzulegen? 

Man könnte dies allenfalls — auch hier ein Ent-
gegenkommen Ihnen gegenüber, Herr Jäger — ver-
zeihlich finden, wenn man z. B. der Opposition not-
wendige Unterlagen zur Tatsachenaufklärung vor-
enthalten hätte oder vorenthielte. Kann davon aber 
die Rede sein? — Niemand wird dies ernstlich be-
haupten können. Der Innenminister und der inner-
deutsche Minister haben stets zur Aufklärung zur 
Verfügung gestanden. Die Unterlagen waren allen, 
die damit zu tun hatten, zugänglich. 

Nun wäre natürlich weiter der Fall möglich und 
denkbar, daß auch bei Übereinstimmung in der 
Sache jemand einen rechtlich abgestützten Stand-
punkt nicht entschieden genug vertritt. Daraus 
folgt dann der Vorwurf, die bestehenden Rechte und 
Interessen der Bundesrepublik würden in den Ver-
handlungen nicht voll gewahrt. Die Opposition 
— ich würde bitten, zuzuhören — nimmt dies doch 
ganz offensichtlich an und geht dann hierbei so 
weit, zu behaupten, daß schon nach dem gegenwär-
tigen Stand der Verhandlungen, die jetzt laufen, 
die Bundesregierung die Rechtslage zuungunsten 
der Bundesrepublik geändert hätte, — offenbar 
nicht ahnend, daß sie, die Opposition, diese Folge-
wirkungen möglicherweise durch eine solche An-
frage und eine solche Debatte selbst bewirken 
könnte. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Das muß man einmal sagen. 

Mit der Mehrheit des Innenausschusses bin ich 
der Meinung, daß die Bundesregierung zu einer 
solchen Unterstellung nicht die Spur eines Ansatzes 
gegeben hat. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Durch ihr 
Verhalten zu unserem Antrag!) 

— Ich komme darauf. 

Ich will mich heute im Interesse der Sache auch 
nicht dazu verleiten lassen, die einzelnen Rechts-
quellen in ihrem Gewicht nacheinander rechtlich an 
dieser Stelle zu bewerten, auch nicht im Hinblick 
auf die Ausführungen, die Kollege Schröder zu dem 
letzten Rechtsgutachten von Herrn R a u s c h n i n g 
gemacht hat. Da steht nämlich auch geschrieben, 
auf der Seite 2 dieses Gutachtens — ich darf mit 
der Genehmigung der Frau Präsidentin zitieren —: 

Die CDU-Fraktion hat darum gebeten, das Gut-
achten bis zum 30. Mai 1975 zu erstatten. Sie 
ist (vom Gutachter) darauf hingewiesen worden, 
daß in dieser Frist das Rechtsgutachten nur in 
Form eines Kurzgutachtens erstellt werden 
kann, dessen Erwägungen und Begründungen 
einer weiteren wissenschaftlichen Vertiefung 
bedürfen können. 

Auch das muß man zu diesem Gutachten wissen. 

Ich will mich aber auch heute aus Gründen, die 
ich schon in der letzten Debatte genannt hatte, auf 
eine Wertung im einzelnen, wie ich gesagt habe, 
nicht einlassen. Von der politischen Zweckmäßigkeit 
solcher Ausführungen abgesehen, scheint es im 
übrigen für einen solchen Rahmen insofern ein 
etwas schwieriges Unterfangen zu sein — bitte, das 
sage ich jetzt ohne jede Polemik —, als früheres 
Landesrecht vor 1945, Besatzungsrecht, langjährige 
praktische Übung ineinandergreifen, was beim letz-
ten, bei der Übung, die Frage einschließt, ob und 
inwieweit diese Übung als Gewohnheitsrecht Ge-
stalt angenommen hat. Mir scheint, und auch da 
würde ich sogar, Herr Schröder, Ihren Ausführungen 
ein wenig entgegenkommen, daß sogar — nur soviel 
will ich zu den Rechtsquellen sagen — die Abma-
chungen der ehemaligen Besatzungsmächte im Zu-
sammenhang mit dem Überleitungsvertrag von 1950 
und möglicherweise in Zusammenhang mit einem 
nachfolgenden Gewohnheitsrecht den Vorrang vor 
alten, d. h. vor 1945 bestehenden Rechtsquellen be-
sitzen mögen. Das will ich hier gern einräumen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

— Bitte, ich bin hier ganz offen. 

Es kann bei allen diesen Erwägungen schließlich 
aber auch — und ich will sie alle nacheinander 
aufzählen — ein non liquet herauskommen, d. h. 
eine Unmöglichkeit, den bestehenden Rechtszustand 
in Übereinstimmung aller festzustellen und damit 
in einem solchen Vertrag festzulegen. Bei einer sol-
chen Situation, der Situation des non liquet, wird 
man sicher erwägen müssen, ob unabhängig von 
der nicht feststellbaren Rechtslage praktische Ab-
wägungen getroffen werden können, müssen oder 
dürfen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Aber beim 
non liquet ist im Zweifel zugunsten unserer 

Verfassung zu entscheiden!) 

— Bitte, darauf komme ich gleich. Sie sind sehr 
viel schneller, aber bitte, lassen Sie mir den Weg, 
Herr Jäger. — Aber auch dies darf dann natürlich 
nur in einer Weise geschehen, daß diese Abmachun-
gen den Interessen der Bundesrepublik nicht scha-
den. 

All dies kann man im gegenwärtigen Stadium der 
Verhandlungen natürlich nur in dieser allgemeinen 
Form bezeichnen. Hieraus wird deutlich, daß eine 
Annahme des Antrags der CDU/CSU in Form der 
Bundestagsdrucksache 7/3278 nicht möglich ist. Die-
ser Feststellung gegenüber sollte man wirklich jede 
Polemik draußen vor der Tür lassen. Die Mehrzahl 
der Mitglieder des Innenausschusses — und dafür 
spreche ich jetzt — hat diese Auffassung vertreten 
und Ihnen statt dessen vorgeschlagen, einen Be-
schluß zu fassen, wie ihn schon der Ausschuß für 
Rechts- und Verfassungsfragen des Niedersächsi-
schen Landtages einstimmig, d. h. mit den Stimmen 
der CDU, gefaßt hat. Ich will ihn hier nicht wieder-
holen. Er liegt Ihnen als Empfehlung des Innerdeut-
schen und des Innenausschusses vor. Ich glaube 
nicht, meine Damen und Herren, daß die CDU-Mit-
glieder des niedersächsischen Landtages in diesem 
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Ausschuß so beschlossen hätten, wären sie nicht 
von der Richtigkeit des Inhalts voll überzeugt ge-
wesen. 

Im übrigen, meine Damen und Herren — damit 
will ich zum Schluß kommen —, sollte man endlich 
daran denken, nicht durch Anfragen und Debatten 
wie die heutige die Verhandlungen der Bundesre-
gierung ohne Not zu erschweren. Ich beantrage im 
Namen meiner Fraktion, dem Beschlußvorschlag des 
Innenausschusses — Drucksache 7/3780 — zuzustim-
men. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Innern. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung hat in diesem Hause schon mehr-
fach die Hoffnung zum Ausdruck gebracht, daß sich 
die Parteien im Bund und im Lande Niedersachsen 
zu sachlicher, unsere nationalen Interessen förder-
licher Behandlung der Grenzfragen an der Elbe zu-
sammenfinden sollten. Das ist für das Land Nieder-
sachsen nunmehr, wie ich meine, in den Beratungen 
und Entschließungen des Rechts- und Verfassungs-
ausschusses des niedersächsischen Landtages ge-
schehen, mit denen sich Regierung und Opposition 
zu einvernehmlicher Beurteilung der Sach- und 
Rechtslage zusammenfanden. 

Die Bundesregierung begrüßt die hiermit erreichte 
Versachlichung der Erörterungen über die Elbpro-
blematik. Sie hofft, daß sich, wie dort im Lande Nie-
dersachsen, auch hier auf der Ebene des Bundes 
Regierung und Oppositionsparteien zu einer gleich

-

lautenden Entschließung zusammenfinden, wie sie 
heute vorgelegt wurde; denn die Beurteilung der 
Sach- und Rechtslage kann hier keine andere sein 
als dort, müßte der Bürger doch  sonst den Eindruck 
gewinnen, daß die Opposition dort im Lande und 
hier im Bund mit verschiedenem Maß mißt oder 
unterschiedliche Absichten verfolgt. 

Die Lage an der Elbe ist aus jeder der beiden 
Sichten, von fern oder nah dieselbe. Sie ist unbe-
friedigend, und das werden auch Sie nicht bestreiten 
können. Die Gebrauchsgrenze an der Elbe in Hin-
sicht auf Sportschiffahrt und Fischfang ist unge-
sichert, so daß das genaue Gegenteil der im CDU/

-

CSU-Entschließungsantrag behaupteten „uneinge-
schränkten und unbehinderten" Nutzung für die 
Schiffer und Fischer an der Elbe besteht. Warum 
können Sie keinem Segler raten, über die Mitte der 
Elbe zu fahren, selbst im Neuhauser Streifen, warum 
keinem Fischer, seine Fischereirechte zu nutzen, 
selbst wenn sie über die ganze Strombreite ge-
hen — - 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : In der 
letzten Woche hat Ihr Vorsitzender der 
Grenzkommission selber noch das Gegen

-

teil behauptet!) 

— Aber nein. Wir haben Unterlagen darüber auf 
den Tisch gelegt, das wissen Sie doch ganz genau. 
Sie wissen ganz genau, daß es nicht so ist, und das 

ist es, was ich Ihnen vorwerfe: daß Sie hier eine 
völlig ungesicherte Lage mit dem Schein der Sicher-
heit versehen. Das, was wir erreichen wollen, näm-
lich endlich hier Sicherheit an dieser Grenze zu 
schaffen, begreifen Sie im Grunde überhaupt nicht 
als eine Sache unseres nationalen Interesses. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Obwohl die DDR selbst, bei der hermetischen 
Abriegelung ihrer eigenen Bevölkerung am jen-
seitigen Elbufer, diesen Fluß nur in engen Grenzen 
für die Durchfahrt ihrer Berufsschiffahrt und ihrer 
Hoheitsfahrzeuge nutzt, sind wir nicht in der Lage 
diese Elbe zu unserem Fluß zu machen. 

Schon heute ist die Elbe, was ihre Nutzung durch 
die Grenzbevölkerung anlangt, unser Fluß. Nur ist 
die Nutzung wegen des Fehlens von klaren Ab-
sprachen behindert und ungesichert, da jeder Be-
nutzer von unserer Seite, der sich über die Strom-
mitte hinausbegibt, damit rechnen muß, von den 
Hoheitsfahrzeugen der DDR aufgehalten und auf-
gebracht zu werden, die seit Jahr und Tag, durch 
keine Regierung — auch nicht durch die uns voran-
gehenden Regierungen —, jemals beanstandet oder 
gar gehindert worden ist, Hoheitsakte auf der jen-
seitigen Elbseite vornehmen, — 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
— Lassen Sie mich den Satz zu Ende bringen —, 
— auch nicht in Abschnitten wie im Neuhauser 
Streifen, in dem wir selbst unsere eigenen Hoheits-
rechte, wie Sie ja wissen, bis zum jenseitigen Elb-
ufer ausüben. Auch und gerade da ist die tatsäch-
liche Lage unklar, ist sie verworren. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Bitte! 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, können Sie mir und diesem Hause einmal 
klarmachen, wieso diese angebliche Unsicherheit 
des gegenwärtigen Zustandes, von der Sie soeben 
gesprochen haben, dadurch beseitigt wird, daß der 
DDR in Zukunft auf der vollen Breite der Elbe Ho-
heitsrechte eingeräumt werden und die NVA-Boote 
die Elbe zwischen Lauenburg und Schnackenburg 
in voller Breite benutzen können? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Aber das ist ja gerade die öffentliche Irreführung, 
die ich Ihnen — auch Ihnen ganz persönlich — vor-
werfe. 

(Beifall bei der FDP und bei der SDP) 

Das ist eben so nicht wahr! Was wir erreichen wol-
len, ist, daß sich die Hoheitsrechte, die diese Grenz-
boote ausüben, nicht auf unsere Grenzbewohner 
und unsere Flußbenutzer erstrecken. Das ist, was wir 
— ich wiederhole es — erreichen wollen, und das 
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ist bisher eben nicht erreicht. Genauso ist nicht 
erreicht, daß, was den Schußwaffengebrauch auf dem 
Fluß und in den Fluß angeht, klare, verbindliche 
Regelungen bestehen. Auch das ist ungesichert, und 
auch das wissen Sie ganz genau. 

Diese verworrene und auch für jeden Benutzer 
verwirrende Lage an der Elbe gilt es durch verbind-
liche Vereinbarungen über die Nutzung der Elbe, 
vor allem auch durch die betroffene Grenzbevölke-
rung, zu klären, um die heute fehlende — — 

(Abg. Jäger [Wangen] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage — Unruhe bei 

der FDP und bei der SDP) 

— Entschuldigen Sie, lassen Sie mich meine Rede 
zu Ende bringen, wie die anderen dies hier auch 
getan haben. 

(Beifall bei der FDP und bei der SDP) 

Das führt doch, wie wir gesehen haben, zu gar 
nichts. Wir können Sie offenkundig nicht überzeu-
gen und Sie uns nicht. Denn wir können Ihnen hun-
dertmal dasselbe sagen, und Sie kommen immer 
wieder mit den gleichen schiefen Behauptungen. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD — 
Zuruf von der SPD: Die hören doch nicht 
zu! — Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : 
Sagen Sie doch einmal etwas über den Bin

-

nenschiffahrtsvertrag!) 

Ich wiederhole: Diese verworrene und auch für je-
den Benutzer verwirrende Lage an der Elbe — da 
gibt es nichts herumzureden — 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Natürlich, es 
gibt den Artikel 23 des Verkehrsvertrages!) 

gilt es durch verbindliche Vereinbarungen über die 
Nutzung der Elbe — — 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Den Artikel 
23 des Verkehrsvertrages, den erwähnen 
Sie gar nicht, Herr Minister! Den gibt es, 
und an den hat sich die DDR zu halten!) 

— Entschuldigen Sie, aber der betrifft nicht das, 
wovon ich hier rede. Ich rede nicht von der Berufs-
schiffahrt, sondern ich rede von der Sportschiffahrt 
und von der Fischereiausübung, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Die Bundes

-

regierung vertritt doch selbst den Stand

-

punkt, daß die Binnenschiffahrt auch diese 
Schiffahrtsform umfaßt!) 

— Nein, das wissen Sie ja doch ganz genau. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Nein, Sie 
anscheinend nicht ! — Wehner [SPD] : Soll 
denn ein Verrückter die ganze Arbeit lahm

-

legen können, Herr Minister! — Dr. Marx 
[CDU/CSU] : Ob die Frau Präsidentin wohl 
feststellen kann, wer da gemeint war! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU und Ge

-

genrufe von der SPD) 

Ich darf nun fortfahren. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, eine 
Sekunde! — Herr Abgeordneter Wehner, haben Sie 

hier soeben mit Ihrer Bemerkung einen bestimmten 
Abgeordneten dieses Hauses gemeint? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das macht der 
doch immer!) 

Falls dies der Fall ist, muß ich Sie zur Ordnung 
rufen. 

(Wehner [SPD] : Ich habe gesagt, was ich ge

-

sagt habe! — Beifall bei der SPD — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Alte römische Weisheit! 
— Reddemann [CDU/CSU] : Das hat Pilatus 
auch gesagt! — Franke [Osnabrück] [CDU/ 
CSU] : Der hat eindeutig den Maihofer ge

-

meint! — Rawe [CDU/CSU] : So behandelt 
der die Präsidentin dieses Hauses! Das 
muß man sich einmal vorstellen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Bundesminister, bitte fahren Sie in Ihrer 
Rede fort! 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Ich darf nochmals feststellen: Diese verworrene 
Lage gilt es durch verbindliche Vereinbarungen über 
die Nutzung der Elbe, vor allem auch durch die be-
troffene Grenzbevölkerung, zu klären, um die heute 
fehlende uneingeschränkte und unbehinderte Nut-
zung, von der in der CDU/CSU-Entschließung die 
Rede ist, überhaupt erst sicherzustellen. 

Die Grenzkommission hat dabei den Auftrag, in 
diesem Zusammenhang die Grenze an der Elbe auf 
der Grundlage der hierüber von den damaligen Alli-
ierten getroffenen Markierungen der Zonengrenzen 
einvernehmlich festzustellen. Dieser Auftrag schließt 
Verhandlungen über die Grenze ausdrücklich aus. 
Auch das wissen Sie sehr genau. Alle anderslauten-
den Unterstellungen, daß in der Grenzkommission 
mit der DDR Verhandlungen über eine Verlegung 
der Elbgrenze geführt würden, sind eine gezielte 
Irreführung der Offentlichkeit. Das kann man durch 
eindeutige Erklärungen immer und immer wieder 
richtigstellen — es ist allein durch die Regierung 
schon ein dutzendmal erfolgt —, ohne daß die pole-
mischen Attacken zum Verstummen gebracht wür-
den, die rundweg das Gegenteil behaupten. 

Neue Argumente leitet nun die Opposition aus 
einem Gutachten her, das die CDU-Fraktion im nie-
dersächsischen Landtag in Auftrag gegeben hat. Die 
Bundesregierung wird auch dieses ihr seit dem 
14. Juni vorliegende Gutachten des Direktors des 
Instituts für Völkerrecht der Universität Göttingen 
sorgfältig prüfen. Sie ist dankbar für jedes Argu-
ment, das in den Gesprächen mit der DDR von Nut-
zen sein kann und das nicht bereits in den seit Jahr-
zehnten vorgenommenen, unter wohl allen denk-
baren Gesichtspunkten angestellten Untersuchungen 
enthalten ist. Ich bin allerdings erstaunt — ich 
möchte mich sehr zurückhaltend ausdrücken —, daß 
der Gutachter noch nicht einmal den Versuch ge-
macht hat, vor Erstattung seines Gutachtens die um-
fangreichen Unterlagen in den Bonner oder den Han-
noveraner Ministerien einzusehen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
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Das war ihm in den — sage und schreibe — 14 Ta-
gen, die ihm die Auftraggeber für ein wissenschaft-
liches Gutachten zugemessen haben, wohl auch schon 
zeitlich nicht möglich. Trotzdem muß es — das ist 
leider eine ernüchternde Feststellung — den Aus-
sagewert des Gutachtens doch beeinträchtigen, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

daß in entscheidenden Punkte keine konkreten Quel-
len genannt werden, sondern pauschal Bezug ge-
nommen wird — ich zitiere — auf das, was „einzeln 
publiziert" wurde oder sich „in Zeitungsberichten 
des letzten Jahres oder in den Protokollen der Ple-
narsitzungen des Bundestages oder des niedersäch-
sischen Landtages findet". Ich biete gerne von mei-
ner Seite dem Gutachter jede Einsicht in diese amt-
lichen Unterlagen an. Aber so ist dieses Gutachten 
als ein wissenschaftliches Gutachten vollständig un-
brauchbar. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Warum haben Sie 

denn kein Gutachten eingeholt?) 

Es hat nicht eines der Dokumente wirklich verwertet 
und im einzelnen analysiert, auf die es hier bei 
einer solchen Begutachtung ankommt. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Klein? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Warum nicht! 

Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, ist Ihnen erinnerlich, daß Ihnen seit dem 
vergangenen Wochenende — ich nehme an, seit 
Freitag vergangener Woche — ein Schreiben des 
Herrn Abgeordneten Schröder vorliegt, in dem er 
Sie um Ihre Genehmigung für Herrn Professor 
Rauschning um Einsichtnahme in diese Dokumenta-
tion bittet, und würden Sie mir hier bestätigen, daß 
Sie diese Genehmigung — jedenfalls bisher — 
schriftlich nicht erteilt haben? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Ich 'habe Herrn Schröder schon mündlich bei unse-
rer letzten Erörterung im Ausschuß gesagt, daß ich 
überhaupt keine Bedenken hätte, 'dem Herrn dieses 
Gutachten zur Verfügung zu stellen, und ich habe 
dies heute noch einmal wiederholt. Aber Tatsache ist 
doch, daß hier von der CDU der Versuch gewagt 
wird, ein wissenschaftliches Gutachten in die Welt 
zu setzen, ohne daß nur eines der umfangreichen Do-
kumente überhaupt analysiert und interpretiert wor-
den ist. Das ist doch die Tatsache! 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Warum haben Sie 
denn kein Gutachten eingeholt? Sie haben 
doch Gelegenheit, selber Gutachten einzu

-

holen!) 

Die Bundesregierung wird sich durch keine noch 
so polemische Provokation zu einer öffentlichen Er-

örterung der verschiedenen Positionen und Prakti-
ken verleiten lassen, welche die Besatzungsmächte 
seit 1944 in der Frage der Elbgrenze eingenommen 
und verfolgt haben. Eine solche öffentliche Verhand-
lung auf dem Markt wäre unseren nationalen Inter-
essen nicht dienlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Das einzige, was Sie machen, ist, obwohl Sie es 
eigentlich durch eine sorgfältige Unterrichtung bes-
ser wissen, daß Sie ständig versuchen, diese Argu-
mentationen und Interpretationen in die öffentliche 
Erörterung zu ziehen, obwohl es unserer eigenen 
Sache nur schädlich und nicht dienlich sein kann. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU] — Zuruf von 
der CDU/CSU: Diese verwerfliche Ausarbei

-

tung ist uns schädlich!) 

— Entschuldigen Sie, aber ich muß Ihnen dies sagen: 
Ich bin gelegentlich entsetzt, wo Sie doch immer die 
nationalen Interessen so hoch hängen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Sehr 
gut! bei der SPD) 

wie Sie hier mit unseren nationalen Interessen 
Schindluder treiben! 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Eine Regierung, die 
keine Gutachten einholt, die treibt Schind

-

luder! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Die Bundesregierung wird vielmehr bestrebt sein — 
und das meine ich so, wie ich es hier sage —, 

(Zuruf des Abg. Dr. Marx [CDU/CSU]) 

eben diese nationalen Interessen, die im Elbabschnitt 
bisher leider nur unzureichend gewahrt sind, durch 
eine gesichertere und menschlichere Grenzregelung 
an der Elbe besser als heute zu wahren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zu-
ruf des Abg. Jäger [Wangen] [CDU/CSU]) 

Die Elbe wird dann ein Beispiel dafür sein, daß die 
 Grenzen in Deutschland endlich erträglicher werden, 

als sie es leider heute sind. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Das haben 
Sie schon öfters gesagt!) 

Wenn Sie dieses Ziel mit uns anstreben — und Sie 
müßten es mit uns anstreben —, dann unterstützen 
Sie die Bundesregierung ebenso wie der Ausschuß 
des Niedersächsischen Landtags für Rechts- und Ver-
fassungsfragen, in dem Ihre eigenen Abgeordneten 
der dortigen Opposition mitgestimmt haben, durch 
die Annahme des Entschließungsantrags in der vor-
gelegten Ausschußfassung! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
während der Rede des Herrn Abgeordneten Möh-
ring ist von Herrn Dr. Wittmann (München) (CDU/

-

CSU) folgender Zwischenruf gemacht worden: „Spre- 
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chen Sie für die SPD oder die SED?" Ich rufe Sie da-
für zur Ordnung, Herr Abgeordneter. 

(Pfui-Rufe bei der SPD — Dr. Wittmann 
[München] (CDU/CSU] : Das war eine 
Frage! — Lagershausen [CDU/CSU]: Und 
die Beschuldigung des Herrn Ministers? Ich 
fühle mich durch Herrn Minister Maihofer 
beleidigt! Er hat mich des Landesverrats 

bezichtigt!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mit dem Vorwurf einer polemi-
schen Behandlung gegenüber der Opposition hat 
hier ein Minister des Bundes, zuständig für das Res-
sort des Innern, den absoluten Gipfel der Polemik 
in diesem Hause dadurch erreicht, daß er der Oppo-
sition vorgeworfen hat, 

(Widerspruch bei der SPD) 

sie treibe Schindluder mit nationalen Interessen. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU — 
Sehr wahr bei der SPD) 

Ich weise diesen Vorwurf mit Entschiedenheit zu-
rück. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Selbst auf die Gefahr hin, mir auch einen Ord-
nungsruf zuzuziehen, stelle ich erneut die Frage, 
welche Interessen Sie bei diesen Verhandlungen 
überhaupt vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Pfui-Rufe bei 
der SPD — Weitere lebhafte Zurufe von der 

SPD) 

Sie haben doch veranlaßt, daß wir diese Diskussion 
hier in diesem Hause über dieses Thema haben. Sie 
haben nämlich in dem Ihnen typischen Stil diese 
Aktion klammheimlich über die Bühne ziehen wol-
len; 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

denn Ihr Verhältnis zum Parlamentarismus und zur 
Demokratie ist doch gestört. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
CDU/CSU: Sehr richtig! — Pfui-Rufe bei der 

SPD) 

Sie bemühen sich ständig, diesem Parlament jede 
Möglichkeit, seine Kontrollfunktionen auszuüben, 
zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lebhafte Zu

-

rufe von der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ich 
bitte Sie sehr, sich in den Ausdrücken zu mäßigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Und Herr Maihofer? — 
Weitere anhaltende Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Moment! — Das Thema ist nicht dazu angetan, 
daß wir uns in dieser Weise gegeneinander aufbrin-
gen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU: 
Und Herr Minister Maihofer?) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie wirklich, 
sich zur Sache zurückzubegeben und sich auf das 
Thema zu konzentrieren. 

Bitte, Sie haben das Wort. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Ich fahre in der Sache 
fort; denn zu etwas anderem habe ich hier nie ge-
sprochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD und der FDP) 

Im übrigen meine ich, daß wir in diesem Hause 
immer noch das Recht der Meinungsfreiheit garan-
tiert haben und wir uns nicht irgendeiner Zensur 
unterwerfen, zumal bei einem solchen Thema nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Dr. 
Abelein, haben Sie mit dieser Bemerkung mich 
gemeint? 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Ich habe eine generelle 
Feststellung von allgemeiner Gültigkeit für jede 
westliche Demokratie getroffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Ich fahre fort. Ihre Ausführungen, Herr Minister, 
über das Gutachten des Herrn Professor Rauschning 
finde ich weniger empörend als vielmehr komisch. 
Wie Sie, d. h. die Bundesregierung, als Initiator 
eines Gutachtens, das diesen Begriff überhaupt nicht 
verdient und auch nicht annähernd das Niveau 
einer wissenschaftlichen Behandlung erreicht, einem 
anderen Kollegen einen solchen Vorwurf machen, 
ist mir völlig unerfindlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Einsicht in dieses Gutachten der Bundesregie-
rung kann sich jeder, der sich eine objektive Mei-
nung zur rechtlichen Situation machen will, völlig 
ersparen. Daraus kann man überhaupt nichts ler-
nen. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Nur nicht hingucken!) 

Ich habe diese Dinge gelesen und daraus nichts ge-
lernt. 

(Lachen bei der SPD und der FDP) 

Wie von Ihnen weisungsabhängige Beamte auf 
Ihre Weisung hin ein Gutachten fabrizieren sollen, 
ist mir objektiv schon völlig unverständlich. 

(Metzger [SPD] : Das kann ich mir vorstel-
len!) 

Die können doch gar nichts, als irgendwelche Argu-
mente zusammenzusuchen für Ihre politischen Ab-
sichten, nicht für Ihre rechtlichen Absichten; denn 
auf dem Boden des Rechts stehen Sie nicht mehr in 
dieser Sache; das bestreite ich. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Emmerlich 
[SPD] : Wir stehen nicht auf dem Boden des 
Rechts? Das ist eine Unverschämtheit! Das 

ist ungeheuerlich!) 
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Dr. Abelein 
Lassen Sie mich ganz kurz einiges zur rechtlichen 

Situation sagen, die zwar immer wieder einmal be-
stritten wurde. Dies ist bei rechtlichen Situationen, 
auch wenn sie klar sind, glaube ich, eben üblich. 
Ausgangspunkt für die Grenzregelung auf der Elbe 
ist die Erklärung zu Protokoll des Grundvertrages. 
Danach ist auszugehen von dem Londoner Abkom-
men und den entsprechenden Karten. In der soge-
nannten Map A läuft die Grenze nun einmal auf 
dem Ostufer der Elbe in einer völlig eindeutigen 
Weise. 

(Konrad [SPD] : Sie können nicht einmal 
gucken!) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter Abe-
lein, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Kleinert? 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Nein, ich gestatte jetzt 
keine Zwischenfrage. 

(Zurufe von der FDP) 

— Das ist die erste Zwischenfrage, die ich in diesem 
Hause nicht gestattet habe. Da aber eine Gruppe der 
Regierungskoalition überhaupt nicht in der Lage ist, 
teilweise allein schon intellektuell nicht, etwas 
schwierigeren rechtlichen Ausführungen zu folgen, 

(Lachen und Zurufe von der SPD und der 
FDP) 

gestatte ich keine Zwischenfrage; denn ich sehe 
keine Chance, dieser Partei in diesem Hause die 
Dinge auch nur einigermaßen verständnismäßig noch 
klarzumachen. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und der 
FDP) 

Lassen Sie mich fortfahren. Die zweite Grundlage, 
von der man auszugehen hat, sind andere Verein-
barungen zwischen den Besatzungsmächten, die da-
nach getroffen worden sein könnten. Solche Verein-
barungen gibt es nicht. Niemand hat das behauptet. 

Eine andere Rechtsgrundlage könnte das Gewohn-
heitsrecht sein. Zum Gewohnheitsrecht gehört ein-
mal eine lang andauernde Rechtsübung und zum 
anderen die Überzeugung aller Beteiligten von der 
Tatsache, daß es sich hierbei um die Rechtsausübung 
handelt. Davon kann überhaupt nicht die Rede sein, 
weil auf unserer Seite diese Rechtsüberzeugung nie 
bestanden hat, bis auf den heutigen Tag nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Ehrenberg [SPD] sowie weitere Zurufe 

von der SPD) 

Es gibt — das ist zuzugeben, das haben Sie ja 
auch in Ihrer Sammlung fein säuberlich zusammen-
getragen — eine Reihe von verschiedenen Rechts-
ansichten. Aber Rechtsansichten schaffen kein Recht. 
Wir gehen aus von den Rechtsquellen, und die Bun-
desregierung hat in einem bis in die 60er Jahre hin-
ein gültigen Rechtsgutachten die hier von mir ange-
führte Rechtsansicht sehr eindeutig vorgetragen, 
auch wenn es innerhalb der Bundesregierung gele

-

gentlich zu Diskussionen über die Rechtssituation 
gekommen ist. Das ist bei Rechtssituationen üblich. 

(Zuruf von der SPD) 

Lassen Sie mich noch auf einen Einwand, der von 
Ihrer Seite immer kommt, der eigentlich ein glänzen-
des Argument der DDR darstellt, angehen. Sie ver-
treten den angeblichen völkerrechtlichen Rechts-
grundsatz, daß ständige Rechtsverletzungen letztlich 
zu Rechtsgrundsätzen werden könnten, wenn man 
dagegen keine Rechtsverwahrung einlegt. Einen sol-
chen Rechtsgrundsatz gibt es im Völkerrecht über-
haupt nicht, denn aus Rechtsverletzungen entsteht 
kein Recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn vorangegangene Bundesregierungen, um Kon-
flikten aus dem Weg zu gehen, Rechtsverletzungen 
gelegentlich toleriert haben, 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

indem verschiedentlich NVA-Boote auf der Elbe 
fahren durften, konnte daraus keine Rechtssituation 
derart entstehen, wie Sie sie behaupten. 

Nun komme ich noch zu dem, was Sie uns hier 
zumuten. 

(Zuruf von der SPD: Lassen Sie es doch 
bleiben!) 

Im Grunde ist die Sache für Sie längst entschieden. 
Sie haben uns auch in Ihre Verhandlungen über-
haupt nicht eingeweiht. Wir sind durch Protokoll-
notizen darauf aufmerksam geworden, die in der 
Presse veröffentlicht worden sind. Sie werden uns 
zugestehen, daß wir mit großer Vorsicht und Zu-
rückhaltung diese Dinge hier im Parlament ange-
sprochen haben. 

(Lachen und Zurufe der SPD) 

Sie waren aber unbelehrbar. Jetzt haben Sie zwar 
große Anstrengungen unternommen; denn etwa 800 
Seiten zusammenzustellen bedeutet fürwahr eine 
große Fleißarbeit. Aber ich habe bei dieser Bundes-
regierung noch nie eine Anstrengung in diesem 
Ausmaß zur Unterstützung der eigenen Rechtsposi-
tionen erlebt, wie sie sie für die Unterstützung der 
Rechtspositionen der DDR unternommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lebhafte Zu-
rufe von der SPD: Unerhört! — Typische 
Verleumdung! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Sicherer machen Sie im Grunde gar nichts. Denn 
auch dieses neue Abkommen, dieser Vertrag über 
den Binnenschiffsverkehr auf der Elbe, zeigt, daß 
Sie auch in diesen Verhandlungen Fakten schaffen, 
die Ihnen überhaupt keine andere Möglichkeit mehr 
lassen, als auf die rechtlichen Forderungen der DDR 
einzugehen. 

Sie haben damit — lassen Sie mich das jetzt noch 
abschließend sagen — 

(Lebhafte Bravo-Rufe bei der SPD) 

zu irgendeiner Sicherung der Elbe oder der Rechts-
position Berlins überhaupt keinen Beitrag gelei-
stet; im Gegenteil, Sie erreichen durch dieses Ab- 
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Dr. Abelein 
kommen nicht, daß etwa der Schießbefehl besei-
tigt oder auch nur eingeschränkt wird, sondern Sie 
schaffen jetzt die Möglichkeit, daß auch noch auf 
der Elbe geschossen wird. Und das machen wir 
Ihnen zum Vorwurf. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Lei

-

der wahr!) 

Es gibt überhaupt keine rechtlichen Garantien oder 
auch nur Ansätze in den Verhandlungen, daß Sie 
diesen Bedenken Rechnung getragen hätten. Das 
verstehen wir unter anderem unter nationalem In-
teresse, 

(Zurufe von der SPD) 

ohne hier den ungeheuren Vorwurf zu machen, den 
Sie der Opposition gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Im Hinblick auf Berlin leistet dieses Abkommen 
über die Schiffahrt einen weiteren Beitrag für eine 
Schaffung einer sogenannten Grauzone. Sie haben 
weder eine Berlin-Klausel in dem Abkommen über 
den Binnenschiffsverkehr auf der Elbe, noch haben 
Sie irgendwelche ausdrücklichen Garantien vertrag-
licher, rechtlich verbindlicher Art dafür, daß der 
Schiffsverkehr für die Berliner Schiffe in einem 
Sinne geregelt wird, der unseren Rechtsauffassun-
gen entspricht. Mit diesem Vertrag und den Ver-
handlungen leisten Sie einen Beitrag, 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Er spricht immer die 
CDU an!) 

der die Tendenz der Sowjetunion, West-Berlin in 
die Richtung einer selbständigen dritten politischen 
Einheit zu drängen, unterstützt, aber nicht das Ge-
genteil, das Sie eigentlich anstreben müßten. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie mich abschließend von unserer Seite 
sagen: Dieses Abkommen wird ja in jedem Fall 
zur Ratifizierung vor den Bundestag kommen. Wir 
werden diesem Abkommen niemals zustimmen. 

Wenn Sie hier sagen — das soll nun mein letzter 
Satz werden —, die Grenzkommission habe ja gar 
nicht das Recht, die Grenze festzulegen, und des-
wegen tue sie es auch nicht, dann ist das gerade 
das, was Sie uns vorwerfen, nämlich eine Vernebe-
lung der tatsächlichen Situation, ganz abgesehen 
davon, daß es ausgesprochen unlogisch ist; es ist 
der typische Fall einer Morgensternschen Logik. Die 
Grenzkommission handelt, wenn sie dieser Grenz-
linie zustimmt, eindeutig rechtswidrig, und heute 
wird, wenn Sie diese Dinge machen, nicht die letzte 
Gelegenheit im Bundestag sein, daß wir darüber 
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Arndt (Hamburg). 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde 
mich nicht zu dem Stil und zu manchem Wort, das 

hier in der letzten halben Stunde gefallen ist, ver-
steigen, 

(Beifall bei der SPD — Reddemann (CDU/ 
CSU) : Was haben Sie denn gegen Mai

-

hofer?) 

denn, meine Damen und Herren, die Mitglieder die-
ses Hauses sind zuerst einmal den Deutschen in 
diesem Lande verpflichtet, sachlich zu den Proble-
men Stellung zu nehmen, die auf der Tagesordnung 
stehen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Deswegen werde ich dies als den Beginn meiner 
Ausführungen nehmen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das gilt vor 
allem für Ihren Fraktionsvorsitzenden, Herr 
Arndt! — Gegenruf von der SPD: Fassen 

Sie sich an die eigene Nase!) 

Welches sind die Fakten? Faktum ist, daß die 
Grenzkommission durch den Vertrag mit der DDR 
mit der Aufgabe eingesetzt worden ist, die Grenze 
festzustellen, d. h. nicht über eine Grenze zu ver-
handeln, nicht eine Grenze auszuhandeln, sondern 
deklaratorisch festzustellen, was ist, nicht etwas neu 
zu schaffen. Dieses ist das Faktum. 

Zweitens ist noch nichts fertig, die Grenzverhand-
lungen sind noch nicht abgeschlossen. Wir befinden 
uns mitten darin, daß sich die Angehörigen dieser 
Kommission bemühen, festzustellen: Was ist 
Grenze? Mitten in diesem Vorgang sind wir. 

Ich will es mir an dieser Stelle versagen, darzu-
legen, was allein die Tatsache einer solchen De-
batte, wie sie hier geführt worden ist und wie sie 
noch schlimmer — wenn das möglich ist — draußen 
im Lande, insbesondere in den Gemeinden an der 
Elbe, geführt worden ist, für die Wahrnehmung un-
serer Interessen, der Interessen dieses Landes, in 
dieser Kommission bedeutet. 

Ich muß aber in diesem Zusammenhang weiter 
feststellen, daß es ein schlichtes Faktum ist, daß 
noch keine Opposition in diesem Hause in einem 
derartigen Umfang informiert und orientiert worden 
ist, wie es bei dieser Opposition in dieser Frage der 
Fall ist. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Alle Dokumente, die der Bundesregierung zur Ver-
fügung standen, hat die Opposition gesehen. Sie hat 
sogar den jeweiligen Stand durch die Texte der 
Verträge in geheimen Sitzungen bekommen, sie hat 
also einen Einblick in den Wortlaut in den jewei-
ligen Phasen der Entwicklung gehabt. 

Meine Damen und Herren, die sozialdemokra-
tische Fraktion hätte sich glücklich geschätzt, wenn 
sie in den ersten 20 Jahren dieses Hauses nur einen 
Bruchteil der Informationen dieser Art über inter-
nationale Verträge bekommen hätte, die das Schick-
sal dieses Landes bestimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Dr. Arndt, gestatten Sie eine Zwischenfrage? — 
Bitte! 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Arndt, 
können Sie bestreiten, daß den Mitgliedern des In-
nerdeutschen Ausschusses bis zur Stunde über den 
tatsächlichen Verhandlungsstand innerhalb der 
Grenzkommission noch nicht die kleinste Zeile von 
einer Mitteilung gemacht worden ist? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Ja, das muß ich in 
der Tat mit großem Nachdruck bestreiten. Ich habe 
nämlich selbst — und zwar häufiger als Sie — an 
den Verhandlungen des Innerdeutschen Ausschusses 
teilgenommen 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

und habe dort erlebt, daß die Einzelheiten nach dem 
jeweiligen Stand der Verhandlungen in der Tat mit-
geteilt worden sind. Niemand kann das ernsthaft be-
streiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich hatte Ihnen zuge-
sagt, daß ich hier zunächst einmal einige Fakten zu-
rechtrücken wollte. Ich will damit fortfahren. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Keine Silbe 
wissen wir über die Verhandlungen und 

ihren Stand!) 

Es ist unzutreffend, wenn der Herr Abgeordnete Abe-
lein behauptet, daß das Elbe-Verkehrsabkommen, 
das von dem bereits abgeschlossenen Verkehrsver-
trag zu unterscheiden ist, das zur Zeit in der Arbeit 
ist, keine Berlin-Regelung vorsehe. Selbstverständ-
lich werden wir auch dieses Abkommen, wie dies 
allgemeine Politik dieser Koalition und der Bundes-
regierung ist, nur mit einer entsprechenden Berlin-
Klausel abschließen. Dies ist im Ausschuß mit aller 
Deutlichkeit gesagt worden. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Das ist Ihre Pflicht! 
Das sagt das Verfassungsgericht!) 

Ich will es hier noch einmal wiederholen, damit diese 
falsche Behauptung nicht im Raum stehenbleibt. 

Herr Kollege Abelein, Sie wissen auch — dies ist 
der allgemeinen Öffentlichkeit durch die Behandlung 
in der Fragestunde bekanntgeworden —, daß der ge-
genwärtige Stand der Verhandlungen über diesen 
Vertrag so ist, daß zahlreiche Passagen und Artikel 
dieses Vertrages erst in der Form von Punkten dar-
gestellt werden können. Sie aber wissen schon heu-
te, daß Sie diesem Vertrag nie zustimmen werden!? 
Meine Damen und Herren, ist es mit Ihrer Verant-
tung für dieses Land in Einklang zu bringen, wenn 
Sie über einen Vertrag, dessen Text überhaupt noch 
nicht feststeht, sagen, Sie würden ihm nie zustim-
men? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Die Erfahrung lehrt 
leider, daß die Verträge nicht besser, son- 
dern schlechter werden, je näher wir auf die 

Unterschrift zugehen!) 

Im übrigen, meine Damen Herren, muß hier eines 
auch noch mit aller Deutlichkeit festgestellt werden. 
Der Elbe-Verkehrsvertrag ist nicht geeignet, Grenz-
feststellungen zu präjudizieren, wie hier von Ihnen 

vielfach behauptet oder befürchtet worden ist. Die 
Bundesregierung hat auch hier eine ganz eindeutige 
Erklärung abgegeben, nämlich eine dahin gehende 
Erklärung, daß der Elbe-Verkehrsvertrag vor der 
Grenzfeststellung — nicht den Grenzverhandlungen 
— nicht abgeschlossen wird. Warum nehmen Sie all 
diese Erklärungen einfach nicht zur Kenntnis? War-
um tun Sie so, als werde dies nicht gesagt? Vielleicht 
nur, damit Sie draußen in Versammlungen etwas 
zitieren können? Ich glaube, dies entspricht nicht der 
Verantwortung, die wir tragen. 

Meine Damen und Herren, als nächstes möchte ich 
nun auf das hier immer wieder zitierte Gutachten 
von Professor Dr. Dietrich Rauschning eingehen. 
Gestatten Sie mir dazu zunächst eine persönliche 
Zwischenbemerkung. Ich bin ein alter Studienkol-
lege von Herrn Rauschning. Wir haben gemeinsam 
studiert. Ich bin Herrn Rauschning seit einigen 
Wochen zudem persönlich besonders verpflichtet, 
weil er in einer Massenversammlung der Göttinger 
Universität, als etwa 200 Kommunisten den Herrn 
Kollegen Klein, den niedersächsischen Innenmini-
ster Gross und mich zu verprügeln versuchten, mich 
zusammen mit seinen Söhnen körperlich geschützt 
hat. 

Aber dies alles — meine alte Kollegialität und 
jene persönlich sehr ehrenwerte Haltung von Herrn 
Rauschning — kann mich nicht daran hindern, mich 
jetzt hier mit diesem Gutachten auseinanderzusetzen. 
Ich muß mit großem Nachdruck darauf hinweisen, 
daß dieses Gutachten zahlreiche tatsächliche Irr-
tümer aufweist, bis hin zu solchen, nur aus der 
Schnelligkeit seiner Herstellung erklärbaren Irr-
tümern wie etwa dem Irrtum, daß — so wird dort 
gesagt — die Grenze der sowjetischen Besatzungs-
zone an der Westgrenze der Provinz Hannover liege. 
Die DDR reichte dann heute etwa bis Bremen. Sie 
können das nachlesen, wenn Sie es nicht glauben, 
Herr Schröder. Dies ist nur ein Beispiel von vielen 
Beispielen von tatsächlichen Irrtümern, die sich in 
diesem Gutachten befinden. Außerdem wird auf 
Seite 13 des Gutachtens selbst darauf hingewiesen, 
auf welche Quellen es sich stützt. Es heißt dort 
— ich darf mit Genehmigung der Frau Präsidentin 
zitieren —: 

Dieser Sachverhalt 

— also dieses Gutachten — 

ist auf Grund von Quellen zusammengestellt, 
die in der Öffentlichkeit bekanntgeworden sind. 
Sie sind im einzelnen publiziert in Zeitungs-
berichten des letzten Jahres oder in Protokollen 
der Plenarsitzungen des Deutschen Bundestages. 

(Dr. Schweitzer [SPD]: Hört! Hört!) 

Das sind also die „wissenschaftlichen Quellen" die-
ses Gutachtens, das hier vorhin so hochgelobt wor-
den ist. Wir machen Herrn Rauschning sicherlich 
keinen Vorwurf daraus, daß er andere Quellen nicht 
zur Verfügung hatte. Bloß, Sie sollten sich über-
legen, ob Sie in dieser Frage ein ausdrücklich und 
ausschließlich auf solche Quellen gestütztes Gut-
achten hier ernsthaft in die Debatte einführen kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Wittmann (München) ? 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Ja, aber vorhin ist 
die Uhr auch weitergelaufen, Frau Präsidentin. Ich 
bitte, mir das abzuziehen. 

Präsident Frau Renger: Ja. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Bitte sehr! 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr Arndt, 
warum haben Sie dann eine Beschlußempfehlung im 
Rechtsausschuß verhindert, wonach diesem Gutach-
ter die Unterlagen hätten zur Verfügung gestellt 
werden sollen? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Das kann ich Ihnen 
sagen: Wir haben sie nicht verhindert, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was denn?) 

sondern wir haben diesen überflüssigen Antrag des-
wegen abgelehnt, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

weil der Herr Bundesminister des Innern dem Gut-
achter bereits zugesagt hatte, ihm dieses Gutachten 
zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Schröder [Lü

-

neburg] [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Jetzt möchte ich einmal zum Ende kommen. Ich 
habe zahlreiche Zwischenfragen zugelassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber sich dann 
hier hinstellen und das Gutachten mies

-

machen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU und Gegenrufe von der SPD) 

Ich habe außerdem die Pflicht, an dieser Stelle 
darauf hinzuweisen, daß das Gutachten Teile ent-
hält, die Sie sich doch wohl nicht zu eigen machen 
können. Denn, meine Damen und Herren, es gibt 
Teile in diesem Gutachten, die, wenn sie richtig wä-
ren, unsere Position in Berlin in erheblichem Maße 
gefährden würden. Das kann nicht der Sinn eines 
Gutachtens sein, das man aus politischen Gründen 
anfordert und sich dann zu eigen macht. Ich kann 
und will an dieser Stelle nur so unbestimmt davor 
warnen, bitte aber Ihre Verfassungsrechts- und Völ-
kerrechtsexperten, das unter genau diesem Gesichts-
punkt zu prüfen. Wir können nicht in einem solchen 
politischen Streit, mag er noch so heiß geführt wer-
den, die rechtlichen Argumente so wählen, daß sie 
unsere Position an einem Nahtpunkt des deutschen 
Schicksals, nämlich in Berlin, unterminieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Das ist doch eine 
Unterstellung, Herr Arndt! Woraus leiten 

Sie das denn her?) 

— Herr Kollege, ich bin gerne bereit, Ihnen die 
Stelle zu zeigen. Aber ich bin nicht bereit, sie zum 

Nutzen der DDR im Protokoll des Deutschen Bundes-
tages erscheinen zu lassen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU] : Aber die Behaup-
tung setzen Sie hier in die Welt! Die DDR 

kann doch auch lesen!) 

Meine Damen und Herren, ich muß noch, ehe ich 
zum Schluß komme, auf einen sehr eklatanten Wi-
derspruch in der Argumentation des Herrn Kollegen 
Schröder hinweisen. Er hat hier gesagt, er habe der 
Zeitung Informationen entnommen — ich will hier 
nicht untersuchen, ob es wirklich eine Zeitung oder 
nicht etwas anderes war —, nach denen die Bundes-
regierung bereit sei, die DDR aus ihrer Pflicht aus 
Art. 23 des Verkehrsvertrages zu entlassen, und er 
hat hinzugefügt: Dies ist doch gerade die Grundlage, 
auf die wir uns stützen. — Wenn das die Grundlage 
ist, dann steht dies im Widerspruch zu Ihrer gesam-
ten bisherigen Argumentation, die dahin ging, daß 
die Bundesrepublik nicht erst seit zwei Jahren exi-
stierende vertragliche Rechte, sondern ursprüngliche 
was nun die Rechtsgrundlage sein soll, 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Das ist 
Verdrehung!) 

Sie müssen sich also in Zukunft genau überlegen, 
was nun die Rechtsgrundlage sein soll. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Ich habe 
gesagt, das sei au ch eine Rechtsgrund-
lage! Sie drehen mir ja das Wort im Mund 

herum!) 

auf Grund derer wir hier argumentieren. Das muß 
man sich sehr genau überlegen. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Das ist ja 
Rabulistik!) 

Ich will, ehe ich zum Schluß komme, noch ein 
Wort zum Stil und zur Art dieser Debatte sagen. 
Ich meine, dieses Haus ist kein Pensionat für höhere 
Töchter. Dieses Haus bedarf der leidenschaftlichen 
Auseinandersetzung, wenn es um die Schicksals-
fragen des Landes geht. Aber ich bin nicht in der 
Lage, mich mit mir zur Verfügung stehenden und 
parlamentarisch gebräuchlichen Worten mit dem 
auseinanderzusetzen, was Herr Abelein am heutigen 
Abend geäußert und geboten hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will es mir deswegen versagen, darauf auch nur 
ein Wort zu verschwenden denn ich fürchte, mir 
dadurch den Mund schmutzig zu machen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU — 
[Reddemann] [CDU/CSU] : Müssen Sie 
schmutzige Gedanken haben, daß Sie fürch-
ten, sich mit Worten den Mund schmutzig 

zu machen!) 

Meine Damen und Herren, leider ist dies kein 
Einzelfall gewesen. Herr Schröder hat hier wieder 
die Haltung der Sozialdemokraten als Verständnis 
für die andere Seite dargestellt. Herr Wittmann 
konnte es sich nicht verkneifen zu fragen, ob wir 
die Politik der SED und nicht der SPD betrieben. 
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Meine Damen und Herren, ich habe mich schon neu-
lich in der Fragestunde gezwungen gesehen, mich 
mit Nachdruck dagegen zu wenden, daß wir, die 
wir hier nach bestem Wissen und Gewissen die 
Interessen dieses Landes wahrnehmen und uns dar-
in von niemandem übertreffen lassen, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das tun Sie 
aber nicht, wenn Sie davon reden, daß die 

DDR dort Hoheitsrechte hat!) 

als intellektuelle Landesverräter hingestellt wer-
den. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir werden uns das von Ihnen nicht bieten lassen. 
Wir wissen, daß wir auf Grund unserer Wahl in 
voller Verantwortung unsere Aufgaben hier wahr-
nehmen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Dann handeln Sie 
danach!) 

Ich darf es dennoch nicht versäumen, diese An-
würfe mit allem Nachdruck zurückzuweisen. Ich 
fürchte, daß die jeweils amtierenden Präsidenten, 
wenn sie das Protokoll durchsehen werden, leider 
Gottes noch manchen Ordnungsruf zusätzlich wer-
den erteilen müssen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Zurückwei

-

sen genügt nicht! Sie müssen auch so han

-

deln! Mit Zurückweisen ist gar nichts ge

-

tan!) 

Meine Damen und Herren, zum Schluß: Ich habe 
den mich sehr bestürzenden Eindruck, daß es gar 
nicht das Ziel dieser Debatte ist, die Rechtslage zu 
klären. Sie wissen ganz genau, daß wir in schwie-
rigen Verhandlungen mit der DDR stehen und daß 
wir diese schwierige Lage hier nicht im einzelnen 
auf dem offenen Markt darlegen können. Das wis-
sen Sie ganz genau. Dennoch machen Sie eine Ver-
anstaltung dieser Art nach der anderen, von der 
Fragestunde über die Aktuelle Stunde bis zu dieser 
Debatte. Sie werden selber vor der Geschichte und 
vor unserem Volk entscheiden müssen, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Lassen. Sie 
die pathetischen Töne, sondern handeln Sie 

lieber so!) 

ob dieses die Verantwortung ist, die Sie wahr-
nehmen müssen. Ihr Ziel — das ist mein Schluß aus 
dieser Beobachtung — ist es gar nicht, die Rechts-
lage zu klären, Ihr Ziel ist es, diese Bundesregie-
rung madig zu machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Sie ist schon madig! — 
Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sie macht sich 

selber madig!) 

Sie wollen Wundstellen offenhalten. Die ganze Rich-
tung der Ostpolitik paßt Ihnen nicht, und da neh-
men Sie ohne Verantwortung jede Möglichkeit 
wahr, hier ohne Rücksicht auf die Interessen dieses 
Landes, 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Herr Arndt, Sont

-

hofen fehlt jetzt noch!) 

ohne Rücksicht auf die Menschen eine solche Propa

-

gandaschau abzuziehen. Es geht nämlich um die 

Menschen, die an der Elbe leben. Es geht um dieses 
Land. Es geht darum, dort eine Gebrauchsgrenze zu 
schaffen, 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Eine Gebrauchs-
grenze? — Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Es 
geht darum, die richtige Grenze zu markie-

ren!) 

die wirklich für die Menschen die freie Betätigung 
auf diesem Fluß garantiert. Dieses Ziel aber, die 
wirklichen Interessen der Menschen, tritt bei Ihnen 
völlig in den Hintergrund. Das ist es, was mich so 
erschüttert. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Schon wie-
der eine solche Unverschämtheit, Herr 
Arndt! — Weiter Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns daran 
arbeiten, daß wir den Interessen der Menschen die-
nen und nicht solche Veranstaltungen wie heute 
abend durchführen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Sie 
verschaukeln doch die Menschen an der 
Elbe! — Pfeffermann [CDU/CSU]: Quo va-
dis, Arndt: Gebrauchsgrenze?! — Schröder 
[Lüneburg] [CDU/CSU] : Die machen nicht 
einmal einen Verkauf, sondern eine Ver-

schenkung!) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Arndt, 
Sie machten in den ersten Sätzen Ihrer Ausführun-
gen den Eindruck, als wollten Sie hier sachlich noch 
etwas zur Diskussion beitragen. 

(Zurufe von der SPD) 

In den letzten Sätzen haben Sie genau das Gegen-
teil dessen getan: Sie sind in einen miserablen Stil 
zurückgefallen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Sie haben es nötig!) 

Mehr noch: Ich glaube, Herr Bundesminister Mai-
hofer, es wäre eine Selbstverständlichkeit gewesen, 
nachdem Sie hier den ungeheuerlichen Vorwurf des 
nationalen Schindluders geäußert haben, sich dafür 
bei der Opposition sofort zu entschuldigen. Das er-
warten wir von Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD — Konrad [SPD] : Sie sind alle gleich, 
von Abelein bis Wrangel! — Weitere Zu-

rufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren von der SPD, daß 
Sie hier noch Beifall klatschen, das wundert mich 
besonders. Und wenn der Kollege Arndt dann noch 
von Schaustellung spricht, kann ich nur sagen: In 
der Tat ist der größte Teil der Ostpolitik dieser Re- 
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gierung eine Schaustellung gewesen, um innenpoli-
tische Erfolgsbilanzen zu erhalten; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wir haben es oft gesagt: in der Anlage eben falsch. 

Herr Kollege Arndt, wenn Sie sagen, unsere Inter-
ventionen in diesem Hohen Hause, die Fragestunden 
und alle unsere Einlassungen — auch unser Ent-
schließungsantrag — seien den Verhandlungen der 
Bundesregierung abträglich, so frage ich mich: Was 
ist denn eigentlich in dieser Frage los? Ist es nicht 
gerade für den Standpunkt der Bundesrepublik 
Deutschland dringend notwendig, daß dieses Parla-
ment versucht, einen klaren Rechtsstandpunkt in 
einer solchen Frage zu finden? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Arndt, Sie sind ja ein Jurist 

(Zuruf von der SPD: Ein guter!) 

— ja, gut — und wissen sehr gut: Wenn ich mehr 
als 50 % der Rechtsquellen — Herr Kollege Arndt, 
würden Sie netterweise zuhören — 

(Zurufe von der SPD) 

auf meiner Seite habe, ist doch klar, daß ich dies 
einbringe. Das ist nicht eine Frage der Rechts-
abwägung, sondern eine eminent politische Frage, 
und die muß ich mir doch zu eigen machen. Das ist 
doch das Problem, um das es geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie oft haben wir hier immer wieder gesagt: 
Nicht das eine oder andere Argument muß heran-
gezogen werden, sondern wir wollen wissen, welche 
Argumente für die Arbeit der Grenzkommission 
relevant sind. Dies ist doch entscheidend. 

(Zuruf des Abg. Schröder [Lüneburg] [CDU/ 
CSU]) 

Meine Damen und Herren, ich darf auch noch fol-
gendes sagen. Bei allem Abwägen und durch noch 
so sorgfältige Diskussionen wird doch durch das, 
was Sie hier wollen, die rechtliche Wilderei der DDR 
an der Elbe nicht beseitigt, wird die Elbe nicht siche-
rer gemacht. 

Herr Arndt, Sie haben des weiteren vom Elbe-
Schiffahrtsabkommen gesprochen. Würden Sie mir 
nicht zustimmen, wenn ich, eingehend auf den Proto-
kollvermerk zu Art. 23, sage, daß die Bundesregie-
rung im Jahre 1972 durch den Verkehrsvertrag, dem 
wir zugestimmt haben, die ganze Elbe als Hoheits-
gebiet der Bundesrepublik Deutschland anerkannt 
hat? Was hat sich denn eigentlich geändert? 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Nichts!) 

Das ist hier nicht gesagt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jäger [Wan

-

gen] [CDU/CSU] : Nur die Pressionen der 
DDR haben sich verstärkt!) 

Meine Damen und Herren, man kann natürlich 
auch zu Recht die Frage stellen: Was soll denn, Herr 
Bundesminister Maihofer, gerade durch das, was Sie 

hier gesagt haben, sicherer und besser werden, wenn 
die Grenze in die Mitte der Elbe gelegt wird? 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Wer will denn 
das bloß!) 

Denn im Grunde genommen fahren ja die NVA- 
Boote auch weiterhin auf die westliche Seite. Was 
wird sicherer gemacht? 

Hier wird im Grunde genommen doch nichts ande-
res getan, als die eigene Verhandlungsposition de-
montiert, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und dies ist doch gerade, wenn ich den Gesamt-
aspekt der innerdeutschen Verhandlungen betrachte, 
eine höchst gefährliche Sache. 

Dann, meine Damen und Herren, wundern Sie sich 
darüber, daß wir hier sehr klar sagen müssen, daß 
die Anmaßungen der DDR, wie wir sie erleben, nun 
auf einmal mit dem Argument legalisiert werden, 
alles würde sicherer und besser! Das kann doch wohl 
nicht Ihr Ernst sein, meine verehrten Damen und 
Herren von der Koalition. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Der Frieden sollte 
auch schon einmal sicherer werden! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Das ist geistige Ver

-

dummung!) 

Der Berichterstatter des Innenausschusses hat hier 
interessanterweise gesagt — wie wir dies ja auch 
alle wissen und behaupten —, die Grenzkommission 
habe nicht das Recht, die Grenze zu verlegen. Meine 
Damen und Herren, wenn dies so ist — und dem 
stimmen wir zu —, dann möchte ich nur sagen, Herr 
Bundesminister Maihofer: Dann tun Sie das bitte 
auch nicht, verlegen Sie auch nicht die Grenze in die 
Mitte der Elbe! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will abschließend nur zwei Bemerkungen 
machen. Durch diese Art der Auseinandersetzung 

(Zuruf von der SPD: Sie meinen Herrn 
Abelein?) 

und der Herabsetzung von engagierten Beiträgen 
von Kollegen meiner Fraktion 

(Zurufe von der SPD) 

schwächen Sie doch im Grunde genommen nicht nur 
die Verhandlungsposition einer Regierung — das 
tun Sie sowieso, meine Damen und Herren —, 
sondern Sie tragen eben durch Ihr Verhalten auch 
dazu bei, daß dieses Parlament in seiner Kontroll-
funktion absolut demontiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Abelein!) 

Da Sie bei der Überweisung dieses Antrags den 
Versuch machen, die deutschlandpolitische Diskus-
sion von der Deutschlandpolitik wegzubringen und 
immer weiter zur Erörterung von Fachfragen zu 
degradieren 

(Zuruf von der CDU/CSU: Innenpolitik!) 

— und zur Innenpolitik zu machen —, möchte ich 
Ihnen nur sagen: es wird allerhöchste Zeit, daß wir 
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Ihnen in diesem Hohen Hause sagen: wir werden 
bei jeder Gelegenheit den Stellenwert der Deutsch-
landpolitik anheben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Mit solchen Dingen, wie Sie dies eben versuchen, 
degradieren Sie natürlich diesen Stellenwert immer 
mehr. Ich frage mich: ist dies möglicherweise sehr 
bewußt geschehen? 

Allerletzte Bemerkung! Einige von uns haben 
eine Zeitlang gedacht, die Bundesregierung würde 
in diesen Fragen nach so viel Rückschlägen einen 
Lernprozeß durchmachen. Ich habe den Eindruck 
— und möchte dies im Namen meiner Freunde sa-
gen —: die Lernfähigkeit der Bundesregierung 
scheint doch wohl sehr begrenzt zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte hier keine Werturteile fällen. 
Aber die Beiträge der Sprecher der Opposition ha-
ben, wenn sie schon in der Sache nichts gefördert 
haben, vielleicht zu ihrer Selbstdemontage mehr 
beigetragen, als sie selber in diesem Augenblick 
wahrhaben möchten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Ihnen hat noch niemand — und schon gar in diesem 
Hause — das Recht bestritten, sich zu jedem Thema 
— und nicht zuletzt zu einem so schwierigen und 
ernsten Problem wie dem des Elbe-Bereichs — zu 
äußern. Der Herr Oppositionsführer, Herr Carstens, 
wird aus seiner Intimkenntnis ganz besonders um 
die Schwierigkeit der Problematik der Grenzfest-
legung wissen. Gerade deshalb mutet es wirklich 
merkwürdig und sehr überraschend an, wenn dann 
der Kollege Abelein hier den Satz einführt, die 
Opposition habe dieses Thema mit Vorsicht und 
Zurückhaltung behandelt und hier in die Debatten 
des Bundestages eingeführt. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich habe Sie, Herr Kollege Abelein, so humorvoll 
noch nie sprechen hören. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD) 

Aber es ist ein bitterer und bizarrer Humor. 

Welche Interessen werden hier vertreten? Die 
Frage von Ihnen, so polemisch, so unterstellend hier 
gefragt 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : So abeleinisch!) 

und an die Adresse der Bundesregierung gerichtet, 
kann, wie wir alle wissen, nur mit der Antwort be-
dacht werden: es werden die Interessen der Bundes-
republik auf der Grundlage des Rechts vertreten. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Da klingt es dann schon wieder seltsam, wenn 
Herr Kollege Schröder in seinem Debattenbeitrag 

sehr prononciert meint, auf der Basis welcher Doku

-

mente die Kommission ihre Entscheidung über die 
Grenzfestsetzung zu suchen habe und suche. Ich 
hoffe, wir gehen alle davon aus, daß alle Dokumente 
und alle Quellen zur Grundlage zu machen sind, 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Nein, 
sondern die, die unseren nationalen Inter

-

essen nutzen!) 

daß die Erforschung des Rechts, daß die Erforschung 
dessen, was von den zuständigen alliierten Stellen 
tatsächlich an Grenze vereinbart wurde, an Hand 
und auf Grund aller zur Verfügung stehenden und 
aussagekräftigen Dokumente zu erfolgen hat. Einer 
Manipulation, so meine ich, wollen wir uns doch 
auch in dieser Frage gewiß nicht schuldig machen. 
Das wird auch die Opposition der Bundesregierung 
nicht zumuten wollen. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Siehe 
vertrauliches Rechtsgutachten!) 

Meine Damen und Herren, die Aufgabe der Grenz-
kommission, die Grenze im Elbabschnitt festzulegen, 
läßt sich deshalb gewiß nicht durch Mehrheitsent-
scheidungen lösen, auch nicht durch Mehrheitsent-
scheidungen dieses Parlaments. Aber es darf in die-
sem Parlament sehr wohl das Bemühen unterstützt 
werden, in einem für uns optimalen Sinne und in 
einer die Interessen der Bevölkerung wahrenden 
Richtung die Lösung zu suchen und dazu jene 
Rechtsauffassungen zu vertreten und an jenen 
Rechtsauffassungen festzuhalten, die wir bislang 
kontinuierlich dazu miteinander vorgetragen haben. 

Aber die zu fällende und letztlich zu treffende 
Entscheidung muß doch losgelöst von diesen Auf-
fassungen nach den hier vorliegenden Quellen und 
nach dem getroffen werden, was tatsächlich Recht 
ist und Recht bleibt. 

Meine Damen und Herren, die Opposition kann, 
so glaube ich, doch in der Tat unbesorgt sein und 
müßte unbesorgt sein können. Denn daß die Bundes-
regierung, wie Sie hier der Öffentlichkeit weisma-
chen wollen, in der Lage wäre, durch die Grenzkom-
mission rechtswidrig Land der Bundesrepublik an 
die DDR abzutreten, ist doch nicht richtig, denn das 
würde das Bundesverfassungsgericht verhindern, 
lieber Herr Kollege Schröder und meine Damen und 
Herren von der Opposition. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Erklären 
Sie doch einmal den Sinn des Gutachtens! 

Das ist ja Verrat!) 

Diese Bundesregierung wird sich nicht außerhalb des 
Rechts stellen 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Das hat 
sie schon!) 

und wird keine Entscheidung treffen, die rechts-
widrig ist. 

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU] : Nicht 
noch einmal!) 

Aber weil Sie das ganz genau wissen und weil Sie 
fürchten, 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Fürchten! 
Fürchten!) 
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daß die von Ihnen behauptete Rechtsposition so 
sicher eben doch nicht ist, versuchen Sie im Augen-
blick hiermit noch Ihre parteipolitische, polemische 
Politik zu machen. Damit degradieren Sie diesen 
Antrag zur reinen politischen Agitation. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße die Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß-
anträge auf Drucksache 7/3780. Wer dem Antrag 
des Ausschusses unter Ziffer 1 dieser Drucksache, 
den Antrag auf Drucksache 7/3278 abzulehnen, zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der An-
trag ist angenommen. 

Wir kommen zu Ziffer 2 des Ausschußantrages. 
Wer dem Antrag des Ausschusses auf Drucksache 
7/3780 unter Ziffer 2: 

a) Der Deutsche Bundestag ist nach den Dar-
legungen der Bundesregierung zu der 
Auffassung gekommen, daß die Sach- und 
Rechtslage an der Elbe für und durch die 

Gespräche in der Grenzkommission ge-
genüber dem bisherigen Zustand nicht 
verändert worden ist. 

b) Die Bundesregierung wird ersucht, ge-
meinsam mit dem Vertreter des Landes 
Niedersachsen in der Grenzkommission 
weiterhin darauf hinzuwirken, daß bei 
der Markierung der Grenze und der Ord-
nung der Grenzverhältnisse im Bereich 
der Elbe zwischen Lauenburg und Schnak-
kenburg die Rechte der Bundesrepublik 
Deutschland auf der Elbe und die Inter-
essen der Menschen in diesem Raum voll 
gewahrt werden. 

zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am 
Ende der heutigen Tagesordnung. Ich berufe die 
nächste Sitzung auf Freitag, den 20. Juni, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.06 Uhr) 
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Dr. Burgbacher * 20. 6. 
Dr. Corterier * 20. 6. 
van Delden 20. 6. 
Fellermaier * 20. 6. 
Flämig * 20. 6. 
Frehsee * 20. 6. 
Dr. Früh * 20. 6. 
Gerlach (Emsland) * 20. 6. 
Härzschel * 20. 6. 
Hansen 20. 6. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 20. 6. 
Kater 20. 6. 
Dr. Klepsch * 20. 6. 

*) Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
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Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Krall * 20. 6. 
Lange * 20.6. 
Lautenschlager * 20. 6. 
Lücker * 20. 6. 
Lutz 20. 6. 
Dr. Meinecke (Hamburg) 20. 6. 
Memmel * 20. 6. 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 20. 6. 
Müller (Mülheim) * 20. 6. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 20. 6. 
Frau Dr. Orth * 20.6. 
Picard 20. 6. 
Dr. Ritgen 20. 6. 
Frau Schimschok 20. 6. 
Frau Schleicher 20. 6. 
Schmidt (München) * 20. 6. 
Dr. Schneider 20. 6. 
Frau Schroeder (Detmold) 20. 6. 
Dr. Schulz (Berlin) * 20. 6. 
Schwabe * 20. 6. 
Dr. Schwörer * 20. 6. 
Seefeld * 20. 6. 
Spranger 20. 6. 
Springorum * 20. 6. 
Dr. Starke (Franken) * 20. 6. 
Suck * 20. 6. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 20. 6. 
Walkhoff * 20. 6. 
Walther 20. 6. 
Frau Dr. Walz * 20. 6. 
Dr. Zimmermann 20. 6. 
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